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Wohngebäudeversicherung 
Informationsblatt zu Versicherungsprodukten  

 

Unternehmen: Interlloyd Versicherungs-AG 
  

Produkte: Wohngebäude- und Gebäude-Glasversiche-
rung 

 

Dieses Informationsblatt ist ein kurzer Überblick. Es ist daher nicht vollständig. Die vollständigen Informationen finden 
Sie in den Vertragsunterlagen (Versicherungsantrag, Versicherungsschein und Versicherungsbedingungen).  
Damit Sie umfassend informiert sind, lesen Sie bitte alle Unterlagen durch. 
 

Um welche Art von Versicherung handelt es sich? 
Wir bieten Ihnen eine Wohngebäude- und Glasbruchversicherung an. Diese schützt Sie vor den finanziellen Folgen von Sach-
schäden an Ihrem Gebäude.  

 

 
Was ist versichert? 

Sie können zwischen verschiedenen Versicherungen 
wählen: 

Wohngebäudeversicherung 

 Versichert sind Ihr Gebäude, das Gebäudezube-
hör, die Gebäudebestandteile und unmittelbar an 
das Gebäude anschließende Terrassen, die be-
schädigt oder zerstört werden oder infolge eines 
Versicherungsfalls abhandenkommen. 

Glasbruchversicherung – soweit vereinbart 

 Versichert sind zum Beispiel eingesetzte Scheiben.  
 
Welche Gefahren sind versichert? 

Wohngebäudeversicherung 

 Brand, Blitzschlag, Explosion, Implosion, Anprall 
oder Absturz eines Luftfahrzeugs.  

 Leitungswasser. 

 Naturgefahren wie Sturm, Hagel. 

 Soweit zusätzlich vereinbart: 

 Weitere Naturgefahren wie zum Beispiel Über-
schwemmung, Rückstau, Erdbeben und Lawinen. 

Glasbruchversicherung 

 Schäden durch Bruch (Zerbrechen). 
 
Welche Schäden sind versichert? 

 Versichert sind Schäden durch Zerstörung,  
Beschädigung oder Abhandenkommen der versi-
cherten Sachen infolge eines Versicherungsfalls. 

 
Welche Kosten sind versichert? 

 Versichert sind die in den Vertragsunterlagen ge-
nannten Kosten.  

 
Wie hoch sind die Entschädigungsgrenzen oder 
die Versicherungssummen? 

Wohngebäudeversicherung 

 Im Einheitenmodell entnehmen Sie Entschädi-
gungsgrenze dem Versicherungsschein. 

 Im Summenmodell muss die vereinbarte Versi-
cherungssumme dem Versicherungswert ent-
sprechen, damit Ihnen keine Nachteile bei der 
Entschädigungsberechnung entstehen. 

 Für die mitversicherten Kosten gelten gesonderte 
Höchstersatzsummen. 

Glasbruchversicherung 

 Wir erstatten die Aufwendungen für den Ersatz 
der mitversicherten Sachen bis zur vereinbaren 
Entschädigungsgrenze.  

 
 

Was ist nicht versichert? 

Bestimmte Sachen sind nicht versichert. Dazu gehö-
ren zum Beispiel: 

Wohngebäudeversicherung 
x alle vom Wohnungseigentümer oder Mieter nach-

träglich eingefügte – nicht aber ausgetauschte – 
Sachen, die diese auf ihre Kosten angeschafft 
haben und dafür die Gefahr tragen. 

x Photovoltaikanlagen nebst zugehörigen Installati-
onen, soweit nicht ausdrücklich vereinbart. 

Glasbruchversicherung 
x Hohlgläser; optische Gläser, Glas von Photovol-

taikanlagen, Geschirr, Beleuchtungskörper und 
Handspiegel. 

x Scheiben und Platten aus Glas oder Kunststoff als 
Bestandteil elektronischer Daten-, Ton-, Bildwie-
dergabe- und Kommunikationsgeräte wie zum Bei-
spiel Bildschirme von Fernseher und Computer. 

 
Wenn Sie eine Selbstbeteiligung vereinbart haben, ist 
diese bei jedem Versicherungsfall zu berücksichtigen. 

    

    

  
 

Gibt es Deckungsbeschränkungen? 

Es gibt eine Reihe von Fällen, in denen der Versi-
cherungsschutz eingeschränkt sein kann. Vom Ver-
sicherungsschutz ausgeschlossen sind zum Beispiel 
Schäden in Folge: 

!  Krieg. 

!  Kernenergie. 

!  Schwamm. 

!  Sturmflut. 

!  Vorsatz. 

Glasbruchversicherung 
Zusätzlich ausgeschlossen sind zum Beispiel: 

!  Beschädigungen von Oberflächen oder Kanten 
wie zum Beispiel Schrammen und Muschelaus-
brüche. 

! Schäden infolge Undichtigkeiten bei den Rand-
verbindungen von Mehrscheiben-Isoliergläser. 
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Wo bin ich versichert? 
Sie haben Versicherungsschutz für den im Versicherungsschein bezeichneten Versicherungsort.  

 

 
Welche Verpflichtungen habe ich? 
Es bestehen zum Beispiel folgende Verpflichtungen: 

− Sie müssen alle Fragen im Antragsformular wahrheitsgemäß und vollständig beantworten, auch die Fragen zu 
früheren Wohngebäudeverträgen und früheren Versicherungsfällen 

− Sprechen Sie uns bitte an, wenn Ihre Angaben zum Versicherungsantrag oder zum Vertrag geändert werden müs-
sen.  

− Im Versicherungsfall müssen Sie uns vollständige und wahrheitsgemäße Informationen geben. 

 

 
Wann und wie zahle ich?  
Den ersten Beitrag müssen Sie spätestens zwei Wochen nach Erhalt des Versicherungsscheins zahlen. Wann Sie die 
weiteren Beiträge zahlen müssen, ist im Versicherungsschein genannt. Je nach Vereinbarung zwischen uns kann das 
monatlich, vierteljährlich, halbjährlich oder jährlich sein. Sie können uns den Beitrag überweisen oder uns ermächtigen, 
den Beitrag von Ihrem Konto einzuziehen. Bitte beachten Sie, dass eine monatliche Zahlweise nur möglich ist, wenn 
wir den Beitrag von ihrem Konto abbuchen. 

 

 
Wann beginnt und endet die Deckung? 
Der Versicherungsschutz beginnt zu dem im Versicherungsschein angegebenen Zeitpunkt. Voraussetzung ist, dass Sie 
den ersten Versicherungsbeitrag gezahlt haben.  

Die Versicherung gilt für den zunächst vereinbarten Zeitraum. Sie verlängert sich automatisch um jeweils ein weiteres 
Jahr (Verlängerungsjahr), außer Sie oder wir kündigen den Vertrag. 

 

 
Wie kann ich den Vertrag kündigen?  
− Sie können den Vertrag zum Ablauf der zunächst vereinbarten Vertragsdauer und zum Ablauf jedes Verlänge-

rungsjahres kündigen (das muss spätestens drei Monate vor dem Ende der Vertragsdauer geschehen).  

− Sie können den Vertrag auch nach Eintritt eines Schadenfalls vorzeitig kündigen. 
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Wichtige Mitteilung nach § 19 Abs. 5 VVG 

über die Folgen einer Verletzung der gesetzlichen Anzeigepflicht 
 
 
Sehr geehrte Kundin, sehr geehrter Kunde, 
 
damit wir Ihren Versicherungsantrag ordnungsgemäß prüfen können, ist es notwendig, dass Sie die Antragsfragen wahrheits-
gemäß und vollständig beantworten. Es sind auch solche Umstände anzugeben, denen Sie nur geringe Bedeutung beimes-
sen. 
Bitte beachten Sie, dass Sie Ihren Versicherungsschutz gefährden, wenn Sie unrichtige oder unvollständige Angaben machen. 
Nähere Einzelheiten zu den Folgen einer Verletzung der Anzeigepflicht können Sie der nachstehenden Information entneh-
men. 
 
 
Welche vorvertraglichen Anzeigepflichten bestehen? 

Sie sind bis zur Abgabe Ihrer Vertragserklärung verpflichtet, alle Ihnen bekannten gefahrerheblichen Umstände, nach denen 
wir in Textform gefragt haben, wahrheitsgemäß und vollständig anzuzeigen. Wenn wir nach Ihrer Vertragserklärung, aber vor 
Vertragsannahme in Textform nach gefahrerheblichen Umständen fragen, sind Sie auch insoweit zur Anzeige verpflichtet. 
 
 
Welche Folgen können eintreten, wenn eine vorvertragliche Anzeigepflicht verletzt wird? 

1. Rücktritt und Wegfall des Versicherungsschutzes 

Verletzen Sie die vorvertragliche Anzeigepflicht, können wir vom Vertrag zurücktreten. Dies gilt nicht, wenn Sie nachwei-
sen, dass weder Vorsatz noch grobe Fahrlässigkeit vorliegt. 
Bei grob fahrlässiger Verletzung der Anzeigepflicht haben wir kein Rücktrittsrecht, wenn wir den Vertrag auch bei Kennt-
nis der nicht angezeigten Umstände, wenn auch zu anderen Bedingungen, geschlossen hätten. 
Im Fall des Rücktritts besteht kein Versicherungsschutz. Erklären wir den Rücktritt nach Eintritt des Versicherungsfalles, 
bleiben wir dennoch zur Leistung verpflichtet, wenn Sie nachweisen, dass der nicht oder nicht richtig angegebene Um-
stand 
– weder für den Eintritt oder die Feststellung des Versicherungsfalles 
– noch für die Feststellung oder den Umfang unserer Leistungspflicht 
ursächlich war. Unsere Leistungspflicht entfällt jedoch, wenn Sie die Anzeigepflicht arglistig verletzt haben. 
Bei einem Rücktritt steht uns der Teil des Beitrags zu, welcher der bis zum Wirksamwerden der Rücktrittserklärung ab-
gelaufenen Vertragszeit entspricht. 

 
2. Kündigung 

Können wir nicht vom Vertrag zurücktreten, weil Sie die vorvertragliche Anzeigepflicht lediglich einfach fahrlässig oder 
schuldlos verletzt haben, können wir den Vertrag unter Einhaltung einer Frist von einem Monat kündigen. 
Unser Kündigungsrecht ist ausgeschlossen, wenn wir den Vertrag auch bei Kenntnis der nicht angezeigten Umstände, 
wenn auch zu anderen Bedingungen, geschlossen hätten. 

 
3. Vertragsänderung 

Können wir nicht zurücktreten oder kündigen, weil wir den Vertrag auch bei Kenntnis der nicht angezeigten Gefahrum-
stände, wenn auch zu anderen Bedingungen, geschlossen hätten, werden die anderen Bedingungen auf unser Verlangen 
Vertragsbestandteil. Haben Sie die Anzeigepflicht fahrlässig verletzt, werden die anderen Bedingungen rückwirkend Ver-
tragsbestandteil. Haben Sie die Anzeigepflicht schuldlos verletzt, werden die anderen Bedingungen erst ab der laufenden 
Versicherungsperiode Vertragsbestandteil. 
Erhöht sich durch die Vertragsänderung der Beitrag um mehr als 10 % oder schließen wir die Gefahrabsicherung für den 
nicht angezeigten Umstand aus, können Sie den Vertrag innerhalb eines Monats nach Zugang unserer Mitteilung über 
die Vertragsänderung fristlos kündigen. Auf dieses Recht werden wir Sie in unserer Mitteilung hinweisen. 

 
4. Ausübung unserer Rechte 

Wir können unsere Rechte zum Rücktritt, zur Kündigung oder zur Vertragsänderung nur innerhalb eines Monats schri9-
lich geltend machen. Die Frist beginnt mit dem Zeitpunkt, zu dem wir von der Verletzung der Anzeigepflicht, die das von 
uns geltend gemachte Recht begründet, Kenntnis erlangen. Bei der Ausübung unserer Rechte haben wir die Umstände 
anzugeben, auf die wir unsere Erklärung stützen. Zur Begründung können wir nachträglich weitere Umstände angeben, 
wenn für diese die Frist nach Satz 1 nicht verstrichen ist. 
Wir können uns auf die Rechte zum Rücktritt, zur Kündigung oder zur Vertragsänderung nicht berufen, wenn wir den 
nicht angezeigten Gefahrumstand oder die Unrichtigkeit der Anzeige kannten. 
Unsere Rechte zum Rücktritt, zur Kündigung und zur Vertragsänderung erlöschen mit Ablauf von fünf Jahren. Dies gilt 
nicht für Versicherungsfälle, die vor Ablauf dieser Frist eingetreten sind. Die Frist beträgt zehn Jahre, wenn Sie die Anzei-
gepflicht vorsätzlich oder arglistig verletzt haben. 
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5. Stellvertretung durch eine andere Person 

Lassen Sie sich bei Abschluss des Vertrages durch eine andere Person vertreten, so sind bezüglich der Anzeigepflicht, des 
Rücktritts, der Kündigung, der Vertragsänderung und der Ausschlussfrist für die Ausübung unserer Rechte die Kenntnis 
und Arglist Ihres Stellvertreters als auch Ihre eigene Kenntnis und Arglist zu berücksichtigen. Sie können sich darauf, dass 
die Anzeigepflicht nicht vorsätzlich oder grob fahrlässig verletzt worden ist, nur berufen, wenn weder Ihrem Stellvertreter 
noch Ihnen Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit zur Last fällt. 

 
 
Ihre 
 
Interlloyd Versicherungs-AG 
 
 



 

8 Allgemeine Vertragsinformationen / Stand 04.2023 

Allgemeine Vertragsinformationen gemäß §§ 7, 8 Versicherungsvertrags-

gesetz (VVG) in Verbindung mit § 1 der Verordnung über Informations-

pflichten bei Versicherungsverträgen (VVG-InfoV) 
 
1) Identität des Versicherers 

Vertragspartner für Ihren Interlloyd Versicherungsschutz ist die 
Interlloyd Versicherungs-AG 
ARAG Platz 1, 40472 Düsseldorf 
Vorstand: Christian Vogée (Sprecher), Uwe Grünewald, 
Zouhair Haddou-Temsamani, Katrin Unterberg 
Sitz und Registergericht: Düsseldorf, HRB 34575 
USt-ID-Nr.: DE 189 437 355 

 
 
2) Inlandsvertreter bei ausländischen Versicherern 

Die Interlloyd Versicherungs-AG hat außerhalb der Bundesrepublik Deutschland keine Vertreter. 
 
 
3) Ladungsfähige Anschri3 des Versicherers und vertretungsberechtigte Personen 

Die ladungsfähige Anschri9 der Interlloyd sowie der diese vertretenden Personen folgt aus Ziffer 1). 
 
 
4) Hauptgeschä3stätigkeit des Versicherers und Aufsichtsbehörde 

Die Hauptgeschä9stätigkeit der Interlloyd Versicherungs-AG ist die Sach-, Unfall-, Ha9pflicht- und Rechtsschutzversi-
cherung. 
Zuständige Aufsichtsbehörde ist die Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht (BAFin) 
Graurheindorfer Straße 108, 53117 Bonn 

 
 
5) Garantiefonds und Einlagensicherungssysteme 

Solche Instrumente gelten nicht für die Sachversicherung. 
 
 
6) Vertragsbedingungen, anwendbares Recht, wesentliche Merkmale der Versicherungsleistung 

Dem Versicherungsverhältnis liegen die Allgemeinen Wohngebäude Bedingungen (VGB 2016) und – sofern vereinbart – die 
Besonderen Bedingungen zur Wohngebäude ImmoPlus zugrunde. Der Text der jeweils vereinbarten Bedingungen ist beige-
fügt. Auf das Vertragsverhältnis ist deutsches Recht anzuwenden. 

 
 Was ist versichert? 

a) Im der Wohngebäudeversicherung versichern wir Ihr Gebäude – soweit vereinbart – gegen Schäden durch Feuer, Blitz-
schlag, Überspannung, Explosion, Implosion, Rauch oder Ruß, Schmor- und Sengschäden, Fahrzeuganprall, Leitungs-
wasser, Sturm (soweit dieser eine Windstärke von 8 Beaufort bzw. Windgeschwindigkeit mind. 63 km/Stunde erreicht) 
und Hagel. Je nach Vertragsgestaltung ersetzen wir Ihnen den ortsüblichen Neubauwert, den Neuwert oder den Zeit-
wert des Gebäudes. Näheres hierzu finden Sie unter Teil A § 10 der VGB 2016. 

Der Versicherungsschutz erstreckt sich nicht nur auf den reinen Baukörper Ihres Gebäudes. Auch verschiedene Ein-
bauten (z.B. fest verlegte Fußbodenbeläge, Zentralheizung) zählen zum Gebäude. Selbst das Zubehör, welches zur 
Instandhaltung des Gebäudes notwendig ist oder das dessen Nutzung erst möglich macht, ist versichert; hierzu zäh-
len u.a. Müllboxen oder außen am Gebäude angebrachte Antennen. Bitte vergessen Sie nicht, im Versicherungsan-
trag Nebengebäude und Garagen anzugeben, damit diese vom Versicherungsschutz erfasst werden. 
Sie können zusätzlich gegen Beitragszuschlag Glasbruchschäden und den Hausschutzbrief über diesen Vertrag ab-
sichern, sowie den Versicherungsschutz für bestimmte Naturgefahren (sog. Elementarereignisse) erhöhen. 

 
b) Mit dieser Versicherung versichern Sie Schäden als Haus- und/oder Grundstücksbesitzer (z.B. als Eigentümer, Mie-

ter, Pächter, Leasingnehmer oder Nutznießer), die durch eine vom Haus und Grund ausgehende Gefahr entstanden 
und für deren Verhinderung Sie verantwortlich sind. Hier kommen beispielsweise Schäden von Personen oder Sa-
chen in Betracht, die durch Schadha9igkeit von Treppen und Wegen, mangelha9er Beleuchtung oder Glätte bzw. 
Verschmutzung von Gehwegen entstehen oder von sich lösenden Gebäudeteilen verursacht werden. Mitversichert 
sind hier beispielsweise auch Schäden bei kleineren Bauvorhaben für die Sie als Bauherr ha9en sowie aus Ihrer Nach-
ha9ung von bis zu einem Jahr, nachdem ein anderer den Besitz am Grundstück übernommen hat. Gleiches gilt für 
alle Schäden, die durch Maßnahmen im Rahmen der Verwaltung, Reinigung, Beleuchtung und aller sonstigen 
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Betreuung des Grundstücks von den dazu beau9ragten Personen entstehen. Einzelheiten entnehmen Sie bitte der 
Ziffer 1 der HuG. 

 

 

7) Gesamtpreis der Versicherung 

Der Gesamtpreis für den angebotenen Interlloyd Schutz folgt aus dem Antrag. Hinzu kommt die zum Zeitpunkt der An-
tragstellung gültige Versicherungssteuer von 16,34 % für die Wohngebäudeversicherung und 19 % für die Ha9pflicht- und 
andere Sachversicherungen. 

 
 
8) Zusätzliche Kosten 

Zusätzliche vertragliche Kosten fallen bei Vertragsschluss nicht an. 
 
 
9) Beitragszahlung 

Der Erstbeitrag wird nach Abschluss des Vertrages fällig, jedoch nicht vor dem vereinbarten Versicherungsbeginn. Bei 
späterer Zahlung beginnt der Versicherungsschutz erst mit dem Tag der Zahlung, es sei denn, die verspätete Zahlung 
beruht nicht auf Ihrem Verschulden. 
Eine Folgeprämie wird zu dem vereinbarten Zeitpunkt der jeweiligen Versicherungsperiode fällig. 
Bei erteiltem SEPA-Lastschri9mandat hat der Versicherungsnehmer sicherzustellen, dass das zum Einzug angegebene 
Konto zum Zeitpunkt der Fälligkeit die erforderliche Deckung aufweist. 
Während der Vertragslaufzeit unterliegen die Beiträge für den Interlloyd Wohngebäude -Schutz nach den Allgemeinen 
Bedingungen der möglichen Anpassung des Beitrages. 

 
 
10) Gültigkeitsdauer der zur Verfügung stehenden Informationen 

An konkrete Vorschläge zu Produkten der Interlloyd Versicherungs-AG, insbesondere hinsichtlich der genannten Bei-
träge sowie an die in diesem Zusammenhang erfolgten Informationen halten wir uns einen Monat gebunden. 

 
 
11) Hinweis auf Kapitalanlage-Risiken 

Risiken dieser Art sind für die Sach- und Ha9pflichtversicherung nicht relevant. 
 
 
12) Zustandekommen des Vertrages 

Der Vertrag kommt durch den Antrag seitens eines Vertragspartners und die Annahme dieses Antrages durch den ande-
ren Vertragspartner zustande. Der Antragsteller hält sich an seinen Antrag einen Monat gebunden. 
Eine Antragsannahme der Interlloyd Versicherungs-AG erfolgt durch die Ausstellung eines Versicherungsscheins oder 
eine Annahmeerklärung. 
Der Versicherungsschutz beginnt zum vereinbarten Zeitpunkt, sofern der Erstbeitrag rechtzeitig gezahlt wird (siehe Ziffer 9). 

 
 
13) Widerrufsrecht 

 Widerrufsrecht 

Sie können Ihre Vertragserklärung innerhalb einer Frist von 14 Tagen ohne Angabe von Gründen in Textform (zum Bei-
spiel Brief, Fax, E-Mail) widerrufen.  

Die Widerrufsfrist beginnt, nachdem Ihnen 
− der Versicherungsschein, 
− die Vertragsbestimmungen, einschließlich der für das Vertragsverhältnis geltenden Allgemeinen Versicherungsbedin-

gungen, diese wiederum einschließlich der TariSestimmungen,  
− die Widerrufsbelehrung, 
− das Informationsblatt zu Versicherungsprodukten, 
− und die weiteren in § 1 VVG-Informationspflichtenverordnung aufgeführten Informationen  
jeweils in Textform zugegangen sind.  

Zur Wahrung der Widerrufsfrist genügt die rechtzeitige Absendung des Widerrufs. Der Widerruf ist zu richten an: 
Interlloyd Versicherungs-AG, ARAG-Platz 1, 40472 Düsseldorf  
Telefax: +49 211 963-3033 
E-Mail: service@interlloyd.de 

 
 Widerrufsfolgen 

Im Falle eines wirksamen Widerrufs endet der Versicherungsschutz, und wir erstatten Ihnen den auf die Zeit nach Zugang 
des Widerrufs entfallenden Teil der Prämien, wenn Sie zugestimmt haben, dass der Versicherungsschutz vor dem Ende 
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der Widerrufsfrist beginnt. Den Teil der Prämie, der auf die Zeit bis zum Zugang des Widerrufs entfällt, dürfen wir in die-
sem Fall einbehalten; dabei handelt es sich pro Tag um einen Betrag in Höhe von 1/360 der von Ihnen für ein Jahr zu 
zahlenden Prämie. Wir haben zurückzuzahlende Beträge unverzüglich, spätestens 30 Tage nach Zugang des Widerrufs, 
zu erstatten.  
Beginnt der Versicherungsschutz nicht vor dem Ende der Widerrufsfrist, so hat der wirksame Widerruf zur Folge, dass 
empfangene Leistungen zurückzugewähren und gezogene Nutzungen (zum Beispiel Zinsen) herauszugeben sind. 

 
 Besondere Hinweise 

Ihr Widerrufsrecht erlischt, wenn der Vertrag auf Ihren ausdrücklichen Wunsch sowohl von Ihnen als auch von uns voll-
ständig erfüllt ist, bevor Sie Ihr Widerrufsrecht ausgeübt haben. 

 
 Widerrufsbelehrung 

Die vollständige Widerrufsbelehrung einschließlich der Auflistung der für den Fristbeginn erforderlichen weiteren Infor-
mationen finden Sie unter der Überschri9 Widerrufsbelehrung. 

 
 
14) Laufzeit des Vertrages 

Die vereinbarte Laufzeit des Vertrages folgt aus den konkreten Vertragsvereinbarungen. 
Das Vertragsverhältnis verlängert sich bei Verträgen von mindestens einjähriger Vertragsdauer mit dem Ablauf der Ver-
tragszeit um ein Jahr und weiter von Jahr zu Jahr stillschweigend, wenn nicht drei Monate vor dem Ablauf der anderen 
Partei eine Kündigung zugegangen ist. 

 
 
15) Kündigung/Beendigung des Vertrages 

Der Interlloyd Versicherungsschutz kann von beiden Parteien erstmalig zum Ende der vereinbarten Vertragslaufzeit, spä-
testens jedoch nach 3 Jahren gekündigt werden. Wird er nicht gekündigt, verlängert er sich jeweils um ein weiteres Jahr; 
er ist dann zum Ende des jeweiligen Versicherungsjahres kündbar. Kündigungen müssen dem jeweils anderen Vertrags-
partner drei Monate vor Ablauf der Versicherung vorliegen. 
Nach dem Eintritt eines Versicherungsfalles kann die Interlloyd oder der Versicherungsnehmer den Vertrag kündigen, es 
sei denn, die Höhe des Schadens liegt unterhalb der vereinbarten Selbstbeteiligung. 
Die Kündigung ist schri9lich zu erklären. Sie muss dem Vertragspartner spätestens einen Monat nach Auszahlung oder 
Ablehnung der Entschädigung zugegangen sein 

 
 
16) Mitgliedstaaten der EU, deren Recht der Aufnahme von Beziehungen zum Versicherungsnehmer vor Abschluss des 

Versicherungsvertrages zugrunde gelegt wird 

Der Aufnahme von Beziehungen zum Versicherungsnehmer vor Abschluss eines Versicherungsvertrages liegt das Recht 
der Bundesrepublik Deutschland zugrunde. 

 
 
17) Anwendbares Recht/zuständiges Gericht 

Das auf den Vertrag anwendbare Recht ist das Recht der Bundesrepublik Deutschland. 
Für Klagen aus dem Versicherungsverhältnis gelten die inländischen Gerichtsstände nach §§ 13, 17, 21, 29 ZPO und § 215 VVG. 

 
 
18) Sprachen der Vertragsbedingungen und -information/Kommunikationssprache zum Versicherungsvertrag 

Die Versicherungsbedingungen und sämtliche vor oder nach Vertragsschluss ausgehändigten Informationen werden in 
deutscher Sprache verfasst. Die Interlloyd Versicherungs-AG wird die Kommunikation während der Laufzeit des Vertra-
ges in deutscher Sprache führen. 

 
 
19) Außergerichtliche Beschwerde, Versicherungsombudsmann 

Die Interlloyd Versicherungs-AG ist Mitglied im Verein Versicherungsombudsmann e.V. Sie können damit kostenlose, 
außergerichtliche Streitschlichtungsverfahren in Anspruch nehmen. Die Anschri9 lautet:  
Versicherungsombudsmann e. V., Postfach 08 06 32, 10006 Berlin, Tel.0800 – 36 96 000, Fax 0800 – 36 99 000,  
E-Mail: beschwerde@versicherungsombudsmann.de. 
Eine Entscheidung des Ombudsmanns, egal wie sie ausfällt, brauchen Sie nicht zu akzeptieren. Ihnen steht immer noch 
der Weg zu den Gerichten offen. Sofern der Ombudsmann die Beschwerde zu Ihren Gunsten entscheidet, müssen wir uns 
bis zu einem Betrag von 10.000 Euro daran halten. 
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20) Beschwerdegesuch bei der zuständigen Aufsichtsbehörde 

Eine Beschwerde des Versicherungsnehmers kann auch direkt an die Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht  
(Adresse siehe Ziffer 4) gerichtet werden. 
 
Weitere Informationen – insbesondere zum Versicherungsschutz – sind in den beiliegenden Unterlagen enthalten. 
Bei Rückfragen stehen wir Ihnen gerne zur Verfügung 

 
Ihre 
 
Interlloyd Versicherungs AG 
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Widerrufsbelehrung 
 
 

Abschnitt 1 

Widerrufsrecht, Widerrufsfolgen und besondere Hinweise 

 
Widerrufsrecht 

Sie können Ihre Vertragserklärung innerhalb einer Frist von 14 Tagen ohne Angabe von Gründen in Textform (zum Beispiel 
Brief, Fax, E-Mail) widerrufen.  

Die Widerrufsfrist beginnt, nachdem Ihnen 
− der Versicherungsschein, 
− die Vertragsbestimmungen, 
− einschließlich der für das Vertragsverhältnis geltenden Allgemeinen Versicherungsbedingungen, diese wiederum ein-

schließlich der TariSestimmungen,  
− diese Belehrung, 
− das Informationsblatt zu Versicherungsprodukten, 
− und die weiteren in Abschnitt 2 aufgeführten Informationen  
jeweils in Textform zugegangen sind.  
 
Zur Wahrung der Widerrufsfrist genügt die rechtzeitige Absendung des Widerrufs. Der Widerruf ist zu richten an: 
Interlloyd Versicherungs-AG, ARAG Platz 1, 40472 Düsseldorf 
Telefax +49 211 963 3033 
E-Mail service@interlloyd.de 
 
Widerrufsfolgen 

Im Falle eines wirksamen Widerrufs endet der Versicherungsschutz, und wir erstatten Ihnen den auf die Zeit nach Zugang 
des Widerrufs entfallenden Teil der Prämien, wenn Sie zugestimmt haben, dass der Versicherungsschutz vor dem Ende der 
Widerrufsfrist beginnt. Den Teil der Prämie, der auf die Zeit bis zum Zugang des Widerrufs entfällt, dürfen wir in diesem Fall 
einbehalten; dabei handelt es sich um einen Betrag, der sich wie folgt berechnet: 

Anzahl der Tage, an denen  1/360 des Jahresbeitrags bzw. 
Versicherungsschutz bestanden hat 1/30 des Monatsbeitrags 

Wir haben zurückzuzahlende Beträge unverzüglich, spätestens 30 Tage nach Zugang des Widerrufs, zu erstatten.  

Beginnt der Versicherungsschutz nicht vor dem Ende der Widerrufsfrist, so hat der wirksame Widerruf zur Folge, dass emp-
fangene Leistungen zurückzugewähren und gezogene Nutzungen (zum Beispiel Zinsen) herauszugeben sind. 
 
Besondere Hinweise 

Ihr Widerrufsrecht erlischt, wenn der Vertrag auf Ihren ausdrücklichen Wunsch sowohl von Ihnen als auch von uns vollständig 
erfüllt ist, bevor Sie Ihr Widerrufsrecht ausgeübt haben. 
 
 

Abschnitt 2 

Auflistung der für den Fristbeginn erforderlichen weiteren Informationen 

Hinsichtlich der in Abschnitt 1 Satz 2 genannten weiteren Informationen werden die Informationspflichten im Folgenden im 
Einzelnen aufgeführt:  
 
Der Versicherer hat Ihnen folgende Informationen zur Verfügung zu stellen: 

1. die Identität des Versicherers und der etwaigen Niederlassung, über die der Vertrag abgeschlossen werden soll; anzuge-
ben ist auch das Handelsregister, bei dem der Rechtsträger eingetragen ist, und die zugehörige Registernummer;  

2. die ladungsfähige Anschri9 des Versicherers und jede andere Anschri9, die für die Geschä9sbeziehung zwischen dem 
Versicherer und Ihnen maßgeblich ist, bei juristischen Personen, Personenvereinigungen oder -gruppen auch den Namen 
eines Vertretungsberechtigten; soweit die Mitteilung durch Übermittlung der Vertragsbestimmungen einschließlich der 
Allgemeinen Versicherungsbedingungen erfolgt, bedürfen die Informationen einer hervorgehobenen und deutlich ge-
stalteten Form;  

3. die Hauptgeschä9stätigkeit des Versicherers;  
4. die wesentlichen Merkmale der Versicherungsleistung, insbesondere Angaben über Art, Umfang und Fälligkeit der Leis-

tung des Versicherers;  
5. den Gesamtpreis der Versicherung einschließlich aller Steuern und sonstigen Preisbestandteile, wobei die Prämien ein-

zeln auszuweisen sind, wenn das Versicherungsverhältnis mehrere selbständige Versicherungsverträge umfassen soll, 
oder, wenn ein genauer Preis nicht angegeben werden kann, Angaben zu den Grundlagen seiner Berechnung, die Ihnen 
eine Überprüfung des Preises ermöglichen;  
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6. Einzelheiten hinsichtlich der Zahlung und der Erfüllung, insbesondere zur Zahlungsweise der Prämien;  
7. Angaben darüber, wie der Vertrag zustande kommt, insbesondere über den Beginn der Versicherung und des Versiche-

rungsschutzes sowie die Dauer der Frist, während der der Antragsteller an den Antrag gebunden sein soll;  
8. das Bestehen oder Nichtbestehen eines Widerrufsrechts sowie die Bedingungen, Einzelheiten der Ausübung, insbeson-

dere Namen und Anschri9 derjenigen Person, gegenüber der der Widerruf zu erklären ist, und die Rechtsfolgen des Wi-
derrufs einschließlich Informationen über den Betrag, den Sie im Falle des Widerrufs gegebenenfalls zu zahlen haben; 
soweit die Mitteilung durch Übermittlung der Vertragsbestimmungen einschließlich der Allgemeinen Versicherungsbe-
dingungen erfolgt, bedürfen die Informationen einer hervorgehobenen und deutlich gestalteten Form;  

9. a) Angaben zur Laufzeit des Vertrages;  
 b) Angaben zur Mindestlaufzeit des Vertrages;  
10. Angaben zur Beendigung des Vertrages; soweit die Mitteilung durch Übermittlung der Vertragsbestimmungen ein-

schließlich der Allgemeinen Versicherungsbedingungen erfolgt, bedürfen die Informationen einer hervorgehobenen und 
deutlich gestalteten Form;  

11. die Mitgliedstaaten der Europäischen Union, deren Recht der Versicherer der Aufnahme von Beziehungen zu Ihnen vor 
Abschluss des Versicherungsvertrags zugrunde legt;  

12. das auf den Vertrag anwendbare Recht;  
13. die Sprachen, in denen die Vertragsbedingungen und die in diesem Abschnitt genannten Vorabinformationen mitgeteilt 

werden, sowie die Sprachen, in denen sich der Versicherer verpflichtet, mit Ihrer Zustimmung die Kommunikation wäh-
rend der Laufzeit dieses Vertrags zu führen;  

14. einen möglichen Zugang für Sie zu einem außergerichtlichen Beschwerde- und Rechtsbehelfsverfahren und gegebenen-
falls die Voraussetzungen für diesen Zugang; dabei ist ausdrücklich darauf hinzuweisen, dass die Möglichkeit für Sie, den 
Rechtsweg zu beschreiten, hiervon unberührt bleibt;  

15. Name und Anschri9 der zuständigen Aufsichtsbehörde sowie die Möglichkeit einer Beschwerde bei dieser Aufsichtsbe-
hörde. 

 
– Ende der Widerrufsbelehrung – 
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Allgemeine Wohngebäude-Bedingungen 

(VGB – 2016) 
 
 

Abschnitt A: Allgemeine Gebäude-Bedingungen 
 
 
– sofern im Versicherungsvertrag vereinbart –  
 

 
§ 1 Versicherte Gefahren und Schäden (Versicherungs-

fall), generelle Ausschlüsse 
§ 2 Brand, Blitzschlag, Überspannung durch Blitz,  

Explosion, Implosion, Lu9fahrzeuge 
§ 3 Leitungswasser 
§ 4 Sturm/Hagel 
§ 5 Versicherte und nicht versicherte Sachen,  

Versicherungsort 
§ 6 Wohnungs- und Teileigentum 
§ 7 Versicherte Kosten 
§ 8 Mehrkosten 
§ 9 Mietausfall, Mietwert 
§ 10 Versicherungswert, Versicherungssumme 

§ 11 Ermittlung der Versicherungssumme in der Gleiten-
den Neuwertversicherung, Unterversicherung 

§ 12 Prämie in der Gleitenden Neuwertversicherung  
und deren Anpassung 

§ 13 Entschädigungsberechnung 
§ 14 Zahlung und Verzinsung der Entschädigung 
§ 15 Sachverständigenverfahren 
§ 16 Vertraglich vereinbarte, besondere Obliegenheiten 

des Versicherungsnehmers vor dem Versicherungs-
fall, Sicherheitsvorschri9en 

§ 17 Besondere gefahrerhöhende Umstände 
§ 18 Veräußerung der versicherten Sachen 
 

 

 

§ 1 Versicherte Gefahren und Schäden  
(Versicherungsfall), generelle Ausschlüsse  

1. Versicherungsfall  

Der Versicherer leistet Entschädigung für versicherte 
Sachen, die durch  

a) Brand, Blitzschlag, Überspannung durch Blitz, Ex-
plosion, Implosion, Anprall oder Absturz eines Luft-
fahrzeuges, seiner Teile oder seiner Ladung,  

b) Leitungswasser,  

c) Sturm, Hagel  

zerstört oder beschädigt werden oder abhandenkom-
men. 

Jede der Gefahrengruppen nach a)–c) kann auch einzeln 
versichert werden. 

 
2. Ausschlüsse Krieg, Innere Unruhen und Kernenergie  

a) Ausschluss Krieg  

Die Versicherung erstreckt sich ohne Rücksicht auf 
mitwirkende Ursachen nicht auf Schäden durch 
Krieg, kriegsähnliche Ereignisse, Bürgerkrieg, Revo-
lution, Rebellion oder Aufstand. 

b) Ausschluss Innere Unruhen  

Die Versicherung erstreckt sich ohne Rücksicht auf 
mitwirkende Ursachen nicht auf Schäden durch in-
nere Unruhen. 

c) Ausschluss Kernenergie  

Die Versicherung erstreckt sich ohne Rücksicht auf 
mitwirkende Ursachen nicht auf Schäden durch 
Kernenergie, nukleare Strahlung oder radioaktive 
Substanzen. 

 
 

§ 2 Brand, Blitzschlag, Überspannung durch 
Blitz, Explosion, Implosion, Luftfahrzeuge 

1. Versicherte Gefahren und Schäden  

Der Versicherer leistet Entschädigung für versicherte 
Sachen, die durch  

a) Brand,  

b) Blitzschlag,  

c) Überspannung durch Blitz,  

d) Explosion, Implosion,  

e) Anprall oder Absturz eines bemannten oder unbe-
mannten Luftfahrzeuges , seiner Teile oder seiner 
Ladung 

zerstört oder beschädigt werden oder abhanden kom-
men. 

 
2. Brand  

Brand ist ein Feuer, das ohne einen bestimmungsgemä-
ßen Herd entstanden ist oder ihn verlassen hat und das 
sich aus eigener Kraft auszubreiten vermag. 

 
3. Blitzschlag  

Blitzschlag ist der unmittelbare Übergang eines Blitzes 
auf Sachen. 

Überspannungs-, Überstrom- oder Kurzschlussschäden 
an elektrischen Einrichtungen und Geräten sind nur ver-
sichert, wenn an Sachen auf dem Grundstück, auf dem 
der Versicherungsort liegt, durch Blitzschlag Schäden 
anderer Art entstanden sind. Spuren eines Blitzschlags 
an diesem Grundstück, an dort befindlichen Antennen 
oder anderen Sachen als elektrischen Einrichtungen 
und Geräten stehen Schäden anderer Art gleich. 

 
4. Überspannung durch Blitz  

Überspannung durch Blitz ist ein Schaden, der durch 
Überspannung, Überstrom und Kurzschluss infolge ei-
nes Blitzes oder durch sonstige atmosphärisch bedingte 
Elektrizität an versicherten elektrischen Einrichtungen 
und Geräten entsteht. 

 
5. Explosion, Implosion  

a) Explosion ist eine auf dem Ausdehnungsbestreben 
von Gasen oder Dämpfen beruhende, plötzlich ver-
laufende Kraftäußerung. 

Eine Explosion eines Behälters (Kessel, Rohrleitung 
usw.) liegt nur vor, wenn seine Wandung in einem 
solchen Umfang zerrissen wird, dass ein plötzlicher 
Ausgleich des Druckunterschieds innerhalb und 
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außerhalb des Behälters stattfindet. Wird im In-
nern eines Behälters eine Explosion durch chemi-
sche Umsetzung hervorgerufen, so ist ein Zerrei-
ßen seiner Wandung nicht erforderlich. 

b) Implosion ist ein plötzlicher, unvorhersehbarer Zu-
sammenfall eines Hohlkörpers durch äußeren 
Überdruck infolge eines inneren Unterdruckes. 

 
6. Nicht versicherte Schäden  

Nicht versichert sind  

a) ohne Rücksicht auf mitwirkende Ursachen Schä-
den durch Erdbeben;  

b) Sengschäden;  

c) Schäden, die an Verbrennungskraftmaschinen 
durch die im Verbrennungsraum auftretenden Ex-
plosionen, sowie Schäden, die an Schaltorganen 
von elektrischen Schaltern durch den in ihnen auf-
tretenden Gasdruck entstehen;  

d) Brandschäden, die an versicherten Sachen dadurch 
entstehen, dass sie einem Nutzfeuer oder der 
Wärme zur Bearbeitung oder zu sonstigen Zwe-
cken ausgesetzt werden; dies gilt auch für Sachen, 
in denen oder durch die Nutzfeuer oder Wärme er-
zeugt, vermittelt oder weitergeleitet wird. 

Die Ausschlüsse gemäß b) bis d) gelten nicht für Schä-
den, die dadurch verursacht wurden, dass sich an ande-
ren Sachen eine versicherte Gefahr gemäß Nr. 1 verwirk-
licht hat. 

 
 

§ 3 Leitungswasser  

1. Bruchschäden innerhalb von Gebäuden  

Der Versicherer leistet Entschädigung für innerhalb von 
Gebäuden eintretende  

a) frostbedingte und sonstige Bruchschäden an Roh-
ren:  

aa) der Wasserversorgung (Zu- oder Ableitungen) 
oder den damit verbundenen Schläuchen;  

bb) der Warmwasser- oder Dampfheizung sowie 
Klima-, Wärmepumpen- oder Solarheizungs-
anlagen;  

cc) von Wasserlösch- oder Berieselungsanlagen;  

sofern diese Rohre nicht Bestandteil von Heizkes-
seln, Boilern oder vergleichbaren Anlagen sind;  

b) frostbedingte Bruchschäden an nachfolgend ge-
nannten Installationen:  

aa) Badeeinrichtungen, Waschbecken, Spülklo-
setts, Armaturen (z.B. Wasser- und Absperr-
hähne, Ventile, Geruchsverschlüsse, Wasser-
messer) sowie deren Anschlussschläuche;  

bb) Heizkörper, Heizkessel, Boiler oder vergleich-
bare Teile von Warmwasserheizungs-, Dampf-
heizungs-, Klima-, Wärmepumpen- oder Solar-
heizungsanlagen. 

Als innerhalb des Gebäudes gilt der gesamte Bau-
körper, einschließlich der Bodenplatte. 

Rohre von Solarheizungsanlagen auf dem Dach gel-
ten als Rohre innerhalb des Gebäudes. 

Soweit nicht etwas anderes vereinbart ist, sind 
Rohre und Installationen unterhalb der Boden-
platte (tragend oder nicht tragend) nicht versi-
chert. 

 
2. Bruchschäden außerhalb von Gebäuden  

Der Versicherer leistet Entschädigung für außerhalb 
von Gebäuden eintretende frostbedingte und sonstige 
Bruchschäden an den Zuleitungsrohren der 

Wasserversorgung oder an den Rohren der Warmwas-
serheizungs-, Dampfheizungs-, Klima-, Wärmepumpen-
, oder Solarheizungsanlagen soweit  

a) diese Rohre der Versorgung versicherter Gebäude 
oder Anlagen dienen und  

b) die Rohre sich auf dem Versicherungsgrundstück 
befinden und  

c) der Versicherungsnehmer die Gefahr trägt. 

 
3. Nässeschäden  

Der Versicherer leistet Entschädigung für versicherte 
Sachen, die durch bestimmungswidrig austretendes 
Leitungswasser zerstört oder beschädigt werden oder 
abhanden kommen. 

Das Leitungswasser muss aus Rohren der Wasserver-
sorgung (Zu- und Ableitungen) oder damit verbundenen 
Schläuchen, den mit diesem Rohrsystem verbundenen 
sonstigen Einrichtungen oder deren wasserführenden 
Teilen, aus Einrichtungen der Warmwasser- oder 
Dampfheizung, aus Klima- Wärmepumpen oder Solar-
heizungsanlagen, aus Wasserlösch- und Berieselungs-
anlagen sowie aus Wasserbetten und Aquarien ausge-
treten sein. 

Sole, Öle, Kühl- und Kältemittel aus Klima-, Wärme-
pumpen- oder Solarheizungsanlagen sowie Wasser-
dampf stehen Leitungswasser gleich. 

 
4. Nicht versicherte Schäden  

a) Nicht versichert sind ohne Rücksicht auf mitwir-
kende Ursachen Schäden durch  

aa) Regenwasser aus Fallrohren;  
bb) Plansch- oder Reinigungswasser;  
cc) Schwamm;  
dd) Grundwasser, stehendes oder fließendes Ge-

wässer, Überschwemmung oder Witterungs-
niederschläge oder einen durch diese Ursa-
chen hervorgerufenen Rückstau;  

ee) Erdbeben Schneedruck, Lawinen, Vulkanaus-
bruch;  

ff) Erdsenkung oder Erdrutsch, es sei denn, dass 
Leitungswasser nach Nr. 3 die Erdsenkung 
oder den Erdrutsch verursacht hat;  

gg) Brand, Blitzschlag, Überspannung durch Blitz, 
Explosion, Implosion, Anprall oder Absturz ei-
nes Luftfahrzeuges, seiner Teile oder seiner 
Ladung;  

hh) Öffnen der Sprinkler oder Bedienen der Berie-
selungsdüsen wegen eines Brandes, durch 
Druckproben oder durch Umbauten oder Re-
paraturarbeiten an dem versicherten Ge-
bäude oder an der Wasserlösch- oder Beriese-
lungsanlage;  

ii) Sturm, Hagel;  
jj) Wasser aus Eimern, Gießkannen oder sonsti-

gen mobilen Behältnissen. 

b) Der Versicherer leistet keine Entschädigung für 
Schäden an Gebäuden oder an Gebäudeteilen, die 
nicht bezugsfertig sind und an den in diesen Gebäu-
den oder Gebäudeteilen befindlichen Sachen. 

 
 

§ 4 Sturm, Hagel 

1. Versicherte Gefahren und Schäden  

Der Versicherer leistet Entschädigung für versicherte 
Sachen, die zerstört oder beschädigt werden oder ab-
handenkommen 

a) durch die unmittelbare Einwirkung des Sturmes 
oder Hagels auf versicherte Sachen oder auf Ge-
bäude, in denen sich versicherte Sachen befinden, 
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b) dadurch, dass ein Sturm oder Hagel Gebäudeteile, 
Bäume oder andere Gegenstände auf versicherte 
Sachen oder auf Gebäude, in denen sich versicherte 
Sachen befinden, wirft, 

c) als Folge eines Schadens nach a) oder b) an versi-
cherten Sachen, 

d) durch die unmittelbare Einwirkung des Sturmes 
oder Hagels auf Gebäude, die mit dem versicherten 
Gebäude oder Gebäuden, in denen sich versicherte 
Sachen befinden, baulich verbunden sind, 

e) dadurch, dass ein Sturm oder Hagel Gebäudeteile, 
Bäume oder andere Gegenstände auf Gebäude 
wirft, die mit dem versicherten Gebäude oder Ge-
bäuden, in denen sich versicherte Sachen befinden, 
baulich verbunden sind. 

 
2. Sturm 

Sturm ist eine wetterbedingte Luftbewegung von min-
destens Windstärke acht nach Beaufort (Windge-
schwindigkeit mindestens 63 Kilometer/Stunde). 

Ist die Windstärke für den Schadenort nicht feststellbar, 
so wird Windstärke acht unterstellt, wenn der Versiche-
rungsnehmer nachweist, dass 

a) die Luftbewegung in der Umgebung des Versiche-
rungsgrundstücks Schäden an Gebäuden in ein-
wandfreiem Zustand oder an ebenso widerstands-
fähigen anderen Sachen angerichtet hat oder dass 

b) der Schaden wegen des einwandfreien Zustandes 
des versicherten Gebäudes oder des Gebäudes, in 
dem sich die versicherten Sachen befunden haben, 
oder mit diesem Gebäude baulich verbundenen 
Gebäuden, nur durch Sturm entstanden sein kann. 

 
3. Hagel 

Hagel ist ein fester Witterungsniederschlag in Form von 
Eiskörnern. 

 
4. Nicht versicherte Schäden  

a) Nicht versichert sind ohne Rücksicht auf mitwir-
kende Ursachen Schäden durch  

aa) Sturmflut;  
bb) Eindringen von Regen, Hagel, Schnee oder 

Schmutz durch nicht ordnungsgemäß ge-
schlossene Fenster, Außentüren oder andere 
Öffnungen, es sei denn, dass diese Öffnungen 
durch eine der versicherten Naturgefahren 
(siehe Nr. 1 a) entstanden sind und einen Ge-
bäudeschaden darstellen;  

cc) Brand, Blitzschlag, Überspannung durch Blitz, 
Explosion, Anprall oder Absturz eines Luft-
fahrzeuges, seiner Teile oder seiner Ladung; 
dies gilt nicht, soweit diese Gefahren durch ein 
versichertes Erdbeben ausgelöst wurden; 

dd) weitere Elementargefahren (Überschwem-
mung, Erdbeben, Erdfall, Erdrutsch, Schnee-
druck, Lawinen, Vulkanausbruch). 

b) Der Versicherer leistet keine Entschädigung für 
Schäden an  

aa) Gebäuden oder an Gebäudeteilen, die nicht 
bezugsfertig sind und an den in diesen Ge-
bäuden oder Gebäudeteilen befindlichen Sa-
chen;  

bb) Laden- und Schaufensterscheiben. 

 
 

§ 5 Versicherte und nicht versicherte Sachen, 
Versicherungsort  

1. Beschreibung des Versicherungsumfangs  

Versichert sind die in dem Versicherungsschein bezeich-
neten Gebäude mit ihren Gebäudebestandteilen und Ge-
bäudezubehör einschließlich unmittelbar an das Ge-
bäude anschließender Terrassen auf dem im 
Versicherungsschein bezeichneten Versicherungsgrund-
stück. 

Weitere Grundstückbestandteile sind nur versichert, so-
weit diese ausdrücklich in den Versicherungsumfang 
einbezogen sind. 

 
2. Definitionen 

a) Gebäude im Sinne dieser Regelungen sind mit dem 
Erdboden verbundene Bauwerke, die der überwie-
genden Nutzung zu Wohnzwecken bestimmt sind 
und gegen äußere Einflüsse schützen können. 

b) Gebäudebestandteile sind in ein Gebäude einge-
fügte Sachen, die durch ihre feste Verbindung mit 
dem Gebäude ihre Selbständigkeit verloren haben. 
Dazu gehören auch Einbaumöbel bzw. Einbaukü-
chen, die individuell für das Gebäude raumspezi-
fisch geplant und gefertigt sind. 

c) Gebäudezubehör sind bewegliche Sachen, die sich 
im Gebäude befinden oder außen am Gebäude an-
gebracht sind und der Instandhaltung bzw. über-
wiegenden Zweckbestimmung des versicherten 
Gebäudes dienen. Als Gebäudezubehör gelten fer-
ner Müllboxen sowie Klingel- und Briefkastenanla-
gen auf dem Versicherungsgrundstück. 

d) Als Grundstückbestandteile gelten die mit dem 
Grund und Boden des Versicherungsgrundstücks 
fest verbundenen Sachen. 

e) Versicherungsgrundstück ist das Flurstück/sind die 
Flurstücke, auf dem das versicherte Gebäude steht 
(Versicherungsort). Teilen sich mehrere Gebäude 
ein Flurstück, so gilt als Versicherungsort derjenige 
Teil des Flurstücks, der durch Einfriedung oder an-
derweitige Abgrenzung dem/den im Versiche-
rungsschein bezeichneten Gebäude(n) ausschließ-
lich zugehörig ist. 

 
3. Ausschlüsse  

a) Nicht versichert sind Photovoltaikanlagen sowie 
deren zugehörige Installationen (z.B. Solarmodule, 
Montagerahmen, Befestigungselemente, Mess-, 
Steuer- und Regeltechnik, Wechselrichter und Ver-
kabelung). 

b) Nicht versichert sind in das Gebäude nachträglich 
eingefügte – nicht aber ausgetauschte – Sachen, die 
ein Mieter oder Wohnungseigentümer auf seine 
Kosten beschafft oder übernommen hat und daher 
hierfür die Gefahr trägt. Eine anderweitige Verein-
barung über die Gefahrtragung ist vom Versiche-
rungsnehmer nachzuweisen. 

c) Elektronisch gespeicherte Daten und Programme 
sind keine Sachen. Kosten für die Wiederherstel-
lung von elektronisch gespeicherten Daten und 
Programmen sind nur versichert, soweit dies ge-
sondert im Versicherungsvertrag vereinbart ist. 

 
 

§ 6 Wohnungs- und Teileigentum  

1. Ist bei Verträgen mit einer Gemeinschaft von Woh-
nungseigentümern der Versicherer wegen des Verhal-
tens einzelner Wohnungseigentümer ganz oder teil-
weise leistungsfrei, so kann er sich hierauf gegenüber 
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den übrigen Wohnungseigentümern wegen deren Son-
dereigentums sowie deren Miteigentumsanteile nicht 
berufen. 

 
2. Die übrigen Wohnungseigentümer können verlangen, 

dass der Versicherer sie auch insoweit entschädigt, als 
er gegenüber einzelnen Miteigentümern leistungsfrei 
ist, sofern diese zusätzliche Entschädigung zur Wieder-
herstellung des gemeinschaftlichen Eigentums verwen-
det wird. 

Der Wohnungseigentümer, in dessen Person der Ver-
wirkungsgrund vorliegt, ist verpflichtet, dem Versiche-
rer diese Mehraufwendungen zu erstatten. 

 
3. Für die Gebäudeversicherung bei Teileigentum gelten 

Nr. 1 und Nr. 2 entsprechend. 

 
 

§ 7 Versicherte Kosten  

1. Versicherte Kosten  

Versichert sind die infolge eines Versicherungsfalles 
notwendigen und tatsächlich angefallenen  

a) Aufräumungs- und Abbruchkosten 

für das Aufräumen und den Abbruch versicherter 
Sachen sowie für das Wegräumen und den Ab-
transport von Schutt und sonstigen Resten dieser 
Sachen zum nächsten Ablagerungsplatz und für 
das Ablagern und Vernichten;  

b) Bewegungs- und Schutzkosten  

die dadurch entstehen, dass zum Zweck der Wie-
derherstellung oder Wiederbeschaffung versicher-
ter Sachen andere Sachen bewegt, verändert oder 
geschützt werden müssen. 

c) Kosten für Verkehrssicherungsmaßnahmen, 

wenn eine Gefahr innerhalb und/oder außerhalb 
des Versicherungsortes entsteht, zu deren Beseiti-
gung der Versicherungsnehmer aufgrund gesetzli-
cher und öffentlich rechtlicherer Vorschriften ver-
pflichtet ist. 

d) Kosten für die Hotelunterbringung 

aa) für eine Hotel- oder ähnliche Unterbringung 
ohne Nebenkosten (z.B. Frühstück, Telefon), 
wenn die vom Versicherungsnehmer genutzte 
Wohnung infolge eines Versicherungsfalles 
unbewohnbar wurde und eine Beschränkung 
auf einen etwa bewohnbaren Teil nicht zumut-
bar ist. Entschädigung wird nicht geleistet, so-
weit der Versicherungsnehmer aus einem an-
deren Versicherungsvertrag Ersatz verlangen 
kann. 

bb) Die Kosten werden bis zu dem Zeitpunkt er-
setzt, in dem die Wohnung wieder bewohnbar 
ist, längstens für die Dauer von 200 Tagen. Die 
Entschädigung ist pro Tag auf 100 Euro be-
grenzt, soweit nicht etwas anderes vereinbart 
ist. 

cc) Der Anspruch entfällt, sofern eine Leistung 
aus § 9 Nr. 1 (Mietausfall, Mietwert) erbracht 
wird. 

 
2. Entschädigungsgrenzen  

Soweit nicht etwas anderes vereinbart ist, ersetzt der 
Versicherer für versicherte Kosten gemäß a) bis d), § 8 
(Mehrkosten), § 9 (Mietausfall, Mietwert) und § 15 (Sach-
verständigenverfahren) zusätzlich auf erstes Risiko 
summarisch bis zu 25 Prozent der Versicherungs-
summe höchstens jedoch 500.000 Euro. 

 

 

§ 8 Mehrkosten  

1. Versicherte Mehrkosten  

Der Versicherer ersetzt bis zu dem hierfür vereinbarten 
Betrag die infolge eines Versicherungsfalles tatsächlich 
entstandenen Aufwendungen für notwendige Mehrkos-
ten durch  

a) behördliche Wiederherstellungsbeschränkungen;  

b) Preissteigerungen nach Eintritt des Versicherungs-
falles. 

2. Mehrkosten durch behördliche Wiederherstellungs-
beschränkungen  

a) Mehrkosten durch behördliche Wiederherstel-
lungsbeschränkungen sind Aufwendungen, die 
dadurch entstehen, dass die versicherte und vom 
Schaden betroffene Sache aufgrund öffentlich-
rechtlicher Vorschriften nicht in derselben Art und 
Güte wiederhergestellt oder wiederbeschafft wer-
den darf. 

b) Soweit behördliche Anordnungen vor Eintritt des 
Versicherungsfalles erteilt wurden, sind die dadurch 
entstehenden Mehrkosten nicht versichert. 

War aufgrund öffentlich-rechtlicher Vorschriften 
die Nutzung der Sachen zum Zeitpunkt des Versi-
cherungsfalles ganz oder teilweise untersagt, sind 
die dadurch entstehenden Mehrkosten nicht versi-
chert. 

c) Wenn die Wiederherstellung der versicherten und 
vom Schaden betroffenen Sache aufgrund behörd-
licher Wiederherstellungsbeschränkungen nur an 
anderer Stelle erfolgen darf, werden die Mehrkos-
ten nur in dem Umfang ersetzt, in dem sie auch bei 
Wiederherstellung an bisheriger Stelle entstanden 
wären. 

d) Mehrkosten infolge Preissteigerungen, die dadurch 
entstehen, dass sich die Wiederherstellung durch 
behördliche Wiederherstellungsbeschränkungen 
verzögert, werden gemäß Nr. 3 ersetzt. 

e) Ist der Zeitwert Versicherungswert, so werden auch 
die Mehrkosten nur im Verhältnis des Zeitwertes 
zum Neuwert ersetzt. 

 
3. Mehrkosten durch Preissteigerungen nach Eintritt 

des Versicherungsfalles  

a) Mehrkosten durch Preissteigerungen sind Aufwen-
dungen für Preissteigerungen versicherter und 
vom Schaden betroffener Sachen zwischen dem 
Eintritt des Versicherungsfalles und der Wieder-
herstellung oder Wiederbeschaffung. 

b) Wenn der Versicherungsnehmer die Wiederher-
stellung oder Wiederbeschaffung nicht unverzüg-
lich veranlasst, werden die Mehrkosten nur in dem 
Umfang ersetzt, in dem sie auch bei unverzüglicher 
Wiederherstellung oder Wiederbeschaffung ent-
standen wären. 

c) Mehrkosten infolge von außergewöhnlichen Ereig-
nissen, behördlichen Wiederherstellungs- oder Be-
triebsbeschränkungen oder Kapitalmangel sind 
nicht versichert. 

Sofern behördliche Wiederherstellungsbeschrän-
kungen die Wiederherstellung oder Wiederbe-
schaffung der versicherten und vom Schaden be-
troffenen Sachen verzögern, werden die dadurch 
entstandenen Preissteigerungen jedoch ersetzt. 

d) Ist der Zeitwert Versicherungswert, so werden 
auch die Mehrkosten nur im Verhältnis des Zeit-
werts zum Neuwert ersetzt. 
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4. Entschädigungsgrenzen  

Für die Entschädigung versicherter Mehrkosten gilt die 
Entschädigungsgrenze gemäß § 7 Nr. 2. 

 
 

§ 9 Mietausfall, Mietwert  

1. Mietausfall, Mietwert  

Der Versicherer ersetzt  

a) den Mietausfall einschließlich fortlaufender Miet-
nebenkosten, wenn Mieter von Wohnräumen in-
folge eines Versicherungsfalles zu Recht die Zah-
lung der Miete ganz oder teilweise verweigert 
haben;  

b) den ortsüblichen Mietwert von Wohnräumen ein-
schließlich fortlaufender Nebenkosten im Sinne 
des Mietrechts, die der Versicherungsnehmer 
selbst bewohnt und die infolge eines Versiche-
rungsfalles unbenutzbar geworden sind, falls dem 
Versicherungsnehmer die Beschränkung auf einen 
benutzbar gebliebenen Teil der Wohnung nicht zu-
gemutet werden kann;  

c) auch einen durch behördliche Wiederherstellungs-
beschränkungen verursachten zusätzlichen Miet-
ausfall bzw. Mietwert. 

 
2. Haftzeit  

a) Mietausfall oder Mietwert werden bis zu dem Zeit-
punkt ersetzt, in dem die Räume wieder benutzbar 
sind, höchstens jedoch für 12 Monate seit dem Ein-
tritt des Versicherungsfalles. 

b) Mietausfall oder Mietwert werden nur insoweit er-
setzt, wie der Versicherungsnehmer die mögliche 
Wiederbenutzung nicht schuldhaft verzögert. 

 
3. Gewerblich genutzte Räume  

Für gewerblich genutzte Räume kann die Versicherung 
des Mietausfalles oder des ortsüblichen Mietwertes ver-
einbart werden. 

 
 

§ 10 Versicherungswert, Versicherungssumme  

1. Vereinbarte Versicherungswerte  

Als Versicherungswert kann der Gleitende Neuwert, der 
Neuwert, der Zeitwert oder der Gemeine Wert vereinbart 
werden. Im Versicherungsfall kann der Gemeine Wert An-
wendung finden, wenn die versicherte Sache dauerhaft 
entwertet ist (siehe d). Der Versicherungswert bildet die 
Grundlage der Entschädigungsberechnung. 

a) Gleitende Neuwert  

aa) Der Gleitende Neuwert ist der Betrag, der auf-
zuwenden ist, um Sachen gleicher Art und 
Güte in neuwertigem Zustand herzustellen, 
ausgerückt in Preisen des Jahres 1914. Maßge-
bend ist der ortsübliche Neubauwert ein-
schließlich Architektengebühren sowie sons-
tige Konstruktions- und Planungskosten. 

Bestandteil des Gleitenden Neuwertes sind in-
soweit auch Aufwendungen, die dadurch ent-
stehen, dass die Wiederherstellung der Sa-
chen in derselben Art und Güte infolge 
Technologiefortschritts entweder nicht mög-
lich ist oder nur mit unwirtschaftlichem Auf-
wand möglich wäre. Die Ersatzgüter müssen 
hierbei den vorhandenen Sachen möglichst 
nahe kommen. 

bb) Nicht Bestandteil des Gleitenden Neuwertes 
sind Mehrkosten durch behördliche 

Wiederherstellungsbeschränkungen, die 
dadurch entstehen, dass Sachen aufgrund öf-
fentlich-rechtlicher Vorschriften nicht in der-
selben Art und Güte wiederhergestellt werden 
dürfen, es sei denn, dass diese Mehrkosten als 
Technologiefortschritt gemäß aa) zu berück-
sichtigen sind. Versicherungsschutz für diese 
Mehrkosten besteht gemäß den Vereinbarun-
gen zu den versicherten Mehrkosten. 

Mehrkosten durch Preissteigerungen zwi-
schen dem Eintritt des Versicherungsfalles 
und der Wiederherstellung sind ebenfalls 
nicht Bestandteil des Neuwertes. Versiche-
rungsschutz für diese Mehrkosten besteht ge-
mäß den Vereinbarungen zu den versicherten 
Mehrkosten. 

cc) Der Versicherer passt den Versicherungs-
schutz nach a) aa) an die Baukostenentwick-
lung an (siehe § 12 Nr. 2). Es besteht insoweit 
Versicherungsschutz auf der Grundlage des 
ortsüblichen Neubauwertes zum Zeitpunkt 
des Versicherungsfalles. 

dd) Wenn sich durch bauliche Maßnahmen inner-
halb des laufenden Versicherungsjahres der 
Wert des Gebäudes erhöht, besteht bis zum 
Schluss dieses Jahres auch insoweit Versiche-
rungsschutz. 

b) Neuwert  

aa) Der Neuwert ist der Betrag, der aufzuwenden 
ist, um Sachen gleicher Art und Güte in neu-
wertigem Zustand herzustellen. Maßgebend 
ist der ortsübliche Neubauwert einschließlich 
Architektengebühren sowie sonstige Kon-
struktions- und Planungskosten. 

Bestandteil des Neuwertes sind insoweit auch 
Aufwendungen, die dadurch entstehen, dass 
die Wiederherstellung der Sachen in dersel-
ben Art und Güte infolge Technologiefort-
schritts entweder nicht möglich ist oder nur 
mit unwirtschaftlichem Aufwand möglich 
wäre. Die Ersatzgüter müssen hierbei den vor-
handenen Sachen möglichst nahe kommen. 

bb) Nicht Bestandteil des Neuwertes sind Mehr-
kosten durch behördliche Wiederherstel-
lungsbeschränkungen, die dadurch entstehen, 
dass Sachen aufgrund öffentlich-rechtlicher 
Vorschriften nicht in derselben Art und Güte 
wiederhergestellt werden dürfen, es sei denn, 
dass diese Mehrkosten als Technologiefort-
schritt gemäß aa) zu berücksichtigen sind. Ver-
sicherungsschutz für diese Mehrkosten be-
steht gemäß den Vereinbarungen zu den 
versicherten Mehrkosten. 

Mehrkosten durch Preissteigerungen zwi-
schen dem Eintritt des Versicherungsfalles 
und der Wiederherstellung sind ebenfalls 
nicht Bestandteil des Neuwertes. Versiche-
rungsschutz für diese Mehrkosten besteht ge-
mäß den Vereinbarungen zu den versicherten 
Mehrkosten. 

c) Zeitwert  

Der Zeitwert ergibt sich aus dem Neuwert des Ge-
bäudes (siehe b) abzüglich der Wertminderung ins-
besondere durch Alter und Abnutzungsgrad. 

d) Gemeiner Wert  

Der Gemeine Wert ist der erzielbare Verkaufspreis 
für das Gebäude oder für das Altmaterial. 

Ist Versicherung zum Gleitenden Neuwert, Neu-
wert oder Zeitwert vereinbart und ist das Gebäude 
zum Abbruch bestimmt oder sonst dauernd 
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entwertet, so ist Versicherungswert lediglich der 
gemeine Wert. Eine dauernde Entwertung liegt ins-
besondere vor, wenn das Gebäude für seinen 
Zweck nicht mehr zu verwenden ist. 

Der Versicherungswert von Gebäudezubehör und Grund-
stücksbestandteilen, die nicht Gebäude sind, entspricht 
dem für das Gebäude vereinbarten Versicherungswert. 

 
2. Versicherungssumme  

a) Die Versicherungssumme ist der zwischen Versi-
cherer und Versicherungsnehmer im Einzelnen 
vereinbarte Betrag, der dem Versicherungswert 
entsprechen soll. 

b) Wenn bauliche Änderungen vorgenommen wer-
den, soll der Versicherungsnehmer die Versiche-
rungssumme an den veränderten Versicherungs-
wert anpassen. 

c) Ist Neuwert, Zeitwert oder gemeiner Wert verein-
bart worden, soll der Versicherungsnehmer die 
Versicherungssumme für die versicherte Sache für 
die Dauer des Versicherungsverhältnisse dem je-
weils gültigen Versicherungswert anpassen. 

d) Entspricht zum Zeitpunkt des Versicherungsfalles 
die Versicherungssumme nicht dem Versicherungs-
wert, kann die Regelung über die Unterversicherung 
zur Anwendung kommen (siehe § 13 Nr. 9). 

 
 

§ 11 Ermittlung der Versicherungssumme  
in der gleitenden Neuwertversicherung,  
Unterversicherung  

1. Ermittlung der Versicherungssumme in der gleiten-
den Neuwertversicherung  

Die Versicherungssumme ist nach dem ortsüblichen 
Neubauwert (siehe § 10 Nr. 1 a) zu ermitteln, der in den 
Preisen des Jahres 1914 ausgedrückt wird (Versiche-
rungssumme „Wert 1914“). 

Die Versicherungssumme gilt als richtig ermittelt, wenn  

a) sie aufgrund einer vom Versicherer anerkannten 
Schätzung eines Bausachverständigen festgesetzt 
wird;  

b) der Versicherungsnehmer im Antrag den Neubau-
wert in Preisen eines anderen Jahres zutreffend an-
gibt und der Versicherer diesen Betrag umrechnet;  

c) der Versicherungsnehmer Antragsfragen nach 
Größe, Ausbau und Ausstattung des Gebäudes zu-
treffend beantwortet und der Versicherer hiernach 
die Versicherungssumme „Wert 1914“ berechnet. 

 
2. Ermittlung der Versicherungssumme in der  

Neuwertversicherung 

Die Versicherungssumme gilt als richtig ermittelt, wenn 
die vereinbarte Versicherungssumme 2.000 Euro je 
Quadratmeter Wohnfläche des versicherten Gebäudes 
beträgt. 

Die Wohnfläche ist wie folgt zu ermitteln: 

a) Die Wohnfläche ist dem Kauf-/Mietvertrag oder 
den Bauunterlagen zu entnehmen, wobei alle zu 
Wohn-, Gewerbe- oder Hobbyzwecken ausgebaute 
Flächen zu berücksichtigen sind. Zur Wohnfläche 
zählen nicht Treppen, Balkone, Loggien, Terrassen, 
Garagen, Carports und sonstige nicht ausgebaute 
Räume. Kellerräume (auch Hanglage) sind grund-
sätzlich, unabhängig von der Nutzung, mit 20 Pro-
zent der Grundfläche zu berechnen  

Sind derartige Unterlagen nicht vorhanden, ist die 
Wohnfläche nach Maßgabe der folgenden Bestim-
mungen zu ermitteln. 

b) Die Wohnfläche ist die Summe der Gesamtgrund-
fläche aller Räume (Innenmaß ohne Innenwände, 
kein Abzug für Dachschrägen) des Gebäudes. Zur 
Wohnfläche zählen auch Arbeitszimmer, gewerb-
lich und beruflich genutzte Räume, Hobbyräume 
und Wintergärten. 

Zur Wohnfläche zählen nicht Treppen, Balkone, 
Loggien, Terrassen, Garagen, Carports und sonstige 
nicht ausgebaute Räume. Kellerräume (auch Hang-
lage) sind grundsätzlich, unabhängig von der Nut-
zung, mit 20 Prozent der Grundfläche zu berech-
nen. 

 
3. Unterversicherungsverzicht  

a) Wird die nach § 11 Nr. 1 („Wert 1914“) oder Nr. 2 (Neu-
wert) ermittelte Versicherungssumme vereinbart, 
nimmt der Versicherer bei der Entschädigung (ein-
schließlich Kosten und Mietausfall) keinen Abzug 
wegen Unterversicherung vor (Unterversicherungs-
verzicht). 

b) Ergibt sich im Versicherungsfall, dass die Beschrei-
bung des Gebäudes und seiner Ausstattung gemäß 
Nr. 1 c) oder die Quadratmeterzahl gemäß Nr. 2 von 
den tatsächlichen Verhältnissen bei Vertragsab-
schluss abweicht und ist dadurch die Versiche-
rungssumme „Wert 1914“ zu niedrig bemessen, so 
kann der Versicherer nach den Regelungen über die 
Anzeigepflichtverletzungen vom Vertrag zurücktre-
ten, kündigen oder eine Vertragsanpassung vorneh-
men; ferner kann er bezüglich der Differenz zwi-
schen vereinbarter Versicherungssumme und 
tatsächlichem Versicherungswert nach den Regeln 
der Unterversicherung leistungsfrei sein. 

c) Der Unterversicherungsverzicht gilt ferner nicht, 
wenn der der Versicherungssummenermittlung 
zugrunde liegende Bauzustand nach Vertragsab-
schluss durch wertsteigernde bauliche Maßnah-
men verändert wurde und die Veränderung dem 
Versicherer nicht unverzüglich angezeigt wurde. 
Dies gilt nicht, soweit der ortsübliche Neubauwert 
innerhalb des zum Zeitpunkt des Versicherungsfal-
les laufenden Versicherungsjahres durch bauliche 
Maßnahmen erhöht wurde. 

 
 

§ 12 Prämie in der Gleitenden Neuwertversiche-
rung und deren Anpassung  

1. Berechnung der Prämie  

Grundlagen der Berechnung der Prämie sind die Versi-
cherungssumme „Wert 1914“, der vereinbarte Prämien-
satz sowie der Anpassungsfaktor (siehe Nr. 2 a). 

Die jeweils zu zahlende Jahresprämie wird berechnet 
durch Multiplikation der vereinbarten Grundprämie 
1914 (Versicherungssumme „Wert 1914“ multipliziert 
mit dem Prämiensatz) mit dem jeweils gültigen Anpas-
sungsfaktor. 

 
2. Anpassung der Prämie  

a) Die Prämie verändert sich entsprechend der An-
passung des Versicherungsschutzes (siehe § 10 
Nr. 1 a) gemäß der Erhöhung oder Verminderung 
des Anpassungsfaktors. 

b) Der Anpassungsfaktor erhöht oder vermindert sich 
jeweils zum 1. Januar eines jeden Jahres für das in 
diesem Jahr beginnende Versicherungsjahr ent-
sprechend dem Prozentsatz, um den sich der 
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jeweils für den Monat Mai des Vorjahres veröffent-
lichte Baupreisindex für Wohngebäude und der für 
den Monat April des Vorjahres veröffentlichte Tarif-
lohnindex für das Baugewerbe verändert haben. 
Beide Indizes gibt das Statistische Bundesamt be-
kannt. Bei dieser Anpassung wird die Änderung des 
Baupreisindexes zu 80 Prozent und die des Tarif-
lohnindexes zu 20 Prozent berücksichtigt, und zwar 
der jeweilige Index auf zwei Stellen nach dem 
Komma gerundet. 

Der Anpassungsfaktor wird auf zwei Stellen nach 
dem Komma errechnet und gerundet. 

Soweit bei Rundungen die dritte Zahl nach dem 
Komma eine Fünf oder eine höhere Zahl ist, wird 
aufgerundet, sonst abgerundet. 

c) Der Versicherungsnehmer kann einer Erhöhung der 
Prämie innerhalb eines Monats, nachdem ihm die 
Mitteilung über die Erhöhung des Anpassungsfak-
tors zugegangen ist, durch Erklärung in Textform wi-
dersprechen. Zur Wahrung der Frist genügt die 
rechtzeitige Absendung. Damit wird die Erhöhung 
nicht wirksam. Die Versicherung bleibt dann als 
Neuwertversicherung (siehe § 10 Nr. 1 b) in Kraft, 
und zwar zur bisherigen Prämie und mit einer Versi-
cherungssumme, die sich aus der Versicherungs-
summe „Wert 1914“ multipliziert mit 1/100 des Bau-
preisindexes für Wohngebäude ergibt, der im Mai 
des Vorjahres galt. 

In diesem Fall gilt ein vereinbarter Unterversiche-
rungsverzicht nicht mehr. 

Das Recht des Versicherungsnehmers auf Herab-
setzung der Versicherungssumme wegen erhebli-
cher Überversicherung bleibt unberührt. 

 
3. Neukalkulation/Anpassung des Prämiensatzes 

a) Der Versicherer kann den Beitrag pro Tausend Euro 
oder pro Tausend Mark Wert 1914 Versicherungs-
summe (Prämiensatz) für bestehende Versiche-
rungsverträge mit Wirkung vom Beginn der nächs-
ten Versicherungsperiode an anpassen. Dabei darf 
der geänderte Prämiensatz den im Zeitpunkt der 
Änderung geltenden Tarifprämiensatz nicht über-
steigen. 

b) Der Versicherungsnehmer kann den Versiche-
rungsvertrag innerhalb eines Monats, nachdem 
Ihm die Mitteilung über die Erhöhung des Prämien-
satzes zugegangen ist, durch Erklärung in Textform 
kündigen. Zur Wahrung der Frist genügt die recht-
zeitige Absendung. 

 
 

§ 13 Entschädigungsberechnung  

1. Gleitende Neuwert- und Neuwertversicherung  

a) Der Versicherer ersetzt  

aa) bei zerstörten Gebäuden die ortsüblichen Wie-
derherstellungskosten des Gebäudes (ein-
schließlich der Architektengebühren sowie 
sonstiger Konstruktions- und Planungskosten) 
unmittelbar vor Eintritt des Versicherungsfal-
les, 

bb) bei beschädigten Gebäuden oder sonstigen 
beschädigten Sachen die notwendigen Repa-
raturkosten unmittelbar vor Eintritt des Versi-
cherungsfalles zuzüglich einer durch die Repa-
ratur nicht ausgeglichenen Wertminderung, 
höchstens jedoch der Versicherungswert un-
mittelbar vor Eintritt des Versicherungsfalles,  

cc) bei zerstörten oder abhanden gekommenen 
sonstigen Sachen den Wiederbeschaffungs-
preis von Sachen gleicher Art und Güte im 

neuwertigen Zustand unmittelbar vor Eintritt 
des Versicherungsfalles. 

b) Öffentlich-rechtlicher Vorschriften, nach denen die 
noch vorhandene und technisch brauchbare Sach-
substanz der versicherten und vom Schaden be-
troffenen Sache für die Wiederherstellung nicht 
wieder verwendet werden darf, werden bei der Ent-
schädigungsberechnung gemäß a) berücksichtigt, 
soweit  

aa) es sich nicht um behördliche Anordnungen 
handelt, die vor Eintritt des Versicherungsfal-
les erteilt wurden oder  

bb) nicht aufgrund öffentlich-rechtlicher Vor-
schriften die Nutzung der Sachen zum Zeit-
punkt des Versicherungsfalles ganz oder teil-
weise untersagt war. 

Mehrkosten durch behördliche Wiederher-
stellungsbeschränkungen, die dadurch entste-
hen, dass die versicherte und vom Schaden be-
troffene Sache aufgrund öffentlich-rechtlicher 
Vorschriften nicht in derselben Art und Güte 
wiederhergestellt oder wiederbeschafft wer-
den darf, werden im Rahmen der Entschädi-
gungsberechnung gemäß a) nicht ersetzt, es 
sei denn, dass diese Mehrkosten als Technolo-
giefortschritt im Versicherungswert zu be-
rücksichtigen sind. Versicherungsschutz für 
diese Mehrkosten besteht gemäß den Verein-
barungen zu den versicherten Mehrkosten. 

c) Der erzielbare Verkaufspreis von Resten wird bei 
der Entschädigungsberechnung gemäß a) ange-
rechnet. 

 
2. Zeitwert  

Der Versicherer ersetzt  

a) bei zerstörten Gebäuden den Neuwert unmittelbar 
vor Eintritt des Versicherungsfalles abzüglich der 
Wertminderung insbesondere durch Alter und Ab-
nutzungsgrad;  

b) bei beschädigten Gebäuden oder sonstigen be-
schädigten Sachen die notwendigen Reparaturkos-
ten unmittelbar vor Eintritt des Versicherungsfal-
les zuzüglich einer durch die Reparatur nicht 
ausgeglichenen Wertminderung, höchstens jedoch 
der Zeitwert unmittelbar vor Eintritt des Versiche-
rungsfalles;  

c) bei zerstörten oder abhanden gekommenen sons-
tigen Sachen den Wiederbeschaffungspreis von Sa-
chen gleicher Art und Güte im neuwertigen Zu-
stand zum Zeitpunkt des Vertragsschlusses unter 
Berücksichtigung eines Abzuges entsprechend 
dem insbesondere durch das Alter und den Abnut-
zungsgrad bestimmten Zustand;  

d) Der erzielbare Verkaufspreis von Resten wird bei 
der Entschädigungsberechnung gemäß a) bis c) an-
gerechnet. 

 
3. Gemeiner Wert 

Soweit ein Gebäude zum Abbruch bestimmt oder sonst 
dauerhaft entwertet ist, werden versicherte Sachen nur 
unter Zugrundelegung des erzielbaren Verkaufspreises 
ohne Grundstücksanteile (gemeiner Wert) entschädigt. 

 
4. Kosten  

Berechnungsgrundlage für die Entschädigung versi-
cherter Kosten (siehe §§ 7 und 8) ist der Nachweis tat-
sächlich angefallener Kosten unter Berücksichtigung 
der jeweils vereinbarten Entschädigungsgrenzen. 
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5. Mietausfall, Mietwert  

Der Versicherer ersetzt den versicherten Mietausfall 
bzw. Mietwert bis zum Ende der vereinbarten Haftzeit. 

 
6. Mehrwertsteuer  

a) Die Mehrwertsteuer wird nicht ersetzt, wenn der 
Versicherungsnehmer vorsteuerabzugsberechtigt 
ist; das Gleiche gilt, wenn der Versicherungsneh-
mer Mehrwertsteuer tatsächlich nicht gezahlt hat. 

b) Für die Berechnung der Entschädigung versicher-
ter Kosten (siehe §§ 7 und 8) und versicherten Miet-
ausfalls bzw. Mietwerts (siehe § 9) gilt a) entspre-
chend. 

 
7. Neuwertanteil  

In der Gleitenden Neuwertversicherung und der Neu-
wertversicherung erwirbt der Versicherungsnehmer 
den Anspruch auf Zahlung des Teils der Entschädigung, 
der den Zeitwertschaden übersteigt (Neuwertanteil) 
nur, soweit und sobald er innerhalb von drei Jahren nach 
Eintritt des Versicherungsfalles sicherstellt, dass er die 
Entschädigung verwenden wird, um versicherte Sachen 
in gleicher Art und Zweckbestimmung an der bisherigen 
Stelle wiederherzustellen oder wiederzubeschaffen. Ist 
dies an der bisherigen Stelle rechtlich nicht möglich 
oder wirtschaftlich nicht zu vertreten, so genügt es, 
wenn die Gebäude an anderer Stelle innerhalb der Bun-
desrepublik Deutschland wiederhergestellt werden. 

Der Zeitwertschaden errechnet sich aus der Entschädi-
gung nach Nr. 1 a), Nr. 1 b) und Nr. 1 c) unter Berücksich-
tigung eines Abzuges entsprechend dem insbesondere 
durch das Alter und den Abnutzungsgrad bestimmten 
Zustand. 

Der Versicherungsnehmer ist zur Rückzahlung des vom 
Versicherer entschädigten Neuwertanteils verpflichtet, 
wenn die Sache infolge eines Verschuldens des Versiche-
rungsnehmers nicht innerhalb einer angemessenen 
Frist wiederhergestellt oder wiederbeschafft worden ist. 

 
8. Gesamtentschädigung, Kosten auf Weisung  

des Versicherers  

In der Neu- und Zeitwertversicherung ist die Gesam-
tentschädigung für versicherte Sachen (siehe § 5), versi-
cherte Kosten (siehe §§ 7 und 8) und versicherten Miet-
ausfalls bzw. Mietwerts (siehe § 9) je Versicherungsfall 
auf die Versicherungssumme begrenzt. Schadenabwen-
dungs- und Schadenminderungskosten, die auf Wei-
sung des Versicherers entstanden sind, werden unbe-
grenzt ersetzt. 

 
9. Feststellung und Berechnung einer  

Unterversicherung  

Ist die Versicherungssumme im Zeitpunkt des Versiche-
rungsfalles in der Gleitenden Neuwertversicherung 
(siehe § 10 Nr. 1 a) ohne Vereinbarung eines Unterversi-
cherungsverzichts, in der Neu- und Zeitwertversiche-
rung sowie in der Versicherung zum gemeinen Wert 
(siehe A § 10 Nr. 1 b) – Nr. 1 c) niedriger als der Versiche-
rungswert der versicherten Sachen (Unterversiche-
rung), wird die Entschädigung gemäß Nr. 1 bis Nr. 3 in 
dem Verhältnis von Versicherungssumme zum Versi-
cherungswert nach folgender Berechnungsformel ge-
kürzt: Entschädigung = Schadenbetrag multipliziert mit 
der Versicherungssumme dividiert durch den Versiche-
rungswert. Entsprechendes gilt für die Berechnung ver-
sicherter Kosten (siehe §§ 7 und 8) und versicherten 
Mietausfalles bzw. Mietwerts (siehe § 9). 

 
 

§ 14 Zahlung und Verzinsung der Entschädigung  

1. Fälligkeit der Entschädigung  

a) Die Entschädigung wird fällig, wenn die Feststellun-
gen des Versicherers zum Grunde und zur Höhe des 
Anspruchs abgeschlossen sind. 

Der Versicherungsnehmer kann einen Monat nach 
Meldung des Schadens den Betrag als Abschlags-
zahlung beanspruchen, der nach Lage der Sache 
mindestens zu zahlen ist. 

b) Der über den Zeitwertschaden hinausgehende Teil 
der Entschädigung wird fällig, nachdem der Versi-
cherungsnehmer gegenüber dem Versicherer den 
Nachweis geführt hat, dass er die Wiederherstel-
lung oder Wiederbeschaffung sichergestellt hat. 

 
2. Rückzahlung des Neuwertanteils  

Der Versicherungsnehmer ist zur Rückzahlung der vom 
Versicherer nach Nr. 1 b) geleisteten Entschädigung ein-
schließlich etwaiger nach Nr. 3 b) gezahlter Zinsen ver-
pflichtet, wenn die Sache infolge eines Verschuldens des 
Versicherungsnehmers nicht innerhalb einer angemes-
senen Frist wiederhergestellt oder wiederbeschafft wor-
den ist. 

 
3. Verzinsung  

Für die Verzinsung gilt, soweit nicht aus einem anderen 
Rechtsgrund eine weitergehende Zinspflicht besteht:  

a) Die Entschädigung ist – soweit sie nicht innerhalb 
eines Monats nach Meldung des Schadens geleistet 
wird – seit Anzeige des Schadens zu verzinsen. 

b) Der über den Zeitwertschaden hinausgehende Teil 
der Entschädigung ist ab dem Zeitpunkt zu verzin-
sen, in dem der Versicherungsnehmer die Sicher-
stellung der Wiederherstellung oder Wiederbe-
schaffung versicherter Sachen gegenüber dem 
Versicherer nachgewiesen hat. 

c) Der Zinssatz liegt 1 Prozentpunkt unter dem jewei-
ligen Basiszinssatz des Bürgerlichen Gesetzbuches 
(§ 247 BGB), mindestens jedoch bei 4 Prozent und 
höchstens bei 6 Prozent Zinsen pro Jahr. 

d) Die Zinsen werden zusammen mit der Entschädi-
gung fällig. 

 
4. Hemmung  

Bei der Berechnung der Fristen gemäß Nr. 1, Nr. 3 a) und 
Nr. 3 b) ist der Zeitraum nicht zu berücksichtigen, in dem 
infolge Verschuldens des Versicherungsnehmers die 
Entschädigung nicht ermittelt oder nicht gezahlt wer-
den kann. 

 
5. Aufschiebung der Zahlung  

Der Versicherer kann die Zahlung aufschieben, solange  

a) Zweifel an der Empfangsberechtigung des Versi-
cherungsnehmers bestehen;  

b) ein behördliches oder strafgerichtliches Verfahren 
gegen den Versicherungsnehmer oder seinen Re-
präsentanten aus Anlass dieses Versicherungsfal-
les noch läuft;  

c) eine Mitwirkung des Realgläubigers gemäß den ge-
setzlichen Bestimmungen über die Sicherung von 
Realgläubigern nicht erfolgte. 
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§ 15 Sachverständigenverfahren  

1. Feststellung der Schadenhöhe  

Der Versicherungsnehmer kann nach Eintritt des Versi-
cherungsfalles verlangen, dass die Höhe des Schadens in 
einem Sachverständigenverfahren festgestellt wird. 

Ein solches Sachverständigenverfahren können Versi-
cherer und Versicherungsnehmer auch gemeinsam ver-
einbaren. 

 
2. Weitere Feststellungen  

Das Sachverständigenverfahren kann durch Vereinba-
rung auf weitere Feststellungen zum Versicherungsfall 
ausgedehnt werden. 

 
3. Verfahren vor Feststellung  

Für das Sachverständigenverfahren gilt:  

a) Jede Partei hat in Textform einen Sachverständigen 
zu benennen. Eine Partei, die ihren Sachverständi-
gen benannt hat, kann die andere unter Angabe des 
von ihr genannten Sachverständigen in Textform 
auffordern, den zweiten Sachverständigen zu be-
nennen. Wird der zweite Sachverständige nicht in-
nerhalb von zwei Wochen nach Zugang der Auffor-
derung benannt, so kann ihn die auffordernde Partei 
durch das für den Schadenort zuständige Amtsge-
richt ernennen lassen. In der Aufforderung durch 
den Versicherer ist der Versicherungsnehmer auf 
diese Folge hinzuweisen. 

b) Der Versicherer darf als Sachverständigen keine 
Person benennen, die Mitbewerber des Versiche-
rungsnehmers ist oder mit ihm in dauernder Ge-
schäftsverbindung steht; ferner keine Person, die 
bei Mitbewerbern oder Geschäftspartnern ange-
stellt ist oder mit ihnen in einem ähnlichen Verhält-
nis steht. 

c) Beide Sachverständige benennen in Textform vor 
Beginn ihrer Feststellungen einen dritten Sachver-
ständigen als Obmann. Die Regelung unter b) gilt 
entsprechend für die Benennung eines Obmannes 
durch die Sachverständigen. Einigen sich die Sach-
verständigen nicht, so wird der Obmann auf Antrag 
einer Partei durch das für den Schadenort zustän-
dige Amtsgericht ernannt. 

 
4. Feststellung  

Die Feststellungen der Sachverständigen müssen ent-
halten:  

a) ein Verzeichnis der abhanden gekommenen, zer-
störten und beschädigten versicherten Sachen so-
wie deren nach dem Versicherungsvertrag in Frage 
kommenden Versicherungswerte zum Zeitpunkt 
des Versicherungsfalles;  

b) die Wiederherstellungs- und Wiederbeschaffungs-
kosten;  

c) die Restwerte der vom Schaden betroffenen Sa-
chen;  

d) die nach dem Versicherungsvertrag versicherten 
Kosten und den versicherten Mietausfall bzw. Miet-
wert. 

e)  den Versicherungswert der nicht vom Schaden be-
troffenen versicherten Sachen zum Zeitpunkt des 
Versicherungsfalles, wenn kein Unterversiche-
rungsverzicht gegeben ist. 

 
5. Verfahren nach Feststellung  

Der Sachverständige übermittelt seine Feststellungen 
beiden Parteien gleichzeitig. Weichen die 

Feststellungen der Sachverständigen voneinander ab, 
so übergibt der Versicherer sie unverzüglich dem Ob-
mann. Dieser entscheidet über die streitig gebliebenen 
Punkte innerhalb der durch die Feststellungen der 
Sachverständigen gezogenen Grenzen und übermittelt 
seine Entscheidung beiden Parteien gleichzeitig. 

Die Feststellungen der Sachverständigen oder des Ob-
mannes sind für die Vertragsparteien verbindlich, wenn 
nicht nachgewiesen wird, dass sie offenbar von der wirk-
lichen Sachlage erheblich abweichen. Aufgrund dieser 
verbindlichen Feststellungen berechnet der Versicherer 
die Entschädigung. 

Im Falle unverbindlicher Feststellungen erfolgen diese 
durch gerichtliche Entscheidung. Dies gilt auch, wenn 
die Sachverständigen die Feststellung nicht treffen kön-
nen oder wollen oder sie verzögern. 

 
6. Kosten  

Sofern nicht etwas anderes vereinbart ist, trägt jede Par-
tei die Kosten ihres Sachverständigen. Die Kosten des 
Obmannes tragen beide Parteien je zur Hälfte. 

 
7. Obliegenheiten  

Durch das Sachverständigenverfahren werden die Ob-
liegenheiten des Versicherungsnehmers nicht berührt. 

 
 

§ 16 Vertraglich vereinbarte, besondere  
Obliegenheiten des Versicherungsnehmers 
vor dem Versicherungsfall, Sicherheitsvor-
schriften  

1. Sicherheitsvorschriften  

Als vertraglich vereinbarte, besondere Obliegenheiten 
hat der Versicherungsnehmer 

a) die versicherten Sachen, insbesondere wasserfüh-
rende Anlagen und Einrichtungen, Dächer und au-
ßen angebrachte Sachen stets in ordnungsgemä-
ßem Zustand zu erhalten und Mängel oder 
Schäden unverzüglich beseitigen zu lassen;  

b) nicht genutzte Gebäude oder Gebäudeteile zu jeder 
Jahreszeit genügend häufig zu kontrollieren und 
dort alle wasserführenden Anlagen und Einrichtun-
gen abzusperren, zu entleeren und entleert zu hal-
ten;  

c) in der kalten Jahreszeit alle Gebäude und Gebäude-
teile zu beheizen und dies genügend häufig zu kon-
trollieren oder dort alle wasserführenden Anlagen 
und Einrichtungen abzusperren, zu entleeren und 
entleert zu halten;  

 
2. Folgen der Obliegenheitsverletzung  

Verletzt der Versicherungsnehmer eine der in Nr. 1 ge-
nannten Obliegenheiten, ist der Versicherer unter den 
in Abschnitt B § 8 Nr. 1 b) und Nr. 3 beschriebenen Vo-
raussetzungen zur Kündigung berechtigt oder auch 
ganz oder teilweise leistungsfrei. 

 
 

§ 17 Besondere gefahrerhöhende Umstände  

1. Anzeigepflichtige Gefahrerhöhung  

Eine anzeigepflichtige Gefahrerhöhung gemäß Ab-
schnitt B § 9 kann insbesondere dann vorliegen, wenn  

a) sich ein Umstand ändert, nach dem der Versicherer 
vor Vertragsschluss gefragt hat;  

b) ein Gebäude oder der überwiegende Teil eines Ge-
bäudes nicht genutzt wird;  
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c) an einem Gebäude Baumaßnahmen durchgeführt 
werden, in deren Verlauf das Dach ganz oder teil-
weise entfernt wird oder die das Gebäude überwie-
gend unbenutzbar machen;  

d) in dem versicherten Gebäude ein Gewerbebetrieb 
aufgenommen oder verändert wird;  

e) das Gebäude nach Vertragsschluss unter Denkmal-
schutz gestellt wird. 

 
2. Folgen einer Gefahrerhöhung  

Zu den Folgen einer Gefahrerhöhung siehe Abschnitt B 
§ 9 Nr. 3 bis Nr. 5. 

 
 

§ 18 Veräußerung der versicherten Sachen  

1. Rechtsverhältnisse nach Eigentumsübergang  

a) Wird die versicherte Sache vom Versicherungsneh-
mer veräußert, so tritt zum Zeitpunkt des Eigen-
tumsübergangs (bei Immobilien das Datum des 
Grundbucheintrages) an dessen Stelle der Erwerber 
in die während der Dauer seines Eigentums aus dem 
Versicherungsverhältnis sich ergebenden Rechte 
und Pflichten des Versicherungsnehmers ein. 

b) Der Veräußerer und der Erwerber haften für die 
Prämie, die auf das zur Zeit des Eintrittes des Er-
werbers laufende Versicherungsjahr entfällt, als 
Gesamtschuldner. 

c) Der Versicherer muss den Eintritt des Erwerbers 
erst gegen sich gelten lassen, wenn er hiervon 
Kenntnis erlangt. 

 
2. Kündigungsrechte  

a) Der Versicherer ist berechtigt, dem Erwerber das 
Versicherungsverhältnis unter Einhaltung einer 
Frist von einem Monat zu kündigen. Dieses Kündi-
gungsrecht erlischt, wenn es nicht innerhalb eines 
Monats ab der Kenntnis des Versicherers von der 
Veräußerung ausgeübt wird. 

b) Der Erwerber ist berechtigt, das Versicherungsver-
hältnis mit sofortiger Wirkung oder zu jedem späte-
ren Zeitpunkt bis zum Ablauf des Versicherungs-
jahres in Textform zu kündigen. 

Das Kündigungsrecht erlischt, wenn es nicht inner-
halb eines Monats nach dem Erwerb, bei fehlender 
Kenntnis des Erwerbers vom Bestehen der Versi-
cherung innerhalb eines Monats ab Erlangung der 
Kenntnis, ausgeübt wird. 

c) Im Falle der Kündigung nach a) und b) haftet der 
Veräußerer allein für die Zahlung der Prämie. 

 

3. Anzeigepflichten  

a) Die Veräußerung ist dem Versicherer vom Veräu-
ßerer oder Erwerber unverzüglich in Textform an-
zuzeigen. 

b) Ist die Anzeige unterblieben, so ist der Versicherer 
nicht zur Leistung verpflichtet, wenn der Versiche-
rungsfall später als einen Monat nach dem Zeit-
punkt eintritt, zu dem die Anzeige hätte zugehen 
müssen, und der Versicherer nachweist, dass er 
den mit dem Veräußerer bestehenden Vertrag mit 
dem Erwerber nicht geschlossen hätte. 

c) Abweichend von b) ist der Versicherer zur Leistung 
verpflichtet, wenn ihm die Veräußerung zu dem 
Zeitpunkt bekannt war, zu dem ihm die Anzeige 
hätten zugehen müssen, oder wenn zur Zeit des 
Eintrittes des Versicherungsfalles die Frist für die 
Kündigung des Versicherers abgelaufen war und er 
nicht gekündigt hat. 
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Abschnitt B: Allgemeine Vertragsgrundlagen zur Gebäude- und Glasversicherung 
 
 

 
§ 1 Anzeigepflicht des Versicherungsnehmers oder seines 

Vertreters bis zum Vertragsschluss 
§ 2 Beginn des Versicherungsschutzes, Dauer und Ende 

des Vertrages 
§ 3 Prämien, Versicherungsperiode 
§ 4 Fälligkeit der Erst- oder Einmalprämie, Folgen verspä-

teter Zahlung oder Nichtzahlung 
§ 5 Folgeprämie 
§ 6 Lastschri9verfahren 
§ 7 Prämie bei vorzeitiger Vertragsbeendigung 
§ 8 Obliegenheiten des Versicherungsnehmers 
§ 9 Gefahrerhöhung 
§ 10 Überversicherung 
§ 11 Mehrere Versicherer 

§ 12 Versicherung für fremde Rechnung 
§ 13 Aufwendungsersatz 
§ 14 Übergang von Ersatzansprüchen 
§ 15 Kündigung nach dem Versicherungsfall 
§ 16 Keine Leistungspflicht aus besonderen Gründen 
§ 17 Anzeigen, Willenserklärungen, Anschri9enänderun-

gen 
§ 18 Maklervollmacht 
§ 19 Repräsentanten 
§ 20 Verjährung 
§ 21 Zuständiges Gericht 
§ 22 Anzuwendendes Recht 
§ 23 Sanktionsklausel 

 

 

§ 1 Anzeigepflicht des Versicherungsnehmers 
oder seines Vertreters bis zum Vertrags-
schluss  

1. Wahrheitsgemäße und vollständige Anzeigepflicht 
von Gefahrumständen  

Der Versicherungsnehmer hat bis zur Abgabe seiner 
Vertragserklärung dem Versicherer alle ihm bekannten 
Gefahrumstände anzuzeigen, nach denen der Versiche-
rer in Textform gefragt hat und die für dessen Ent-
schluss erheblich sind, den Vertrag mit dem vereinbar-
ten Inhalt zu schließen. 

Der Versicherungsnehmer ist auch insoweit zur Anzeige 
verpflichtet, als nach seiner Vertragserklärung, aber vor 
Vertragsannahme der Versicherer in Textform Fragen 
im Sinne des Satzes 1 stellt. 

 
2. Rechtsfolgen der Verletzung der Anzeigepflicht  

a) Vertragsänderung  

Hat der Versicherungsnehmer die Anzeigepflicht 
nicht vorsätzlich verletzt und hätte der Versicherer 
bei Kenntnis der nicht angezeigten Gefahrum-
stände den Vertrag auch zu anderen Bedingungen 
geschlossen, so werden die anderen Bedingungen 
auf Verlangen des Versicherers rückwirkend Ver-
tragsbestandteil. Bei einer vom Versicherungsneh-
mer unverschuldeten Pflichtverletzung werden die 
anderen Bedingungen ab der laufenden Versiche-
rungsperiode Vertragsbestandteil. 

Erhöht sich durch eine Vertragsänderung die Prä-
mie um mehr als 10 Prozent oder schließt der Versi-
cherer die Gefahrabsicherung für den nicht ange-
zeigten Umstand aus, so kann der Versicherungs-
nehmer den Vertrag innerhalb eines Monats nach 
Zugang der Mitteilung des Versicherers ohne Ein-
haltung einer Frist kündigen. In dieser Mitteilung 
der Vertragsänderung hat der Versicherer den Ver-
sicherungsnehmer auf dessen Kündigungsrecht 
hinzuweisen. 

b) Rücktritt und Leistungsfreiheit  

Verletzt der Versicherungsnehmer seine Anzeige-
pflicht nach Nr. 1, kann der Versicherer vom Vertrag 
zurücktreten, es sei denn, der Versicherungsneh-
mer hat die Anzeigepflicht weder vorsätzlich noch 
grob fahrlässig verletzt. 

Bei grober Fahrlässigkeit des Versicherungsneh-
mers ist das Rücktrittsrecht des Versicherers aus-
geschlossen, wenn der Versicherungsnehmer 
nachweist, dass der Versicherer den Vertrag bei 
Kenntnis der nicht angezeigten Umstände zu 

gleichen oder anderen Bedingungen abgeschlos-
sen hätte. 

Tritt der Versicherer nach Eintritt des Versiche-
rungsfalles zurück, so ist er nicht zur Leistung ver-
pflichtet, es sei denn, der Versicherungsnehmer 
weist nach, dass die Verletzung der Anzeigepflicht 
sich auf einen Umstand bezieht, der weder für den 
Eintritt oder die Feststellung des Versicherungsfal-
les noch für die Feststellung oder den Umfang der 
Leistungspflicht des Versicherers ursächlich ist. 
Hat der Versicherungsnehmer die Anzeigepflicht 
arglistig verletzt, ist der Versicherer nicht zur Leis-
tung verpflichtet. 

c) Kündigung 

Verletzt der Versicherungsnehmer seine Anzeige-
pflicht nach Nr. 1 leicht fahrlässig oder schuldlos, 
kann der Versicherer den Vertrag unter Einhaltung 
einer Frist von einem Monat kündigen, es sei denn, 
der Versicherer hätte den Vertrag bei Kenntnis der 
nicht angezeigten Umständen zu gleichen oder an-
deren Bedingungen abgeschlossen. 

d) Ausschluss von Rechten des Versicherers  

Die Rechte des Versicherers zur Vertragsänderung 
(a), zum Rücktritt (b) und zur Kündigung (c) sind je-
weils ausgeschlossen, wenn der Versicherer den 
nicht angezeigten Gefahrenumstand oder die un-
richtige Anzeige kannte. 

e) Anfechtung  

Das Recht des Versicherers, den Vertrag wegen arg-
listiger Täuschung anzufechten, bleibt unberührt. 

 
3. Frist für die Ausübung der Rechte des Versicherers  

Die Rechte zur Vertragsänderung (Nr. 2 a), zum Rücktritt 
(Nr. 2 b) oder zur Kündigung (Nr. 2 c) muss der Versiche-
rer innerhalb eines Monats schriftlich geltend machen 
und dabei die Umstände angeben, auf die er seine Erklä-
rung stützt; zur Begründung kann er nachträglich wei-
tere Umstände innerhalb eines Monats nach deren 
Kenntniserlangung angeben. Die Monatsfrist beginnt 
mit dem Zeitpunkt, zu dem der Versicherer von der Ver-
letzung der Anzeigepflicht und der Umstände Kenntnis 
erlangt, die das von ihm jeweils geltend gemachte Recht 
begründen. 

 
4. Rechtsfolgenhinweis  

Die Rechte zur Vertragsänderung (Nr. 2 a), zum Rücktritt 
(Nr. 2 b) und zur Kündigung (Nr. 2 c) stehen dem Versi-
cherer nur zu, wenn er den Versicherungsnehmer durch 
gesonderte Mitteilung in Textform auf die Folgen der 
Verletzung der Anzeigepflicht hingewiesen hat. 
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5. Vertreter des Versicherungsnehmers  

Wird der Vertrag von einem Vertreter des Versiche-
rungsnehmers geschlossen, so sind bei der Anwendung 
von Nr. 1 und Nr. 2 sowohl die Kenntnis und die Arglist 
des Vertreters als auch die Kenntnis und die Arglist des 
Versicherungsnehmers zu berücksichtigen. Der Versi-
cherungsnehmer kann sich darauf, dass die Anzeige-
pflicht nicht vorsätzlich oder grob fahrlässig verletzt 
worden ist, nur berufen, wenn weder dem Vertreter 
noch dem Versicherungsnehmer Vorsatz oder grobe 
Fahrlässigkeit zur Last fällt. 

 
6. Erlöschen der Rechte des Versicherers  

Die Rechte des Versicherers zur Vertragsänderung 
(Nr. 2a), zum Rücktritt (Nr. 2b) und zur Kündigung 
(Nr. 2c) erlöschen mit Ablauf von fünf Jahren nach Ver-
tragsschluss; dies gilt nicht für Versicherungsfälle, die 
vor Ablauf dieser Frist eingetreten sind. Die Frist beläuft 
sich auf zehn Jahre, wenn der Versicherungsnehmer 
oder sein Vertreter die Anzeigepflicht vorsätzlich oder 
arglistig verletzt hat. 

 
 

§ 2 Beginn des Versicherungsschutzes,  
Dauer und Ende des Vertrages  

1. Beginn des Versicherungsschutzes 

Der Versicherungsschutz beginnt vorbehaltlich der Re-
gelungen über die Folgen verspäteter Zahlung oder 
Nichtzahlung der Erst- oder Einmalprämie zu dem im 
Versicherungsschein angegebenen Zeitpunkt. 

 
2. Dauer  

Der Vertrag ist für den im Versicherungsschein angege-
benen Zeitraum abgeschlossen. 

 
3. Stillschweigende Verlängerung  

Bei einer Vertragsdauer von mindestens einem Jahr ver-
längert sich der Vertrag um jeweils ein Jahr, wenn nicht 
einer der Vertragsparteien spätestens drei Monate vor 
dem Ablauf der jeweiligen Vertragslaufzeit eine Kündi-
gung zugegangen ist. 

 
4. Kündigung bei mehrjährigen Verträgen  

Der Vertrag kann bei einer Vertragslaufzeit von mehr als 
drei Jahren zum Ablauf des dritten oder jedes darauf fol-
genden Jahres unter Einhaltung einer Frist von drei Mo-
naten vom Versicherungsnehmer gekündigt werden. 

Die Kündigung muss dem Versicherer spätestens drei 
Monate vor dem Ablauf des jeweiligen Versicherungs-
jahres zugehen. 

 
5. Vertragsdauer von weniger als einem Jahr  

Bei einer Vertragsdauer von weniger als einem Jahr en-
det der Vertrag, ohne dass es einer Kündigung bedarf, 
zum vorgesehenen Zeitpunkt. 

 
6. Nachweis bei angemeldetem Grundpfandrecht 

durch Realgläubiger  

Hat ein Realgläubiger sein Grundpfandrecht angemel-
det, ist eine Kündigung des Versicherungsverhältnisses 
durch den Versicherungsnehmer im Hinblick auf die Ge-
fahrengruppe Brand, Blitzschlag, Überspannung durch 
Blitz, Explosion, Implosion, Absturz oder Anprall eines 
Luftfahrzeuges nur wirksam, wenn der Versicherungs-
nehmer mindestens einen Monat vor Ablauf des Versi-
cherungsvertrags nachgewiesen hat, dass zu dem Zeit-
punkt, zu dem die Kündigung spätestens zulässig war, 

das Grundstück nicht mit dem Grundpfandrecht belas-
tet war oder dass der Realgläubiger der Kündigung zuge-
stimmt hat. Diese gilt nicht für eine Kündigung nach Ver-
äußerung oder im Versicherungsfall. 

 
7. Wegfall des versicherten Interesses  

Fällt das versicherte Interesse nach dem Beginn der Ver-
sicherung weg, endet der Vertrag zu dem Zeitpunkt, zu 
dem der Versicherer vom Wegfall des Risikos Kenntnis 
erlangt. 

 
 

§ 3 Prämien, Versicherungsperiode  

Je nach Vereinbarung werden die Prämien entweder 
durch laufende Zahlungen monatlich, vierteljährlich, 
halbjährlich, jährlich oder als Einmalprämie im Voraus 
gezahlt. 

Entsprechend der Vereinbarung über laufende Zahlun-
gen umfasst die Versicherungsperiode einen Monat, ein 
Vierteljahr, ein halbes Jahr oder ein Jahr. Bei einer Ein-
malprämie ist die Versicherungsperiode die vereinbarte 
Vertragsdauer, jedoch höchstens ein Jahr. 

 
 

§ 4 Fälligkeit der Erst- oder Einmalprämie,  
Folgen verspäteter Zahlung oder  
Nichtzahlung  

1. Fälligkeit der Erst- oder Einmalprämie  

Die erste oder einmalige Prämie ist – unabhängig von 
dem Bestehen eines Widerrufrechts – unverzüglich 
nach dem Zeitpunkt des vereinbarten und im Versiche-
rungsschein angegebenen Versicherungsbeginns zu 
zahlen. 

Liegt der vereinbarte Zeitpunkt des Versicherungsbe-
ginns vor Vertragsschluss, ist die erste oder einmalige 
Prämie unverzüglich nach Vertragsschluss zu zahlen. 

Zahlt der Versicherungsnehmer nicht unverzüglich 
nach dem in Satz 1 oder 2 bestimmten Zeitpunkt, be-
ginnt der Versicherungsschutz erst, nachdem die Zah-
lung bewirkt ist. 

Weicht der Versicherungsschein vom Antrag des Ver-
sicherungsnehmers oder getroffenen Vereinbarungen 
ab, ist die erste oder einmalige Prämie frühestens ei-
nen Monat nach Zugang des Versicherungsscheins zu 
zahlen. 

 
2. Rücktrittsrecht des Versicherers bei Zahlungsverzug  

Wird die erste oder einmalige Prämie nicht zu dem nach 
Nr. 1 maßgebenden Fälligkeitszeitpunkt gezahlt, so 
kann der Versicherer vom Vertrag zurücktreten, solange 
die Zahlung nicht bewirkt ist. 

Der Rücktritt ist ausgeschlossen, wenn der Versiche-
rungsnehmer die Nichtzahlung nicht zu vertreten hat. 

 
3. Leistungsfreiheit des Versicherers  

Wenn der Versicherungsnehmer die erste oder einma-
lige Prämie nicht zu dem nach Nr. 1 maßgebenden Fäl-
ligkeitszeitpunkt zahlt, so ist der Versicherer für einen 
vor Zahlung der Prämie eingetretenen Versicherungs-
fall nicht zur Leistung verpflichtet, wenn er den Versi-
cherungsnehmer durch gesonderte Mitteilung in Text-
form oder durch einen auffälligen Hinweis im 
Versicherungsschein auf diese Rechtsfolge der Nicht-
zahlung der Prämie aufmerksam gemacht hat. 

Die Leistungsfreiheit tritt jedoch nicht ein, wenn der 
Versicherungsnehmer die Nichtzahlung nicht zu vertre-
ten hat. 



 

26 Abschnitt B: Allgemeine Vertragsgrundlagen zur Gebäude- und Glasversicherung / Stand  01.2016 

 
 

§ 5 Folgeprämie  

1. Fälligkeit  

a) Eine Folgeprämie wird zu Beginn der vereinbarten 
Versicherungsperiode fällig. 

b) Die Zahlung gilt als rechtzeitig, wenn sie innerhalb 
des im Versicherungsschein oder in der Prämien-
rechnung angegebenen Zeitraums bewirkt ist. 

 
2. Schadenersatz bei Verzug  

Ist der Versicherungsnehmer mit der Zahlung einer Fol-
geprämie in Verzug, ist der Versicherer berechtigt, Er-
satz des ihm durch den Verzug entstandenen Schadens 
zu verlangen. 

 
3. Leistungsfreiheit und Kündigungsrecht nach  

Mahnung 

a) Der Versicherer kann den Versicherungsnehmer 
bei nicht rechtzeitiger Zahlung einer Folgeprämie 
auf dessen Kosten in Textform zur Zahlung auffor-
dern und eine Zahlungsfrist von mindestens zwei 
Wochen ab Zugang der Zahlungsaufforderung be-
stimmen (Mahnung). 

Die Mahnung ist nur wirksam, wenn der Versiche-
rer je Vertrag die rückständigen Beträge der Prä-
mie, Zinsen und Kosten im Einzelnen beziffert und 
außerdem auf die Rechtsfolgen – Leistungsfreiheit 
und Kündigungsrecht – aufgrund der nicht fristge-
rechten Zahlung hinweist. 

b) Tritt nach Ablauf der in der Mahnung gesetzten 
Zahlungsfrist ein Versicherungsfall ein und ist der 
Versicherungsnehmer bei Eintritt des Versiche-
rungsfalles mit der Zahlung der Prämie oder der 
Zinsen oder Kosten in Verzug, so ist der Versicherer 
von der Verpflichtung zur Leistung frei. 

c) Der Versicherer kann nach Ablauf der in der Mah-
nung gesetzten Zahlungsfrist den Vertrag ohne Ein-
haltung einer Kündigungsfrist mit sofortiger Wir-
kung kündigen, sofern der Versicherungsnehmer 
mit der Zahlung der geschuldeten Beträge in Ver-
zug ist. 

Die Kündigung kann mit der Bestimmung der Zah-
lungsfrist so verbunden werden, dass sie mit Frist-
ablauf wirksam wird, wenn der Versicherungsneh-
mer zu diesem Zeitpunkt mit der Zahlung in Verzug 
ist. Hierauf ist der Versicherungsnehmer bei der 
Kündigung ausdrücklich hinzuweisen. 

 
4. Zahlung der Prämie nach Kündigung  

Die Kündigung wird unwirksam, wenn der Versiche-
rungsnehmer innerhalb eines Monats nach der Kündi-
gung oder, wenn sie mit der Fristbestimmung verbun-
den worden ist, innerhalb eines Monats nach 
Fristablauf die Zahlung leistet. 

Die Regelung über die Leistungsfreiheit des Versiche-
rers (Nr. 3 b) bleibt unberührt. 

 
 

§ 6 Lastschriftverfahren  

1. Pflichten des Versicherungsnehmers  

Ist zur Einziehung der Prämie das Lastschriftverfahren 
vereinbart worden, hat der Versicherungsnehmer zum 
Zeitpunkt der Fälligkeit der Prämie für eine ausrei-
chende Deckung des Kontos zu sorgen. 

 

2. Änderung des Zahlungsweges  

Hat es der Versicherungsnehmer zu vertreten, dass eine 
oder mehrere Prämien, trotz wiederholtem Einzie-
hungsversuch, nicht eingezogen werden können, ist der 
Versicherer berechtigt, die Lastschriftvereinbarung in 
Textform zu kündigen. 

Der Versicherer hat in der Kündigung darauf hinzuwei-
sen, dass der Versicherungsnehmer verpflichtet ist, die 
ausstehende Prämie und zukünftige Prämien selbst zu 
übermitteln. 

Durch die Banken erhobene Bearbeitungsgebühren für 
fehlgeschlagenen Lastschrifteinzug können dem Versi-
cherungsnehmer in Rechnung gestellt werden. 

 
 

§ 7 Prämie bei vorzeitiger Vertragsbeendigung  

1. Allgemeiner Grundsatz 

a) Im Falle der vorzeitigen Vertragsbeendigung steht 
dem Versicherer nur derjenige Teil der Prämie zu, 
der dem Zeitraum entspricht, in dem der Versiche-
rungsschutz bestanden hat. 

b) Fällt das versicherte Interesse nach dem Beginn 
der Versicherung weg, steht dem Versicherer die 
Prämie zu, die er hätte beanspruchen können, 
wenn die Versicherung nur bis zu dem Zeitpunkt 
beantragt worden wäre, zu dem der Versicherer 
vom Wegfall des Interesses Kenntnis erlangt hat. 

 
2. Prämie oder Geschäftsgebühr bei Widerruf,  

Rücktritt, Anfechtung und fehlendem versicherten 
Interesse  

a) Übt der Versicherungsnehmer sein Recht aus, 
seine Vertragserklärung innerhalb von 14 Tagen zu 
widerrufen, hat der Versicherer nur den auf die Zeit 
nach Zugang des Widerrufs entfallenden Teil der 
Prämien zu erstatten. Voraussetzung ist, dass der 
Versicherer in der Belehrung über das Widerrufs-
recht, über die Rechtsfolgen des Widerrufs und den 
zu zahlenden Betrag hingewiesen und der Versi-
cherungsnehmer zugestimmt hat, dass der Versi-
cherungsschutz vor Ende der Widerrufsfrist be-
ginnt. 

Ist die Belehrung nach Satz 2 unterblieben, hat der 
Versicherer zusätzlich die für das erste Versiche-
rungsjahr gezahlte Prämie zu erstatten; dies gilt 
nicht, wenn der Versicherungsnehmer Leistungen 
aus dem Versicherungsvertrag in Anspruch ge-
nommen hat. 

b) Wird das Versicherungsverhältnis durch Rücktritt 
des Versicherers beendet, weil der Versicherungs-
nehmer Gefahrumstände, nach denen der Versi-
cherer vor Vertragsannahme in Textform gefragt 
hat, nicht angezeigt hat, so steht dem Versicherer 
die Prämie bis zum Wirksamwerden der Rücktritts-
erklärung zu. 

Wird das Versicherungsverhältnis durch Rücktritt 
des Versicherers beendet, weil die einmalige oder 
die erste Prämie nicht rechtzeitig gezahlt worden 
ist, so steht dem Versicherer eine angemessene Ge-
schäftsgebühr zu. 

c) Wird das Versicherungsverhältnis durch Anfech-
tung des Versicherers wegen arglistiger Täuschung 
beendet, so steht dem Versicherer die Prämie bis 
zum Wirksamwerden der Anfechtungserklärung 
zu. 

d) Der Versicherungsnehmer ist nicht zur Zahlung der 
Prämie verpflichtet, wenn das versicherte Interesse 
bei Beginn der Versicherung nicht besteht, oder 
wenn das Interesse bei einer Versicherung, die für 
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ein künftiges Unternehmen oder für ein anderes 
künftiges Interesse genommen ist, nicht entsteht. 
Der Versicherer kann jedoch eine angemessene 
Geschäftsgebühr verlangen. 

Hat der Versicherungsnehmer ein nicht bestehen-
des Interesse in der Absicht versichert, sich da-
durch einen rechtswidrigen Vermögensvorteil zu 
verschaffen, ist der Vertrag nichtig. Dem Versiche-
rer steht in diesem Fall die Prämie bis zu dem Zeit-
punkt zu, zu dem er von den die Nichtigkeit begrün-
denden Umständen Kenntnis erlangt. 

 
 

§ 8 Obliegenheiten des Versicherungsnehmers  

1. Obliegenheiten vor Eintritt des Versicherungsfalles 

a) Vertraglich vereinbarte Obliegenheiten, die der 
Versicherungsnehmer vor Eintritt des Versiche-
rungsfalles zu erfüllen hat, sind:  

aa) die Einhaltung aller gesetzlichen, behördli-
chen sowie vertraglich vereinbarten Sicher-
heitsvorschriften;  

bb) die Einhaltung aller sonstigen vertraglich ver-
einbarten Obliegenheiten. 

b) Verletzt der Versicherungsnehmer vorsätzlich 
oder grob fahrlässig eine Obliegenheit, die er vor 
Eintritt des Versicherungsfalles gegenüber dem 
Versicherer zu erfüllen hat, so kann der Versiche-
rer innerhalb eines Monats, nachdem er von der 
Verletzung Kenntnis erlangt hat, den Vertrag frist-
los kündigen. 

Das Kündigungsrecht des Versicherers ist ausge-
schlossen, wenn der Versicherungsnehmer be-
weist, dass er die Obliegenheit weder vorsätzlich 
noch grobfahrlässig verletzt hat. 

 
2. Obliegenheiten bei und nach Eintritt  

des Versicherungsfalles  

a) Der Versicherungsnehmer hat bei und nach Eintritt 
des Versicherungsfalles  

aa) nach Möglichkeit für die Abwendung und Min-
derung des Schadens zu sorgen;  

bb) dem Versicherer den Schadeneintritt, nach-
dem er von ihm Kenntnis erlangt hat, unver-
züglich – ggf. auch mündlich oder telefonisch – 
anzuzeigen;  

cc) Weisungen des Versicherers zur Schadenab-
wendung/-minderung – ggf. auch mündlich 
oder telefonisch – einzuholen, wenn die Um-
stände dies gestatten;  

dd) Weisungen des Versicherers zur Schadenab-
wendung/-minderung, soweit für ihn zumut-
bar, zu befolgen. Erteilen mehrere an dem Ver-
sicherungsvertrag beteiligte Versicherer 
unterschiedliche Weisungen, hat der Versi-
cherungsnehmer nach pflichtgemäßem Er-
messen zu handeln;  

ee) Schäden durch strafbare Handlungen gegen 
das Eigentum unverzüglich der Polizei anzu-
zeigen;  

ff) dem Versicherer und der Polizei unverzüglich 
ein Verzeichnis der abhanden gekommenen 
Sachen einzureichen;  

gg) das Schadenbild so lange unverändert zu las-
sen, bis die Schadenstelle oder die beschädig-
ten Sachen durch den Versicherer freigegeben 
worden sind. Sind Veränderungen unumgäng-
lich, sind das Schadenbild nachvollziehbar zu 
dokumentieren (z.B. durch Fotos) und die be-
schädigten Sachen bis zu einer Besichtigung 
durch den Versicherer aufzubewahren;  

hh) soweit möglich dem Versicherer unverzüglich 
jede Auskunft – auf Verlangen in Textform – zu 
erteilen, die zur Feststellung des Versiche-
rungsfalles oder des Umfanges der Leistungs-
pflicht des Versicherers erforderlich ist sowie 
jede Untersuchung über Ursache und Höhe 
des Schadens und über den Umfang der Ent-
schädigungspflicht zu gestatten 

ii) vom Versicherer angeforderte Belege beizu-
bringen, deren Beschaffung ihm billigerweise 
zugemutet werden kann; 

b) Steht das Recht auf die vertragliche Leistung des 
Versicherers einem Dritten zu, so hat dieser die Ob-
liegenheiten gemäß Nr.2 a) ebenfalls zu erfüllen – 
soweit ihm dies nach den tatsächlichen und recht-
lichen Umständen möglich ist. 

 
3. Leistungsfreiheit bei Obliegenheitsverletzung  

a) Verletzt der Versicherungsnehmer eine Obliegen-
heit nach Nr. 1 oder Nr. 2 vorsätzlich, so ist der Ver-
sicherer von der Verpflichtung zur Leistung frei. Bei 
grob fahrlässiger Verletzung der Obliegenheit ist 
der Versicherer berechtigt, seine Leistung in dem 
Verhältnis zu kürzen, das der Schwere des Ver-
schuldens des Versicherungsnehmers entspricht. 
Das Nichtvorliegen einer groben Fahrlässigkeit hat 
der Versicherungsnehmer zu beweisen. 

b) Außer im Falle einer arglistigen Obliegenheitsver-
letzung ist der Versicherer jedoch zur Leistung ver-
pflichtet, soweit der Versicherungsnehmer nach-
weist, dass die Verletzung der Obliegenheit weder 
für den Eintritt oder die Feststellung des Versiche-
rungsfalles noch für die Feststellung oder den Um-
fang der Leistungspflicht des Versicherers ursäch-
lich ist. 

c) Verletzt der Versicherungsnehmer eine nach Ein-
tritt des Versicherungsfalles bestehende Aus-
kunfts- oder Aufklärungsobliegenheit, ist der Versi-
cherer nur dann vollständig oder teilweise 
leistungsfrei, wenn er den Versicherungsnehmer 
durch gesonderte Mitteilung in Textform auf diese 
Rechtsfolge hingewiesen hat. 

 
 

§ 9 Gefahrerhöhung  

1. Begriff der Gefahrerhöhung  

a) Eine Gefahrerhöhung liegt vor, wenn nach Abgabe 
der Vertragserklärung des Versicherungsnehmers 
die tatsächlich vorhandenen Umstände so verän-
dert werden, dass der Eintritt des Versicherungsfal-
les oder eine Vergrößerung des Schadens oder die 
ungerechtfertigte Inanspruchnahme des Versiche-
rers wahrscheinlicher wird. 

b) Eine Gefahrerhöhung ist entsprechend Nr. 1 anzu-
zeigen, 

− wenn sich ein gefahrerheblicher Umstand än-
dert, nach dem der Versicherer vor Vertrags-
schluss gefragt hat. 

− ein Gebäude oder der überwiegende Teil des Ge-
bäudes länger als 90 Tage nicht genutzt wird, 

− an einem Gebäude Baumaßnahmen durchge-
führt werden, in deren Verlauf das Dach ganz 
oder teilweise entfernt wird oder die das Ge-
bäude überwiegend unbenutzbar machen, 

− in dem versicherten Gebäude ein Gewerbebe-
trieb aufgenommen oder verändert wird. 

c) Eine Gefahrerhöhung nach a) liegt nicht vor, wenn 
sich die Gefahr nur unerheblich erhöht hat oder 
nach den Umständen als mitversichert gelten soll. 
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2. Pflichten des Versicherungsnehmers 

a) Nach Abgabe seiner Vertragserklärung darf der 
Versicherungsnehmer ohne vorherige Zustim-
mung des Versicherers keine Gefahrerhöhung vor-
nehmen oder deren Vornahme durch einen Dritten 
gestatten. 

b) Erkennt der Versicherungsnehmer nachträglich, 
dass er ohne vorherige Zustimmung des Versiche-
rers eine Gefahrerhöhung vorgenommen oder ge-
stattet hat, so muss er diese dem Versicherer un-
verzüglich anzeigen, 

c) Eine Gefahrerhöhung, die nach Abgabe seiner Ver-
tragserklärung unabhängig von seinem Willen ein-
tritt, muss der Versicherungsnehmer dem Versi-
cherer unverzüglich anzeigen, nachdem er von ihr 
Kenntnis erlangt hat. 

 
3. Kündigung oder Vertragsänderung durch  

den Versicherer  

a) Kündigungsrecht  

Verletzt der Versicherungsnehmer seine Verpflich-
tung nach Nr. 2 a), kann der Versicherer den Vertrag 
fristlos kündigen, wenn der Versicherungsnehmer 
seine Verpflichtung vorsätzlich oder grob fahrlässig 
verletzt hat. Das Nichtvorliegen von Vorsatz oder 
grober Fahrlässigkeit hat der Versicherungsneh-
mer zu beweisen. 

Beruht die Verletzung auf einfacher Fahrlässigkeit, 
kann der Versicherer unter Einhaltung einer Frist 
von einem Monat kündigen. 

Wird dem Versicherer eine Gefahrerhöhung in den 
Fällen nach Nr. 2 b) und Nr. 2 c) bekannt, kann er 
den Vertrag unter Einhaltung einer Frist von einem 
Monat kündigen. 

b) Vertragsänderung  

Statt der Kündigung kann der Versicherer ab dem 
Zeitpunkt der Gefahrerhöhung eine seinen Ge-
schäftsgrundsätzen entsprechende erhöhte Prä-
mie verlangen oder die Absicherung der erhöhten 
Gefahr ausschließen. 

Erhöht sich die Prämie als Folge der Gefahrerhö-
hung um mehr als 10 Prozent oder schließt der Ver-
sicherer die Absicherung der erhöhten Gefahr aus, 
so kann der Versicherungsnehmer den Vertrag in-
nerhalb eines Monats nach Zugang der Mitteilung 
des Versicherers ohne Einhaltung einer Frist kündi-
gen. In der Mitteilung hat der Versicherer den Ver-
sicherungsnehmer auf dieses Kündigungsrecht 
hinzuweisen. 

 
4. Erlöschen der Rechte des Versicherers  

Die Rechte des Versicherers zur Kündigung oder Ver-
tragsanpassung nach Nr. 3 erlöschen, wenn diese nicht 
innerhalb eines Monats ab Kenntnis des Versicherers 
von der Gefahrerhöhung ausgeübt werden oder wenn 
der Zustand wiederhergestellt ist, der vor der Gefahrer-
höhung bestanden hat. 

 
5. Leistungsfreiheit wegen Gefahrerhöhung  

a) Tritt nach einer Gefahrerhöhung der Versiche-
rungsfall ein, so ist der Versicherer nicht zur Leis-
tung verpflichtet, wenn der Versicherungsnehmer 
seine Pflichten nach Nr. 2 a) vorsätzlich verletzt hat. 
Verletzt der Versicherungsnehmer diese Pflichten 
grob fahrlässig, so ist der Versicherer berechtigt, 
seine Leistung in dem Verhältnis zu kürzen, das der 
Schwere des Verschuldens des Versicherungsneh-
mers entspricht. Das Nichtvorliegen einer groben 
Fahrlässigkeit hat der Versicherungsnehmer zu be-
weisen. 

b) Nach einer Gefahrerhöhung nach Nr. 2 b) und Nr. 2 
c) ist der Versicherer für einen Versicherungsfall, 
der später als einen Monat nach dem Zeitpunkt ein-
tritt, zu dem die Anzeige dem Versicherer hätte zu-
gegangen sein müssen, leistungsfrei, wenn der Ver-
sicherungsnehmer seine Anzeigepflicht vorsätzlich 
verletzt hat. Hat der Versicherungsnehmer seine 
Pflicht grob fahrlässig verletzt, so gilt a) Satz 2 und 
3 entsprechend. Die Leistungspflicht des Versiche-
rers bleibt bestehen, wenn ihm die Gefahrerhö-
hung zu dem Zeitpunkt, zu dem ihm die Anzeige 
hätte zugegangen sein müssen, bekannt war. 

c) Die Leistungspflicht des Versicherers bleibt be-
stehen,  

aa) soweit der Versicherungsnehmer nachweist, 
dass die Gefahrerhöhung nicht ursächlich für 
den Eintritt des Versicherungsfalles oder den 
Umfang der Leistungspflicht war oder  

bb) wenn zur Zeit des Eintrittes des Versiche-
rungsfalles die Frist für die Kündigung des Ver-
sicherers abgelaufen und eine Kündigung 
nicht erfolgt war oder  

cc) wenn der Versicherer statt der Kündigung ab 
dem Zeitpunkt der Gefahrerhöhung eine sei-
nen Geschäftsgrundsätzen entsprechende er-
höhte Prämie verlangt. 

 
 

§ 10 Überversicherung  

1. Übersteigt die Versicherungssumme den Wert des ver-
sicherten Interesses erheblich, so kann sowohl der Ver-
sicherer als auch der Versicherungsnehmer verlangen, 
dass zur Beseitigung der Überversicherung die Versiche-
rungssumme mit sofortiger Wirkung herabgesetzt wird. 
Ab Zugang des Herabsetzungsverlangens, ist für die 
Höhe der Prämie der Betrag maßgebend, den der Versi-
cherer berechnet haben würde, wenn der Vertrag von 
vornherein mit dem neuen Inhalt geschlossen worden 
wäre. 

 
2. Hat der Versicherungsnehmer die Überversicherung in 

der Absicht geschlossen, sich dadurch einen rechtswid-
rigen Vermögensvorteil zu verschaffen, ist der Vertrag 
nichtig. Dem Versicherer steht die Prämie bis zu dem 
Zeitpunkt zu, zu dem er von den die Nichtigkeit begrün-
denden Umständen Kenntnis erlangt. 

 
 

§ 11 Mehrere Versicherer  

1. Anzeigepflicht  

Wer bei mehreren Versicherern ein Interesse gegen die-
selbe Gefahr versichert, ist verpflichtet, dem Versiche-
rer die andere Versicherung unverzüglich mitzuteilen. In 
der Mitteilung sind der andere Versicherer und die Ver-
sicherungssumme anzugeben. 

 
2. Rechtsfolgen der Verletzung der Anzeigepflicht  

Verletzt der Versicherungsnehmer die Anzeigepflicht 
(siehe Nr. 1) vorsätzlich oder grob fahrlässig, ist der Ver-
sicherer unter den in § 8 beschriebenen Voraussetzun-
gen zur Kündigung berechtigt oder auch ganz oder teil-
weise leistungsfrei. Leistungsfreiheit tritt nicht ein, 
wenn der Versicherer vor Eintritt des Versicherungsfal-
les Kenntnis von der anderen Versicherung erlangt hat. 

 
3. Haftung und Entschädigung bei  

Mehrfachversicherung  

a) Ist bei mehreren Versicherern ein Interesse gegen 
dieselbe Gefahr versichert und übersteigen die 
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Versicherungssummen zusammen den Versiche-
rungswert oder übersteigt aus anderen Gründen 
die Summe der Entschädigungen, die von jedem 
Versicherer ohne Bestehen der anderen Versiche-
rung zu zahlen wären, den Gesamtschaden, liegt 
eine Mehrfachversicherung vor. 

b) Die Versicherer sind in der Weise als Gesamt-
schuldner verpflichtet, dass jeder für den Betrag 
aufzukommen hat, dessen Zahlung ihm nach sei-
nem Vertrage obliegt; der Versicherungsnehmer 
kann aber im Ganzen nicht mehr als den Betrag des 
ihm entstandenen Schadens verlangen. Satz 1 gilt 
entsprechend, wenn die Verträge bei demselben 
Versicherer bestehen. 

Erlangt der Versicherungsnehmer oder der Versi-
cherte aus anderen Versicherungsverträgen Ent-
schädigung für denselben Schaden, so ermäßigt 
sich der Anspruch aus dem vorliegenden Vertrag in 
der Weise, dass die Entschädigung aus allen Verträ-
gen insgesamt nicht höher ist, als wenn der Ge-
samtbetrag der Versicherungssummen, aus denen 
die Prämien errechnet wurde, nur in diesem Ver-
trag in Deckung gegeben worden wäre. Bei Verein-
barung von Entschädigungsgrenzen ermäßigt sich 
der Anspruch in der Weise, dass aus allen Verträgen 
insgesamt keine höhere Entschädigung zu leisten 
ist, als wenn der Gesamtbetrag der Versicherungs-
summen in diesem Vertrag in Deckung gegeben 
worden wäre. 

c) Hat der Versicherungsnehmer eine Mehrfachversi-
cherung in der Absicht geschlossen, sich dadurch 
einen rechtswidrigen Vermögensvorteil zu ver-
schaffen, ist jeder in dieser Absicht geschlossene 
Vertrag nichtig. 

Dem Versicherer steht die Prämie bis zu dem Zeit-
punkt zu, zu dem er von den die Nichtigkeit begrün-
denden Umständen Kenntnis erlangt. 

 
4. Beseitigung der Mehrfachversicherung  

a) Hat der Versicherungsnehmer den Vertrag, durch 
den die Mehrfachversicherung entstanden ist, 
ohne Kenntnis von dem Entstehen der Mehrfach-
versicherung geschlossen, kann er verlangen, dass 
der später geschlossene Vertrag aufgehoben oder 
die Versicherungssumme unter verhältnismäßiger 
Minderung der Prämie auf den Teilbetrag herabge-
setzt wird, der durch die frühere Versicherung nicht 
gedeckt ist. 

Die Aufhebung des Vertrages oder die Herabset-
zung der Versicherungssumme und Anpassung der 
Prämie werden zu dem Zeitpunkt wirksam, zu dem 
die Erklärung dem Versicherer zugeht. 

b) Die Regelungen nach a) sind auch anzuwenden, 
wenn die Mehrfachversicherung dadurch entstan-
den ist, dass nach Abschluss der mehreren Versi-
cherungsverträge der Versicherungswert gesun-
ken ist. Sind in diesem Fall die mehreren 
Versicherungsverträge gleichzeitig oder im Einver-
nehmen der Versicherer geschlossen worden, kann 
der Versicherungsnehmer nur die verhältnismä-
ßige Herabsetzung der Versicherungssummen und 
der Prämien verlangen. 

 
 

§ 12 Versicherung für fremde Rechnung  

1. Rechte aus dem Vertrag  

Der Versicherungsnehmer kann den Versicherungsver-
trag im eigenen Namen für das Interesse eines Dritten 
(Versicherten) schließen. Die Ausübung der Rechte aus 
diesem Vertrag steht nur dem Versicherungsnehmer 

und nicht auch dem Versicherten zu. Das gilt auch, wenn 
der Versicherte den Versicherungsschein besitzt. 

 
2. Zahlung der Entschädigung  

Der Versicherer kann vor Zahlung der Entschädigung an 
den Versicherungsnehmer den Nachweis verlangen, 
dass der Versicherte seine Zustimmung dazu erteilt hat. 
Der Versicherte kann die Zahlung der Entschädigung 
nur mit Zustimmung des Versicherungsnehmers ver-
langen. 

 
3. Kenntnis und Verhalten  

a) Soweit die Kenntnis und das Verhalten des Versi-
cherungsnehmers von rechtlicher Bedeutung sind, 
sind bei der Versicherung für fremde Rechnung 
auch die Kenntnis und das Verhalten des Versicher-
ten zu berücksichtigen. Soweit der Vertrag Interes-
sen des Versicherungsnehmers und des Versicher-
ten umfasst, muss sich der Versicherungsnehmer 
für sein Interesse das Verhalten und die Kenntnis 
des Versicherten nur zurechnen lassen, wenn der 
Versicherte Repräsentant des Versicherungsneh-
mers ist. 

b) Auf die Kenntnis des Versicherten kommt es nicht 
an, wenn der Vertrag ohne sein Wissen abge-
schlossen worden ist oder ihm eine rechtzeitige 
Benachrichtigung des Versicherungsnehmers 
nicht möglich oder nicht zumutbar war. 

c) Auf die Kenntnis des Versicherten kommt es dage-
gen an, wenn der Versicherungsnehmer den Ver-
trag ohne Auftrag des Versicherten geschlossen 
und den Versicherer nicht darüber informiert hat. 

 
 

§ 13 Aufwendungsersatz  

1. Aufwendungen zur Abwendung und Minderung des 
Schadens  

a) Versichert sind Aufwendungen, auch erfolglose, die 
der Versicherungsnehmer bei Eintritt des Versiche-
rungsfalles den Umständen nach zur Abwendung 
und Minderung des Schadens für geboten halten 
durfte oder die er auf Weisung des Versicherers 
macht. 

b) Macht der Versicherungsnehmer Aufwendungen, 
um einen unmittelbar bevorstehenden Versiche-
rungsfall abzuwenden oder in seinen Auswirkun-
gen zu mindern, geltend, so leistet der Versicherer 
Aufwendungsersatz nur, wenn diese Aufwendun-
gen bei einer nachträglichen objektiven Betrach-
tung der Umstände verhältnismäßig und erfolg-
reich waren oder die Aufwendungen auf Weisung 
des Versicherers erfolgten. 

c) Ist der Versicherer berechtigt, seine Leistung zu 
kürzen, kann er auch den Aufwendungsersatz nach 
a) und b) entsprechend kürzen dies gilt jedoch 
nicht, soweit Aufwendungen auf Weisung des Ver-
sicherers entstanden sind. 

d) Der Ersatz dieser Aufwendungen und die Entschä-
digung für versicherte Sachen betragen zusammen 
höchstens die Entschädigungsgrenze je vereinbar-
ter Position; dies gilt jedoch nicht, soweit Aufwen-
dungen auf Weisung des Versicherers entstanden 
sind. 

e) Der Versicherer hat den für die Aufwendungen ge-
mäß a) erforderlichen Betrag auf Verlangen des 
Versicherungsnehmers vorzuschießen. 

f) Nicht versichert sind Aufwendungen für Leistun-
gen der Feuerwehr oder anderer Institutionen, die 
im öffentlichen Interesse zur Hilfeleistung 
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verpflichtet sind, wenn diese Leistungen im öffent-
lichen Interesse kostenfrei zu erbringen sind. 

 
2. Kosten der Ermittlung und Feststellung  

des Schadens  

a) Der Versicherer ersetzt bis zur vereinbarten Höhe 
die Kosten für die Ermittlung und Feststellung ei-
nes von ihm zu ersetzenden Schadens, sofern diese 
den Umständen nach geboten waren. 

Zieht der Versicherungsnehmer einen Sachver-
ständigen oder Beistand hinzu, so werden diese 
Kosten nur ersetzt, soweit er zur Zuziehung vertrag-
lich verpflichtet ist oder vom Versicherer aufgefor-
dert wurde. 

b) Ist der Versicherer berechtigt, seine Leistung zu 
kürzen, kann er auch den Kostenersatz nach a) ent-
sprechend kürzen. 

 
 

§ 14 Übergang von Ersatzansprüchen  

1. Übergang von Ersatzansprüchen 

Steht dem Versicherungsnehmer ein Ersatzanspruch 
gegen einen Dritten zu, geht dieser Anspruch auf den 
Versicherer über, soweit der Versicherer den Schaden 
ersetzt. Der Übergang kann nicht zum Nachteil des Ver-
sicherungsnehmers geltend gemacht werden. Richtet 
sich der Ersatzanspruch des Versicherungsnehmers ge-
gen eine Person, mit der er bei Eintritt des Schadens in 
häuslicher Gemeinschaft lebt, kann der Übergang nicht 
geltend gemacht werden, es sei denn, diese Person hat 
den Schaden vorsätzlich verursacht. 

 
2. Obliegenheiten zur Sicherung von Ersatzansprüchen  

Der Versicherungsnehmer hat seinen Ersatzanspruch 
oder ein zur Sicherung dieses Anspruchs dienendes 
Recht unter Beachtung der geltenden Form- und Frist-
vorschriften zu wahren, und nach Übergang des Ersatz-
anspruchs auf den Versicherer bei dessen Durchsetzung 
durch den Versicherer soweit erforderlich mitzuwirken. 

Verletzt der Versicherungsnehmer diese Obliegenheit 
vorsätzlich, ist der Versicherer zur Leistung insoweit 
nicht verpflichtet, als er infolge dessen keinen Ersatz 
von dem Dritten erlangen kann. Im Fall einer grob fahr-
lässigen Verletzung der Obliegenheit ist der Versicherer 
berechtigt, seine Leistung in einem der Schwere des 
Verschuldens des Versicherungsnehmers entsprechen-
den Verhältnis zu kürzen; die Beweislast für das Nicht-
vorliegen einer groben Fahrlässigkeit trägt der Versiche-
rungsnehmer. 

 
 

§ 15 Kündigung nach dem Versicherungsfall  

1. Kündigungsrecht  

Nach dem Eintritt eines Versicherungsfalles kann jede 
der Vertragsparteien den Versicherungsvertrag kündi-
gen. Die Kündigung ist in Textform zu erklären. Die Kün-
digung ist nur bis zum Ablauf eines Monats seit dem Ab-
schluss der Verhandlungen über die Entschädigung 
zulässig. 

 
2. Kündigung durch Versicherungsnehmer  

Der Versicherungsnehmer ist berechtigt, das Versiche-
rungsverhältnis mit sofortiger Wirkung oder zu jedem 
späteren Zeitpunkt bis zum Ablauf des Versicherungs-
jahres in Textform zu kündigen. 

 

3. Kündigung durch Versicherer  

Eine Kündigung des Versicherers wird einen Monat nach 
ihrem Zugang beim Versicherungsnehmer wirksam. 

 
 

§ 16 Keine Leistungspflicht aus besonderen Grün-
den  

1. Vorsätzliche oder grob fahrlässige  
Herbeiführung des Versicherungsfalles  

a) Führt der Versicherungsnehmer den Versiche-
rungsfall vorsätzlich herbei, so ist der Versicherer 
von der Entschädigungspflicht frei. 

Ist die Herbeiführung des Schadens durch rechts-
kräftiges Strafurteil wegen Vorsatzes in der Person 
des Versicherungsnehmers festgestellt, so gilt die 
vorsätzliche Herbeiführung des Schadens als be-
wiesen. 

b) Führt der Versicherungsnehmer den Schaden grob 
fahrlässig herbei, so ist der Versicherer berechtigt, 
seine Leistung in einem der Schwere des Verschul-
dens des Versicherungsnehmers entsprechenden 
Verhältnis zu kürzen. 

 
2. Arglistige Täuschung nach Eintritt  

des Versicherungsfalles  

Der Versicherer ist von der Entschädigungspflicht frei, 
wenn der Versicherungsnehmer den Versicherer arglis-
tig über Tatsachen, die für den Grund oder die Höhe der 
Entschädigung von Bedeutung sind, täuscht oder zu 
täuschen versucht. 

Ist die Täuschung oder der Täuschungsversuch durch 
rechtskräftiges Strafurteil gegen den Versicherungs-
nehmer wegen Betruges oder Betrugsversuches festge-
stellt, so gelten die Voraussetzungen des Satzes 1 als be-
wiesen. 

 
 

§ 17 Anzeigen, Willenserklärungen,  
Anschriftenänderungen  

1. Form 

Soweit gesetzlich keine Textform verlangt ist und soweit 
in diesem Vertrag nicht etwas anderes bestimmt ist, 
sind die für den Versicherer bestimmten Erklärungen 
und Anzeigen, die das Versicherungsverhältnis betref-
fen und die unmittelbar gegenüber dem Versicherer er-
folgen, in Textform abzugeben. 

Erklärungen und Anzeigen sollen an die Hauptverwal-
tung des Versicherers gerichtet werden. Die gesetzli-
chen Regelungen über den Zugang von Erklärungen und 
Anzeigen bleiben unberührt. 

 
2. Nichtanzeige einer Anschriften- bzw.  

Namensänderung  

Hat der Versicherungsnehmer eine Änderung seiner 
Anschrift dem Versicherer nicht mitgeteilt, genügt für 
eine Willenserklärung, die dem Versicherungsnehmer 
gegenüber abzugeben ist, die Absendung eines einge-
schriebenen Briefes an die letzte dem Versicherer be-
kannte Anschrift. Entsprechendes gilt bei einer dem 
Versicherer nicht angezeigten Namensänderung. Die 
Erklärung gilt drei Tage nach der Absendung des Briefes 
als zugegangen. 

 
3. Nichtanzeige der Verlegung der gewerblichen  

Niederlassung  

Hat der Versicherungsnehmer die Versicherung unter 
der Anschrift seines Gewerbebetriebs abgeschlossen, 
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finden bei einer Verlegung der gewerblichen Niederlas-
sung die Bestimmungen nach Nr. 2 entsprechend An-
wendung. 

 
 

§ 18 Maklervollmacht 

Der den Versicherungsvertrag betreuende Makler ist 
bevollmächtigt, Anzeigen und Willenserklärungen des 
Versicherungsnehmers entgegenzunehmen. Er ist 
durch den Maklervertrag verpflichtet, diese unverzüg-
lich an den Versicherer weiterzuleiten. 

 
 

§ 19 Repräsentanten  

Der Versicherungsnehmer muss sich die Kenntnis und 
das Verhalten seiner Repräsentanten zurechnen las-
sen. 

 
 

§ 20 Verjährung  

Die Ansprüche aus dem Versicherungsvertrag verjähren 
in drei Jahren. 

Die Verjährung beginnt mit dem Schluss des Jahres, in 
dem der Anspruch entstanden ist und der Gläubiger von 
den Anspruch begründenden Umständen und der Per-
son des Schuldners Kenntnis erlangt oder ohne grobe 
Fahrlässigkeit erlangen müsste. 

Ist ein Anspruch aus dem Versicherungsvertrag bei dem 
Versicherer angemeldet worden, zählt bei der Fristbe-
rechnung der Zeitraum zwischen Anmeldung und Zu-
gang der in Textform mitgeteilten Entscheidung des 
Versicherers beim Anspruchsteller nicht mit. 

 
 

§ 21 Zuständiges Gericht  

1. Klagen gegen den Versicherer oder  
Versicherungsvermittler  

Für Klagen aus dem Versicherungsvertrag oder der Ver-
sicherungsvermittlung ist neben den Gerichtsständen 
der Zivilprozessordnung auch das Gericht örtlich zu-
ständig, in dessen Bezirk der Versicherungsnehmer zur 
Zeit der Klageerhebung seinen Wohnsitz, in Ermange-
lung eines solchen seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat. 

Soweit es sich bei dem Vertrag um eine betriebliche Ver-
sicherung handelt, kann der Versicherungsnehmer 
seine Ansprüche auch bei dem für den Sitz oder die Nie-
derlassung des Gewerbebetriebes zuständigen Gericht 
geltend machen. 

 

2. Klagen gegen Versicherungsnehmer  

Für Klagen aus dem Versicherungsvertrag oder der Ver-
sicherungsvermittlung gegen den Versicherungsneh-
mer ist ausschließlich das Gericht örtlich zuständig, in 
dessen Bezirk der Versicherungsnehmer zur Zeit der 
Klageerhebung seinen Wohnsitz, in Ermangelung eines 
solchen seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat. 

Soweit es sich bei dem Vertrag um eine betriebliche Ver-
sicherung handelt, kann der Versicherer seine Ansprü-
che auch bei dem für den Sitz oder die Niederlassung 
des Gewerbebetriebes zuständigen Gericht geltend ma-
chen. 

 
 

§ 22 Anzuwendendes Recht  

Für diesen Vertrag gilt deutsches Recht. 

 
 

§ 23 Sanktionsklausel  

Es besteht – unbeschadet der übrigen Vertragsbestim-
mungen – Versicherungsschutz nur, soweit und solange 
dem keine auf die Vertragsparteien direkt anwendbaren 
Wirtschafts-, Handels- oder Finanzsanktionen bzw. Em-
bargos der Europäischen Union oder der Bundesrepub-
lik Deutschland entgegenstehen.  

Dies gilt auch für Wirtschafts-, Handels- oder Finanz-
sanktionen bzw. Embargos, der Vereinigten Staaten von 
Amerika, soweit dem nicht europäische oder deutsche 
Rechtsvorschriften entgegenstehen.  
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Abschnitt C: Besondere Bedingungen und Leistungserweiterung 
zur Gebäudeversicherung ImmoPlus 
in Ergänzung zu den Allgemeinen Gebäudebedingungen (BBL) 
 
 
Grundlage für den Vertrag sind die Allgemeinen Gebäudebedingungen (VGB 2016) und, soweit vereinbart, die nachfolgenden Besonderen 
Bedingungen für die Gebäudeversicherung Immo- Plus. 

 

 

A. Feuer, Explosion 

1. Brand, Rauch, Ruß, Nutzwärmeschäden 

In Ergänzung zum Versicherungsschutz für Brand be-
steht auch Versicherungsschutz für Brandschäden, die 
an versicherten Sachen dadurch entstehen, dass sie ei-
nem Nutzfeuer oder der Wärme zur Bearbeitung oder 
zu sonstigen Zwecken ausgesetzt werden; dies gilt 
ebenso für Sachen, in denen oder durch die Nutzfeuer 
oder Wärme erzeugt, vermittelt oder weitergeleitet 
wird. 

Mitversichert sind auch Schäden durch Rauch oder Ruß, 
auch wenn diese nicht Folge eines Brandes im Sinne von 
Abschnitt A § 2 Nr. 2 sind. 

Nicht versichert sind Schäden, die durch allmähliche 
Einwirkung von Rauch oder Ruß entstehen. 

 
2. Seng- und Schmorschäden  

Abweichend zu Abschnitt A § 2 Nr. 6 b) erstreckt sich der 
Versicherungsschutz auch auf Seng- und Schmorschä-
den, die nicht durch ein Feuer entstanden sind. 

Seng- oder Schmorschäden sind durch Hitzeeinwirkung 
örtlich begrenzte Schäden, die durch Verfärbung der 
versengten Sache sichtbar werden. 

 
3. Verpuffung, Überschalldruckwellen 

In Erweiterung von Abschnitt A § 2 sind Schäden durch 
Verpuffung und Überschallknall mitversichert. 

a) Verpuffung ist die Umsetzung von Gasen, Dämpfen 
und Stäuben mit nur geringer Geschwindigkeit und 
Druckwirkung. 

b) Überschaldruckwellen 

Ein Schaden durch eine Überschalldruckwelle liegt 
vor, wenn sie durch ein Luftfahrzeug ausgelöst 
wurde, das die Schallgrenze durchflogen hat, und 
diese Druckwelle unmittelbar auf versicherte Sa-
chen einwirkt. 

 
4. Blindgängerschäden 

Versichert sind Explosionsschäden durch 

− nicht detonierte Kampfmittel, 
− Kampfmittelaltlasten oder 
− explosive Kampfmittelrückstände 

aus dem ersten und zweiten Weltkrieg, die sich im Erd-
reich befinden. 

 
5. Schäden durch Auf- oder Anprall 

Versichert ist in Ergänzung zu Abschnitt A § 2 e) auch das 
Aufprallen eines Luftfahrzeuges oder sonstigen Flug-
körpers, seiner Teile oder seiner Ladung sowie der An-
prall von Schienen-, Straßen- oder Wasserfahrzeugen 
auf das Gebäude. 

Nicht versichert sind ohne Rücksicht auf mitwirkende 
Ursachen Schäden, die von Fahrzeugen verursacht wer-
den, die vom Versicherungsnehmer oder dem Benutzer 
der Gebäude betrieben werden. 

Nicht versichert sind Schäden an Fahrzeugen. 

 
6. Marderbiss und Kleinnager 

Mitversichert sind Bissschäden durch Marder und an-
dere wildlebende Kleinnager an versicherten 

a) elektrischen Anlagen und elektrischen Leitungen, 
die sich auf dem Grundstück befinden und der Ver-
sorgung versicherter Sachen dienen, 

b) Dämmungen und Unterspannbahnen von Dä-
chern und Außenwänden. 

 
7. Innere Unruhen, Streik oder Aussperrung 

a) Der Versicherer leistet Entschädigung für versi-
cherte Sachen, die unmittelbar durch innere Unru-
hen, Streik oder Aussperrung zerstört oder beschä-
digt werden oder abhandenkommen. Ausge-
nommen davon sind Kosten für die Beseitigung von 
Glasschäden. 

b) Definitionen: 

aa) Innere Unruhen 

Innere Unruhen sind gegeben, wenn zahlen-
mäßig nicht unerhebliche Teile der Bevölke-
rung in einer die öffentliche Ruhe und Ord-
nung störenden Weise in Bewegung geraten 
und unmittelbar Gewalt gegen Personen oder 
Sachen verüben. 

bb) Streik oder Aussperrung 

Streik ist die gemeinsam planmäßig durchge-
führte, auf ein bestimmtes Ziel gerichtete Ar-
beitseinstellung einer verhältnismäßig großen 
Zahl von Arbeitnehmern des Versicherungs-
nehmers. 

Aussperrung ist die auf ein bestimmtes Ziel ge-
richtete planmäßige Ausschließung einer ver-
hältnismäßig großen Zahl von Arbeitnehmern 
des Versicherungsnehmers. 

Versichert sind Schäden durch die unmittelba-
ren Handlungen der streikenden oder ausge-
sperrten Arbeitnehmer des Versicherungs-
nehmers im Zusammenhang mit einem Streik 
oder beim Widerstand gegen eine Aussper-
rung an versicherten Sachen. 

c) Öffentlich-rechtliche Entschädigungsansprüche 

Ein Anspruch auf Entschädigung besteht insoweit 
nicht, als Schadenersatz aufgrund öffentlich-recht-
lichen Entschädigungsrechts beansprucht werden 
kann. 

 

8. Diebstahl von außen angebrachten Sachen 

a) Mitversichert ist der Diebstahl versicherter Sachen, 
die fest mit dem Gebäude verbunden und außen 
angebracht sind. 

b) Der Versicherungsnehmer hat den Diebstahl un-
verzüglich der zuständigen Polizeidienststelle an-
zuzeigen und ein Verzeichnis der abhanden ge-
kommenen Sachen einzureichen. Verletzt der 
Versicherungsnehmer oder sein Repräsentant 
diese Obliegenheit, so ist der Versicherer nach 
Maßgabe der in Abschnitt B § 8 Nr. 1 b) und Nr. 3 
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beschriebenen Voraussetzung zur Kündigung be-
rechtigt oder auch ganz oder teilweise leistungs-
frei. 

c) Soweit nicht etwas anderes vereinbart ist, beträgt 
die Höchstentschädigung je Schadenfall 5.000 
Euro. 

 
9. Schäden durch radioaktive Isotope 

Eingeschlossen sind Schäden an versicherten Sachen, 
die als Folge eines unter die Versicherung fallenden 
Schadenereignisses durch auf dem Grundstück, auf 
dem der Versicherungsort liegt, betriebsbedingt vor-
handene oder verwendete radioaktive Isotope entste-
hen, insbesondere Schäden durch Kontamination und 
Aktivierung. 

Dies gilt nicht für radioaktive Isotope von Kernreaktoren 

 
 

B. Leitungswasser 

10. Bruchschäden innerhalb von Gebäuden 

In Erweiterung von Abschnitt A § 3 Nr. 1 a) sind innerhalb 
von Gebäuden eintretende frostbedingte und sonstige 
Bruchschäden mitversichert an  

a) Rohren von Gasleitungen, 

b) Rohren von Lüftungsleitungen, 

c) Rohren von Regenwassernutzungsanlagen (Zister-
nen),  

d) innenliegenden Regenfallrohren, 

e) Heizkesseln oder -körpern, Boiler und vergleichba-
ren Anlagen der Warmwasser- oder Dampfheizung 
sowie Klima-, Wärmepumpen- oder Solarheizungs-
anlagen soweit durch den Schaden ein ersatzpflich-
tiger Nässeschaden entstanden ist. Ausgenommen 
sind Bruchschäden an bereits defekten Heizkes-
seln oder -körpern. Die Höchstentschädigung be-
trägt je Schadenfall 5.000 Euro, 

f) mit dem Rohrsystem verbundenen Sanitärein-
richtungen (z.B. Waschbecken), Armaturen (z.B. 
Wasser- und Abwassersperrhähne, Ventile, Was-
sermesse, Geruchsverschlüsse) und Waschma-
schinen- und Spülmaschinenschläuche, soweit 
durch den Schaden ein ersatzpflichtiger Nässe-
schaden entstanden ist. Ausgenommen sind 
Schäden durch Verschleiß sowie Bruchschäden 
an bereits defekten Armaturen. Die Höchstent-
schädigung beträgt je Schadenfall 1.000 Euro 

 
11. Bruchschäden außerhalb von Gebäuden 

In Erweiterung von Abschnitt A § 3 Nr. 2 gelten Zu- und 
Ableitungsrohre von Regenwassernutzungsanlagen 
(Zisternen) mitversichert. 

 
12. Zu- und Ableitungsrohre außerhalb von Gebäuden 

a) In Erweiterung von Abschnitt A § 3 Nr. 2 leistet der 
Versicherer Entschädigung für außerhalb von Ge-
bäuden eintretende frostbedingte und sonstige 
Bruchschäden an den Zu- und Ableitungsrohren 
der Gas- und Wasserversorgung oder an den Roh-
ren der Warmwasserheizungs-, Dampfheizungs-, 
Klima-, Wärmepumpen-, oder Solarheizungsanla-
gen, die auf und außerhalb des Versicherungs-
grundstücks liegen und der Versorgung versicher-
ter Gebäude oder Anlagen dienen, sofern der 
Versicherungsnehmer die Gefahr trägt. 

b) Ableitungsrohre gelten versichert, nachdem die 
Dichtheitsprüfung der Rohre durch eine Fachfirma 
oder einen Sachverständigen in Anknüpfung an die 
DIN 1986 durchgeführt wurde und eventuell 

festgestellte Mängel durch eine Fachfirma besei-
tigt wurden. Die Dichtheitsprüfung darf maximal 
fünf Jahre vor Vertragsbeginn liegen. Das Prüfpro-
tokoll ist im Schadenfall vorzulegen. 

13. Nässeschäden 

Zu Klarstellung von Abschnitt A § Nr. 3 gilt als Leitungs-
wasser auch Wasser welches aus Zimmerbrunnen, Was-
sersäulen, innenliegenden Regenfallrohren, Regenwas-
sernutzungsanlagen (Zisternen) oder Rohren (Zu- und 
Ableitungen) von Schwimmbecken austritt. 

 
14. Kosten für die Beseitigung von Rohrverstopfungen 

a) In Erweiterung von Abschnitt A § 3 sind die notwen-
digen Kosten für die Beseitigung von Verstopfun-
gen von Ableitungsrohren innerhalb versicherter 
Gebäude sowie auf dem Versicherungsgrundstück 
mitversichert. 

b) Es gilt eine Selbstbeteiligung von 150 Euro je Scha-
denfall vereinbart. Soweit nicht etwas anderes ver-
einbart ist, beträgt die Höchstentschädigung je 
Schadenfall 1.000 Euro. 

 
 

C. Versicherte und nicht versicherte Sachen, 
Versicherungsort 

15. Gebäudebestandteile  

In Erweiterung von Abschnitt A § 5 Nr. 2 b) gelten als Ge-
bäudezubehör auch vom Wohnungseigentümer bereit 
gestellte Ein- und Anbauküchen. 

 
16. Gebäudezubehör 

In Erweiterung von Abschnitt A § 5 Nr. 2 c) gelten als Ge-
bäudezubehör Gemeinschaftswaschmaschinen und -
trockner, Satelliten- und Antennenanlagen, Brennstoff-
vorräte für Sammelheizungen sowie Sachen, die künftig 
in das Gebäude eingeführt werden sollen (z.B. Vorräte 
an Fliesen, Bodenbelägen, Tapeten) und vom Mieter 
entferntes Gebäudezubehör, das auf dem Versiche-
rungsgrundstück gelagert wird. 

 
17. Grundstücksbestandteile  

In Ergänzung zu Abschnitt A § 5 Nr.2 d) gelten mitversi-
chert, soweit sie sich auf dem im Versicherungsschein 
bezeichneten Grundstück befinden und in der Ermitt-
lung der Versicherungssumme berücksichtigt wurden: 

a) Nebengebäude (z.B. Carports, Gewächs- und Gar-
tenhäuser, Geräteschuppen, Hundezwinger), 

b) Grundstückseinfriedungen, Hof- und Gehwegbe-
festigungen, Fahrradunterstand, Fahrradständer, 
Masten und Freileitungen, fest montierte Spiel-
platzeinrichtungen, Wege- und Gartenbeleuchtun-
gen und fest mit dem Grundstück verbundene Ab-
fallbehälter 

 
18. Photovoltaikanlagen 

Abweichend von § 5 Nr. 3 a) gelten fertig montierte ei-
gene Photovoltaikanlagen auf dem Dach des versicher-
ten Gebäudes gegen die Gefahren nach Abschnitt A § 1 
a)–c) mitversichert, sofern die Anlage im Versicherungs-
schein benannt und in der Ermittlung der Versiche-
rungssumme berücksichtigt wurden. 

 
 

D. Versicherte Kosten 

19. In Erweiterung von Abschnitt A § 7 ersetzt der Versiche-
rer Kosten auf erstes Risiko summarisch bis zur Höhe 
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der vereinbarten Versicherungssumme, maximal bis zu 
2.000.000 Euro. 

19.1 Kosten für die Dekontamination von Erdreich 
a) für die notwendigen Kosten, die dem Versiche-

rungsnehmer aufgrund behördlicher Anordnungen 
infolge eines Versicherungsfalls entstehen, um 

1) Erdreich des Versicherungsgrundstücks zu 
untersuchen oder zu dekontaminieren oder 
auszutauschen, 

2) den Aushub in die nächstgelegene geeignete 
Deponie zu transportieren und dort abzula-
gern oder zu vernichten, 

3) insoweit den Zustand des im Versicherungs-
schein bezeichneten Grundstücks vor Eintritt 
des Versicherungsfalles wiederherzustellen. 

b) Die Aufwendungen gemäß a) werden nur ersetzt, 
sofern und insoweit die behördlichen Anordnungen 

1) aufgrund von Gesetzen oder Verordnungen er-
gangen sind, die vor Eintritt des Versiche-
rungsfalles erlassen waren und 

2) eine Kontamination betreffen, die nachweis-
lich infolge dieses Versicherungsfalles ent-
standen ist, 

3) innerhalb von neun Monaten seit Eintritt des 
Versicherungsfalles ergangen sind und dem 
Versicherer ohne Rücksicht auf Rechtsmittel-
fristen innerhalb von drei Monaten seit Kennt-
nis der Anordnung gemeldet wurden. 

c) Wird durch den Versicherungsfall eine bestehende 
Kontamination des Erdreichs erhöht, so werden 
nur die Aufwendungen ersetzt, die den für eine Be-
seitigung der bestehenden Kontamination erfor-
derlichen Betrag übersteigen, und zwar ohne Rück-
sicht darauf, ob und wann dieser Betrag ohne den 
Versicherungsfall aufgewendet worden wäre. Die 
hiernach nicht zu ersetzenden Kosten werden nöti-
genfalls durch Sachverständige festgestellt. 

d) Aufwendungen aufgrund sonstiger behördlicher 
Anordnungen oder aufgrund sonstiger Verpflich-
tungen des Versicherungsnehmers einschließlich 
der so genannten Einliefererhaftung werden nicht 
ersetzt. 

e) Kosten gemäß Nr. 1 gelten nicht als Aufräumungs-
kosten gemäß Abschnitt A § 7 Nr. 1 a). 

Entschädigung nach a) bis e) wird nicht geleistet, soweit 
der Versicherungsnehmer aus einem anderen Versiche-
rungsvertrag Ersatz beanspruchen kann. 

 

19.2 Feuerlöschkosten 

Versichert sind die infolge eines Versicherungsfalles 
notwendigen Kosten, die der Versicherungsnehmer zur 
Brandbekämpfung für geboten halten durfte. 

 
19.3 Kosten für Gebäudebeschädigungen durch unbefugte 

Dritte 

a) für die Beseitigung von Schäden an Türen, Schlös-
sern, Fenstern, Rollläden und Schutzgittern, die 
dem Gemeingebrauch der Hausgemeinschaft un-
terliegen und die dadurch entstanden sind, dass ein 
unbefugter Dritter 

1) in das Gebäude eingebrochen, eingestiegen 
oder mittels falscher Schlüssel oder anderer 
Werkzeuge eingedrungen ist, 

2) versucht hat, durch eine Handlung gemäß a) in 
ein versichertes Gebäude einzudringen. 

b) Soweit nicht etwas anderes vereinbart ist, beträgt 
die Höchstentschädigung je Versicherungsfall 
5.000 Euro. 

 

19.4 Kosten für sonstige mut- und böswillige Gebäudeschä-
digungen 

a) für die Beseitigung von Schäden an versicherten 
Gebäuden (auch Graffiti), wenn die Schäden da-
durch entstanden sind, dass ein unbefugter Dritter 
vorsätzlich und unmittelbar das Gebäude beein-
trächtigt, beschädigt oder zerstört hat, sofern sich 
das Gebäude in einem einwandfreien Zustand und 
auf einem allseitig umfriedeten Grundstück be-
fand. 

b) Sonstiges Zubehör und andere Grundstücksbe-
standteile sowie Schäden, die der Versicherungs-
nehmer und andere Hausbewohner selber verur-
sacht hat, gelten nicht als versichert. 

c) Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, den 
Schaden dem Versicherer und der Polizei unver-
züglich anzuzeigen. Verletzt der Versicherungsneh-
mer diese Obliegenheit, so ist der Versicherer nach 
Maßgabe der in Abschnitt B § 8 Nr. 1 b) und Nr. 3 be-
schriebenen Voraussetzungen zur Kündigung be-
rechtigt oder auch ganz oder teilweise leistungsfrei. 

d) Es gilt eine Selbstbeteiligung von 250 Euro je Scha-
denfall vereinbart. Soweit nicht etwas anderes ver-
einbart ist, beträgt die Höchstentschädigung je 
Schadenfall 5.000 Euro. 

 
19.5 Kosten für Architekten- und Ingenieurgebühren  

a) Wir ersetzen zusätzliche Aufwendungen für Ar-
chitekten- und Ingenieurgebühren, die dem Versi-
cherungsnehmer im Zusammenhang mit der Ab-
wicklung eines erheblichen Versicherungsfalls 
entstehen. 

b) Erheblich ist der Versicherungsfall, wenn der Scha-
den voraussichtlich 25.000 Euro übersteigt 

 
19.6 Aufräumkosten für Bäume 

a) für die Beseitigung durch Blitzschlag (siehe Ab-
schnitt A § 2 Nr. 1) oder Sturm (siehe Abschnitt A 
§ 4) umgestürzter Bäume auf dem Versicherungs-
grundstück. Die Beseitigung umfasst das Zersägen 
und die Wurzelrodung sowie den Abtransport und 
die Entsorgung des Holzes und der Wurzel. 

b) Ersetzt werden auch Kosten für die Wiederbepflan-
zung mit neuen Trieben, wenn Bäume, Hecken 
oder Sträucher auf dem Versicherungsgrundstück 
durch Blitzschlag oder Sturm beschädigt sind, dass 
eine natürliche Regeneration nicht zu erwarten ist. 
Bereits abgestorbene Bäume, Hecken oder Sträu-
cher und jegliche Art von Topfbepflanzungen sind 
von der Versicherung ausgeschlossen. 

c) Soweit nicht etwas anderes vereinbart ist, beträgt 
die Höchstentschädigung je Schadenfall 5.000 
Euro. 

d) Schäden durch Hagel sind nicht mitversichert. 

 
19.7 Kosten für Wasserverlust/Gasverlust 

für den Mehrverbrauch von Gas und Frischwasser, der 
infolge eines Versicherungsfalles nach Abschnitt A § 3 
entsteht und den das Versorgungsunternehmen in 
Rechnung stellt. 

Ein Leistungsanspruch besteht nur, sofern nicht aus ei-
ner bestehenden Versicherung Ersatz geleistet werden 
kann (subsidiäre Deckung). 

 
19.8 Kosten für die Rückreise bei Schäden während des Ur-

laubs 

für den Versicherungsnehmer, wenn dieser wegen eines 
erheblichen Versicherungsfalles vorzeitig seine privat 
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veranlasste Urlaubsreise abbrechen muss, weil die An-
wesenheit am Versicherungsort erforderlich ist. 

Als erheblich gilt ein Versicherungsfall mit einem vo-
raussichtlichen Schaden von mindestens 25.000 Euro. 

Als Urlaub gilt eine privat veranlasste Reise vom ständi-
gen Wohnsitz des Versicherungsnehmers von mindes-
tens fünf aufeinanderfolgenden Tagen bis zu einer 
Höchstdauer von fortlaufenden 42 Tagen. Fahrtmehr-
kosten werden für ein angemessenes Reisemittel er-
setzt, entsprechend dem benutzten Urlaubsreisemittel 
und der Dringlichkeit der Reise an den Schadensort. Ist 
aufgrund eines Versicherungsfalles ein Reiseruf über 
Rundfunk notwendig, werden die entsprechenden Maß-
nahmen, soweit möglich, vom Versicherer eingeleitet 
und etwaige Kosten ersetzt. Der Versicherungsnehmer 
ist verpflichtet, vor Antritt der Reise an den Schadensort 
bei dem Versicherer Weisung einzuholen, soweit es die 
Umstände gestatten. 

Die Höchstentschädigung im Schadenfall beträgt 
5.000 Euro. 

 
19.9 Sicherungs- und provisorische Reparaturkosten  

wenn zum Schutz versicherter Sachen nach einem Versi-
cherungsfall bis zur Wiederherstellung der endgültigen 
Schutz- und Sicherungseinrichtungen Öffnungen vorläu-
fig verschlossen werden müssen (z.B. Notverschalungen) 
oder versicherte Sachen beschädigt wurden und eine 
endgültige Reparatur noch nicht möglich ist. 

 
19.10 Externe Transport- und Lagerkosten  

wenn versicherte Sachen vom Versicherungsort ent-
fernt und für die Dauer der Wiederherstellung des versi-
cherten Gebäudes extern gelagert werden müssen. Die 
Lagerkosten werden so lange übernommen, bis die La-
gerung wieder im Gebäude möglich ist, längstens jedoch 
für 12 Monate. 

 
20. Mehrkosten durch Technologiefortschritt 

In Erweiterung zu Abschnitt A § 8 Nr. 1 und 2 ersetzt der 
Versicherer im Rahmen der Höchstentschädigung 
Mehrkosten durch Technologiefortschritt  

a) Ersetzt werden die tatsächlichen entstandenen 
Mehrkosten für die Wiederbeschaffung oder Wie-
derherstellung der versicherten und vom Schaden 
betroffenen Sachen, wenn deren Wiederherstel-
lung oder Wiederbeschaffung in derselben Art und 
Güte infolge Technologiefortschritts nicht möglich 
oder unwirtschaftlich ist. Maßgebend ist der Be-
trag, der für ein Ersatzgut aufzuwenden ist, das der 
vom Schaden betroffenen Sache in Art und Güte 
möglichst nahe kommt. 

b) Geht die Technologieänderung auf die Veränderung 
öffentlich-rechtlicher Vorschriften zurück, werden 
die Mehrkosten nur im Rahmen von a) ersetzt. 

 
21. Kosten für Sachverständigenverfahren 

Abweichend von Abschnitt A § 15 Nr. 6 gilt: 

Jede Partei trägt die Kosten ihres Sachverständigen. Die 
Kosten des Obmannes tragen beide Parteien je zur 
Hälfte. Übersteigt der entschädigungspflichtige Scha-
den den Betrag von 25.000 Euro, so ersetzt der Versi-
cherer bis zu der hierfür vereinbarten Höchstentschädi-
gung gemäß Abschnitt A § 7 Nr. 2 von den durch den 
Versicherungsnehmer zu tragenden Kosten des Sach-
verständigenverfahrens. 

 
22. Erweiterter Mietausfall  

a) In Erweiterung von Abschnitt A § 9 Abs. 2 a) ersetzt 
der Versicherer Mietausfall oder Mietwert bis zu 

dem Zeitpunkt, in dem die Räume wieder benutz-
bar sind, höchstens jedoch für 24 Monate seit dem 
Eintritt des Versicherungsfalles. 

b) Leerstand nach Wiederherstellung der Räume 

Endet das Mietverhältnis infolge des Schadens und 
sind die Räume trotz Anwendung der im Verkehr er-
forderlichen Sorgfalt zum Zeitpunkt der Wiederher-
stellung nicht zu vermieten, wird der Mietverlust bis 
zur Neuvermietung über diesen Zeitpunkt hinaus 
für die Dauer von bis zu 6 Monaten ersetzt (Nachhaf-
tung), höchstens jedoch bis zum Ablauf der maxi-
malen Haftzeit nach Absatz a). 

c) War das Gebäude zur Zeit des Eintritts des Versi-
cherungsfalles nicht vermietet und weist der Versi-
cherungsnehmer die Vermietung zu einem in der 
Haftzeit liegenden Termin nach, wird der Mietver-
lust bis zur Neuvermietung über diesen Zeitpunkt 
hinaus für die Dauer von bis zu 6 Monaten ersetzt 
(Nachhaftung), höchstens jedoch bis zum Ablauf 
der maximalen Haftzeit nach Absatz a). 

d) Gewerblich genutzte Räume 

Für gewerblich genutzte Räume (nicht produzie-
rendes Gewerbe) ist der Mietausfall wie nach Ziffer 
22 a) mitversichert. 

e) Schäden in der Nachbarschaft (gilt nur zur Elemen-
tarversicherung) 

Mietausfall oder Mietwert werden auch ersetzt, 
wenn die Räumung des versicherten Gebäudes 
durch eine zuständige Behörde angeordnet wird, 
weil sich auf einem Nachbargrundstück ein Scha-
denfall ereignet hat, der nach den Elementarbedin-
gungen des vorliegenden Vertrages versichert 
wäre. 

 
 

E. Sonstige Erweiterungen 

23. Grobe Fahrlässigkeit bei Herbeiführung  
des Versicherungsfalles  

a) In Erweiterung von Abschnitt B § 16 Abs. 1 b) ver-
zichtet der Versicherer gegenüber dem Versiche-
rungsnehmer auf eine Kürzung der Entschädigung 
wegen grob fahrlässiger Herbeiführung des Versi-
cherungsfalles. 

Die Bestimmungen Abschnitt A § 16 bleiben unbe-
rührt, d.h. alle gesetzlichen, behördlichen oder ver-
einbarten Sicherheitsvorschriften sind einzuhal-
ten. 

b) Diese Regelung gilt nicht zur Elementarversiche-
rung (BWE) sofern diese als vereinbart gilt. 

 
24. Unterversicherungsverzicht 

In Ergänzung zu Abschnitt A § 11 Abs. 3 verzichtet der 
Versicherer auch auf die Anrechnung einer Unterversi-
cherung wenn die mit dem Wertermittlungsbogen der 
Interlloyd richtig ermittelte Wohn- und Nutzfläche des 
Gebäudes mit 150 Mark Wert 1914 multipliziert wurde. 

 
25. Mieterschutzpaket 

a) Sofern ein versicherter Gebäudeschaden vorliegt 
und anderweitig keine Entschädigung geleistet 
wird ersetzt der Versicherer dem Versicherungs-
nehmer die infolge eines Versicherungsfalles not-
wendigen  

− Aufräumungskosten für Hausratgegenstände 
von Mietern 

und  
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− Transport- und Lagerkosten wenn Hausratge-
genstände von Mietern vom Grundstück ent-
fernt und für die Dauer der Wiederherstellung 
des versicherten Gebäudes extern gelagert wer-
den müssen. 

b) Die Höchstentschädigung ist je Versicherungsfall 
auf 5.000 Euro begrenzt. 

c) Bestehen für versicherte Sachen noch weitere Ver-
sicherungsverträge für dieselbe Gefahr, geht der 
Versicherungsschutz aus diesen Verträgen dem 
Versicherungsschutz aus dem bei uns bestehenden 
Vertrag vor (subsidiäre Deckung)  

 
26. Verbesserte Neuwerterstattung  

Abweichend von Abschnitt A § 13 Abs. 7 erwirbt der Ver-
sicherungsnehmer den Anspruch auf Zahlung des Teils 
der Entschädigung, der den Zeitwertschaden übersteigt 
(Neuwertanteil) auch, soweit und sobald er innerhalb 
von drei Jahren nach Eintritt des Versicherungsfalles si-
cherstellt, dass die Entschädigung verwenden wird, um 
versicherte Sachen in ähnlicher Art und Zweckbestim-
mung an einer anderer Stelle innerhalb der Bundesre-
publik Deutschland wiederhergestellt werden 

 
27. Regressverzicht 

Steht dem Versicherungsnehmer als Gebäudeeigentü-
mer/Vermieter (auch bei Teileigentum) ein Anspruch 
auf Ersatz des Schadens gegen einen Mieter oder Ange-
hörigen zu und geht der Anspruch auf den Versicherer 
über, so kann der Versicherungsnehmer gegen die Gel-
tendmachung dieses Anspruches Einspruch erheben. 
Ein Einspruch ist jedoch nicht möglich, wenn der Mieter 
oder Angehörige den Anspruch über eine Haftpflicht-
versicherung geltend machen kann oder wenn der Mie-
ter oder Angehörige den Schaden vorsätzlich verursacht 
hat. 

 
28. Bedingungsgarantie 

Die INTERLLOYD garantiert, dass die vorliegenden Be-
dingungen zur Gebäudeversicherung ausschließlich 
zum Vorteil des VN von den durch den Gesamtverband 
der Versicherungswirtschaf (GDV) empfohlenen Bedin-
gungen sowie den Mindeststandards des Arbeitskreises 
Vermittlerrichtlinie – Stand 07/2015 – abweichen. 

 
29. Künftige Bedingungsverbesserungen 

Werden die dem Vertrag zugrunde liegenden Bedingun-
gen oder Zusatzbedingungen während der Versiche-
rungsdauer ausschließlich zugunsten der Versiche-
rungsnehmer ohne Mehrbeitrag geändert, so gelten sie 
in der neuen Fassung mit sofortiger Wirkung auch für 
diesen Vertrag. 

 
 

F. Einheiten Modell – sofern vereinbart –  

30. Berechnung der Einheiten 

In teilweiser Abänderung zum Abschnitt A § 10 bis § 13 
gilt: 

Versichert ist der ortsübliche Neubauwert der im Versi-
cherungsschein bezeichneten Gebäude zum Zeitpunkt 
des Versicherungsfalles. Hierzu gehören auch Architek-
tengebühren sowie sonstige Konstruktions-und Pla-
nungskosten. 

Die Gesamtentschädigung für versicherte Sachen und 
Kosten ist je Versicherungsfall auf die im Versicherungs-
schein vereinbarte Höchstentschädigung begrenzt. 

Grundlage für die Prämienberechnung ist die Anzahl der 
Einheiten (EH). 

Die Anzahl der versicherten Einheiten ergibt sich aus der 
Addition der zu Wohnzwecken genutzten Einheiten und 
der Gewerbefläche. Die Umrechnung von Gewerbeflä-
che in Einheiten erfolgt über die Quadratmeter der vor-
handenen Gewerbeeinheiten. 

Vorhandene Gewerbeflächen werden durch den Versi-
cherer wie folgt auf Einheiten umgerechnet: 

− je angefangene 85 qm Gewerbefläche = 1 EH 

Die Anzahl der Garagen/Tiefgaragenstellplätze werden 
separat berücksichtigt. 

Die Prämie ergibt sich aus der Multiplikation der Einhei-
ten (EH) mit dem jeweiligen Beitrag je Einheit. 

Die so ermittelte Prämie erhöht oder vermindert sich 
entsprechend der prozentualen Änderung des Anpas-
sungsfaktors (Summenmodell) der sich jeweils zum 01. 
Januar eines jeden Jahres für die in diesem Jahr begin-
nende Versicherungsperiode entsprechend dem Pro-
zentsatz, um den sich der jeweils für den Monat Mai des 
Vorjahres veröffentlichte Baupreisindex für Wohnge-
bäude und der für den Monat April des Vorjahres veröf-
fentlichte Tariflohnindex für das Baugewerbe verändert 
haben. Beide Indizes gibt das Statistische Bundesamt 
bekannt. Bei dieser Anpassung  werden die Änderung 
des Baupreisindexes zu 20 Prozent und die des Tarif-
lohnindexes zu 80 Prozent berücksichtigt. Bei dieser Be-
rechnung wird jeweils auf zwei Stellen nach dem 
Komma gerundet. Der Anpassungsfaktor wird auf zwei 
Stellen nach dem Komma errechnet und gerundet. So-
weit bei Rundungen die dritte Zahl nach dem Komma 
eine Fünf oder eine höhere Zahl ist, wird aufgerundet, 
sonst abgerundet 

 
31. Unterversicherungsverzicht 

Abweichend von Abschnitt A § 11 Abs. 3 verzichtet der 
Versicherer auf die Anrechnung einer Unterversiche-
rung, wenn die Einheiten nach Ziffer 30 korrekt ermit-
telt wurden. 

 
32. Versicherte Kosten 

In Abänderung von Abschnitt A § 7 ersetzt der Versiche-
rer Kosten im Rahmen der Höchstentschädigung auf ers-
tes Risiko summarisch bis maximal 2.000.000 Euro, so-
fern sich aus den übrigen Bestimmungen dieses 
Vertrages keine anderen Entschädigungsgrenzen erge-
ben. 

 
 



 

Abschnitt D: Besondere Bedingungen für die Versicherung weiterer Elementarschäden (BWE 2008) / Stand  01.2016 37 

Abschnitt D: Besondere Bedingungen für die Versicherung weiterer Elementarschäden 
(BWE 2008) 
 
 

Leistungsversprechen zur Elementarversicherung 
 
– sofern im Versicherungsvertrag vereinbart –  
 

 
§ 1 Vertragsgrundlage 
§ 2 Versicherte Gefahren und Schäden 
§ 3 Überschwemmung, Rückstau 
§ 4 Erdbeben 
§ 5 Erdsenkung 
§ 6 Erdrutsch 
§ 7 Schneedruck 

§ 8 Lawinen 
§ 9 Vulkanausbruch 
§ 10 Nicht versicherte Schäden 
§ 11 Besondere Obliegenheiten 
§ 12 Wartezeit, Selbstbeteiligung 
§ 13 Kündigung 
§ 14 Beendigung des Hauptversicherungsvertrages 

 

 

§ 1 Vertragsgrundlage 

Es gelten die Allgemeinen Wohngebäudeversicherungs-
Bedingungen (VGB 2016) (Hauptvertrag), soweit sich aus 
den folgenden Bestimmungen nicht etwas anderes 
ergibt. 

 
 

§ 2 Versicherte Gefahren und Schäden  

Der Versicherer leistet Entschädigung für versicherte 
Sachen, die durch  

a) Überschwemmung, Rückstau  

b) Erdbeben  

c) Erdsenkung, Erdrutsch  

d) Schneedruck, Lawinen  

e) Vulkanausbruch  

zerstört oder beschädigt werden oder abhandenkom-
men. 

 
 

§ 3 Überschwemmung, Rückstau 

a) Überschwemmung ist die Überflutung des Grund 
und Bodens des Versicherungsgrundstücks mit er-
heblichen Mengen von Oberflächenwasser durch 

aa) Ausuferung von oberirdischen (stehenden 
oder fließenden) Gewässern, 

bb) Witterungsniederschläge 
cc) Austritt von Grundwasser an die Erdoberflä-

che infolge von aa oder bb 

b) Rückstau liegt vor, wenn Wasser durch Ausuferung 
von oberirdischen (stehenden oder fließenden) Ge-
wässern oder durch Witterungsniederschläge be-
stimmungswidrig aus den gebäudeeigenen Ablei-
tungsrohren oder damit verbundenen 
Einrichtungen in das Gebäude eindringt. 

 
 

§ 4 Erdbeben 

a) Erdbeben ist eine naturbedingte Erschütterung des 
Erdbodens, die durch geophysikalische Vorgänge 
im Erdinnern ausgelöst wird. 

b) Erdbeben wird unterstellt, wenn der Versiche-
rungsnehmer nachweist, dass  

aa) die naturbedingte Erschütterung des Erdbo-
dens in der Umgebung des Versicherungsor-
tes Schäden an Gebäuden im einwandfreien 

Zustand oder an ebenso widerstandsfähigen 
anderen Sachen angerichtet hat, oder  

bb) der Schaden wegen des einwandfreien Zu-
standes der versicherten Sachen nur durch ein 
Erdbeben entstanden sein kann. 

 
 

§ 5 Erdsenkung 

Erdsenkung ist eine naturbedingte Absenkung des Erd-
bodens über naturbedingten Hohlräumen. 

Nicht versichert sind Schäden durch Trockenheit oder 
Austrocknung. 

 
 

§ 6 Erdrutsch 

Erdrutsch ist ein naturbedingtes Abrutschen oder Ab-
stürzen von Erd- oder Gesteinsmassen. 

 
 

§ 7 Schneedruck 

Schneedruck ist die Wirkung des Gewichts von Schnee- 
oder Eismassen. 

 
 

§ 8 Lawinen 

Lawinen sind an Berghängen niedergehende Schnee- 
oder Eismassen einschließlich der bei ihrem Abgang 
verursachten Druckwelle. 

 
 

§ 9 Vulkanausbruch 

Vulkanausbruch ist eine plötzliche Druckentladung 
beim Aufreißen der Erdkruste, verbunden mit Lavaer-
güssen, Asche-Eruptionen oder dem Austritt von sonsti-
gen Materialien und Gasen. 

 
 

§ 10 Nicht versicherte Schäden 

Nicht versichert sind 

a) Schäden an versicherten Gebäuden oder versicher-
ten Sachen, die sich in Gebäuden befinden, die 
nicht bezugsfertig oder wegen Umbauarbeiten für 
ihren Zweck nicht benutzbar sind. 

b) Schäden an im Freien befindlichen beweglichen Sa-
chen. Dies gilt auch in der Außenversicherung. 
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c) ohne Rücksicht auf mitwirkende Ursachen – Schä-
den durch 

aa) Sturmflut; 
bb) Grundwasser, soweit nicht an die Erdoberflä-

che gedrungen (siehe § 3) 

 
 

§ 11 Besondere Obliegenheiten 

Zur Vermeidung von Überschwemmungs- bzw. Rücks-
tauschäden hat der Versicherungsnehmer 

a) bei überflutungsgefährdeten Räumen Rückstau-
klappen anzubringen und funktionsbereit zu halten 
und 

b) Abflussleitungen auf dem Versicherungsgrund-
stück freizuhalten, 

sofern der Versicherungsnehmer hierfür die Gefahr 
trägt. 

Verletzt der Versicherungsnehmer eine dieser Oblie-
genheiten, so ist der Versicherer unter den in Abschnitt 
B § 8 beschriebenen Voraussetzungen zur Kündigung 
berechtigt oder auch ganz oder teilweise leistungsfrei. 

 
 

§ 12 Wartezeit, Selbstbeteiligung 

a) Der Versicherungsschutz beginnt mit dem Ablauf 
von vier Wochen ab Versicherungsbeginn (Warte-
zeit). 

Liegt der vereinbarte Beginn des Versicherungsver-
trages später als vier Wochen nach der Antragsstel-
lung, tritt der Versicherungsschutz erst mit dem 
vereinbarten Beginn des Versicherungsvertrages in 
Kraft. 

b) Diese Regelung entfällt, sofern Versicherungs-
schutz gegen Weitere Elementargefahren nach 
Nr. 1 bis Nr. 5 über einen anderen Vertrag bestan-
den hat und der Versicherungsschutz ohne zeitli-
che Unterbrechung durch den vorliegenden Ver-
trag fortgesetzt wird. 

c) Der bedingungsgemäß als entschädigungspflichtig 
errechnete Betrag wird je Schadenfall um 1.000 Eu-
ro gekürzt. 

 
 

§ 13 Kündigung 

a) Versicherungsnehmer und Versicherer können un-
ter Einhaltung einer Frist von drei Monaten die Ver-
sicherung weiterer Elementarschäden in Textform 
kündigen. Kündigt der Versicherungsnehmer, so 
kann er bestimmen, dass seine Kündigung erst zum 
Schluss des laufenden Versicherungsjahres wirk-
sam wird. 

b) Kündigt der Versicherer, so kann der Versiche-
rungsnehmer den Hauptvertrag (siehe § 1) inner-
halb eines Monats nach Zugang der Erklärung des 
Versicherers zum gleichen Zeitpunkt kündigen. 

 
 

§ 14 Beendigung des Hauptversicherungsvertra-
ges 

Mit Beendigung des Hauptversicherungsvertrages 
(siehe § 1) erlischt auch die Versicherung weiterer Ele-
mentarschäden. 
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Abschnitt E: Allgemeine Versicherungsbedingungen für die Glasversicherung 
(AGlB 2021) 
 
 
– sofern im Versicherungsvertrag vereinbart –  
 

 
§ 1 Versicherte Gefahr; Versicherungsfall 
§ 2 Ausschlüsse Krieg, innere Unruhen und Kernenergie 
§ 3 Versicherte und nicht versicherte Sachen 
§ 4 Versicherte Kosten 
§ 5 Versicherungsort 

§ 6 Anpassung der Versicherung 
§ 7 Entschädigung als Sachleistung 
§ 8 Zahlung und Verzinsung der Entschädigung 
§ 9 Wohnungswechsel 
§ 10 Besondere gefahrerhöhende Umstände 

 

 

Umfang des Versicherungsschutzes 

 

§ 1 Versicherte Gefahr; Versicherungsfall 

1. Versicherungsfall 

Entschädigt werden versicherte Sachen nach § 3 dieser 
Bedingungen, die durch Bruch (Zerbrechen) zerstört 
oder beschädigt werden. 

 
2. Nicht versicherte Gefahren und Schäden 

a) Die Versicherung erstreckt sich nicht auf 

aa) Beschädigungen von Oberflächen oder Kan-
ten (z.B. Schrammen, Muschelausbrüche), 

bb) Undichtwerden der Randverbindungen von 
Mehrscheiben-Isolierverglasungen. 

b) Nicht versichert sind Schäden, die durch 

aa) Brand, Blitzschlag, Explosion, Implosion, Auf-
prall eines Kraft- oder Luftfahrzeuges, seiner 
Teile oder seiner Ladung, 

bb) Einbruchdiebstahl, Vandalismus, 
cc) Sturm, Hagel, 
dd) Überschwemmung, Erdbeben, Erdfall, Erd-

rutsch, Schneedruck, Lawinen oder Vulkan-
ausbruch 

entstehen und soweit für diese anderweitig Versi-
cherungsschutz besteht. 

 
 

§ 2 Ausschlüsse Krieg, innere Unruhen und 
Kernenergie 

1. Ausschluss Krieg 

Die Versicherung erstreckt sich ohne Rücksicht auf mit-
wirkende Ursachen nicht auf Schäden durch Krieg, 
kriegsähnliche Ereignisse, Bürgerkrieg, Revolution, Re-
bellion oder Aufstand. 

 
2. Ausschluss innere Unruhen  

Die Versicherung erstreckt sich ohne Rücksicht auf mit-
wirkende Ursachen nicht auf Schäden durch innere Un-
ruhen. 

 
3. Ausschluss Kernenergie 

Die Versicherung erstreckt sich ohne Rücksicht auf 
mitwirkende Ursachen nicht auf Schäden durch Kern-
energie, nukleare Strahlung oder radioaktive Substan-
zen. 

 
 

§ 3 Versicherte und nicht versicherte Sachen 

1. Versicherte Sachen 

Versichert sind die im Versicherungsschein bezeichne-
ten und fertig eingesetzten oder montierten  

a) Scheiben, Platten und Spiegel aus Glas oder Kunst-
stoff, 

b) Platten aus Glaskeramik, 

c) Glasbausteine und Profilbaugläser, 

d) Lichtkuppeln aus Glas oder Kunststoff, 

e) künstlerisch bearbeiteten Glasscheiben, -platten 
und -spiegel, 

f) sonstigen Sachen, die im Versicherungsschein aus-
drücklich benannt sind. 

 
2. Nicht versicherte Sachen 

Nicht versichert sind 

a) optische Gläser, Hohlgläser, Geschirr, Beleuch-
tungskörper und Handspiegel, 

b) Fotovoltaikanlagen, 

c) Sachen, die bereits bei Antragstellung beschädigt 
sind, 

d) Scheiben und Platten aus Glas oder Kunststoff, die 
Bestandteil elektronischer Daten-, Ton-, Bildwie-
dergabe- und Kommunikationsgeräte sind (z.B. 
Bildschirme von Fernsehgeräten, Computerdis-
plays). 

 
 

§ 4 Versicherte Kosten 

1. Versicherte Kosten 

Versichert sind die infolge eines Versicherungsfalls not-
wendigen Kosten für  

a) das vorläufige Verschließen von Öffnungen (Not-
verschalungen, Notverglasungen), 

b) das Abfahren von versicherten Sachen zum nächs-
ten Ablagerungsplatz und für die Entsorgung (Ent-
sorgungskosten). 

 
2. Weitere versicherte Kosten 

Ferner ersetzt der Versicherer die infolge eines Versi-
cherungsfalls notwendigen Kosten bis 1.000 Euro für 

a) zusätzliche Leistungen, um die sich das Liefern und 
Montieren von „versicherte Sache“ durch deren 
Lage verteuert (z.B. Kran- oder Gerüstkosten), 

b) die Erneuerung von Anstrich, Malereien, Schriften, 
Verzierungen, Lichtfilterlacken und Folien auf den 
versicherten Sachen (siehe Versicherte Sachen), 
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c) das Beseitigen und Wiederanbringen von Sachen, 
die das Einsetzen von Ersatzscheiben behindern 
(z.B. Schutzgitter, Schutzstangen, Markisen usw.), 

d) die Beseitigung von Schäden an Umrahmungen, 
Beschlägen, Mauerwerk, Schutz- und Alarmein-
richtungen. 

 
 

§ 5 Versicherungsort 

Versicherungsort sind die in dem Versicherungsschein 
bezeichneten Gebäude mit ihren Garagen, Carports 
oder Räume von Gebäuden. 

Soweit Versicherungsschutz für bewegliche Sachen ver-
einbart ist, besteht dieser nur innerhalb des Versiche-
rungsortes. 

 
 

§ 6 Anpassung der Versicherung 

1. Anpassung des Versicherungsumfangs 

Der Versicherer passt den Umfang der Versicherung an 
die Preisentwicklung für Verglasungsarbeiten an; ent-
sprechend verändert sich die Prämie. 

 
2. Anpassung der Prämie 

Die Prämie erhöht oder vermindert sich jeweils zum 1. 
Januar eines jeden Jahres für die in diesem Jahr begin-
nende Versicherungsperiode entsprechend dem Pro-
zentsatz, um den sich die vom Statistischen Bundes-
amt veröffentlichten Preisindizes für Verglasungsar-
beiten verändert haben. Für gewerbliche Risiken gilt 
das Mittel aus den Indizes für gemischt genutzte Ge-
bäude, Bürogebäude und gewerbliche Betriebsge-
bäude. Für Wohnungen, Einfamilien- und Mehrfamili-
engebäude gilt das Mittel aus den Indizes für 
Einfamilien- und Mehrfamiliengebäude. Der Verände-
rungsprozentsatz wird auf eine Stelle hinter dem 
Komma gerundet. Maßgebend sind die für den Monat 
Mai veröffentlichten Indizes. 

 
3. Kündigungsrecht des Versicherungsnehmers 

Innerhalb eines Monats nach Zugang der Mitteilung 
über die Erhöhung der Haftung des Versicherers und die 
damit verbundene Anpassung der Prämie kann der Ver-
sicherungsnehmer durch Erklärung in Textform zum 
Anpassungszeitpunkt kündigen. Zur Fristwahrung ge-
nügt die rechtzeitige Absendung. Die Mitteilung des Ver-
sicherers, in der der Versicherungsnehmer auf sein Kün-
digungsrecht hinzuweisen ist, muss diesem mindestens 
einen Monat vor Wirksamwerden der Anpassung der 
Prämie zugehen. 

 
 

§ 7 Entschädigung als Geldleistung 

1. Geldleistung 

a) Der Versicherer gewährt im Versicherungsfall eine 
Geldleistung. 

b) Geldleistung bedeutet, dass Aufwendungen für die 
Entsorgung der zerstörten oder beschädigten Sa-
chen, deren Wiederbeschaffung in gleicher Art und 
Güte (siehe „Versicherte und nicht versicherte Sa-
chen“), die Lieferung an den Schadenort sowie die 
Montage in ortsüblicher Höhe ersetzt werden. 

c) Besondere Aufwendungen, die zum Erreichen des 
Schadenortes (z.B. Gerüste, Kräne) bzw. im Zusam-
menhang mit dem Einsetzen der Scheibe (z.B. An-
striche, De- und Remontage von Vergitterungen) 
notwendig sind, werden nur soweit vereinbart und 

in vereinbarter Höhe ersetzt (siehe „versicherte 
Kosten“). 

d) Der Versicherer ersetzt keine Aufwendungen, die 
bei der Angleichung unbeschädigter Sachen (z.B. 
Farbe und Struktur) an entschädigte Sachen sowie 
für fertigungsbedingte Abweichungen der Ersatz-
sache im äußeren Erscheinungsbild entstehen. 

e) Die Mehrwertsteuer wird nicht ersetzt, wenn der 
Versicherungsnehmer zum Vorsteuerabzug be-
rechtigt ist; das gleiche gilt, soweit der Versiche-
rungsnehmer Mehrwertsteuer tatsächlich nicht 
gezahlt hat. 

 
2. Notverglasung/Notverschalung 

Das vorläufige Verschließen von Öffnungen (Notvergla-
sungen und Notverschalungen) kann vom Versiche-
rungsnehmer in Auftrag gegeben und als notwendige 
versicherte Kosten geltend gemacht werden. 

 
3. Kosten 

a) Maßgeblich für die Berechnung der Kosten (siehe 
„versicherte Kosten“) ist der Zeitpunkt des Eintritts 
des Versicherungsfalls. 

b) Kürzungen nach Nr. 1 e) gelten entsprechend für die 
versicherten Kosten. 

 
4. Restwerte 

Restwerte werden angerechnet. 

 
 

§ 8 Zahlung und Verzinsung der Entschädigung 

1. Fälligkeit der Entschädigung 

Die Entschädigung wird fällig, wenn die Feststellungen 
des Versicherers zum Grunde und zur Höhe des An-
spruchs abgeschlossen sind. 

Der Versicherungsnehmer kann einen Monat nach Mel-
dung des Schadens den Betrag als Abschlagszahlung be-
anspruchen, der nach Lage der Sache mindestens zu 
zahlen ist. 

 
2. Verzinsung 

Für die Verzinsung gilt, soweit nicht aus einem anderen 
Rechtsgrund eine weiter gehende Zinspflicht besteht: 

a) Die Entschädigung ist soweit sie nicht innerhalb ei-
nes Monats nach Meldung des Schadens geleistet 
wird – seit Anzeige des Schadens zu verzinsen. 

b) Der Zinssatz liegt 1 Prozentpunkt unter dem jewei-
ligen Basiszinssatz des Bürgerlichen Gesetzbuches 
(§ 247 BGB), mindestens jedoch bei 4 Prozent und 
höchstens bei 6 Prozent Zinsen pro Jahr. 

c) Die Zinsen werden zusammen mit der Entschädi-
gung fällig. 

 
3. Hemmung 

Bei der Berechnung der Fristen gemäß Nr. 1, 2 a (und Nr. 
2 b) ist der Zeitraum nicht zu berücksichtigen, in dem in-
folge Verschuldens des Versicherungsnehmers die Ent-
schädigung nicht ermittelt oder nicht gezahlt werden 
kann. 

 
4. Aufschiebung der Zahlung 

Der Versicherer kann die Zahlung aufschieben, solange 

a) Zweifel an der Empfangsberechtigung des Versi-
cherungsnehmers bestehen; 

b) ein behördliches oder strafgerichtliches Verfahren 
gegen den Versicherungsnehmer oder seinen 
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Repräsentanten aus Anlass dieses Versicherungs-
falls noch läuft. 

 
 

§ 9 Wohnungswechsel 

1. Umzug in eine neue Wohnung 

Wechselt der Versicherungsnehmer die Wohnung, geht 
der Versicherungsschutz auf die neue Wohnung über. 
Während des Wohnungswechsels besteht in beiden 
Wohnungen Versicherungsschutz. Der Versicherungs-
schutz in der bisherigen Wohnung erlischt spätestens 
zwei Monate nach Umzugsbeginn. Der Umzug beginnt 
mit dem Zeitpunkt, in dem erstmals versicherte Sachen 
dauerhaft in die neue Wohnung gebracht werden. 

 
2. Mehrere Wohnungen 

Behält der Versicherungsnehmer zusätzlich die bishe-
rige Wohnung, geht der Versicherungsschutz nicht über, 
wenn er die alte Wohnung weiterhin bewohnt (Doppel-
wohnsitz); für eine Übergangszeit von zwei Monaten be-
steht Versicherungsschutz in beiden Wohnungen. 

 
3. Umzug ins Ausland 

Liegt die neue Wohnung nicht innerhalb der Bundesre-
publik Deutschland, so geht der Versicherungsschutz 
nicht auf die neue Wohnung über. Der Versicherungs-
schutz in der bisherigen Wohnung erlischt spätestens 
zwei Monate nach Umzugsbeginn. 

 
4. Anzeige der neuen Wohnung 

Der Bezug einer neuen Wohnung ist spätestens zwei 
Wochen nach Umzug dem Versicherer anzuzeigen. 

 
5. Festlegung der neuen Prämie, Kündigungsrecht 

a) Mit Umzugsbeginn gelten die am Ort der neuen 
Wohnung gültigen Tarifbestimmungen des Versi-
cherers. 

b) Bei einer Erhöhung der Prämie aufgrund veränder-
ter Prämiensätze oder bei Erhöhung einer Selbst-
beteiligung kann der Versicherungsnehmer den 
Vertrag kündigen. Die Kündigung hat spätestens ei-
nen Monat nach Zugang der Mitteilung über die Er-
höhung zu erfolgen. Sie wird einen Monat nach Zu-
gang wirksam. Die Kündigung ist in Textform zu 
erklären. 

c) Der Versicherer kann bei Kündigung durch den Ver-
sicherungsnehmer den Beitrag nur in der bisheri-
gen Höhe zeitanteilig bis zur Wirksamkeit der Kün-
digung beanspruchen. 

 

6. Aufgabe einer gemeinsamen Ehewohnung 

a) Zieht bei einer Trennung von Ehegatten der Versi-
cherungsnehmer aus der Ehewohnung aus und 
bleibt der Ehegatte in der bisherigen Ehewohnung 
zurück, so gelten als Versicherungsort (siehe Ab-
schnitt D § 5) die neue Wohnung des Versiche-
rungsnehmers und die bisherige Ehewohnung. 
Dies gilt bis zu einer Änderung des Versicherungs-
vertrages, längstens bis zum Ablauf von drei Mona-
ten nach der nächsten, auf den Auszug des Versi-
cherungsnehmers folgenden Beitragsfälligkeit. 
Danach besteht Versicherungsschutz nur noch in 
der neuen Wohnung des Versicherungsnehmers. 

b) Sind beide Ehegatten Versicherungsnehmer und 
zieht bei einer Trennung von Ehegatten einer der 
Ehegatten aus der Ehewohnung aus, so sind Versi-
cherungsort (siehe Abschnitt D § 5) die bisherige 
Ehewohnung und die neue Wohnung des auszie-
henden Ehegatten. Dies gilt bis zu einer Änderung 
des Versicherungsvertrages, längstens bis zum Ab-
lauf von drei Monaten nach der nächsten, auf den 
Auszug des Ehegatten folgenden Beitragsfälligkeit. 
Danach erlischt der Versicherungsschutz für die 
neue Wohnung. 

c) Ziehen beide Ehegatten in neue Wohnungen, so gilt 
Satz 1 entsprechend. Nach Ablauf der Frist von drei 
Monaten nach der nächsten, auf den Auszug der 
Ehegatten folgenden Beitragsfälligkeit erlischt der 
Versicherungsschutz für beide neuen Wohnungen. 

 
7. Lebensgemeinschaften, Lebenspartnerschaften 

Nr. 6 gilt entsprechend für eheähnliche Lebensgemein-
schaften und Lebenspartnerschaften, sofern beide Part-
ner am Versicherungsort gemeldet sind. 

 
 

§ 10 Besondere gefahrerhöhende Umstände 

Eine anzeigepflichtige Gefahrerhöhung gemäß Ab-
schnitt B § 9 kann insbesondere dann vorliegen, wenn 

a) die Wohnung länger als 90 Tage unbewohnt ist; 

b) der Betrieb dauernd oder vorübergehend stillge-
legt wird; 

c) das Gebäude dauernd oder vorübergehend leer 
steht; 

d) im Versicherungsort ein gewerblicher Betrieb auf-
genommen wird; 

e) Art und Umfang eines Betriebes – gleich welcher 
Art – verändert wird, soweit Versicherungsschutz 
für Glas in der gewerblichen Inhaltsversicherung 
vereinbart ist. 
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Abschnitt F: Baustein für „Unbenannte Gefahren“ 
 
 
Dieser Baustein kann nur in Verbindung mit Gefahren: Feuer, Leistungswasser und Sturm vereinbart werden. 
 

 

§ 1 Versicherte Gefahren und Schäden 

1. In Erweiterung von § 1 der diesem Vertrag zugrunde lie-
genden Allgemeinen Versicherungsbedingungen VGB 
2016 QM-/Summenmodell leistet der Versicherer Ent-
schädigung für versicherte Sachen, die plötzlich und un-
vorhergesehen durch ein von außen her wirkendes Er-
eignis zerstört oder beschädigt werden. 

 
2. Ein Ereignis tritt plötzlich ein, sofern der Erfolg überra-

schend und unerwartet ist. 

 
3. Unvorhergesehen sind Schäden, die der Versicherungs-

nehmer oder seine Repräsentanten weder rechtzeitig 
vorhergesehen haben noch mit dem für die im Betrieb 
ausgeübte Tätigkeit erforderlichen Fachwissen hätten 
vorhersehen können, wobei nur grobe Fahrlässigkeit 
schadet und diese den Versicherer dazu berechtigt, die 
Leistung in einem der Schwere des Verschuldens ent-
sprechenden Verhältnis zu kürzen. 

 
4. Als Zerstörung oder Beschädigung versicherter Sachen 

gilt eine nachteilige Veränderung ihrer Sachsubstanz 
oder eine Beeinträchtigung ihrer Gebrauchsfähigkeit. 
Eine Zerstörung oder Beschädigung liegt dagegen nicht 
vor, soweit ein ursprünglich vorhandener Mangel offen-
kundig wird, oder wenn die versicherte Sache durch eine 
unwesentliche Veränderung beeinträchtigt wird. Eine 
unwesentliche Veränderung liegt insbesondere dann 
vor, wenn die Funktion der versicherten Sache nicht be-
einträchtigt wird. 

 
 

§ 2 Nicht versicherte Gefahren und Schäden 

1. Der Versicherungsschutz erstreckt sich ohne Rücksicht 
auf mitwirkende Ursachen nicht auf Schäden: 

a) Die nach den zugrunde liegenden Allgemeinen Ver-
sicherungsbedingungen VGB 2016 QM-/Summen-
modell zur Gebäudeversicherung, versicherbar 
sind oder dort ausgeschlossen sind. Nicht versi-
chert sind insbesondere Schäden durch Krieg, 
kriegsähnliche Ereignisse, Bürgerkrieg, Revolution, 
Rebellion, Aufstand sowie Schäden durch Kern-
energie, nukleare Strahlung oder radioaktive Sub-
stanzen; 

aa) durch Verfügungen von hoher Hand; 
bb) durch Konstruktions-, Material-, Ausführungs- 

oder, Planungsfehlern; 
cc) durch Zufuhr oder Ausbleiben von Wasser, 

Gas, Elektrizität oder sonstiger Energie- oder 
Treibstoffversorgung; 

dd) durch Trockenheit oder Austrocknung; 
ee) durch Grundwasser 
ff) durch Überschwemmung durch andere als die 

gem. § 2, BWE 2008 versicherbaren Sachver-
halte; 

gg) durch Rückstau von Wasser aus Rohren der 
öffentlichen Abwasserkanalisation es sei 
denn, es handelt sich um einen Folgeschaden 
eines versicherten Ereignisses; 

hh) durch Erdsenkung über nicht naturbedingten 
Hohlräumen wie zum Beispiel Tunnel, Berg-
werksstollen;  

ii) durch Glas- oder Metallschmelzmassen; 

jj) durch normale Luftfeuchtigkeit oder gewöhn-
liche Temperaturschwankungen; 

kk) durch einfachen Diebstahl, Abhandenkom-
men, Veruntreuung, Unterschlagung, Betrug, 
betrügerischen Komplott; 

ll) durch Mikroorganismen (z.B. Fermentation), 
Tiere, Insekten, Pflanzen, inneren Verderb, 
Pilzbefall; 

mm)durch Genmanipulation, Genmutation oder 
andere Genveränderungen; 

nn) an Maschinen, maschinellen Einrichtungen, 
elektrotechnischen, elektronischen und sons-
tigen technischen Anlagen und Geräten, die 
im Zusammenhang mit dem Betrieb, dem Ein-
satz, der Nutzung, der Instandhaltung sowie 
der Instandsetzung (z.B. durch Bedienungs-
fehler, Ungeschicklichkeit, Wasser-, Öl- oder 
Schmiermittelmangel, Versagen von Mess-, 
Steuer-, Regel- oder Sicherheitseinrichtun-
gen); 

oo) durch natürliche Beschaffenheit von Sachen; 
pp) durch Abnutzung, Alterung, Verschleiß, korro-

sive Angriffe, Abzehrung, dauernde Einwir-
kung von Gasen oder Dämpfen oder Stäuben; 

qq) durch Verrußung, Ablagerung, Verstaubung, 
Beaufschlagung 

rr) durch übermäßigen Ansatz von Kesselstein, 
Schlamm oder sonstigen Ablagerungen; 

ss) durch Kontamination, Vergiftung, Verseu-
chung mit Krankheitserregern (z.B. Bakterien, 
Viren); 

tt) durch Senken, Setzen, Dehnen, Schrumpfen 
oder Reißen der versicherten Gebäude, Ge-
bäudebestandteile oder Fundamente auf-
grund von baulichen oder statischen Mängeln 
oder Verstöße gegen bauliche Vorschriften 

uu) durch Witterungseinflüsse, mit denen auf-
grund der Jahreszeit und den örtlichen Ver-
hältnissen gerechnet werden muss; 

vv) die durch den unmittelbaren Vorgang der Her-
stellung, Verarbeitung, Bearbeitung oder Re-
paratur; 

ww) die durch Transporte aller Art sowie beim Be- 
und Entladen der den Transport durchführen-
den Fahrzeuge entstanden sind; 

b) Die Ausschlüsse gem. § 2 1 a) pp) bis § 2 1 a) ww) gel-
ten nicht für Folgeschäden an versicherten Sachen, 
es sei denn, diese Schäden fallen selbst unter eine 
Ausschlussbestimmung. 

c) Die Versicherung erstreckt sich ohne Rücksicht auf 
mitwirkende Ursachen nicht auf Schäden durch 
Sturmflut. Für die Gefahren Überschwemmung/ 
Rückstau, Erdsenkung/Erdrutsch und Schnee-
druck/Lawinen gilt zusätzlich der Ausschluss Ver-
fügung von hoher Hand. 

 
 

§ 3 Nicht versicherte Sachen 

In Ergänzung zu Abschnitt A § 5 VGB 2016 Summenmo-
dell oder Abschnitt A § 6 QM-Modell und den AGLB sind 
die Schäden an: 

1. Gewässer, Grund und Boden; 

2. Deponien; 
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3. Im oder auf dem Meer befindliche Anlagen (Offs-
hore-Anlagen) einschließlich dort befindlicher Sa-
chen; 

4. Anlagen des Kernbrennstoffreislaufes einschließ-
lich dort befindlicher Sachen; 

5. Tiere, Pflanzen, Mikroorganismen; 

6. Fahrzeuge aller Art; 

7. Gebäude, die nicht bezugsfertig sind und in diesen 
Gebäuden befindlichen Sachen; die noch nicht be-
triebsfertig aufgestellt sind oder deren Probelauf 
noch nicht erfolgreich abgeschlossen ist, 

nicht versichert. 

 
 

§ 4 Subsidiärhaftung 

Entschädigung wird nur geleistet, soweit Entschädigung 
nicht aus einem anderen Versicherungsvertrag bean-
sprucht werden kann. 

 
 

§ 5 Höchstentschädigungsgrenzen 

Die Höchstentschädigung für alle Schäden, Verluste, 
Kosten und Aufwendungen, die direkt oder indirekt 
durch im Rahmen dieser Klausel versicherte unbe-
nannte Gefahren verursacht werden, ist je Versiche-
rungsgrundstück und Versicherungsjahr auf 
1.000.000 Euro begrenzt. 

 
 

§ 6 Selbstbeteiligung  

Der bedingungsgemäß als entschädigungspflichtig er-
rechnete Betrag wird je Versicherungsfall um 10 %, min-
destens 1.000 Euro gekürzt. 

 
 

§ 7 Beendigung des  
Hauptversicherungsvertrages 

Mit Beendigung des Hauptversicherungsvertrages er-
lischt auch die Versicherung für Unbenannte Gefahren. 
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Abschnitt G: Besondere Bedingungen für den Haus- und Wohnungs-Schutzbrief 
 
 
– sofern im Versicherungsvertrag vereinbart –  
 

 
§ 1 Service und Kostenersatz nach Meldung an das  

Notruf-Telefon 
§ 2 Versicherte Personen 
§ 3 Entschädigungsgrenzen und Jahreshöchstleistung 
§ 4 Schlüsseldienst im Notfall 
§ 5 Rohrreinigung im Notfall 
§ 6 Wasserinstallation im Notfall 
§ 7 Elektroinstallation im Notfall 
§ 8 Heizungsinstallation im Notfall 

§ 9 Notheizung 
§ 10 Bekämpfung von Schädlingen 
§ 11 Entfernung von Wespen-, Hornissen- und Bienennes-

tern 
§ 12 Unterbringung von Tieren im Notfall 
§ 13 Kinderbetreuung im Notfall 
§ 14 Ersatzwohnung 
§ 15 Dokumenten- und Datendepot 

 

 

§ 1 Service und Kostenersatz nach Meldung an 
das Notruf-Telefon 

1. Wenn ein Schadenereignis eintritt, erbringt der Versi-
cherer die in den Paragrafen 4 bis 14 genannten Leistun-
gen als Service und übernimmt die Kosten der von uns 
organisierten Serviceleistungen. Die Leistung gemäß 
§ 15 ist unabhängig vom Eintritt eines Schadenereignis-
ses. 

 
2. Voraussetzung für die Erbringung der Serviceleistungen 

und den Kostenersatz ist, dass der Versicherungsneh-
mer oder eine sonstige versicherte Person dem Versi-
cherer das Schadenereignis über das Interlloyd-Service-
Telefon meldet und dem Versicherer die unverzügliche 
Organisation der Leistung überlässt. Das Notruf-Telefon 
ist hierfür unter der Rufnummer 0211/ 9890 1468 an al-
len Tagen des Jahres rund um die Uhr einsatzbereit. 

 
 

§ 2 Versicherte Personen 

1. Alle Leistungen dieses Schutzbriefs stehen dem Versi-
cherungsnehmer und den Personen, die mit Ihm in 
häuslicher Gemeinscha9 leben, zu (versicherte Perso-
nen). 

 
 

§ 3 Entschädigungsgrenzen und  
Jahreshöchstleistung 

1. Für die in den §§ 4 bis 14 genannten Serviceleistungen 
übernimmt der Versicherer jeweils Kosten von höchs-
tens 500 Euro pro Schadenereignis. Der Ersatz von Kos-
ten ist in diesen Fällen auf 1.500 Euro für alle Schaden-
ereignisse begrenzt, die der Versicherungsnehmer 
innerhalb eines Versicherungsjahres an das Notfall-Te-
lefon des Versicherers meldet (Jahreshöchstleistung). 

 
2. Die genannten Entschädigungsgrenzen gelten nicht für 

den Daten- und Dokumentendepot (siehe § 15). 

 
 

§ 4 Schlüsseldienst im Notfall 

1. Gelangt der Versicherungsnehmer nicht in die versi-
cherte Wohnung (siehe Teil B, § 6 Nr. 3), weil der 
Schlüssel für seine Wohnungstür abhanden gekom-
men ist oder weil er sich versehentlich ausgesperrt hat, 
organisiert der Versicherer das Öffnen der Wohnungs-
tür durch eine Fachfirma (Schlüsseldienst). Der Versi-
cherer übernimmt die Kosten bis 500 Euro für das Öff-
nen der Wohnungstür durch den Schlüsseldienst 
sowie die Kosten bis 500 Euro für ein provisorisches 

Schloss, wenn das Türschloss durch das Öffnen der Tür 
funktionsunfähig werden sollte. Diese Leistungen 
übernimmt der Versicherer auch, wenn der Versiche-
rungsnehmer ohne Verschulden oder aufgrund eines 
versehentlichen Vorfalls in der Wohnung eingesperrt 
ist und diese nicht verlassen kann. 

 
 

§ 5 Rohrreinigung im Notfall 

1. Wenn in der versicherten Wohnung des Versicherungs-
nehmers (siehe Teil B, § 6 Nr. 3) Abflussrohre von Bade- 
oder Duschwannen, Wasch- oder Spülbecken, WCs, Uri-
nalen, Bidets oder Bodenabläufen verstopft sind und 
dies nicht ohne eine fachmännische Behebung beseitigt 
werden können, organisiert der Versicherer den Einsatz 
einer Rohrreinigungsfirma und übernimmt die Kosten 
bis 500 Euro für die Behebung der Rohrverstopfung. 

 
2. Der Versicherer erbringt keine Leistungen, wenn 

a) die Rohrverstopfung bereits vor Versicherungsbe-
ginn vorhanden war oder 

b) die Ursache der Rohrverstopfung für den Versiche-
rungsnehmer erkennbar außerhalb seiner Woh-
nung liegt. 

 
 

§ 6 Wasserinstallation im Notfall 

1. Wenn aufgrund eines Defektes an einer Armatur, einem 
Boiler, der Spülung des WCs oder des Urinals oder am 
Haupthahn der versicherte Wohnung (siehe Teil B, § 6 
Nr. 3) des Versicherungsnehmers das Kalt- oder Warm-
wasser nicht mehr abgestellt werden kann oder die Kalt- 
oder Warmwasserversorgung unterbrochen ist, organi-
siert der Versicherer den Einsatz eines Sanitär-Installa-
teurbetriebes. Der Versicherer übernimmt die Kosten 
bis 500 Euro für die Behebung des Defektes. 

 
2. Der Versicherer erbringt keine Leistungen 

a) für die Behebung von Defekten, die vor Versiche-
rungsbeginn vorhanden waren, 

b) für den Austausch defekter Dichtungen und ver-
kalkter Bestandteile oder von verkalktem Zubehör 
der Armaturen und Boiler, 

c) für die ordentliche Instandhaltung bzw. Wartung 
der Sanitärinstallation der versicherten Wohnung. 
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§ 7 Elektroinstallation im Notfall 

1. Bei Defekten an der Elektroinstallation in der versicher-
ten Wohnung (siehe Teil B, § 6 Nr. 3) organisiert der Ver-
sicherer den Einsatz eines Elektro-Installationsbetrie-
bes und übernimmt die Kosten bis 500 Euro für die 
Behebung des Defektes. 

 
2. Der Versicherer erbringt keine Leistungen 

a) für die Behebung von Defekten, die bereits vor Ver-
sicherungsbeginn vorhanden waren, 

b) für die Behebung von Defekten an elektrischen und 
elektronischen Geräten wie z.B. Waschmaschinen, 
Trocknern, Geschirrspülern, Herden, Backöfen, 
Dunstabzugshauben, Heizkesseln, Heizungssteue-
rungsanlagen, Kühlschränken, Tiefkühlgeräten, 
Lampen, Leuchtmitteln, Computern, Telefonanla-
gen, Fernsehern, Stereoanlagen, Video- und DVD-
Playern, 

c) für die Behebung von Defekten an Stromver-
brauchszählern, 

d) für die ordentliche Instandhaltung bzw. Wartung 
der Elektroinstallation in der versicherten Woh-
nung. 

 
 

§ 8 Heizungsinstallation im Notfall 

1. Der Versicherer organisiert den Einsatz eines Heizungs-
Installationsbetriebes und übernimmt die Kosten bis 
500 Euro für die Behebung des Defektes, wenn in der 
versicherten Wohnung (siehe Teil B, § 6 Nr. 3) 

a) Heizkörper des Versicherungsnehmers wegen De-
fekten an zugehörigen Thermostatventilen nicht in 
Betrieb genommen werden können, 

b) aufgrund eines Bruchschadens oder Undichtigkeit 
Heizkörper repariert oder ersetzt werden müssen. 

 
2. Der Versicherer erbringt keine Leistungen 

a) für die Behebung von Defekten, die bereits vor Ver-
tragsbeginn vorhanden waren, 

b) für die Behebung von Defekten an Heizkesseln, 
Brennern, Tanks und Heizungsrohren, 

c) für die Behebung von Schäden durch Korrosion, 

d) für die ordentliche Instandhaltung bzw. Wartung 
der Heizungsinstallation in dem versicherten Ob-
jekt. 

 
 

§ 9 Notheizung 

1. Fällt während der Heizperiode die Heizungsanlage in 
der versicherter Wohnung (siehe Teil B, § 6 Nr. 3) unvor-
hergesehen aus und ist eine Abhilfe durch den Hei-
zungsinstallateur-Service im Notfall nicht möglich, so 
stellt der Versicherer dem Versicherungsnehmer bis zu 
3 elektrische Leih-Heizgeräte zur Verfügung und über-
nimmt hierfür die Kosten bis 500 Euro. 

 
 

§ 10 Bekämpfung von Schädlingen 

1. Ist das versicherte Objekt (siehe Teil B, § 6 Nr. 3) von 
Schädlingen befallen und kann der Befall aufgrund sei-
nes Ausmaßes nur fachmännisch beseitigt werden, or-
ganisiert der Versicherer die Schädlingsbekämpfung 
durch eine Fachfirma und übernimmt die Kosten bis 
500 Euro. Schädlinge sind Schaben (z.B. Kakerlaken), 
Ratten, Mäuse, Motten, Ameisen und Silberfischchen. 

 
2. Der Versicherer erbringt keine Leistungen, wenn der Be-

fall des versicherten Objektes durch Schädlinge bereits 
vor Vertragsbeginn für Sie erkennbar war. 

 
 

§ 11 Entfernung von Wespen-, Hornissen- und 
Bienennestern 

1. Wird in bzw. außen an der versicherten Wohnung (siehe 
Teil B, § 6 Nr. 3) ein Wespen-, Hornissen- und Bienen-
nest entdeckt, organisiert der Versicherer dessen fach-
gerechte Entfernung und Umsiedlung und übernimmt 
die hierbei entstehenden Kosten bis 500 Euro. 

 
2. Der Versicherer erbringt keine Leistungen, wenn 

a) die Entfernung bzw. Umsiedlung des Nestes aus 
rechtlichen Gründen, z.B. wegen des Artenschut-
zes, nicht zulässig ist, 

b) das Nest bereits vor Vertragsbeginn vorhanden 
war. 

 
 

§ 12 Unterbringung von Tieren im Notfall 

1. Der Versicherer organisiert innerhalb der Bundesrepub-
lik Deutschland die Unterbringung und Versorgung von 
Hunden, Katzen, Hamstern, Meerschweinchen, Kanin-
chen und Ziervögeln, die im Haushalt des Versiche-
rungsnehmers leben, wenn der Versicherungsnehmer 
durch Unfall, Noteinweisung in ein Krankenhaus oder 
Tod unvorhergesehen an der Betreuung der Tiere gehin-
dert ist und eine andere Person zur Betreuung nicht zur 
Verfügung steht. 

 
2. Die Unterbringung erfolgt in einer Tierpension bzw. in ei-

nem Tierheim. 

 
3. Der Anspruch auf die Unterbringung von Tieren im Not-

fall gemäß Nr. 1 kann außer vom Versicherungsnehmer 
und den mit ihm in häuslicher Gemeinschaft lebenden 
Personen auch von dessen Verwandten, die nicht mit 
ihm in häuslicher Gemeinschaft leben, geltend gemacht 
werden. 

 
 

§ 13 Kinderbetreuung im Notfall 

1. Der Versicherer organisiert innerhalb der Bundesrepub-
lik Deutschland die Betreuung von Kindern unter 16 Jah-
ren, die im Haushalt des Versicherungsnehmers leben, 
wenn der Versicherungsnehmer oder eine andere versi-
cherte Person durch Unfall, Noteinweisung ins Kranken-
haus oder Tod unvorhergesehen an der Betreuung der 
Kinder gehindert ist und eine andere versicherte Person 
zur Betreuung nicht zur Verfügung steht. 

 
2. Die Betreuung erfolgt nach Möglichkeit in der versicher-

ten Wohnung, und zwar so lange, bis sie anderweitig, z.B. 
durch einen Verwandten, übernommen werden kann, 
längstens jedoch für die Dauer von 48 Stunden. Der Ver-
sicherer übernimmt die hierdurch entstehenden Kos-
ten. 

 
3. Der Anspruch auf die Betreuung von Kindern im Notfall 

gemäß Nr. 1 kann außer vom Versicherungsnehmer und 
den mit ihm in häuslicher Gemeinschaft lebenden Per-
sonen auch von seinen Verwandten, die nicht mit ihm in 
häuslicher Gemeinschaft leben, geltend gemacht wer-
den. 
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§ 14 Ersatzwohnung 

1. Wird die versicherte Wohnung (siehe Teil B, § 6 Nr. 3) 
durch Feuer, Leitungswasser, Einbruchdiebstahl oder 
durch eine sich verwirklichende Naturgefahr unbenutz-
bar, organisieret der Versicherer eine angemessene Er-
satzwohnung (Hotel, Pension, Mietwohnung u. dergl.). 
Die Kosten für die Ersatzwohnung werden nicht über-
nommen. 

 
2. Naturgefahren sind Sturm, Hagel, Überschwemmung, 

Rückstau, Erdsenkung, Erdrutsch, Schneedruck, Lawine 
und Vulkanausbruch. 

 
 

§ 15 Dokumenten- und Datendepot 

1. Der Versicherungsnehmer kann Kopien seiner persönli-
chen Dokumente (Reisepass, Personalausweis, Führer-
schein, Kredit- und Bezahlkarten usw.; höchstens 20 
DIN A4-Seiten) und Daten in einem vom Versicherer 
vorgehaltenen Dokumenten- und Daten-Depot archi-
vieren lassen. Der Zugriff auf das Depot ist nur dem Ver-
sicherungsnehmer und ggf. den durch ihn benannten 
Vertrauenspersonen möglich. Der Versicherer stellt 
dem Versicherungsnehmer die archivierten Kopien 
nach Benachrichtigung unverzüglich per Telefax, Post 
oder E-Mail zur Verfügung. Außerdem unterstützt der 
Versicherer den Versicherungsnehmer bei der Beschaf-
fung von Ersatzdokumenten durch Nennung der zu-
ständigen Behörden und durch Informationen, welche 
Unterlagen für die Ausstellung der Ersatzdokumente er-
forderlich sind. 

 
2. Der Versicherer verpflichtet sich, den Inhalt der Doku-

mente vertraulich zu behandeln und die archivierten 
Kopien nach Beendigung des Vertrages zu vernichten. 
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Abschnitt H: Baustein Ergänzende Gefahren  
für Schäden an Technischen Gebäudebestandteilen (TB 2013) 
 
 
Dieser Baustein kann nur in Verbindung mit Gefahren: Feuer, Leistungswasser und Sturm vereinbart werden. 
 

 

§ 1 Begriff 

Ergänzende Gefahren für Schäden an technischen Ge-
bäudebestandteilen sind 

a) die unvorhergesehene Zerstörung oder die Beschä-
digung der Technischen Gebäudebestandteile. 

Unvorhergesehen sind Schäden, die der Versiche-
rungsnehmer oder seine Repräsentanten weder 
rechtzeitig vorhergesehen haben noch mit dem für 
die im Betrieb ausgeübte Tätigkeit erforderlichen 
Fachwissen hätten vorhersehen können, wobei nur 
grobe Fahrlässigkeit schadet und diese den Versi-
cherer dazu berechtigt, seine Leistung in einem der 
Schwere des Verschuldens entsprechenden Ver-
hältnis zu kürzen. 

Insbesondere wird Entschädigung geleistet für 
Sachschäden durch: 

aa) Bedienungsfehler, Ungeschicklichkeit oder 
Vorsatz Dritter; 

bb) Konstruktions-, Material- oder Ausführungs-
fehler; 

cc) Kurzschluss, Überstrom oder Überspannung 
dd) Versagen von Mess-, Regel- oder Sicherheits-

einrichtungen 
ee) Schwelen, Glimmen, Sengen, oder Glühen 
ff) Wasser-, Öl- oder Schmiermittelmangel; 
gg) Wasser, Feuchtigkeit; 
hh) Zerreißen infolge Fliehkraft 
ii) Überdruck oder Unterdruck; 
jj) Frost oder Eisgang 

b) das Abhandenkommen dieser Sachen durch Dieb-
stahl. Diebstahl ist Bruch fremden Gewahrsams 
und Begründung eigenen Gewahrsams in der Ab-
sicht rechtswidriger Zueignung. 

 
 

§ 2 Elektronische Bauelemente 

Entschädigung für elektronische Bauelemente (Bau-
teile) der versicherten Sache wird nur geleistet, wenn 
eine versicherte Gefahr nachweislich von außen auf eine 
Austauscheinheit (im Reparaturfall üblicherweise aus-
zutauschende Einheit) oder auf die versicherte Sache 
insgesamt eingewirkt hat. Ist dieser Beweis nicht zu er-
bringen, so genügt die überwiegende Wahrscheinlich-
keit, dass der Schaden auf die Einwirkung einer versi-
cherten Gefahr von außen zurückzuführen ist. 

Für Folgeschäden an weiteren Austauscheinheiten wird 
jedoch Entschädigung geleistet. 

 
 

§ 3 Nicht versicherte Schäden 

Die Versicherung erstreckt sich ohne Rücksicht auf mit-
wirkende Ursachen nicht auf 

a) Schäden, die nach den Allgemeinen Wohngebäu-
debedingungen, Weitere Elementargefahren, Glas-
bruch) versicherbar sind; 

b) Schäden durch 

aa) betriebsbedingte normale Abnutzung; 
bb) betriebsbedingte vorzeitige Abnutzung; 
cc) korrosive Angriffe oder Abzehrungen; 

dd) übermäßigen Ansatz von Kesselstein, 
Schlamm oder sonstigen Ablagerungen; 

diese Ausschlüsse (siehe aa bis dd) gelten nicht für 
benachbarte Maschinenteile, die infolge eines sol-
chen Schadens beschädigt werden und nicht auch 
ihrerseits aus Gründen gemäß aa bis dd bereits er-
neuerungsbedürftig waren;  

die Ausschlüsse gemäß bb bis dd gelten ferner nicht 
in den Fällen von Nr. 1 a und b, d und e; ob ein Kon-
struktionsfehler vorliegt, wird nach dem Stand der 
Technik zur Zeit der Konstruktion beurteilt, bei Be-
dienungs-, Material- oder Ausführungsfehlern nach 
dem Stand der Technik zur Zeit der Herstellung; 

c) Schäden durch Einsatz einer Sache, deren Repara-
turbedürftigkeit dem Versicherungsnehmer oder 
seinen Repräsentanten bekannt sein musste; der 
Versicherer leistet jedoch Entschädigung, wenn 
der Schaden nicht durch die Reparaturbedürftig-
keit verursacht wurde oder wenn die Sache zur Zeit 
des Schadens mit Zustimmung des Versicherers 
wenigstens behelfsmäßig repariert war; 

d) Schäden, soweit für sie ein Dritter als Lieferant 
(Hersteller oder Händler), Werkunternehmer oder 
aus Reparaturauftrag einzutreten hat. 

Bestreitet der Dritte seine Eintrittspflicht, so leistet 
der Versicherer zunächst Entschädigung. Ergibt 
sich nach Zahlung der Entschädigung, dass ein Drit-
ter für den Schaden eintreten muss und bestreitet 
der Dritte dies, so behält der Versicherungsnehmer 
zunächst die bereits gezahlte Entschädigung. 

Der Versicherungsnehmer hat seinen Anspruch auf 
Kosten und nach den Weisungen des Versicherers 
außergerichtlich und erforderlichenfalls gericht-
lich geltend zu machen. 

Die Entschädigung ist zurückzuzahlen, wenn der 
Versicherungsnehmer einer Weisung des Versiche-
rers nicht folgt oder soweit der Dritte dem Versi-
cherungsnehmer Schadenersatz leistet; 

e) Schäden an versicherten Daten, es sei denn, dass 
der Verlust oder die Veränderung der Daten infolge 
eines dem Grunde nach versicherten Schadens 
(siehe Nr. 1) an dem Datenträger eingetreten ist, auf 
dem diese Daten gespeichert waren; 

f) Schäden an Transportbändern, Raupen, Kabeln, 
Stein- und Betonkübeln, Ketten, Seilen, Gurten, 
Riemen, Bürsten, Kardenbelägen, Bereifungen so-
wie Öl- oder Gasfüllungen, die Isolationszwecken 
dienen und Ölfüllungen von versicherten Turbinen, 
es sei denn, dass an anderen Teilen der versicher-
ten Sache ein versicherter Schaden (siehe Nr. 1) 
entstanden ist; 

g) Schäden durch Abhandenkommen; Nr. 1 b bleibt 
unberührt; 

h) durch Mängel, die bei Abschluss der Versicherung 
bereits vorhanden waren und dem Versicherungs-
nehmer und seinen Repräsentanten bekannt sein 
mussten; 

i) Schäden durch den Verlust, die Veränderung oder 
die Nichtverfügbarkeit der Daten oder Programme 
durch Programme oder Dateien mit Schadenfunk-
tion (z.B. Computerviren, -würmer, Trojanische 
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Pferde) oder infolge unberechtigter Handlungen 
nach Eindringen in Computersysteme. 

 
 

§ 4 Selbstbeteiligung 

Der als entschädigungspflichtig errechnete Betrag wird 
je Versicherungsfall um eine Selbstbeteiligung in Höhe 
von 250 Euro gekürzt. 

 
 

§ 5 Höchstentschädigung 

Soweit nicht etwas anderes vereinbart ist, beträgt die 
Höchstentschädigung je Versicherungsfall 10.000 Euro. 

 
 

§ 6 Subsidiarität 

Entschädigung wird nur geleistet, soweit Entschädigung 
nicht aus einem anderen Versicherungsvertrag bean-
sprucht werden kann. 

 
 

§ 7 Beendigung des Versicherungsvertrages 

Der Baustein Ergänzende Gefahren für Schäden an 
Technischen Gebäudebestandteilen kann nur in Verbin-
dung mit einer Feuer-, Leitungswasser- und Sturmversi-
cherung (Hauptvertrag) vereinbart werden. Mit Beendi-
gung einer der drei Gefahren des Hauptvertrages 
erlischt auch der Baustein Ergänzende Gefahren für 
Schäden an Technischen Gebäudebestandteilen. 
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Ha?pflichtversicherung 
 
 

Allgemeine Versicherungsbedingungen für die Ha?pflichtversicherung 
(AHB 2012) 
 
 
– sofern im Versicherungsvertrag vereinbart –  
 

 
Umfang des Versicherungsschutzes 
1 Gegenstand der Versicherung, Versicherungsfall 
2 Vermögensschäden, Abhandenkommen von Sachen 
3 Versichertes Risiko 
4 Vorsorgeversicherung 
5 Leistungen der Versicherung  
6 Begrenzung der Leistungen 
7 Ausschlüsse 
 
Beginn des Versicherungsschutzes/Beitragszahlung 
8 Beginn des Versicherungsschutzes 
9 Zahlung und Folgen verspäteter Zahlung/Erster oder 

einmaliger Beitrag 
10 Zahlung und Folgen verspäteter Zahlung/Folgebei-

trag 
11 Rechtzeitigkeit der Zahlung bei SEPA-Lastschri9man-

dat 
12 Teilzahlung und Folgen bei verspäteter Zahlung 
13 Beitragsregulierung 
14 Beitrag bei vorzeitiger Vertragsbeendigung 
15 Beitragsangleichung 
 
Dauer und Ende des Vertrags/Kündigung 
16 Dauer und Ende des Vertrags 
17 Wegfall des versicherten Risikos 

18 Kündigung nach Beitragsangleichung 
19 Kündigung nach Versicherungsfall 
20 Kündigung nach Veräußerung versicherter Unterneh-

men 
21 Kündigung nach Risikoerhöhung aufgrund Änderung 

oder Erlass von Rechtsvorschri9en 
22 Mehrfachversicherung 
 
Obliegenheiten des Versicherungsnehmers 
23 Vorvertragliche Anzeigepflichten des Versicherungs-

nehmers 
24 Obliegenheiten vor Eintritt des Versicherungsfalls 
25 Obliegenheiten nach Eintritt des Versicherungsfalls 
26 Rechtsfolgen bei Verletzung von Obliegenheiten 
 
Weitere Bestimmungen 
27 Mitversicherte Personen 
28 Abtretungsverbot 
29 Anzeigen, Willenserklärungen, Anschri9enänderung 
30 Verjährung 
31 Zuständiges Gericht 
32 Anzuwendendes Recht 
33 Repräsentanten 
34 Maklerklausel 
 
 

 

 

Umfang des Versicherungsschutzes 
 
 

1 Gegenstand der Versicherung,  
Versicherungsfall 

1.1 Versicherungsschutz besteht im Rahmen des versicher-
ten Risikos für den Fall, dass der Versicherungsnehmer 
wegen eines während der Wirksamkeit der Versiche-
rung eingetretenen Schadenereignisses (Versiche-
rungsfall), das einen Personen-, Sach- oder sich daraus 
ergebenden Vermögensschaden zur Folge hatte, auf-
grund  

− gesetzlicher Haftpflichtbestimmungen 
− privatrechtlichen Inhalts 
− von einem Dritten auf Schadensersatz in Anspruch 

genommen wird. 

Schadenereignis ist das Ereignis, als dessen Folge die 
Schädigung des Dritten unmittelbar entstanden ist. Auf 
den Zeitpunkt der Schadenverursachung, die zum Scha-
denereignis geführt hat, kommt es nicht an. 

 
1.2 Kein Versicherungsschutz besteht für Ansprüche, auch 

wenn es sich um gesetzliche Ansprüche handelt, 

(1) auf Erfüllung von Verträgen, Nacherfüllung, aus 
Selbstvornahme, Rücktritt, Minderung, auf Scha-
densersatz statt der Leistung 

(2) wegen Schäden, die verursacht werden, um die 
Nacherfüllung durchführen zu können 

(3) wegen des Ausfalls der Nutzung des Vertragsge-
genstandes oder wegen des Ausbleibens des mit 
der Vertragsleistung geschuldeten Erfolges 

(4) auf Ersatz vergeblicher Aufwendungen im Ver-
trauen auf ordnungsgemäße Vertragserfüllung 

(5) auf Ersatz von Vermögensschäden wegen Verzöge-
rung der Leistung 

(6) wegen anderer an die Stelle der Erfüllung tretender 
Ersatzleistungen. 

 
1.3 Es besteht – unbeschadet der übrigen Vertragsbestim-

mungen – Versicherungsschutz nur, soweit und solange 
dem keine auf die Vertragsparteien direkt anwendbaren 
Wirtschafts-, Handels- oder Finanzsanktionen bzw. Em-
bargos der Europäischen Union oder der Bundesrepublik 
Deutschland entgegenstehen. 

Dies gilt auch für Wirtschafts-, Handels- oder Finanz-
sanktionen bzw. Embargos, die durch die Vereinigten 
Staaten von Amerika in Hinblick auf den Iran erlassen 
werden, soweit dem nicht europäische oder deutsche 
Rechtsvorschriften entgegenstehen. 

 
 

2 Vermögensschaden, Abhandenkommen von 
Sachen 

Dieser Versicherungsschutz kann durch besondere Ver-
einbarung erweitert werden auf die gesetzliche Haft-
pflicht privatrechtlichen Inhalts des Versicherungsneh-
mers wegen 

 



 

50 Allgemeine Versicherungsbedingungen für die Ha9pflichtversicherung / Stand  01.2020 

2.1 Vermögensschäden, die weder durch Personen- noch 
durch Sachschäden entstanden sind; 

 
2.2 Schäden durch Abhandenkommen von Sachen; hierauf 

finden dann die Bestimmungen über Sachschäden An-
wendung. 

 
 

3 Versichertes Risiko 

3.1 Der Versicherungsschutz umfasst die gesetzliche Haft-
pflicht 

(1) aus den im Versicherungsschein und seinen Nach-
trägen angegebenen Risiken des Versicherungs-
nehmers, 

(2) aus Erhöhungen oder Erweiterungen der im Versi-
cherungsschein und seinen Nachträgen angegebe-
nen Risiken. Dies gilt nicht für Risiken aus dem Hal-
ten oder Gebrauch von versicherungspflichtigen 
Kraft-, Luft- oder Wasserfahrzeugen sowie für sons-
tige Risiken, die der Versicherungs- oder Deckungs-
vorsorgepflicht unterliegen, 

(3) aus Risiken, die für den Versicherungsnehmer nach 
Abschluss der Versicherung neu entstehen (Vor-
sorgeversicherung) und die in Ziffer 4 näher gere-
gelt sind. 

 
3.2 Der Versicherungsschutz erstreckt sich auch auf Erhö-

hungen des versicherten Risikos durch Änderung beste-
hender oder Erlass neuer Rechtsvorschriften. Der Versi-
cherer kann den Vertrag jedoch unter den Vorausset-
zungen von Ziffer 21 kündigen. 

 
 

4 Vorsorgeversicherung 

4.1 Risiken, die nach Abschluss des Versicherungsvertrages 
neu entstehen, sind im Rahmen des bestehenden Ver-
trages sofort versichert. 

(1) Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, nach 
Aufforderung des Versicherers jedes neue Risiko in-
nerhalb eines Monats anzuzeigen. Die Aufforde-
rung kann auch mit der Beitragsrechnung erfolgen. 
Unterlässt der Versicherungsnehmer die rechtzei-
tige Anzeige, entfällt der Versicherungsschutz für 
das neue Risiko rückwirkend ab dessen Entste-
hung. 

Tritt der Versicherungsfall ein, bevor das neue Ri-
siko angezeigt wurde, so hat der Versicherungsneh-
mer zu beweisen, dass das neue Risiko erst nach 
Abschluss der Versicherung und zu einem Zeit-
punkt hinzugekommen ist, zu dem die Anzeigefrist 
noch nicht verstrichen war. 

(2) Der Versicherer ist berechtigt, für das neue Risiko 
einen angemessenen Beitrag zu verlangen. Kommt 
eine Einigung über die Höhe des Beitrags innerhalb 
einer Frist von einem Monat nach Eingang der An-
zeige nicht zustande, entfällt der Versicherungs-
schutz für das neue Risiko rückwirkend ab dessen 
Entstehung. 

 
4.2 Der Versicherungsschutz für neue Risiken ist von ihrer 

Entstehung bis zur Einigung im Sinne von Ziffer 4.1 (2) 
auf den Betrag von 3.000.000 Euro pauschal für Perso-
nen- und Sachschäden und 50.000 Euro für Vermö-
gensschäden begrenzt, sofern nicht im Versicherungs-
schein geringere Versicherungssummen festgesetzt 
sind. 

 

4.3 Die Regelung der Vorsorgeversicherung gilt nicht für Ri-
siken 

(1) aus dem Eigentum, Besitz, Halten oder Führen ei-
nes Kraft-, Luft- oder Wasserfahrzeugs, soweit 
diese Fahrzeuge der Zulassungs-, Führerschein- 
oder Versicherungspflicht unterliegen; aus dem Ei-
gentum, Besitz, Betrieb oder Führen von Bahnen, 
von Theatern, Kino- und Filmunternehmungen, Zir-
kussen und Tribünen 

(2) aus der Herstellung, Bearbeitung, Lagerung, Beför-
derung, Verwendung von und Handel mit explosi-
ven Stoffen, soweit hierzu eine besondere behördli-
che Genehmigung erforderlich ist 

(3) aus dem Führen, Hüten oder Halten von Hunden, 
die nach den Verordnungen oder Gesetzen des je-
weiligen Bundeslandes, in dem die Hunde gehalten 
werden, als gefährlich oder als Kampfhunde einge-
stuft sind oder für die das Bestehen einer Haft-
pflichtversicherung nachzuweisen ist. Als solche 
gelten insbesondere: Tosa-Inu, Bullmastiff, Dogo 
Argentino, Bordeauxdogge, Kangal, Kaukasischer 
Ovtscharka, Mioritic, Tornak, Mastiff, Mastin Espa-
ñol, Rhodesian Ridgeback, Fila Brasileiro, Mastino 
Napoletano, American Staffordshire Terrier, Staf-
fordshire Bullterrier, Rottweiler, Bullterrier, Ban-
dog, Pitbull-Terrier und Kreuzungen mit diesen 
Hunden; 

(4) die der Versicherungs- oder Deckungsvorsorge-
pflicht unterliegen 

(5) die kürzer als ein Jahr bestehen werden und des-
halb im Rahmen von kurzfristigen Versicherungs-
verträgen zu versichern sind. 

 
 

5 Leistungen der Versicherung 

5.1 Der Versicherungsschutz umfasst die Prüfung der Haft-
pflichtfrage, die Abwehr unberechtigter Schadenser-
satzansprüche und die Freistellung des Versicherungs-
nehmers von berechtigten 
Schadensersatzverpflichtungen. 

Berechtigt sind Schadenersatzverpflichtungen dann, 
wenn der Versicherungsnehmer aufgrund Gesetzes, 
rechtskräftigen Urteils, Anerkenntnisses oder Verglei-
ches zur Entschädigung verpflichtet ist und der Versi-
cherer hierdurch gebunden ist. Anerkenntnisse und 
Vergleiche, die vom Versicherungsnehmer ohne Zu-
stimmung des Versicherers abgegeben oder geschlos-
sen worden sind, binden den Versicherer nur, soweit der 
Anspruch auch ohne Anerkenntnis oder Vergleich be-
standen hätte. 

Ist die Schadenersatzverpflichtung des Versicherungs-
nehmers mit bindender Wirkung für den Versicherer 
festgestellt, hat der Versicherer den Versicherungsneh-
mer binnen zwei Wochen vom Anspruch des Dritten 
freizustellen. 

 
5.2 Der Versicherer ist bevollmächtigt, alle ihm zur Abwick-

lung des Schadens oder Abwehr der Schadenersatzan-
sprüche zweckmäßig erscheinenden Erklärungen im 
Namen des Versicherungsnehmers abzugeben. 

Kommt es in einem Versicherungsfall zu einem Rechts-
streit über Schadenersatzansprüche gegen den Versi-
cherungsnehmer, ist der Versicherer zur Prozessfüh-
rung bevollmächtigt. Er führt den Rechtsstreit im 
Namen des Versicherungsnehmers auf seine Kosten. 

 
5.3 Wird in einem Strafverfahren wegen eines Schadener-

eignisses, das einen unter den Versicherungsschutz fal-
lenden Haftpflichtanspruch zur Folge haben kann, die 
Bestellung eines Verteidigers für den 
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Versicherungsnehmer von dem Versicherer gewünscht 
oder genehmigt, so trägt der Versicherer die gebühren-
ordnungsmäßigen oder die mit ihm besonders verein-
barten höheren Kosten des Verteidigers. 

 
5.4 Erlangt der Versicherungsnehmer oder ein Mitversi-

cherter das Recht, die Aufhebung oder Minderung einer 
zu zahlenden Rente zu fordern, so ist der Versicherer zur 
Ausübung dieses Rechts bevollmächtigt. 

 
 

6 Begrenzung der Leistungen 

6.1 Die Entschädigungsleistung des Versicherers ist bei je-
dem Versicherungsfall auf die vereinbarten Versiche-
rungssummen begrenzt. Dies gilt auch dann, wenn sich 
der Versicherungsschutz auf mehrere entschädigungs-
pflichtige Personen erstreckt. 

 
6.2 Sofern nicht etwas anderes vereinbart wurde, sind die 

Entschädigungsleistungen des Versicherers für alle Ver-
sicherungsfälle eines Versicherungsjahres auf das Zwei-
fache der vereinbarten Versicherungssummen be-
grenzt. 

 
6.3 Mehrere während der Wirksamkeit der Versicherung 

eintretende Versicherungsfälle gelten als ein Versiche-
rungsfall, der im Zeitpunkt des ersten dieser Versiche-
rungsfälle eingetreten ist, wenn diese 

− auf derselben Ursache, 
− auf gleichen Ursachen mit innerem, insbesondere 

sachlichem und zeitlichem Zusammenhang oder 
− auf der Lieferung von Waren mit gleichen Mängeln 

beruhen. 

 
6.4 Falls besonders vereinbart, beteiligt sich der Versiche-

rungsnehmer bei jedem Versicherungsfall mit einem im 
Versicherungsschein festgelegten Betrag an der Scha-
denersatzleistung (Selbstbeteiligung). Soweit nicht et-
was anderes vereinbart wurde, ist der Versicherer auch 
in diesen Fällen zur Abwehr unberechtigter Schadener-
satzansprüche verpflichtet. 

 
6.5 Die Aufwendungen des Versicherers für Kosten werden 

nicht auf die Versicherungssummen angerechnet. 

 
6.6 Übersteigen die begründeten Haftpflichtansprüche aus 

einem Versicherungsfall die Versicherungssumme, 
trägt der Versicherer die Prozesskosten im Verhältnis 
der Versicherungssumme zur Gesamthöhe dieser An-
sprüche. 

 
6.7 Hat der Versicherungsnehmer an den Geschädigten 

Rentenzahlungen zu leisten und übersteigt der Kapital-
wert der Rente die Versicherungssumme oder den nach 
Abzug etwaiger sonstiger Leistungen aus dem Versiche-
rungsfall noch verbleibenden Restbetrag der Versiche-
rungssumme, so wird die zu leistende Rente nur im Ver-
hältnis der Versicherungssumme bzw. ihres 
Restbetrages zum Kapitalwert der Rente vom Versiche-
rer erstattet. 

Für die Berechnung des Rentenwertes gilt die entspre-
chende Vorschrift der Verordnung über den Versiche-
rungsschutz in der Kraftfahrzeug-Haftpflichtversiche-
rung in der jeweils gültigen Fassung zum Zeitpunkt des 
Versicherungsfalles. 

Bei der Berechnung des Betrages, mit dem sich der Ver-
sicherungsnehmer an laufenden Rentenzahlungen be-
teiligen muss, wenn der Kapitalwert der Rente die Versi-
cherungssumme oder die nach Abzug sonstiger 
Leistungen verbleibende Restversicherungssumme 

übersteigt, werden die sonstigen Leistungen mit ihrem 
vollen Betrag von der Versicherungssumme abgesetzt. 

 
6.8 Falls die von dem Versicherer verlangte Erledigung ei-

nes Haftpflichtanspruchs durch Anerkenntnis, Befriedi-
gung oder Vergleich am Verhalten des Versicherungs-
nehmers scheitert, hat der Versicherer für den von der 
Weigerung an entstehenden Mehraufwand an Entschä-
digungsleistung, Zinsen und Kosten nicht aufzukom-
men. 

 
 

7 Ausschlüsse 

Falls im Versicherungsschein oder seinen Nachträgen 
nicht ausdrücklich etwas anderes bestimmt ist, sind von 
der Versicherung ausgeschlossen: 

 
7.1 Versicherungsansprüche aller Personen, die den Scha-

den vorsätzlich herbeigeführt haben. 

 
7.2 Versicherungsansprüche aller Personen, die den Scha-

den dadurch verursacht haben, dass sie in Kenntnis von 
deren Mangelhaftigkeit oder Schädlichkeit 

− Erzeugnisse in den Verkehr gebracht oder 
− Arbeiten oder sonstige Leistungen erbracht haben. 

 
7.3 Haftpflichtansprüche, soweit sie aufgrund Vertrags oder 

Zusagen über den Umfang der gesetzlichen Haftpflicht 
des Versicherungsnehmers hinausgehen. 

 
7.4 Haftpflichtansprüche  

(1) des Versicherungsnehmers selbst oder der in Ziffer 
7.5 benannten Personen gegen die Mitversicherten, 

(2) zwischen mehreren Versicherungsnehmern des-
selben Versicherungsvertrages, 

(3) zwischen mehreren Mitversicherten desselben 
Versicherungsvertrages. 

 
7.5 Haftpflichtansprüche gegen den Versicherungsnehmer 

(1) aus Schadenfällen seiner Angehörigen, die mit ihm 
in häuslicher Gemeinschaft leben oder die zu den 
im Versicherungsvertrag mitversicherten Perso-
nen gehören; 

als Angehörige gelten Ehegatten, Lebenspartner 
im Sinne des Lebenspartnerschaftsgesetzes oder 
vergleichbarer Partnerschaften nach dem Recht 
anderer Staaten, Eltern und Kinder, Adoptiveltern 
und -kinder, Schwiegereltern und -kinder, Stiefel-
tern und -kinder, Großeltern und Enkel, Geschwis-
ter sowie Pflegeeltern und -kinder (Personen, die 
durch ein familienähnliches, auf längere Dauer an-
gelegtes Verhältnis wie Eltern und Kinder mitei-
nander verbunden sind); 

(2) von seinen gesetzlichen Vertretern oder Betreuern, 
wenn der Versicherungsnehmer eine geschäftsun-
fähige, beschränkt geschäftsfähige oder betreute 
Person ist; 

(3) von seinen gesetzlichen Vertretern, wenn der Ver-
sicherungsnehmer eine juristische Person des pri-
vaten oder öffentlichen Rechts oder ein nicht 
rechtsfähiger Verein ist; 

(4) von seinen unbeschränkt persönlich haftenden Ge-
sellschaftern, wenn der Versicherungsnehmer eine 
offene Handelsgesellschaft, Kommanditgesell-
schaft oder Gesellschaft bürgerlichen Rechts ist; 

(5) von seinen Partnern, wenn der Versicherungsneh-
mer eine eingetragene Partnerschaftsgesellschaft 
ist; 
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(6) von seinen Liquidatoren, Zwangs- und Insolvenz-
verwaltern. 

 
Zu Ziffer 7.4 und Ziffer 7.5: 

Die Ausschlüsse unter Ziffer 7.4 und Ziffer 7.5 (2) bis (6) 
erstrecken sich auch auf Haftpflichtansprüche von An-
gehörigen der dort genannten Personen, die mit diesen 
in häuslicher Gemeinschaft leben. 

 
7.6 Haftpflichtansprüche wegen Schäden an fremden Sa-

chen und allen sich daraus ergebenden Vermögens-
schäden, wenn der Versicherungsnehmer diese Sachen 
gemietet, geleast, gepachtet, geliehen, durch verbotene 
Eigenmacht erlangt hat oder sie Gegenstand eines be-
sonderen Verwahrungsvertrages sind. 

 
7.7 Haftpflichtansprüche wegen Schäden an fremden Sa-

chen und allen sich daraus ergebenden Vermögens-
schäden, wenn 

(1) die Schäden durch eine gewerbliche oder berufli-
che Tätigkeit des Versicherungsnehmers an diesen 
Sachen (Bearbeitung, Reparatur, Beförderung, Prü-
fung und dgl.) entstanden sind; bei unbeweglichen 
Sachen gilt dieser Ausschluss nur insoweit, als 
diese Sachen oder Teile von ihnen unmittelbar von 
der Tätigkeit betroffen waren; 

(2) die Schäden dadurch entstanden sind, dass der 
Versicherungsnehmer diese Sachen zur Durchfüh-
rung seiner gewerblichen oder beruflichen Tätig-
keiten (als Werkzeug, Hilfsmittel, Materialablage-
fläche und dgl.) benutzt hat; bei unbeweglichen 
Sachen gilt dieser Ausschluss nur insoweit, als 
diese Sachen oder Teile von ihnen unmittelbar von 
der Benutzung betroffen waren; 

(3) die Schäden durch eine gewerbliche oder berufli-
che Tätigkeit des Versicherungsnehmers entstan-
den sind und sich diese Sachen oder – sofern es sich 
um unbewegliche Sachen handelt – deren Teile im 
unmittelbaren Einwirkungsbereich der Tätigkeit 
befunden haben; dieser Ausschluss gilt nicht, wenn 
der Versicherungsnehmer beweist, dass er zum 
Zeitpunkt der Tätigkeit offensichtlich notwendige 
Schutzvorkehrungen zur Vermeidung von Schäden 
getroffen hatte. 

 
Zu Ziffer 7.6 und Ziffer 7.7: 

Sind die Voraussetzungen der Ausschlüsse in Ziffer 7.6 
und Ziffer 7.7 in der Person von Angestellten, Arbeitern, 
Bediensteten, Bevollmächtigten oder Beauftragten des 
Versicherungsnehmers gegeben, so entfällt gleichfalls 
der Versicherungsschutz, und zwar sowohl für den Ver-
sicherungsnehmer als auch für die durch den Versiche-
rungsvertrag etwa mitversicherten Personen. 

 
7.8 Haftpflichtansprüche wegen Schäden an vom Versiche-

rungsnehmer hergestellten oder gelieferten Sachen, Ar-
beiten oder sonstigen Leistungen infolge einer in der 
Herstellung, Lieferung oder Leistung liegenden Ursache 
und alle sich daraus ergebenden Vermögensschäden. 
Dies gilt auch dann, wenn die Schadenursache in einem 
mangelhaften Einzelteil der Sache oder in einer mangel-
haften Teilleistung liegt und zur Beschädigung oder Ver-
nichtung der Sache oder Leistung führt. 

Dieser Ausschluss findet auch dann Anwendung, wenn 
Dritte im Auftrag oder für Rechnung des Versicherungs-
nehmers die Herstellung oder Lieferung der Sachen 
oder die Arbeiten oder sonstigen Leistungen übernom-
men haben. 

 

7.9 Haftpflichtansprüche aus im Ausland vorkommenden 
Schadenereignissen; Ansprüche aus § 110 Sozialgesetz-
buch VII sind jedoch mitversichert. 

 
7.10 (a) Ansprüche, die gegen den Versicherungsnehmer 

wegen Umweltschäden gemäß Umweltschadens-
gesetz oder anderen auf der EU-Umwelthaftungs-
richtlinie (2004/35/EG) basierenden nationalen 
Umsetzungsgesetzen geltend gemacht werden. 
Dies gilt auch dann, wenn der Versicherungsneh-
mer von einem Dritten aufgrund gesetzlicher Haft-
pflichtbestimmungen privatrechtlichen Inhalts auf 
Erstattung der durch solche Umweltschäden ent-
standenen Kosten in Anspruch genommen wird. 

Der Versicherungsschutz bleibt aber für solche An-
sprüche erhalten, die auch ohne Bestehen des Um-
weltschadensgesetzes oder anderer auf der EU-
Umwelthaftungsrichtlinie (2004/35/EG) basieren-
der nationaler Umsetzungsgesetze bereits auf-
grund gesetzlicher Haftpflichtbestimmungen pri-
vatrechtlichen Inhalts gegen den 
Versicherungsnehmer geltend gemacht werden 
könnten. 

Dieser Ausschluss gilt nicht im Rahmen der Versi-
cherung privater Haftpflichtrisiken. 

 
7.10 (b) Haftpflichtansprüche wegen Schäden durch Um-

welteinwirkung. 

Dieser Ausschluss gilt nicht 

(1) im Rahmen der Versicherung privater Haft-
pflichtrisiken 

oder 

(2) für Schäden, die durch vom Versicherungs-
nehmer hergestellte oder gelieferte Erzeug-
nisse (auch Abfälle), durch Arbeiten oder sons-
tige Leistungen nach Ausführung der Leistung 
oder nach Abschluss der Arbeiten entstehen 
(Produkthaftpflicht). 

Kein Versicherungsschutz besteht jedoch für Schä-
den durch Umwelteinwirkung, die aus der Planung, 
Herstellung, Lieferung, Montage, Demontage, In-
standhaltung oder Wartung von 

− Anlagen, die bestimmt sind, gewässerschädliche 
Stoffe herzustellen, zu verarbeiten, zu lagern, ab-
zulagern, zu befördern oder wegzuleiten (WHG-
Anlagen), 

− Anlagen gemäß Anhang 1 oder 2 zum Umwelt-
haftungsgesetz (UmweltHG-Anlagen), 

− Anlagen, die nach dem Umweltschutz dienen-
den Bestimmungen einer Genehmigungs- oder 
Anzeigepflicht unterliegen, 

− Abwasseranlagen, 

oder Teilen resultieren, die ersichtlich für solche 
Anlagen bestimmt sind. 

 
7.11 Haftpflichtansprüche wegen Schäden, die auf Asbest, 

asbesthaltige Substanzen oder Erzeugnisse zurückzu-
führen sind. 

 
7.12 Haftpflichtansprüche wegen Schäden, die in unmittel-

barem oder mittelbarem Zusammenhang stehen mit 
energiereichen ionisierenden Strahlen (z.B. Strahlen 
von radioaktiven Stoffen oder Röntgenstrahlen). 

 
7.13 Haftpflichtansprüche wegen Schäden, die zurückzufüh-

ren sind auf  

(1) gentechnische Arbeiten, 

(2) gentechnisch veränderte Organismen (GVO), 

(3) Erzeugnisse, die  
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− Bestandteile aus GVO enthalten, 
− aus oder mithilfe von GVO hergestellt wurden. 

 
7.14 Haftpflichtansprüche aus Sachschäden, welche entste-

hen durch 

(1) Abwässer, soweit es sich nicht um häusliche Ab-
wässer handelt, 

(2) Senkungen von Grundstücken oder Erdrutsche,  

(3) Überschwemmungen stehender oder fließender 
Gewässer. 

7.15 Haftpflichtansprüche wegen Schäden aus dem Aus-
tausch, der Übermittlung und der Bereitstellung elekt-
ronischer Daten, soweit es sich um Schäden handelt aus 

(1) Löschung, Unterdrückung, Unbrauchbarmachung 
oder Veränderung von Daten, 

(2) Nichterfassen oder fehlerhaftem Speichern von 
Daten, 

(3) Störung des Zugangs zum elektronischen Daten-
austausch, 

(4) Übermittlung vertraulicher Daten oder Informatio-
nen. 

 
7.16 Haftpflichtansprüche wegen Schäden aus Persönlich-

keits- oder Namensrechtsverletzungen. 

 
7.17 Haftpflichtansprüche wegen Schäden aus Anfeindung, 

Schikane, Belästigung, Ungleichbehandlung oder sons-
tigen Diskriminierungen. 

 
7.18 Haftpflichtansprüche wegen Personenschäden, die aus 

der Übertragung einer Krankheit des Versicherungs-
nehmers resultieren. Das Gleiche gilt für Sachschäden, 
die durch Krankheit der dem Versicherungsnehmer ge-
hörenden, von ihm gehaltenen oder veräußerten Tiere 
entstanden sind. In beiden Fällen besteht Versiche-
rungsschutz, wenn der Versicherungsnehmer beweist, 
dass er weder vorsätzlich noch grob fahrlässig gehan-
delt hat. 

 
 
 

Beginn des Versicherungsschutzes/ 
Beitragszahlung 
 
 

8 Beginn des Versicherungsschutzes  

Der Versicherungsschutz beginnt zu dem im Versiche-
rungsschein angegebenen Zeitpunkt, wenn der Versi-
cherungsnehmer den ersten oder einmaligen Beitrag 
rechtzeitig im Sinne von Ziffer 9.1 zahlt. Der in Rechnung 
gestellte Beitrag enthält die Versicherungsteuer, die der 
Versicherungsnehmer in der jeweils vom Gesetz be-
stimmten Höhe zu entrichten hat. 

 
 

9 Zahlung und Folgen verspäteter Zahlung/ 
erster oder einmaliger Beitrag  

9.1 Der erste oder einmalige Beitrag wird unverzüglich nach 
Ablauf von zwei Wochen nach Zugang des Versiche-
rungsscheins fällig. 

Ist die Zahlung des Jahresbeitrags in Raten vereinbart, 
gilt als erster Beitrag nur die erste Rate des ersten Jah-
resbeitrags. 

 
9.2 Zahlt der Versicherungsnehmer den ersten oder einma-

ligen Beitrag nicht rechtzeitig, sondern zu einem 

späteren Zeitpunkt, beginnt der Versicherungsschutz 
erst ab diesem Zeitpunkt. Das gilt nicht, wenn der Versi-
cherungsnehmer nachweist, dass er die Nichtzahlung 
nicht zu vertreten hat. Für Versicherungsfälle, die bis zur 
Zahlung des Beitrags eintreten, ist der Versicherer nur 
dann nicht zur Leistung verpflichtet, wenn er den Versi-
cherungsnehmer durch gesonderte Mitteilung in Text-
form oder durch einen auffälligen Hinweis im Versiche-
rungsschein auf diese Rechtsfolge der Nichtzahlung des 
Beitrags aufmerksam gemacht hat. 

 
9.3 Zahlt der Versicherungsnehmer den ersten oder einma-

ligen Beitrag nicht rechtzeitig, kann der Versicherer vom 
Vertrag zurücktreten, solange der Beitrag nicht gezahlt 
ist. Der Versicherer kann nicht zurücktreten, wenn der 
Versicherungsnehmer nachweist, dass er die Nichtzah-
lung nicht zu vertreten hat. 

 
 

10 Zahlung und Folgen verspäteter Zahlung/ 
Folgebeitrag 

10.1 Die Folgebeiträge sind, soweit nicht etwas anderes be-
stimmt ist, am Monatsersten des vereinbarten Beitrags-
zeitraums fällig. 

Die Zahlung gilt als rechtzeitig, wenn sie zu dem im Ver-
sicherungsschein oder in der Beitragsrechnung angege-
benen Zeitpunkt erfolgt. 

 
10.2 Wird ein Folgebeitrag nicht rechtzeitig gezahlt, gerät der 

Versicherungsnehmer ohne Mahnung in Verzug, es sei 
denn, dass er die verspätete Zahlung nicht zu vertreten 
hat. 

Der Versicherer ist berechtigt, Ersatz des ihm durch den 
Verzug entstanden Schadens zu verlangen. 

Wird ein Folgebeitrag nicht rechtzeitig gezahlt, kann der 
Versicherer dem Versicherungsnehmer auf dessen Kos-
ten in Textform eine Zahlungsfrist bestimmen, die min-
destens zwei Wochen betragen muss. Die Bestimmung 
ist nur wirksam, wenn sie die rückständigen Beträge des 
Beitrags, Zinsen und Kosten im Einzelnen beziffert und 
die Rechtsfolgen angibt, die nach den Ziffern 10.3 und 
10.4 mit dem Fristablauf verbunden sind. 

 
10.3 Ist der Versicherungsnehmer nach Ablauf dieser Zah-

lungsfrist noch mit der Zahlung in Verzug, besteht ab 
diesem Zeitpunkt bis zur Zahlung kein Versicherungs-
schutz, wenn er mit der Zahlungsaufforderung nach Zif-
fer 10.2 Abs. 3 darauf hingewiesen wurde. 

 
10.4 Ist der Versicherungsnehmer nach Ablauf dieser Zah-

lungsfrist noch mit der Zahlung in Verzug, kann der Ver-
sicherer den Vertrag ohne Einhaltung einer Frist kündi-
gen, wenn er den Versicherungsnehmer mit der 
Zahlungsaufforderung nach Ziffer 10.2 Abs. 3 darauf hin-
gewiesen hat. 

Hat der Versicherer gekündigt und zahlt der Versiche-
rungsnehmer danach innerhalb eines Monats den ange-
mahnten Betrag, besteht der Vertrag fort. Für Versiche-
rungsfälle, die zwischen dem Zugang der Kündigung und 
der Zahlung eingetreten sind, besteht jedoch kein Versi-
cherungsschutz. 

 
 

11 Rechtzeitigkeit der Zahlung bei SEPA-Last-
schriftmandat  

Ist die Einziehung des Beitrags von einem Konto verein-
bart, gilt die Zahlung als rechtzeitig, wenn der Beitrag 
zum Fälligkeitstag eingezogen werden kann und der 
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Versicherungsnehmer einer berechtigten Einziehung 
nicht widerspricht. 

Konnte der fällige Beitrag ohne Verschulden des Versi-
cherungsnehmers vom Versicherer nicht eingezogen 
werden, ist die Zahlung auch dann noch rechtzeitig, 
wenn sie unverzüglich nach einer in Textform abgegebe-
nen Zahlungsaufforderung des Versicherers erfolgt. 

Kann der fällige Beitrag nicht eingezogen werden, weil 
der Versicherungsnehmer das SEPA-Lastschriftmandat 
widerrufen hat, oder hat der Versicherungsnehmer aus 
anderen Gründen zu vertreten, dass der Beitrag nicht 
eingezogen werden kann, ist der Versicherer berechtigt, 
die Zahlung künftig außerhalb des Lastschriftverfah-
rens zu verlangen. Der Versicherungsnehmer ist zur 
Übermittlung des Beitrags erst verpflichtet, wenn er 
vom Versicherer hierzu in Textform aufgefordert wor-
den ist. 

 
 

12 Teilzahlung und Folgen bei verspäteter  
Zahlung  

Ist die Zahlung des Jahresbeitrags in Raten vereinbart, 
sind die noch ausstehenden Raten sofort fällig, wenn der 
Versicherungsnehmer mit der Zahlung einer Rate im 
Verzug ist. 

Ferner kann der Versicherer für die Zukunft jährliche 
Beitragszahlung verlangen. 

 
 

13 Beitragsregulierung  

13.1 Der Versicherungsnehmer hat nach Aufforderung mit-
zuteilen, ob und welche Änderungen des versicherten 
Risikos gegenüber den früheren Angaben eingetreten 
sind. Diese Aufforderung kann auch durch einen Hin-
weis auf der Beitragsrechnung erfolgen. Die Angaben 
sind innerhalb eines Monats nach Zugang der Aufforde-
rung zu machen und auf Wunsch des Versicherers nach-
zuweisen. Bei unrichtigen Angaben zum Nachteil des 
Versicherers kann dieser vom Versicherungsnehmer 
eine Vertragsstrafe in dreifacher Höhe des festgestell-
ten Beitragsunterschiedes verlangen. Dies gilt nicht, 
wenn der Versicherungsnehmer beweist, dass ihn an 
der Unrichtigkeit der Angaben kein Verschulden trifft. 

 
13.2 Aufgrund der Änderungsmitteilung des Versicherungs-

nehmers oder sonstiger Feststellungen wird der Beitrag 
ab dem Zeitpunkt der Veränderung berichtigt (Beitrags-
regulierung), beim Wegfall versicherter Risiken jedoch 
erst ab dem Zeitpunkt des Eingangs der Mitteilung beim 
Versicherer. Der vertraglich vereinbarte Mindestbeitrag 
darf dadurch nicht unterschritten werden. Alle entspre-
chend Ziffer 15.1 nach dem Versicherungsabschluss ein-
getretenen Erhöhungen und Ermäßigungen des Min-
destbeitrags werden berücksichtigt. 

 
13.3 Unterlässt der Versicherungsnehmer die rechtzeitige 

Mitteilung, kann der Versicherer für den Zeitraum, für 
den die Angaben zu machen waren, eine Nachzahlung in 
Höhe des für diesen Zeitraum bereits in Rechnung ge-
stellten Beitrages verlangen. Werden die Angaben nach-
träglich gemacht, findet eine Beitragsregulierung statt. 
Ein vom Versicherungsnehmer zu viel gezahlter Beitrag 
wird nur zurückerstattet, wenn die Angaben innerhalb 
von zwei Monaten nach Zugang der Mitteilung des er-
höhten Beitrages erfolgten. 

 
13.4 Die vorstehenden Bestimmungen finden auch Anwen-

dung auf Versicherungen mit Beitragsvorauszahlung für 
mehrere Jahre. 

 
 

14 Beitrag bei vorzeitiger Vertragsbeendigung  

Bei vorzeitiger Beendigung des Vertrags hat der Versi-
cherer, soweit durch Gesetz nicht etwas anderes be-
stimmt ist, nur Anspruch auf den Teil des Beitrages, der 
dem Zeitraum entspricht, in dem Versicherungsschutz 
bestanden hat. 

 

15 Beitragsangleichung 

15.1 Die Versicherungsbeiträge unterliegen der Beitragsan-
gleichung. Soweit die Beiträge nach Lohn-, Bau- oder 
Umsatzsumme berechnet werden, findet keine Bei-
tragsangleichung statt. Mindestbeiträge unterliegen un-
abhängig von der Art der Beitragsberechnung der Bei-
tragsangleichung. 

 
15.2 Ein unabhängiger Treuhänder ermittelt jährlich mit 

Wirkung für die ab dem 1. Juli fälligen Beiträge, um wel-
chen Prozentsatz sich im vergangenen Kalenderjahr der 
Durchschnitt der Schadenzahlungen aller zum Betrieb 
der Allgemeinen Haftpflichtversicherung zugelassenen 
Versicherer gegenüber dem vorvergangenen Jahr er-
höht oder vermindert hat. Den ermittelten Prozentsatz 
rundet er auf die nächstniedrigere durch fünf teilbare 
ganze Zahl ab. Als Schadenzahlungen gelten dabei auch 
die speziell durch den einzelnen Schadenfall veranlass-
ten Ausgaben für die Ermittlung von Grund und Höhe 
der Versicherungsleistungen. 

Durchschnitt der Schadenzahlungen eines Kalenderjah-
res ist die Summe der in diesem Jahr geleisteten Scha-
denzahlungen geteilt durch die Anzahl der im gleichen 
Zeitraum neu angemeldeten Schadenfälle. 

 
15.3 Im Falle einer Erhöhung ist der Versicherer berechtigt, 

im Falle einer Verminderung verpflichtet, den Folgejah-
resbeitrag um den sich aus Ziffer 15.2 ergebenden Pro-
zentsatz zu verändern (Beitragsangleichung). Der verän-
derte Folgejahresbeitrag wird dem Versicherungs-
nehmer mit der nächsten Beitragsrechnung bekannt 
gegeben. 

Hat sich der Durchschnitt der Schadenzahlungen des 
Versicherers in jedem der letzten fünf Kalenderjahre um 
einen geringeren Prozentsatz als denjenigen erhöht, den 
der Treuhänder jeweils für diese Jahre nach Ziffer 15.2 er-
mittelt hat, so darf der Versicherer den Folgejahresbei-
trag nur um den Prozentsatz erhöhen, um den sich der 
Durchschnitt seiner Schadenzahlungen nach seinen un-
ternehmenseigenen Zahlen im letzten Kalenderjahr er-
höht hat; diese Erhöhung darf diejenige nicht überschrei-
ten, die sich nach dem vorstehenden Absatz ergeben 
würde. 

 
15.4 Liegt die Veränderung nach Ziffer 15.2 oder 15.3 unter 

fünf Prozent, entfällt eine Beitragsangleichung. Diese 
Veränderung ist jedoch in den folgenden Jahren zu be-
rücksichtigen. 

 
 
 

Dauer und Ende des Vertrages/Kündigung 
 
 

16 Dauer und Ende des Vertrages  

16.1 Der Vertrag ist für die im Versicherungsschein angege-
bene Zeit abgeschlossen. 
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16.2 Bei einer Vertragsdauer von mindestens einem Jahr ver-
längert sich der Vertrag um jeweils ein Jahr, wenn nicht 
dem Vertragspartner spätestens drei Monate vor dem 
Ablauf des jeweiligen Versicherungsjahres eine Kündi-
gung zugegangen ist. 

 
16.3 Bei einer Vertragsdauer von weniger als einem Jahr en-

det der Vertrag, ohne dass es einer Kündigung bedarf, 
zum vorgesehenen Zeitpunkt. 

 
16.4 Bei einer Vertragsdauer von mehr als drei Jahren kann 

der Vertrag schon zum Ablauf des dritten Jahres oder je-
des darauf folgenden Jahres gekündigt werden; die Kün-
digung muss dem Vertragspartner spätestens drei Mo-
nate vor dem Ablauf des jeweiligen Versicherungsjahres 
zugegangen sein. 

 
 

17 Wegfall des versicherten Risikos 

Wenn versicherte Risiken vollständig und dauerhaft 
wegfallen, so erlischt die Versicherung bezüglich dieser 
Risiken. Dem Versicherer steht der Beitrag zu, den er 
hätte erheben können, wenn die Versicherung dieser Ri-
siken nur bis zu dem Zeitpunkt beantragt worden wäre, 
zu dem er vom Wegfall Kenntnis erlangt. 

 
 

18 Kündigung nach Beitragsangleichung 

Erhöht sich der Beitrag aufgrund der Beitragsanglei-
chung gemäß Ziffer 15.3, ohne dass sich der Umfang des 
Versicherungsschutzes ändert, kann der Versicherungs-
nehmer den Versicherungsvertrag innerhalb eines Mo-
nats nach Zugang der Mitteilung des Versicherers mit 
sofortiger Wirkung, frühestens jedoch zu dem Zeitpunkt 
kündigen, in dem die Beitragserhöhung wirksam wer-
den sollte. 

Der Versicherer hat den Versicherungsnehmer in der 
Mitteilung auf das Kündigungsrecht hinzuweisen. Die 
Mitteilung muss dem Versicherungsnehmer spätestens 
einen Monat vor dem Wirksamwerden der Beitragser-
höhung zugehen. 

Eine Erhöhung der Versicherungsteuer begründet kein 
Kündigungsrecht. 

 
 

19 Kündigung nach Versicherungsfall  

19.1 Das Versicherungsverhältnis kann gekündigt werden, 
wenn 

− vom Versicherer eine Schadenersatzzahlung geleis-
tet wurde oder 

− dem Versicherungsnehmer eine Klage über einen un-
ter den Versicherungsschutz fallenden Haftpflichtan-
spruch gerichtlich zugestellt wird. 

Die Kündigung muss dem Vertragspartner in Textform 
spätestens einen Monat nach der Schadenersatzzah-
lung oder der Zustellung der Klage zugegangen sein. 

 
19.2 Kündigt der Versicherungsnehmer, wird seine Kündi-

gung sofort nach ihrem Zugang beim Versicherer wirk-
sam. Der Versicherungsnehmer kann jedoch bestim-
men, dass die Kündigung zu einem späteren Zeitpunkt, 
spätestens jedoch zum Ende der laufenden Versiche-
rungsperiode, wirksam wird. 

Eine Kündigung des Versicherers wird einen Monat 
nach ihrem Zugang beim Versicherungsnehmer wirk-
sam. 

 

 

20 Kündigung nach Veräußerung versicherter 
Unternehmen 

20.1 Wird ein Unternehmen, für das eine Haftpflichtversi-
cherung besteht, an einen Dritten veräußert, tritt dieser 
anstelle des Versicherungsnehmers in die während der 
Dauer seines Eigentums sich aus dem Versicherungs-
verhältnis ergebenden Rechte und Pflichten ein. 

Dies gilt auch, wenn ein Unternehmen aufgrund eines 
Nießbrauchs, eines Pachtvertrages oder eines ähnlichen 
Verhältnisses von einem Dritten übernommen wird. 

 
20.2 Das Versicherungsverhältnis kann in diesem Falle 

− durch den Versicherer dem Dritten gegenüber mit ei-
ner Frist von einem Monat, 

− durch den Dritten dem Versicherer gegenüber mit so-
fortiger Wirkung oder auf den Schluss der laufenden 
Versicherungsperiode 

in Textform gekündigt werden. 

 
20.3 Das Kündigungsrecht erlischt, wenn 

− der Versicherer es nicht innerhalb eines Monats von 
dem Zeitpunkt an ausübt, in welchem er vom Über-
gang auf den Dritten Kenntnis erlangt; 

− der Dritte es nicht innerhalb eines Monats nach dem 
Übergang ausübt, wobei das Kündigungsrecht bis 
zum Ablauf eines Monats von dem Zeitpunkt an be-
stehen bleibt, in dem der Dritte von der Versicherung 
Kenntnis erlangt. 

 
20.4 Erfolgt der Übergang auf den Dritten während einer lau-

fenden Versicherungsperiode und wird das Versiche-
rungsverhältnis nicht gekündigt, haften der bisherige 
Versicherungsnehmer und der Dritte für den Versiche-
rungsbeitrag dieser Periode als Gesamtschuldner. 

 
20.5 Der Übergang eines Unternehmens ist dem Versicherer 

durch den bisherigen Versicherungsnehmer oder den 
Dritten unverzüglich anzuzeigen. 

Bei einer schuldhaften Verletzung der Anzeigepflicht 
besteht kein Versicherungsschutz, wenn der Versiche-
rungsfall später als einen Monat nach dem Zeitpunkt 
eintritt, in dem die Anzeige dem Versicherer hätte zuge-
hen müssen, und der Versicherer den mit dem Veräuße-
rer bestehenden Vertrag mit dem Erwerber nicht ge-
schlossen hätte. 

Der Versicherungsschutz lebt wieder auf und besteht 
für alle Versicherungsfälle, die frühestens einen Monat 
nach dem Zeitpunkt eintreten, in dem der Versicherer 
von der Veräußerung Kenntnis erlangt. Dies gilt nur, 
wenn der Versicherer in diesem Monat von seinem Kün-
digungsrecht keinen Gebrauch gemacht hat. 

Der Versicherungsschutz fällt trotz Verletzung der An-
zeigepflicht nicht weg, wenn dem Versicherer die Veräu-
ßerung in dem Zeitpunkt bekannt war, in dem ihm die 
Anzeige hätte zugehen müssen. 

 
 

21 Kündigung nach Risikoerhöhung aufgrund 
Änderung oder Erlass von Rechtsvorschriften  

Bei Erhöhungen des versicherten Risikos durch Ände-
rung bestehender oder Erlass neuer Rechtsvorschriften 
ist der Versicherer berechtigt, das Versicherungsver-
hältnis unter Einhaltung einer Frist von einem Monat zu 
kündigen. Das Kündigungsrecht erlischt, wenn es nicht 
innerhalb eines Monats von dem Zeitpunkt an ausgeübt 
wird, in welchem der Versicherer von der Erhöhung 
Kenntnis erlangt hat. 
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22 Mehrfachversicherung 

22.1 Eine Mehrfachversicherung liegt vor, wenn das Risiko in 
mehreren Versicherungsverträgen versichert ist. 

 
22.2 Wenn die Mehrfachversicherung zustande gekommen 

ist, ohne dass der Versicherungsnehmer dies wusste, 
kann er die Aufhebung des später geschlossenen Vertra-
ges verlangen. 

 
22.3 Das Recht auf Aufhebung erlischt, wenn der Versiche-

rungsnehmer es nicht innerhalb eines Monats geltend 
macht, nachdem er von der Mehrfachversicherung 
Kenntnis erlangt hat. Die Aufhebung wird zu dem Zeit-
punkt wirksam, zu dem die Erklärung, mit der sie ver-
langt wird, dem Versicherer zugeht. 

 
 
 

Obliegenheiten des Versicherungsnehmers 
 
 

23 Vorvertragliche Anzeigepflichten des  
Versicherungsnehmers  

23.1 Vollständigkeit und Richtigkeit von Angaben über ge-
fahrerhebliche Umstände 

Der Versicherungsnehmer hat bis zur Abgabe seiner 
Vertragserklärung dem Versicherer alle ihm bekannten 
Gefahrumstände anzuzeigen, nach denen der Versiche-
rer in Textform gefragt hat und die für den Entschluss 
des Versicherers erheblich sind, den Vertrag mit dem 
vereinbarten Inhalt zu schließen. Der Versicherungs-
nehmer ist auch insoweit zur Anzeige verpflichtet, als 
nach seiner Vertragserklärung, aber vor Vertragsan-
nahme der Versicherer in Textform Fragen im Sinne des 
Satzes 1 stellt. 

Gefahrerheblich sind die Umstände, die geeignet sind, 
auf den Entschluss des Versicherers Einfluss auszu-
üben, den Vertrag überhaupt oder mit dem vereinbar-
ten Inhalt abzuschließen. 

Wird der Vertrag von einem Vertreter des Versicherungs-
nehmers geschlossen und kennt dieser den gefahrerheb-
lichen Umstand, muss sich der Versicherungsnehmer so 
behandeln lassen, als habe er selbst davon Kenntnis ge-
habt oder dies arglistig verschwiegen. 

 
23.2 Rücktritt 

(1) Unvollständige und unrichtige Angaben zu den ge-
fahrerheblichen Umständen berechtigen den Ver-
sicherer, vom Versicherungsvertrag zurückzutre-
ten. Dies gilt auch dann, wenn ein Umstand nicht 
oder unrichtig angezeigt wurde, weil sich der Versi-
cherungsnehmer der Kenntnis der Wahrheit arglis-
tig entzogen hat. 

(2) Der Versicherer hat kein Rücktrittsrecht, wenn der 
Versicherungsnehmer nachweist, dass er oder sein 
Vertreter die unrichtigen oder unvollständigen An-
gaben weder vorsätzlich noch grob fahrlässig ge-
macht hat. 

Das Rücktrittsrecht des Versicherers wegen grob 
fahrlässiger Verletzung der Anzeigepflicht besteht 
nicht, wenn der Versicherungsnehmer nachweist, 
dass der Versicherer den Vertrag auch bei Kenntnis 
der nicht angezeigten Umstände, wenn auch zu an-
deren Bedingungen, geschlossen hätte. 

(3) Im Fall des Rücktritts besteht kein Versicherungs-
schutz. 

Tritt der Versicherer nach Eintritt des Versiche-
rungsfalls zurück, darf er den Versicherungsschutz 
nicht versagen, wenn der Versicherungsnehmer 
nachweist, dass der unvollständig oder unrichtig 
angezeigte Umstand weder für den Eintritt des Ver-
sicherungsfalls noch für die Feststellung oder den 
Umfang der Leistung ursächlich war. Auch in die-
sem Fall besteht aber kein Versicherungsschutz, 
wenn der Versicherungsnehmer die Anzeigepflicht 
arglistig verletzt hat. 

Dem Versicherer steht der Teil des Beitrags zu, der 
der bis zum Wirksamwerden der Rücktrittserklä-
rung abgelaufenen Vertragszeit entspricht. 

 
23.3 Beitragsänderung oder Kündigungsrecht 

Ist das Rücktrittsrecht des Versicherers ausgeschlossen, 
weil die Verletzung einer Anzeigepflicht weder auf Vor-
satz noch auf grober Fahrlässigkeit beruhte, kann der 
Versicherer den Vertrag unter Einhaltung einer Frist von 
einem Monat in Textform kündigen. 

Das Kündigungsrecht ist ausgeschlossen, wenn der Ver-
sicherungsnehmer nachweist, dass der Versicherer den 
Vertrag auch bei Kenntnis der nicht angezeigten Um-
stände, wenn auch zu anderen Bedingungen, geschlos-
sen hätte. 

Kann der Versicherer nicht zurücktreten oder kündigen, 
weil er den Vertrag auch bei Kenntnis der nicht ange-
zeigten Umstände, aber zu anderen Bedingungen, ge-
schlossen hätte, werden die anderen Bedingungen auf 
Verlangen des Versicherers rückwirkend Vertragsbe-
standteil. Hat der Versicherungsnehmer die Pflichtver-
letzung nicht zu vertreten, werden die anderen Bedin-
gungen ab der laufenden Versicherungsperiode 
Vertragsbestandteil. 

Erhöht sich durch die Vertragsanpassung der Beitrag 
um mehr als zehn Prozent oder schließt der Versicherer 
die Gefahrabsicherung für den nicht angezeigten Um-
stand aus, kann der Versicherungsnehmer den Vertrag 
innerhalb eines Monats nach Zugang der Mitteilung des 
Versicherers fristlos kündigen. 

Der Versicherer muss die ihm nach Ziffer 23.2 und 23.3 
zustehenden Rechte innerhalb eines Monats schriftlich 
geltend machen. Die Frist beginnt mit dem Zeitpunkt, zu 
dem er von der Verletzung der Anzeigepflicht, die das von 
ihm geltend gemachte Recht begründet, Kenntnis er-
langt. Er hat die Umstände anzugeben, auf die er seine 
Erklärung stützt; er darf nachträglich weitere Umstände 
zur Begründung seiner Erklärung abgeben, wenn für 
diese die Monatsfrist nicht verstrichen ist. 

Dem Versicherer stehen die Rechte nach den Ziffer 23.2 
und 23.3 nur zu, wenn er den Versicherungsnehmer 
durch gesonderte Mitteilung in Textform auf die Folgen 
einer Anzeigepflichtverletzung hingewiesen hat. 

Der Versicherer kann sich auf die in den Ziffern 23.2 und 
23.3 genannten Rechte nicht berufen, wenn er den nicht 
angezeigten Gefahrumstand oder die Unrichtigkeit der 
Anzeige kannte. 

 
23.4 Anfechtung 

Das Recht des Versicherers, den Vertrag wegen arglisti-
ger Täuschung anzufechten, bleibt unberührt. Im Fall 
der Anfechtung steht dem Versicherer der Teil des Bei-
trags zu, der der bis zum Wirksamwerden der Anfech-
tungserklärung abgelaufenen Vertragszeit entspricht. 
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24 Obliegenheiten vor Eintritt des  
Versicherungsfalls  

Besonders gefahrdrohende Umstände hat der Versiche-
rungsnehmer auf Verlangen des Versicherers innerhalb 
angemessener Frist zu beseitigen. Dies gilt nicht, soweit 
die Beseitigung unter Abwägung der beiderseitigen Inte-
ressen unzumutbar ist. Ein Umstand, der zu einem 
Schaden geführt hat, gilt ohne Weiteres als besonders 
gefahrdrohend. 

 
 

25 Obliegenheiten nach Eintritt des  
Versicherungsfalles  

25.1 Jeder Versicherungsfall ist, auch wenn noch keine Scha-
densersatzansprüche erhoben worden sind, dem Versi-
cherer innerhalb einer Woche anzuzeigen. Das Gleiche 
gilt, wenn gegen den Versicherungsnehmer Haftpflicht-
ansprüche geltend gemacht werden. 

25.2 Der Versicherungsnehmer muss nach Möglichkeit für 
die Abwendung und Minderung des Schadens sorgen. 
Weisungen des Versicherers sind dabei zu befolgen, so-
weit es für den Versicherungsnehmer zumutbar ist. Er 
hat dem Versicherer ausführliche und wahrheitsge-
mäße Schadenberichte zu erstatten und ihn bei der 
Schadenermittlung und -regulierung zu unterstützen. 
Alle Umstände, die nach Ansicht des Versicherers für die 
Bearbeitung des Schadens wichtig sind, müssen mitge-
teilt sowie alle dafür angeforderten Schriftstücke über-
sandt werden. 

 
25.3 Wird gegen den Versicherungsnehmer ein Haftpflichtan-

spruch erhoben, ein staatsanwaltschaftliches, behördli-
ches oder gerichtliches Verfahren eingeleitet, ein Mahn-
bescheid erlassen oder ihm gerichtlich der Streit ver-
kündet, hat er dies ebenfalls unverzüglich anzuzeigen. 

 
25.4 Gegen einen Mahnbescheid oder eine Verfügung von 

Verwaltungsbehörden auf Schadensersatz muss der 
Versicherungsnehmer fristgemäß Widerspruch oder 
die sonst erforderlichen Rechtsbehelfe einlegen. Einer 
Weisung des Versicherers bedarf es nicht. 

 
25.5 Wird gegen den Versicherungsnehmer ein Haftpflicht-

anspruch gerichtlich geltend gemacht, hat er die Füh-
rung des Verfahrens dem Versicherer zu überlassen. Der 
Versicherer beauftragt im Namen des Versicherungs-
nehmers einen Rechtsanwalt. Der Versicherungsneh-
mer muss dem Rechtsanwalt Vollmacht sowie alle er-
forderlichen Auskünfte erteilen und die angeforderten 
Unterlagen zur Verfügung stellen. 

 
 

26 Rechtsfolgen bei Verletzung von  
Obliegenheiten 

26.1 Verletzt der Versicherungsnehmer eine Obliegenheit 
aus diesem Vertrag, die er vor Eintritt des Versiche-
rungsfalls zu erfüllen hat, kann der Versicherer den Ver-
trag innerhalb eines Monats ab Kenntnis von der Oblie-
genheitsverletzung fristlos kündigen. Der Versicherer 
hat kein Kündigungsrecht, wenn der Versicherungsneh-
mer nachweist, dass die Obliegenheitsverletzung weder 
auf Vorsatz noch auf grober Fahrlässigkeit beruhte. 

 
26.2 Wird eine Obliegenheit aus diesem Vertrag vorsätzlich 

verletzt, verliert der Versicherungsnehmer seinen Versi-
cherungsschutz. Bei grob fahrlässiger Verletzung einer 
Obliegenheit ist der Versicherer berechtigt, seine Leis-
tung in einem der Schwere des Verschuldens des 

Versicherungsnehmers entsprechenden Verhältnis zu 
kürzen. 

Der vollständige oder teilweise Wegfall des Versiche-
rungsschutzes hat bei Verletzung einer nach Eintritt des 
Versicherungsfalls bestehenden Auskunfts- oder Auf-
klärungsobliegenheit zur Voraussetzung, dass der Versi-
cherer den Versicherungsnehmer durch gesonderte 
Mitteilung in Textform auf diese Rechtsfolge hingewie-
sen hat. 

Weist der Versicherungsnehmer nach, dass er die Oblie-
genheit nicht grob fahrlässig verletzt hat, bleibt der Ver-
sicherungsschutz bestehen. 

Der Versicherungsschutz bleibt auch bestehen, wenn 
der Versicherungsnehmer nachweist, dass die Verlet-
zung der Obliegenheit weder für den Eintritt oder die 
Feststellung des Versicherungsfalls noch für die Fest-
stellung oder den Umfang der dem Versicherer oblie-
genden Leistung ursächlich war. Das gilt nicht, wenn der 
Versicherungsnehmer die Obliegenheit arglistig verletzt 
hat. 

Die vorstehenden Bestimmungen gelten unabhängig 
davon, ob der Versicherer ein ihm nach Ziffer 26.1 zu-
stehendes Kündigungsrecht ausübt. 

 
 
 

Weitere Bestimmungen 
 
 

27 Mitversicherte Person 

27.1 Erstreckt sich die Versicherung auch auf Haftpflichtan-
sprüche gegen andere Personen als den Versicherungs-
nehmer selbst, sind alle für ihn geltenden Bestimmun-
gen auf die Mitversicherten entsprechend anzuwenden. 
Die Bestimmungen über die Vorsorgeversicherung (Zif-
fer 4) gelten nicht, wenn das neue Risiko nur in der Per-
son eines Mitversicherten entsteht. 

 
27.2 Die Ausübung der Rechte aus dem Versicherungsver-

trag steht ausschließlich dem Versicherungsnehmer zu. 
Er ist neben den Mitversicherten für die Erfüllung der 
Obliegenheiten verantwortlich. 

 
 

28 Abtretungsverbot  

Der Freistellungsanspruch darf vor seiner endgültigen 
Feststellung ohne Zustimmung des Versicherers weder 
abgetreten noch verpfändet werden. Eine Abtretung an 
den geschädigten Dritten ist zulässig. 

 
 

29 Anzeigen, Willenserklärungen,  
Anschriftenänderung  

29.1 Alle für den Versicherer bestimmten Anzeigen und Er-
klärungen sollen an die Hauptverwaltung des Versiche-
rers gerichtet werden. 

 
29.2 Hat der Versicherungsnehmer eine Änderung seiner 

Anschrift dem Versicherer nicht mitgeteilt, genügt für 
eine Willenserklärung, die dem Versicherungsnehmer 
gegenüber abzugeben ist, die Absendung eines einge-
schriebenen Briefes an die letzte dem Versicherer be-
kannte Anschrift. Die Erklärung gilt drei Tage nach der 
Absendung des Briefes als zugegangen. Dies gilt ent-
sprechend für den Fall einer Namensänderung des Ver-
sicherungsnehmers. 
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29.3 Hat der Versicherungsnehmer die Versicherung für sei-
nen Gewerbebetrieb abgeschlossen, finden bei einer 
Verlegung der gewerblichen Niederlassung die Bestim-
mungen der Ziffer 29.2 entsprechende Anwendung. 

 
 

30 Verjährung 

30.1 Die Ansprüche aus dem Versicherungsvertrag verjähren 
in drei Jahren. Die Fristberechnung richtet sich nach den 
allgemeinen Vorschriften des Bürgerlichen Gesetzbu-
ches. 

 
30.2 Ist ein Anspruch aus dem Versicherungsvertrag bei dem 

Versicherer angemeldet worden, ist die Verjährung von 
der Anmeldung bis zu dem Zeitpunkt gehemmt, zu dem 
die Entscheidung des Versicherers dem Anspruchsteller 
in Textform zugeht. 

 
 

31 Zuständiges Gericht  

31.1 Für Klagen aus dem Versicherungsvertrag gegen den 
Versicherer bestimmt sich die gerichtliche Zuständig-
keit nach dem Sitz des Versicherers. Ist der Versiche-
rungsnehmer eine natürliche Person, ist auch das Ge-
richt örtlich zuständig, in dessen Bezirk der Versi-
cherungsnehmer zur Zeit der Klageerhebung seinen 
Wohnsitz oder, in Ermangelung eines solchen, seinen 
gewöhnlichen Aufenthalt hat. 

 
31.2 Ist der Versicherungsnehmer eine natürliche Person, 

müssen Klagen aus dem Versicherungsvertrag gegen 
ihn bei dem Gericht erhoben werden, das für seinen 
Wohnsitz oder, in Ermangelung eines solchen, den Ort 
seines gewöhnlichen Aufenthalts zuständig ist. Ist der 
Versicherungsnehmer eine juristische Person, be-
stimmt sich das zuständige Gericht auch nach dem Sitz 
oder der Niederlassung des Versicherungsnehmers. Das 
Gleiche gilt, wenn der Versicherungsnehmer eine Of-
fene Handelsgesellschaft, Kommanditgesellschaft, Ge-
sellschaft bürgerlichen Rechts oder eine eingetragene 
Partnerschaftsgesellschaft ist. 

 
31.3 Sind der Wohnsitz oder gewöhnliche Aufenthalt im Zeit-

punkt der Klageerhebung nicht bekannt, bestimmt sich 
die gerichtliche Zuständigkeit für Klagen aus dem Versi-
cherungsvertrag gegen den Versicherungsnehmer nach 
dem Sitz des Versicherers oder seiner für den Versiche-
rungsvertrag zuständigen Niederlassung. 

 
 

32 Anzuwendendes Recht  

Für diesen Vertrag gilt deutsches Recht. 

 
 

33 Repräsentanten 

Sofern sich der Versicherungsnehmer das Verhalten 
von Repräsentanten zurechnen lassen muss, gelten als 
Repräsentanten des Versicherungsnehmers insbeson-
dere: 

− die Mitglieder des Vorstands und ihnen gleichge-
stellte Generalbevollmächtigte (bei Aktiengesell-
schaften), 

− die Geschäftsführer (bei Gesellschaften mit be-
schränkter Haftung), 

− die Komplementäre (bei Kommanditgesellschaften), 
− die Gesellschafter (bei offenen Handelsgesellschaf-

ten), 
− die Gesellschafter (bei Gesellschaften bürgerlichen 

Rechts), 
− die Inhaber (bei Einzelfirmen), 
− bei anderen Unternehmensformen (z.B. Genossen-

schaften, Verbänden, Vereinen, Körperschaften des 
öffentlichen Rechts, Kommunen), die nach den ge-
setzlichen Vorschriften berufenen obersten Vertre-
tungsorgane, 

− der dementsprechende Personenkreis bei ausländi-
schen Firmen. 

 
 

34 Vollmacht des Versicherungsmaklers 

1 Der den Versicherungsvertrag betreuende Makler ist 
bevollmächtigt, Anzeigen und Willenserklärungen des 
Versicherungsnehmers entgegenzunehmen. Diese hat 
er unverzüglich an den Versicherer weiterzuleiten. 

 
2 Bei einer unverzüglichen Weiterleitung ist deren Zu-

gang beim Makler rechtlich gleichbedeutend mit dem 
Zugang beim Versicherer. 
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Besondere Bedingungen und Risikobeschreibungen für die 
Haus- und Grundbesitzer-Ha?pflichtversicherung von gewerblichen Risiken 
(BBR Gewerblicher Haus- und Grundbesitz) 
 
 
– sofern im Versicherungsvertrag vereinbart –  
 

 
Teil A Allgemeine Bestimmungen  
1 Versichertes Risiko und übliche Nebenrisiken  
2 Wohnungseigentümergemeinscha9en  
3 Schiedsgerichtsvereinbarungen  
4 Versehensklausel  
5 Kumulklausel  
6 Versicherungssummen/Maximierung/Selbstbeteili-

gunge/Sublimits  
 
Teil B Risikoausschlüsse und Risikobegrenzungen  
1 Generelle Risikoausschlüsse  
2 Kraftfahrzeuge, Kraftfahrzeuganhänger, Wasserfahr-

zeuge, Luft- und Raumfahrzeuge  
3 Inländische Versicherungsfälle, die im Ausland gel-

tend gemacht werden  
 
Teil C Deckungserweiterungen  
1 Abwässersachschäden  
2 Internetnutzung  
3 Kra9fahrzeuge, selbst fahrende Arbeitsmaschinen,  

Stapler, Anhänger  

4 Mietsachschäden an Arbeitsmaschinen oder -geräten  
5 Senkungsschäden, Erdrutschungen  
6 Strahlenschäden  
7.1 Tätigkeitsschäden – Be- und Entladeschäden  
7.2 Tätigkeitsschäden – Leitungsschäden  
7.3 Tätigkeitsschäden – Unterfangungen, Unterfahrun-

gen  
7.4 Tätigkeitsschäden – Sonstige Tätigkeitsschäden  
8.1 Vermögensschäden – Verletzung von Datenschutzge-

setzen  
8.2 Vermögensschäden – sonstige  
9 Vertraglich übernommene gesetzliche Ha9pflicht  
10 Vorsorgeversicherung  
11 Umweltrisiko 
12 Kostenübernahme im Strafverfahren 
 
Teil D Besondere Bedingungen für bestimmte Risiken  
 keine  
 
Teil E Besonders zu vereinbarende zusätzliche Deckungs-

erweiterungen  
 keine 

 

 

Teil A: 
Allgemeine Bestimmungen 
 
 

1 Versichertes Risiko und übliche Nebenrisiken  

1.1 Versichert ist auf Grundlage der „Allgemeinen Versiche-
rungsbedingungen für die Haftpflichtversicherung 
(AHB)“ und der nachfolgenden Bestimmungen die ge-
setzliche Haftpflicht privatrechtlichen Inhalts des Versi-
cherungsnehmers aus dem im Versicherungsschein 
und seinen Nachträgen angegebenen Eigenschaften, 
Rechtsverhältnissen oder Tätigkeiten. 

 
1.2 Für gesetzliche Haftpflichtansprüche wegen Schäden 

durch Umwelteinwirkung und alle sich daraus ergeben-
den weiteren Schäden besteht ausschließlich Versiche-
rungsschutz im Umfang der Umwelthaftpflicht-Basis-
versicherung, es sei denn, einzelne Vereinbarungen 
dieser Bedingungen sehen ausdrücklich eine andere Re-
gelung vor. 

 
1.3 Durch Brand oder Explosion eingetretene Personen- 

und/oder Sachschäden gelten als durch eine Umwelt-
einwirkung eingetretene Schäden. Ausgenommen von 
dieser Regelung sind gesetzliche Haftpflichtansprüche 
wegen Schäden, die gegen den Versicherungsnehmer 
aus Produkthaftpflicht erhoben werden, es sei denn, es 
handelt sich um vom Versicherungsnehmer ausgeübte 
Tätigkeiten, für die nach Ziffer 2.6 Umwelt-Haftpflicht-
Modell Versicherungsschutz genommen werden kann. 

 
1.4 Mitversichert ist im Rahmen dieses Vertrages, auch 

ohne besondere Anzeige, die gesetzliche Haftpflicht des 
Versicherungsnehmers  

 
1.4.1 als Eigentümer und Besitzer (z.B. Mieter, Pächter, Lea-

singnehmer, Nutznießer) von Gebäuden, Räumen, 

Grundstücken (auch Gen und Parkplätze) – nicht jedoch 
Luftlandeplätze –, sowie aus Vermietung, Verpachtung 
oder sonstiger Überlassung an Dritte. Versichert sind 
hierbei gesetzliche Haftpflichtansprüche aus der Verlet-
zung von Pflichten, die dem Versicherungsnehmer in 
den oben genannten Eigenschaften obliegen (z.B. bauli-
che Instandhaltung, Beleuchtung, Reinigung, Streuen 
und Schneeräumen auf Gehwegen). 

Übt der Versicherungsnehmer auf dem im Versiche-
rungsschein genannten Grundstück einen Beruf oder 
Betrieb aus, wird Versicherungsschutz für das Haft-
pflichtrisiko aus dem Haus- und Grundbesitz nur durch 
eine besondere Berufs- oder Betriebshaftpflichtversi-
cherung gewährt. 

 
1.4.2 Mitversichert ist hinsichtlich dieser Grundstücke, Ge-

bäude oder Räumlichkeiten auch die gesetzliche Haft-
pflicht  

1.4.2.1 als Bauherr von eigenen Bauvorhaben (Neubauten, Um-
bauten, Reparaturen, Abbruch- und Grabearbeiten) bis 
zu einer Bausumme von insgesamt 1.000.000 Euro je 
Versicherungsjahr. Wird der genannte Betrag über-
schritten, gelten die Bestimmungen der Ziffer 3 und 13 
AHB;  

1.4.2.2 als früherer Besitzer aus § 836 Absatz 2 Bürgerliches Ge-
setzbuch (BGB), wenn die Versicherung bis zum Besitz-
wechsel bestand;  

1.4.2.3 der durch Arbeitsvertrag mit der Verwaltung, Reinigung, 
Beleuchtung oder sonstigen Betreuung der Grundstü-
cke beauftragten Personen für gesetzliche Haftpflicht-
ansprüche, die gegen sie aus Anlass der Ausführung die-
ser Verrichtung erhoben werden;  

1.4.2.4 des Insolvenzverwalters in dieser Eigenschaft. 

1.4.2.5 aus dem Besitz und der Verwendung von nicht selbst 
fahrenden Arbeitsmaschinen oder -geräten; 

1.4.2.6 aus dem Besitz und der Verwendung von Gerüsten, Ar-
beits- und Hubbühnen, Kränen oder Winden;  
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1.4.2.7 aus dem Betrieb einer Photovoltaikanlage (= Anlage zur 
Umwandlung von Sonnenenergie in elektrischen 
Strom) auf dem Versicherungsgrundstück  

1.4.2.7.1 wegen Schäden, die im Zusammenhang stehen mit der 
Einspeisung von elektrischem Strom in das Netz des ört-
lichen Netzbetreibers auf dem im Versicherungsschein 
bezeichneten Grundstück;  

1.4.2.7.2 wegen Rückgriffsansprüchen der Strom abnehmenden 
Netzbetreiber oder Dritter aus Versorgungsstörungen. 
Nicht versichert sind Ansprüche von Letztverbrauchern 
aus der direkten Versorgung mit elektrischem Strom. 
Letztverbraucher sind Kunden, die Energie für den eige-
nen Verbrauch kaufen. 

1.4.2.8 aus dem Betrieb einer Solarthermieanlage auf dem Ver-
sicherungsgrundstück. Mitversichert ist gesetzliche 
Haftpflicht für Schäden aus der Abgabe von Warmwas-
ser an Mieter oder sonstige Dritte in dem aufgeführten 
Objekt. 

1.4.2.9 aus dem Betrieb einer Kleinwindkraftanlage (Anlage bis 
zu einer Gesamtleistung von 100 kW) auf dem Betriebs-
grundstück  

1.4.2.9.1 wegen Schäden, die im Zusammenhang stehen mit der 
Einspeisung von elektrischem Strom in das Netz des ört-
lichen Netzbetreibers auf dem im Versicherungsschein 
bezeichneten Grundstück;  

1.4.2.92 wegen Rückgriffsansprüchen der Strom abnehmenden 
Netzbetreiber oder Dritter aus Versorgungsstörungen;  

1) Nicht versichert sind Ansprüche von Letztverbrau-
chern aus der direkten Versorgung mit elektri-
schem Strom. Letztverbraucher sind Kunden, die 
Energie für den eigenen Verbrauch kaufen;   

 
Zu Ziffer 1.4. gilt:  

Ausgeschlossen sind Ansprüche aus Personenschäden, 
bei denen es sich um Arbeitsunfälle und Berufskrank-
heiten im Betrieb des Versicherungsnehmers gemäß 
dem SGB VII handelt. Das gleiche gilt für solche Dienst-
unfälle gemäß den beamtenrechtlichen Vorschriften, 
die in Ausübung oder infolge des Dienstes Angehörigen 
derselben Dienststelle zugefügt werden. 

 
 

2 Wohnungseigentümergemeinschaften  

Bei Gemeinschaften von Wohnungseigentümern im 
Sinne des Wohnungseigentumsgesetzes gilt außerdem:  

 
2.1 Versicherungsnehmer ist die Gemeinschaft der Woh-

nungseigentümer. 

 
2.2 Versichert ist die gesetzliche Haftpflicht der Gemein-

schaft der Wohnungseigentümer aus dem gemein-
schaftlichen Eigentum. 

 
2.3 Mitversichert ist die persönliche gesetzliche Haftpflicht 

des Verwalters und der Wohnungseigentümer bei Betä-
tigung im Interesse und für Zwecke der Gemeinschaft. 

 
2.4 Eingeschlossen sind – abweichend von Ziffer 7.4 AHB 

 
2.4.1 gesetzliche Haftpflichtansprüche eines einzelnen Woh-

nungseigentümers gegen den Verwalter;  

 
2.4.2 gesetzliche Haftpflichtansprüche eines einzelnen Woh-

nungseigentümers gegen die Gemeinschaft der Woh-
nungseigentümer;  

 

2.4.3 gegenseitige gesetzliche Haftpflichtansprüche von 
Wohnungseigentümern bei Betätigung im Interesse 
und für Zwecke der Gemeinschaft;  

 
2.5 Ausgeschlossen bleiben Ansprüche wegen Schäden am 

Gemeinschafts-, Sonder- und Teileigentum und alle sich 
daraus ergebenden Vermögensschäden. 

 
 

3 Schiedsgerichtsvereinbarungen 

3.1 Die Vereinbarung von Schiedsgerichtsverfahren vor Ein-
tritt eines Versicherungsfalles beeinträchtigt den Versi-
cherungsschutz nicht, wenn das Schiedsgericht folgen-
den Mindestanforderungen entspricht:  

 
3.1.1 Das Schiedsgericht besteht aus mindestens drei 

Schiedsrichtern. Der Vorsitzende muss Jurist sein und 
soll die Befähigung zum Richteramt haben. Haben die 
Parteien ihren Firmensitz in verschiedenen Ländern, 
darf er keinem Land der Parteien angehören. 

 
3.1.2 Das Schiedsgericht entscheidet nach materiellem 

Recht und nicht lediglich nach billigem Ermessen (aus-
genommen im Falle eines Vergleichs, sofern dem Versi-
cherer die Mitwirkung am Verfahren ermöglicht wurde). 
Das anzuwendende materielle Recht muss bei Ab-
schluss der Schiedsgerichtsvereinbarung festgelegt 
sein. 

 
3.1.3 Der Schiedsspruch wird schriftlich niedergelegt und be-

gründet. In seiner Begründung sind die die Entschei-
dung tragenden Rechtsnormen anzugeben. 

 
3.2 Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet dem Versi-

cherer die Einleitung von Schiedsgerichtsverfahren un-
verzüglich anzuzeigen und dem Versicherer die Mitwir-
kung am Schiedsgerichtsverfahren entsprechend der 
Mitwirkung des Versicherers an Verfahren des ordentli-
chen Rechtsweges zu ermöglichen. Hinsichtlich der 
Auswahl des vom Versicherungsnehmer zu benennen-
den Schiedsrichters ist dem Versicherer eine entschei-
dende Mitwirkung einzuräumen. 

 
 

4 Versehensklausel  

Der Versicherungsschutz erstreckt sich auch auf verse-
hentlich nicht gemeldete Risiken, die im Rahmen des 
versicherten Risikos liegen und weder nach den Allge-
meinen noch Besonderen Bedingungen des Vertrages 
von der Versicherung ausgeschlossen sind. Der Versi-
cherungsnehmer ist verpflichtet, sobald er sich des Ver-
säumnisses bewusst geworden ist, unverzüglich die ent-
sprechende Anzeige zu erstatten und den danach zu 
vereinbarenden Beitrag vom Gefahreneintritt an zu ent-
richten. 

 
 

5 Kumulklausel  

Besteht für mehrere Versicherungsfälle, die  

− auf derselben Ursache beruhen oder  
− auf den gleichen Ursachen beruhen, wenn zwischen 

diesen ein innerer, insbesondere sachlicher und zeit-
licher Zusammenhang besteht,  

für den Versicherungsnehmer Versicherungsschutz im 
Rahmen verschiedener Abschnitte dieses Vertrages 
oder sowohl im Rahmen dieses Vertrages als auch eines 
anderen Haftpflichtversicherungsvertrages bei dem 
Versicherer, so ist die Ersatzleistung des Versicherers 
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aus diesen Abschnitten/Verträgen insgesamt auf die 
höchste der je Versicherungsfall in diesen Abschnit-
ten/Verträgen vereinbarten Versicherungssummen be-
grenzt. In diesem Fall gelten die Versicherungsfälle in 
dem Zeitpunkt eingetreten, in dem der erste Versiche-
rungsfall eingetreten ist. 

6 Versicherungssummen/Maximierung/ 
Selbstbeteiligung/Sublimits  

6.1 Es gelten die im Versicherungsschein genannten Versi-
cherungssummen für Personen-, Sach- und Vermö-
gensschäden. Sie bilden jeweils die Höchstentschädi-
gung je Versicherungsfall. Die Versicherungssummen 
stehen für alle Versicherungsfälle eines Versicherungs-
jahres zweimal zur Verfügung. 

 
6.2 Besondere Versicherungssummen (Sublimits im Rah-

men der oben genannten Versicherungssummen) und/ 
oder Selbstbeteiligungen und/oder Jahresschadenma-
ximierungen sind im Einzelfall innerhalb der nachste-
henden Vertragsteile vereinbart. 

 
6.3 Kommen in einem Versicherungsfall mehrere Selbstbe-

teiligungen aus diesem Vertrag in Betracht, so wird nur 
die vom Betrag her höchste angerechnet. Die anderen 
Abzüge entfallen. 

 
 
 

Teil B: 
Risikoausschlüsse und Risikobegrenzungen 
 
 

1 Generelle Risikoausschlüsse 

Ausgenommen von der Versicherung und besonders zu 
versichern ist, was nicht nach dem Antrag ausdrücklich 
in Versicherung gegeben oder nach Besonderen Bedin-
gungen oder Risikobeschreibungen ohne besonderen 
Beitrag mitversichert ist, insbesondere Ansprüche  

 
1.1 aus Tätigkeiten, die weder dem versicherten Betrieb 

oder Beruf eigen, noch sonst dem versicherten Risiko 
zuzurechnen sind;  

 
1.2 wegen Personenschäden durch im Geltungsbereich des 

Arzneimittelgesetzes (AMG) an Verbraucher abgege-
bene Arzneimittel, für die der Versicherungsnehmer in 
der Eigenschaft als pharmazeutischer Unternehmer i.S. 
des AMG eine Deckungsvorsorge zu treffen hat;  

 
1.3 aus Herstellung, Verarbeitung oder Beförderung von 

Sprengstoffen oder ihrer Lagerung zu Großhandelszwe-
cken sowie aus Veranstaltung oder Abbrennen von Feu-
erwerken;  

 
1.4 aus Besitz oder Betrieb von Bahnen zur Beförderung von 

Personen oder Sachen sowie aus der selbstständigen 
und nichtselbstständigen Teilnahme am Eisenbahnbe-
trieb;  

 
1.5 wegen Bergschäden (i.S. des § 114 BBergG), soweit es 

sich handelt um die Beschädigung von Grundstücken, 
deren Bestandteilen und Zubehör sowie wegen Schä-
den beim Bergbaubetrieb (i.S. des § 114 BBergG) durch 
schlagende Wetter, Wasser- und Kohlensäureeinbrüche 
sowie Kohlenstaubexplosionen;  

 
1.6 wegen Schäden, die nachweislich auf Kriegsereignissen, 

anderen feindseligen Handlungen, Aufruhr, inneren 

Unruhen, Generalstreik, illegalem Streik oder unmittel-
bar auf Verfügungen oder Maßnahmen von hoher Hand 
beruhen; das gleiche gilt für Schäden durch höhere Ge-
walt, soweit sich elementare Naturkräfte ausgewirkt ha-
ben;  

 
1.7 auf Entschädigung mit Strafcharakter, insbesondere pu-

nitive oder exemplary damages;  

 
1.8 nach den Art. 1792 ff. und 2270 und den damit im Zu-

sammenhang stehenden Regressansprüchen nach 
Art. 1147 des französischen Code Civil oder gleichartiger 
Bestimmungen anderer Länder;  

 
1.9 aus dem Verändern der Grundwasserverhältnisse;  

 
1.10 wegen Schäden an Kommissionsware (auch Tiere);  

 
1.11 aus dem Halten und/oder Hüten von Kampfhunden 

oder gefährlichen Hunden; Kampfhunde/gefährliche 
Hunde:  

Der Versicherungsschutz erstreckt sich nicht auf die In-
anspruchnahme als Halter oder Hüter von Hunden, die 
nach den Verordnungen oder den Gesetzen des jeweili-
gen Bundeslandes, in dem die Hunde gehalten werden, 
als gefährlich oder als Kampfhunde eingestuft sind oder 
für die das Bestehen einer Haftpflichtversicherung nach-
zuweisen ist. 

 
1.12 gegen die Personen (Versicherungsnehmer oder jeden 

Mitversicherten), die den Schaden durch bewusst ge-
setz-, vorschrifts- oder sonst pflichtwidrigen Umgang 
mit brennbaren oder explosiblen Stoffen verursachen;  

 
1.13 wegen Schäden durch Stollen-, Tunnel-, Untergrundbau 

(auch bei offener Bauweise), Unterwasserarbeiten sowie 
den Betrieb von Steinbrüchen, Sandgruben und Minen;  

 
1.14 wegen Schäden durch Einwirkung von elektrischen, 

magnetischen und/oder elektromagnetischen Feldern 
oder Wellen;  

 
1.15 aus planender, beratender, bau- oder montageleiten-

der, prüfender oder gutachterlicher Tätigkeiten;  

 
1.16 aus der Herstellung von Tabak-/Tabakwaren sowie der 

Inanspruchnahme von Handelsketten, die Tabakwaren 
unter eigenem Namen vertreiben;  

 
1.17 aus Schäden durch Abbruch- und/oder Einreißarbeiten 

von Bauwerken oder Bäumen, sofern nicht an anderer 
Stelle dieses Vertrages eine besondere Vereinbarung 
mit dem Versicherer getroffen wurde;  

 
1.18 aus Sprengungen;  

 
1.19 aus Schäden durch Einsammeln, Beförderung, Zwi-

schenlagerung, Beseitigung, Behandlung und Verwer-
tung von Abfällen und/oder Reststoffen, soweit es sich 
nicht um eine kurzfristige Zwischenlagerung eigener 
Abfällen und/oder Reststoffe auf dem Betriebsgelände 
handelt;  

 
1.20 aus Schäden durch  

− So9wareerstellung, -handel, -implementierung,  
-pflege  

− IT-Analyse, -Organisation, -Einweisung, -Schulung  
− Netzwerkplanung, -installation, -integration, -pflege  

und alle damit verbundenen Beratungsleistungen  
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1.21 aus Schäden durch Tätigkeiten als Provider für  

− die Zugangsvermittlung ins Internet (z.B. Access Pro-
viding)  

− das Bereithalten fremder Inhalte (z.B. Host Providing)  
− das Bereithalten eigener Inhalte (z.B. Content Provi-

ding)  
− das Zur-Verfügung-Stellen von Anwendungspro-

grammen, auf die über das Internet zugegriffen wer-
den kann (Application Service Providing)  

− den Betrieb von Rechenzentren und Datenbanken  

 
1.22 aus Schäden durch  

− Hardware-Handel, -Modifizierung (Nachrüstung),  
-Installation, -Wartung, -Herstellung  

− Herstellung und Handel von/mit Mess-, Steuer- und 
Regeltechnik und alle damit verbundenen Beratungs-
leistungen  

 
1.23 aus Beschädigung oder Vernichtung von Kfz, Anhängern, 

Arbeitsmaschinen (selbst fahrenden und nicht selbst fah-
renden), Arbeits- und Anbaugeräten oder damit fest ver-
bundenen Teilen, soweit sich diese Fahrzeuge bzw. deren 
Teile zur Reparatur oder zu sonstigen Zwecken in der Ob-
hut des Versicherungsnehmers befinden oder befunden 
haben. Dies gilt auch, wenn Kfz, Anhänger, Arbeitsmaschi-
nen (selbst fahrenden und nicht selbst fahrenden), Ar-
beits- und Anbaugeräten oder damit fest verbundenen 
Teilen, soweit sich diese Fahrzeuge bzw. deren Teile zur 
Reparatur oder zu sonstigen Zwecken in der Obhut des 
Versicherungsnehmers befinden oder befunden haben 
nur bedient werden. 

 
1.24 Nicht versichert gilt die Vornahme von Geburtshilfe, d.h. 

die aktive Mitwirkung bei der Geburt, außer als Erste-
Hilfe-Leistung. 

 
 

2 Kraftfahrzeuge, Kraftfahrzeuganhänger, 
Wasserfahrzeuge, Luft- und Raumfahrzeuge  

2.1 Kfz, Kfz-Anhänger und Wasserfahrzeuge  

 
2.1.1 Nicht versichert ist die Haftpflicht wegen Schäden, die 

der Versicherungsnehmer, ein Mitversicherter oder eine 
von ihnen bestellte oder beauftragte Person durch den 
Gebrauch eines Kfz oder Kfz-Anhängers verursachen. 

 
2.1.2 Nicht versichert ist die Haftpflicht wegen Schäden, die 

der Versicherungsnehmer, ein Mitversicherter oder eine 
von ihnen bestellte oder beauftragte Person durch den 
Gebrauch eines Wasserfahrzeugs verursachen oder für 
die sie als Halter oder Besitzer eines Wasserfahrzeugs in 
Anspruch genommen werden. 

 
2.1.3 Besteht nach diesen Bestimmungen für einen Versi-

cherten (Versicherungsnehmer oder ein Mitversicher-
ter) kein Versicherungsschutz, so gilt das auch für alle 
anderen Versicherten. 

 
2.1.4 Eine Tätigkeit der in Ziffer 2.1.1 und 2.1.2 genannten Per-

sonen an einem Kfz, Kfz-Anhänger und Wasserfahrzeug 
ist kein Gebrauch im Sinne dieser Bestimmung, wenn 
keine dieser Personen Halter oder Besitzer des Fahr-
zeugs ist und wenn das Fahrzeug hierbei nicht in Betrieb 
gesetzt wird. 

 
2.2 Luft-/Raumfahrzeuge  

 

2.2.1 Nicht versichert ist die Haftpflicht wegen Schäden, die 
der Versicherungsnehmer, ein Mitversicherter oder eine 
von ihnen bestellte oder beauftragte Person durch den 
Gebrauch eines Luft- oder Raumfahrzeugs verursachen 
oder für die sie als Halter oder Besitzer eines Luft- oder 
Raumfahrzeugs in Anspruch genommen werden. 

 
2.2.2 Besteht nach diesen Bestimmungen für einen Versi-

cherten (Versicherungsnehmer oder Mitversicherten) 
kein Versicherungsschutz, so gilt das auch für alle ande-
ren Versicherten. 

 
2.2.3 Nicht versichert ist die Haftpflicht aus  

− der Planung oder Konstruktion, Herstellung oder Lie-
ferung von Luft- oder Raumfahrzeugen oder Teilen 
von Luft- oder Raumfahrzeugen soweit die Teile er-
sichtlich für den Bau von Luft- oder Raumfahrzeugen 
oder den Einbau in Luft- oder Raumfahrzeugen be-
stimmt waren,  

− Tätigkeiten (z.B. Montage, Wartung, Inspektion, Über-
holung, Reparatur, Beförderung) an Luft- oder Raum-
fahrzeugen oder deren Teilen,  

und zwar wegen Schäden an Luft- oder Raumfahrzeu-
gen, der mit diesen beförderten Sachen, der Insassen 
und allen sich daraus ergebenden Vermögensschäden 
sowie wegen sonstiger Schäden durch Luft- oder Raum-
fahrzeuge. 

 
 

3 Inländische Versicherungsfälle, die im Aus-
land geltend gemacht werden  

Für Ansprüche, die im Ausland geltend gemacht wer-
den, gilt:  

 
3.1 Aufwendungen des Versicherers für Kosten der gericht-

lichen und außergerichtlichen Abwehr der von einem 
Dritten geltend gemachten Ansprüche, insbesondere 
Anwalts-, Sachverständigen-, Zeugen- und Gerichtskos-
ten, werden – abweichend von Ziffer 6.5 AHB – als Leis-
tungen auf die Versicherungssumme angerechnet. 

 
3.2 Bei Versicherungsfällen, die in USA/US-Territorien und 

Kanada geltend gemacht werden, gilt: Die Selbstbeteili-
gung des Versicherungsnehmers an jedem Versiche-
rungsfall beträgt 10 % der Ersatzleistung, mindestens 
5.000 Euro, höchstens 50.000 Euro. Kosten gelten als 
Schadensersatzleistungen. 

 
3.3 Die Leistungen des Versicherers erfolgen in Euro. So-

weit der Zahlungsort außerhalb der Staaten, die der Eu-
ropäischen Währungsunion angehören, liegt, gelten die 
Verpflichtungen des Versicherers mit dem Zeitpunkt als 
erfüllt, in dem der Euro-Betrag bei einem in der Europä-
ischen Währungsunion gelegenen Geldinstitut ange-
wiesen ist. 

 
 
 

Teil C: 
Deckungserweiterungen 
 
 

1 Abwässersachschäden  

Eingeschlossen ist – abweichend von Ziffer 7.14 (1) AHB – 
die gesetzliche Haftpflicht des Versicherungsnehmers 
wegen Sachschäden durch Abwässer einschließlich sol-
cher Sachschäden, die durch Abwässer aus dem Rück-
stau des Straßenkanals auftreten, sofern es sich nicht 
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um ausgeschlossene Umweltschäden gemäß Ziffer 7.10 
(b) AHB handelt. Ausgeschlossen bleiben jedoch An-
sprüche wegen Schäden an Entwässerungsleitungen 
durch Verschmutzungen und Verstopfungen und alle 
sich daraus ergebenden Vermögensschäden. 

 
 

2 Internetnutzung  

2.1 Versichertes Risiko :  

Versichert ist, – insoweit abweichend von Ziffer 7.7, 7.15 
und 7.16 AHB – die gesetzliche Haftpflicht des Versiche-
rungsnehmers wegen Schäden aus dem Austausch, der 
Übermittlung und der Bereitstellung elektronischer Da-
ten, z.B. im Internet, per E-Mail oder mittels Datenträ-
ger, soweit es sich handelt um Schäden aus  

 
2.1.1 der Löschung, Unterdrückung, Unbrauchbarmachung 

oder Veränderung von Daten (Datenveränderung) bei 
Dritten durch Computer-Viren und/oder andere Schad-
programme;  

 
2.1.2 der Datenveränderung aus sonstigen Gründen sowie 

der Nichterfassung und fehlerhaften Speicherung von 
Daten bei Dritten und zwar wegen sich daraus ergeben-
der Personen- und Sachschäden, nicht jedoch weiterer 
Datenveränderungen sowie der Kosten zur Wiederher-
stellung der veränderten Daten bzw. Erfassung/ korrek-
ten Speicherung nicht oder fehlerhaft erfasster Daten;  

 
2.1.3 der Störung des Zugangs Dritter zum elektronischen Da-

tenaustausch;  

 
Für Ziffer 2.1.1 bis 2.1.3 gilt:  

Dem Versicherungsnehmer obliegt es, dass die auszu-
tauschenden, zu übermittelnden, bereitgestellten Daten 
durch Sicherheitsmaßnahmen und/oder -techniken (z.B. 
Virenscanner, Firewall) gesichert oder geprüft werden 
bzw. worden sind, die dem Stand der Technik entspre-
chen. Diese Maßnahmen können auch durch Dritte er-
folgen. Verletzt der Versicherungsnehmer diese Oblie-
genheit, gilt Ziffer 26 AHB (Rechtsfolgen bei Verletzung 
von Obliegenheiten);  

 
2.1.4 der Verletzung von Persönlichkeitsrechten, insoweit be-

steht auch Versicherungsschutz für immaterielle Schä-
den, nicht jedoch aus der Verletzung von Urheberrech-
ten;  

 
2.1.5 der Verletzung von Namensrechten, insoweit besteht 

auch Versicherungsschutz für immaterielle Schäden. 

 
Für Ziffer 2.1.4 und 2.1.5 gilt:  

In Erweiterung von Ziffer 1.1 AHB ersetzt der Versicherer 
Gerichts- und Anwaltskosten eines Verfahrens, mit dem 
der Erlass einer einstweiligen Verfügung gegen den Ver-
sicherungsnehmer begehrt wird, auch wenn es sich um 
Ansprüche auf Unterlassung oder Widerruf handelt so-
wie Gerichts- und Anwaltskosten einer Unterlassungs- 
oder Widerrufsklage gegen den Versicherungsnehmer. 

Voraussetzung für die Leistung des Versicherers, dass 
der Versicherer vom Beginn eines Verfahrens unverzüg-
lich, spätestens fünf Werktage nach Zustellung der 
Klage-, Antragschrift oder des Gerichtsbeschlusses, voll-
ständig unterrichtet wird. Auf Ziffer 25.5 AHB wird hin-
gewiesen. 

 
2.2 Versicherungssumme/Sublimit/Serienschaden/Anrech-

nung von Kosten  

 

2.2.1 Die Versicherungssumme für diese Deckungserweite-
rung beträgt 1.000.000 Euro und stellt zugleich die 
Höchstersatzleistung für alle Versicherungsfälle eines 
Versicherungsjahres dar. 

 
2.2.2 Innerhalb dieser Versicherungssumme beträgt die 

Höchstersatzleistung 100.000 Euro für Schäden im 
Sinne der Ziffer 2.1.5. 

 
2.2.3 Mehrere während der Wirksamkeit der Versicherung 

eintretende Versicherungsfälle gelten als ein Versiche-
rungsfall, der im Zeitpunkt des ersten dieser Versiche-
rungsfälle eingetreten ist, wenn diese  

− auf derselben Ursache,  
− auf gleichen Ursachen mit innerem, insbesondere 

sachlichem und zeitliche Zusammenhang oder  
− auf dem Austausch, der Übermittlung und Bereitstel-

lung elektronischer Daten mit gleichen Mängeln be-
ruhen. Ziffer 6.3 AHB wird gestrichen. 

 
2.2.4 Aufwendungen des Versicherers für Kosten der gericht-

lichen und außergerichtlichen Abwehr der von einem 
Dritten geltend gemachten Ansprüche, insbesondere 
Anwalts-, Sachverständigen-, Zeugen- und Gerichtskos-
ten, werden – abweichend von Ziffer 6.5 AHB – als Leis-
tungen auf die Versicherungssumme angerechnet. 

 
2.3 Auslandsschäden:  

Versicherungsschutz besteht – abweichend von Ziffer 
7.9 AHB – für Versicherungsfälle im Ausland. Dies gilt je-
doch nur, soweit die versicherten Haftpflichtansprüche 
in europäischen Staaten und nach dem Recht europäi-
scher Staaten geltend gemacht werden. 

 
2.4 Nicht versicherte Risiken:  

Nicht versichert sind Ansprüche aus nachfolgend ge-
nannten Tätigkeiten und Leistungen:  

− Software-Erstellung, -Handel, -Implementierung,  
-Pflege;  

− IT-Beratung, -Analyse, -Organisation, -Einweisung,  
-Schulung;  

− Netzwerkplanung, -installation, -integration, -betrieb,  
-wartung, -pflege;  

− Bereithalten fremder Inhalte, z.B. Access-, Host-, Full-
Service-Providing;  

− Betrieb von Rechenzentren und Datenbanken;  
− Betrieb von Telekommunikationsnetzen;  
− Anbieten von Zertifizierungsdiensten i.S.d. SigG/SigV;  
− Tätigkeiten, für die eine gesetzliche Pflicht zum Ab-

schluss einer Vermögensschadenhaftpflichtversiche-
rung bestehen. 

 
2.5 Ausschlüsse/Risikoabgrenzungen:  

Ausgeschlossen vom Versicherungsschutz sind ergän-
zend zu Ziffer 7 AHB Ansprüche  

 
2.5.1 die im Zusammenhang stehen mit  

− massenhaft versandten, vom Empfänger ungewoll-
ten elektronisch übertragenen Informationen (z.B. 
Spamming),  

− Dateien (z.B. Cookies), mit denen widerrechtlich be-
stimmte Informationen über Internet-Nutzer gesam-
melt werden können;  

 
2.5.2 wegen Schäden, die von Unternehmen, die mit dem Ver-

sicherungsnehmer oder dessen Gesellschaftern durch 
Kapital mehrheitlich verbunden sind oder unter einer 
einheitlichen Leitung stehen, geltend gemacht werden;  
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2.5.3 gegen den Versicherungsnehmer oder jeden Mitversi-
cherten, soweit diese den Schaden durch bewusstes Ab-
weichen von gesetzlichen oder behördlichen Vorschrif-
ten sowie von schriftlichen Anweisungen oder 
Bedingungen des Auftraggebers oder durch sonstige be-
wusste Pflichtverletzungen herbeigeführt haben. 

 

3 Kraftfahrzeuge, selbst fahrende  
Arbeitsmaschinen, Stapler, Anhänger  

3.1 Eingeschlossen ist die gesetzliche Haftpflicht des Versi-
cherungsnehmers für Schäden aus dem Besitz, Halten 
und dem Gebrauch von Kraftfahrzeugen, selbst fahren-
den Arbeitsmaschinen, Staplern und Anhängern, abwei-
chend von Ziffer 2 Teil B, gemäß den nachfolgenden Be-
stimmungen:  

 
3.1.1 Auf nicht öffentlichen Wegen und Plätzen alle Kraftfahr-

zeuge und Anhänger ohne Rücksicht auf deren bauart-
bedingte Höchstgeschwindigkeit;  

 
3.1.2 Auf bedingt/beschränkt öffentlichen Wegen und Plät-

zen und/oder im öffentlichen Verkehrsraum;  

3.1.2.1 alle Kraftfahrzeuge, mit einer bauartbedingten Höchst-
geschwindigkeit von nicht mehr als 6 km/h;  

3.1.2.2 Stapler, mit einer bauartbedingten Höchstgeschwindig-
keit von nicht mehr als 20 km/h und die nicht den Vor-
schriften über das Zulassungsverfahren unterliegen;  

3.1.2.3 selbst fahrende Arbeitsmaschinen, mit einer bauartbe-
dingten Höchstgeschwindigkeit von nicht mehr als 
20 km/h und die nicht den Vorschriften über das Zulas-
sungsverfahren unterliegen;  

3.1.2.4 Anhänger, die nicht den Vorschriften über das Zulas-
sungsverfahren unterliegen und nicht in Verbindung mit 
einem versicherungspflichtigen Zugfahrzeug stehen. 

 
3.2 Das Fahrzeug darf nur von einem berechtigten Fahrer 

gebraucht werden. Berechtigter Fahrer ist, wer das 
Fahrzeug mit Wissen und Willen des Verfügungsberech-
tigten gebrauchen darf. Der Versicherungsnehmer ist 
verpflichtet, dafür zu sorgen, dass das Fahrzeug nicht 
von einem unberechtigten Fahrer gebraucht wird. 

 
3.3 Der Fahrer des Fahrzeugs darf das Fahrzeug auf öffent-

lichen Wegen oder Plätzen nur mit der erforderlichen 
Fahrerlaubnis benutzen. Der Versicherungsnehmer ist 
verpflichtet, dafür zu sorgen, dass das Fahrzeug nicht 
von einem Fahrer benutzt wird, der nicht die erforderli-
che Fahrerlaubnis hat. 

 
 Hinweise  

Bedingt/Beschränkt öffentliche Verkehrsflächen, Wege 
und Plätze:  

Bei Betriebsgrundstücken und -grundstücksteilen, die 
Besuchern, Kunden oder Lieferanten zugänglich sind, 
handelt es sich um so genannte beschränkt öffentliche 
Verkehrsflächen. Kraftfahrzeuge mit mehr als 6 km/h 
Höchstgeschwindigkeit (Hub- und Gabelstapler und 
selbst fahrende Arbeitsmaschinen jedoch erst mit mehr 
als 20 km/h Höchstgeschwindigkeit), die ausschließlich 
oder gelegentlich auf solchen Betriebsgrundstücken 
oder Baustellen verkehren, sind versicherungspflichtig, 
mit der Folge, dass eine Kraftfahrzeug-Haftpflicht-Versi-
cherung nach Maßgabe der Allgemeinen Bedingungen 
für die Kraftfahrt-Versicherung (AKB) abgeschlossen 
werden muss. Auch bei einer behördlicherseits erteilten 
Befreiung von der Zulassungspflicht-Ausnahmegeneh-
migung nach § 70 Abs. 1 Ziffer 2 StVZO – bleibt die Versi-
cherungspflicht bestehen. 

 
Selbst fahrende Arbeitsmaschinen (§ 2 Ziffer 17 FZV):  

Kraftfahrzeuge, die nach ihrer Bauart und ihren beson-
deren, mit dem Fahrzeug fest verbundenen Einrichtun-
gen zur Verrichtung von Arbeiten, jedoch nicht zur Be-
förderung von Personen oder Gütern bestimmt und 
geeignet sind. Obwohl nicht zulassungspflichtig, müs-
sen Arbeitsmaschinen beim Verkehr auf öffentlichen 
Straßen amtliche Kennzeichen führen, wenn ihre durch 
die Bauart bestimmte Höchstgeschwindigkeit 20 km/h 
übersteigt. Diese sind dann ausschließlich nach dem 
Kraftfahrt-Tarif zu versichern. 

 
Stapler (§ 2 Ziffer 18 FZV):  

Kraftfahrzeuge, die nach ihrer Bauart für das Aufneh-
men, Heben, Bewegen und Positionieren von Lasten be-
stimmt oder geeignet sind. Obwohl nicht zulassungs-
pflichtig, müssen Stapler beim Verkehr auf öffentlichen 
Straßen amtliche Kennzeichen führen, wenn ihre durch 
die Bauart bestimmte Höchstgeschwindigkeit 20 km/h 
übersteigt. Diese sind dann ausschließlich nach dem 
Kraftfahrt-Tarif zu versichern. 

 
 

4 Mietsachschäden an Arbeitsmaschinen oder 
-geräten  

4.1 Eingeschlossen ist – abweichend von Ziffer 7.6, 7.7 und 
teilweise von 7.10 (b) AHB – die gesetzliche Haftpflicht 
wegen Schäden an nicht zulassungspflichtigen und/ 
oder nicht versicherungspflichtigen selbst fahrenden 
Arbeitsmaschinen, Staplern oder sonstigen nicht selbst 
fahrenden Arbeitsmaschinen und -geräten, die dem 
Versicherungsnehmer aus Anlass von Arbeiten im Rah-
men des versicherten Risikos von auf der Baustelle täti-
gen Firmen sowie sonstigen Personen kurzfristig, maxi-
mal für die Dauer von 30 Tagen vermietet, geliehen oder 
sonst wie überlassen wurden sowie aus sich daraus er-
gebenden Vermögensschäden. 

 
4.2 Kein Versicherungsschutz besteht für Schäden an nicht 

zulassungspflichtigen und/oder nicht versicherungs-
pflichtigen selbst fahrenden Arbeitsmaschinen, Staplern 
oder sonstigen nicht selbst fahrenden Arbeitsmaschinen 
und -geräten, die der Versicherungsnehmer von Vermie-
tern – die dies gewerbsmäßig betreiben – geliehen, ge-
mietet, geleast, gepachtet hat oder die Gegenstand eines 
besonderen Verwahrungsvertrages sind. 

 

4.3 Im Rahmen der Versicherungssumme des Vertrages 
steht für Mietsachschäden an nicht zulassungspflichtigen 
und/oder nicht versicherungspflichtigen selbst fahren-
den Arbeitsmaschinen, Staplern oder sonstigen nicht 
selbst fahrenden Arbeitsmaschinen und -geräten), eine 
Versicherungssumme von 50.000 Euro je Versicherungs-
fall, begrenzt auf 100.000 Euro je Versicherungsjahr, zur 
Verfügung. Der Versicherungsnehmer beteiligt sich an je-
dem Versicherungsfall mit 500 Euro. 

 
4.4 Ausgeschlossen bleiben Ansprüche 

 

4.4.1 der in Ziffer 7.4 genannten Personen; 

 

4.4.2 von Angehörigen (siehe Ziffer 7.5 (1) Abs. 2 AHB) der vor-
genannten Personen sowie von Angehörigen des Versi-
cherungsnehmers; 

 

4.4.3 von Gesellschaftern des Versicherungsnehmers; 
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4.4.4 von gesetzlichen Vertretern des Versicherungsnehmers 
und solchen Personen, die er zur Leitung oder Beauf-
sichtigung des versicherten Betriebes oder eines Teiles 
desselben angestellt hat; 

 

4.4.5 von Unternehmen, die mit dem Versicherungsnehmer 
oder Gesellschaftern des Versicherungsnehmers durch 
Kapital mehrheitlich verbunden sind und unter einer 
einheitlichen unternehmerischen Leitung stehen; 

 

4.4.6 aus Abnutzung, Verschleiß oder übermäßiger Bean-
spruchung; 

 

4.4.7 wegen Schäden an Heizungs-, Maschinen-, Kessel- und 
Warmwasserbereitungsanlagen sowie an Elektro- und 
Gasgeräten; 

 

4.4.8 wegen Glasschäden, soweit der Versicherungsnehmer 
sich hiergegen besonders versichern kann; 

 

4.4.9 wegen Schäden infolge Transportes; 

 

4.4.10 aufgrund Schäden infolge Schimmelbildung. 

 
 

5 Senkungsschäden, Erdrutschungen  

5.1 Eingeschlossen ist – abweichend von Ziffer 7.14(2) und 
Ziffer 7.10 (b) AHB – die gesetzliche Haftpflicht des Ver-
sicherungsnehmers wegen Sachschäden an einem 
Grundstück und/oder den darauf befindlichen Gebäu-
den oder Anlagen, welche durch Senkungen von Grund-
stücken, Erdrutschungen oder Erschütterungen infolge 
Rammarbeiten entstehen, soweit es sich hierbei nicht 
um das Baugrundstück selbst handelt. 

 
5.2 Soweit der vorstehende Einschluss auch Schäden durch 

Umwelteinwirkung umfasst, besteht kein Versiche-
rungsschutz über die Umwelthaftpflicht-Basis-Versi-
cherung. 

 
 

6 Strahlenschäden  

6.1 Eingeschlossen ist – abweichend von Ziffer 7.12 AHB und 
Ziffer 7.10 (b) AHB – die gesetzliche Haftpflicht des Ver-
sicherungsnehmers aus  

 
6.1.1 dem deckungsvorsorgefreien Umgang mit radioaktiven 

Stoffen;  

 
6.1.2 Besitz und Verwendung von Röntgeneinrichtungen und 

Störstrahlern, Laser- und Masergeräten. 

Soweit der vorstehende Einschluss auch Schäden durch 
Umwelteinwirkung umfasst, besteht kein Versiche-
rungsschutz über die Umwelthaftpflicht-Basis-Versi-
cherung. 

 
6.2 Werden vom Versicherungsnehmer gelieferte Erzeug-

nisse, Arbeiten oder sonstige Leistungen im Zusam-
menhang mit energiereichen ionisierenden Strahlen 
verwendet, ohne dass dies für den Versicherungsneh-
mer ersichtlich war, wird sich der Versicherer nicht auf 
Ziffer 7.12 AHB berufen. 

 
6.2.1 Dies gilt nicht für Schäden,  

6.2.1.1 die durch den Betrieb einer Kernanlage bedingt sind 
oder von einer solchen Anlage ausgehen;  

6.2.1.2 die durch die Beförderung von Kernmaterialien ein-
schließlich der damit zusammenhängenden Lagerun-
gen bedingt sind. 

 
6.3 Ausgeschlossen bleiben Ansprüche  

 
6.3.1 wegen Schäden infolge der Veränderung des Erbgutes 

(Genom), die ab der zweiten Generation eintreten;  

 
6.3.2 wegen Personenschäden solcher Personen, die – gleich-

gültig für wen oder in wessen Auftrag – aus beruflichem 
oder wissenschaftlichem Anlass im Betrieb des Versiche-
rungsnehmers eine Tätigkeit ausüben und hierbei die 
von energie-reichen ionisierenden Strahlen oder Laser-
strahlen ausgehenden Gefahren in Kauf zu nehmen ha-
ben;  

 
6.3.3 gegenüber jedem Versicherungsnehmer oder Versi-

cherten, der den Schaden durch bewusstes Abweichen 
von dem Strahlenschutz dienenden Gesetzen, Verord-
nungen, behördlichen Verfügungen oder Anordnungen 
verursacht hat. 

 
 

7 Tätigkeitsschäden  

7.1 Be- und Entladeschäden  

 
7.1.1 Eingeschlossen ist – abweichend von Ziffer 7.7 AHB – die 

gesetzliche Haftpflicht des Versicherungsnehmers we-
gen der Beschädigung von Land- und Wasserfahrzeu-
gen, Containern sowie der Ladung durch oder beim Be- 
und Entladen und alle sich daraus ergebenden Vermö-
gensschäden. 

 
7.1.2 Für Schäden an Containern besteht auch dann Versi-

cherungsschutz, wenn diese entstehen beim Abheben 
von oder Heben auf Land- oder Wasserfahrzeuge durch 
Kräne oder Winden zum Zwecke des Be- und Entladens. 
Dies gilt nicht, wenn die Container selbst Gegenstand 
von Verkehrsverträgen (Fracht-, Speditions- oder Lager-
verträgen) sind. 

 
7.1.3 Für Schäden am Ladegut und allen sich daraus ergeben-

den Vermögensschäden besteht jedoch nur Versiche-
rungsschutz, wenn 

7.1.3.1 die Ladung nicht für den Versicherungsnehmer be-
stimmt ist und 

7.1.3.2 es sich nicht um Erzeugnisse des Versicherungsneh-
mers bzw. von ihm, in seinem Auftrag oder für seine 
Rechnung von Dritten gelieferte Sachen handelt und 

7.1.3.3 der Transport der Ladung nicht vom Versicherungsneh-
mer bzw. in seinem Auftrag oder für seine Rechnung von 
Dritten übernommen wird. 

 
7.1.4 Der Versicherungsnehmer beteiligt sich an jedem Versi-

cherungsfall mit 250 Euro. 

 
7.2 Leitungsschäden  

 
7.2.1 Eingeschlossen ist – abweichend von Ziffer 7.7 AHB – die 

gesetzliche Haftpflicht des Versicherungsnehmers we-
gen Schäden an Erdleitungen (Kabel, unterirdische Ka-
näle, Wasserleitungen, Gasrohre und andere Leitungen) 
sowie Frei- und/oder Oberleitungen und alle sich daraus 
ergebenden Vermögensschäden. 
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7.2.2 Für Haftpflichtansprüche aus der Beschädigung von 
Erdleitungen aus Anlass von Arbeiten irgendwelcher Art 
besteht nur dann Versicherungsschutz, wenn die fol-
genden Maßnahmen durchgeführt worden sind:  

7.2.2.1 Vor Ausführung der Arbeiten ist von den zuständigen 
Stellen z.B. Fernmeldeamt, Elektrizitätswerk, Gaswerk, 
Tiefbauamt, Telekommunikationslinien-/-anlageneigen-
tümer – eine schriftliche Auskunft darüber einzuholen, 
ob und wo an der Arbeitsstelle Erdleitungen verlaufen. 
Ist schriftliche Auskunft nicht zu erlangen, so muss das 
Ergebnis der Ermittlungen den zuständigen Stellen 
durch eingeschriebenen Brief bestätigt werden. 

7.2.2.2 Leitet der Versicherungsnehmer die Bauarbeiten nicht 
selbst, so hat der Versicherungsnehmer das Ergebnis 
der Ermittlungen zu 7.2.2.1 vor Beginn der Arbeiten dem 
für die Baustelle Verantwortlichen gegen eine schriftli-
che Empfangsbescheinigung auszuhändigen. Wenn es 
sich um Telekommunikationslinien und -anlagen han-
delt, müssen außerdem die „Anweisung zum Schutze 
unterirdischer Telekommunikationslinien und -anlagen 
der Deutschen Telekom AG bei Arbeiten anderer (Kabel-
schutzanweisung)” – Stand 09.02.2009 – oder an deren 
Stelle erlassene Anweisungen ausgehändigt werden. 

7.2.2.3 Der Beginn der Arbeiten ist den zuständigen Stellen so 
rechtzeitig schriftlich mitzuteilen, dass sie erforderliche 
Sicherungsmaßnahmen treffen können. 

7.2.2.4 Jede Beschädigung von Erdleitungen ist den zuständigen 
Stellen sofort zu melden und schriftlich zu bestätigen. 

7.2.3 Die Regelungen der Ziffer 1.2 AHB (Erfüllungsansprüche) 
und der Ziffer 7.8 AHB (Schäden an hergestellten oder ge-
lieferten Arbeiten oder Sachen) bleiben bestehen. 

 
7.2.4 Der Versicherungsnehmer beteiligt sich an jedem Versi-

cherungsfall mit 250 Euro. 

 
7.3 Unterfangungen, Unterfahrungen  

 
7.3.1 Eingeschlossen ist – teilweise abweichend von Ziffer 7.14 

AHB und von Ziffer 7.10 (b) AHB – die gesetzliche Haft-
pflicht des Versicherungsnehmers wegen Sachschäden 
an den zu unterfangenden und unterfahrenen Grund-
stücken, Gebäuden, Gebäudeteile und Anlagen und alle 
sich daraus ergebenden Vermögensschäden. Soweit der 
vorstehende Einschluss auch Schäden durch Umwelt-
einwirkung umfasst, besteht kein Versicherungsschutz 
über die Umwelthaftpflicht-Basis-Versicherung. 

 
7.3.2 Die Regelungen der Ziffer 1.2 AHB (Erfüllungsansprüche) 

und der Ziffer 7.8 AHB (Schäden an hergestellten oder ge-
lieferten Arbeiten oder Sachen) bleiben bestehen. 

 
7.3.3 Der Versicherungsnehmer beteiligt sich an jedem Versi-

cherungsfall mit 250 Euro. 

 
7.4 Sonstige Tätigkeitsschäden  

 
7.4.1 Eingeschlossen ist – abweichend von Ziffer 7.7 AHB – die 

gesetzliche Haftpflicht des Versicherungsnehmers aus 
Schäden, die an fremden Sachen durch eine gewerbli-
che oder berufliche Tätigkeit des Versicherungsneh-
mers an oder mit diesen Sachen entstanden sind und 
alle sich daraus ergebenden Vermögensschäden, wenn 
diese Schäden  

7.4.1.1 durch eine gewerbliche oder berufliche Tätigkeit des 
Versicherungsnehmers an diesen Sachen entstanden 
sind;  

7.4.1.2 dadurch entstanden sind, dass der Versicherungsneh-
mer diese Sachen zur Durchführung seiner gewerbli-
chen und beruflichen Tätigkeit benutzt hat;  

7.4.1.3 durch eine gewerbliche oder berufliche Tätigkeit des 
Versicherungsnehmers entstanden sind und sich diese 
Sachen im unmittelbaren Einwirkungsbereich der Tä-
tigkeit befunden haben. 

 
7.4.2 Die Regelungen der Ziffer 1.2 AHB (Erfüllungsansprüche) 

und der Ziffer 7.8 AHB (Schäden an hergestellten oder ge-
lieferten Arbeiten oder Sachen) bleiben bestehen. 

7.4.3 Ausgeschlossen bleiben Ansprüche wegen  

7.4.3.1 Beschädigung von Sachen, die sich bei dem Versiche-
rungsnehmer zur Lohnbe- oder -verarbeitung, Repara-
tur oder zu sonstigen Zwecken befinden, befunden ha-
ben oder die vom Versicherungsnehmer übernommen 
wurden;  

7.4.3.2 Beschädigung von Fahrzeugen oder Containern ein-
schließlich der Ladung durch/oder beim Be- und Entla-
den;  

7.4.3.3 Beschädigungen von Leitungen gemäß Ziffer 7.2 Teil C  

7.4.3.4 Schäden durch Unterfangungen, Unterfahrungen ge-
mäß Ziffer 7.3 Teil C  

 
7.4.4 Die Höchstersatzleistung beträgt innerhalb der Versi-

cherungssumme für Sachschäden je Versicherungsfall 
1.000.000 Euro, begrenzt auf 2.000.000 Euro für alle 
Versicherungsfälle eines Versicherungsjahres. Der Ver-
sicherungsnehmer beteiligt sich an jedem Versiche-
rungsfall mit 250 Euro. 

 
 

8 Vermögensschäden  

8.1 Vermögensschäden – Datenschutz  

Eingeschlossen ist – abweichend von Ziffer 7.16 AHB – 
die gesetzliche Haftpflicht des Versicherungsnehmers 
wegen Vermögensschäden im Sinne der Ziffer 2.1 AHB 
wegen Versicherungsfällen, die während der Wirksam-
keit der Versicherung eingetreten sind, aus der Verlet-
zung von Datenschutzgesetzen durch Missbrauch per-
sonenbezogener Daten. 

 
8.2 Sonstige Vermögensschäden  

 
8.2.1 Eingeschlossen ist im Rahmen des Vertrages die gesetz-

liche Haftpflicht des Versicherungsnehmers wegen Ver-
mögensschäden im Sinne der Ziffer 2.1 AHB wegen Ver-
sicherungsfällen, die während der Wirksamkeit der 
Versicherung eingetreten sind. 

 
8.2.2 Ausgeschlossen sind Ansprüche wegen Schäden  

8.2.2.1 durch vom Versicherungsnehmer (oder in seinem Auf-
trag oder für seine Rechnung von Dritten) hergestellte 
oder gelieferte Sachen, erbrachte Arbeiten oder sons-
tige Leistungen;  

8.2.2.2 aus planender, beratender, bau- oder montageleiten-
der, prüfender oder gutachterlicher Tätigkeit;  

8.2.2.3 aus Ratschlägen, Empfehlungen oder Weisungen an 
wirtschaftlich verbundene Unternehmen;  

8.2.2.4 aus Vermittlungsgeschäften aller Art;  

8.2.2.5 aus Auskunftserteilung, Übersetzung sowie Reiseveran-
staltung;  

8.2.2.6 aus Anlage-, Kredit-, Versicherungs-, Grundstücks-, Lea-
sing- oder ähnlichen wirtschaftlichen Geschäften, aus 
Zahlungsvorgängen aller Art, aus Kassenführung sowie 
aus Untreue oder Unterschlagung;  

8.2.2.7 aus Rationalisierung und Automatisierung, Datenerfas-
sung, -speicherung, -sicherung, -wiederherstellung, Aus-
tausch, Übermittlung, Bereitstellung elektronischer Da-
ten;  
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8.2.2.8 aus der Verletzung von Persönlichkeitsrechten und Na-
mensrechten, gewerblichen Schutzrechten und Urhe-
berrechten sowie des Kartell- oder Wettbewerbsrechts;  

8.2.2.9 aus der Nichteinhaltung von Fristen, Terminen, Vor- und 
Kostenanschlägen;  

8.2.2.10 aus Pflichtverletzungen, die mit der Tätigkeit als ehema-
lige oder gegenwärtige Mitglieder von Vorstand, Ge-
schäftsführung, Aufsichtsrat, Beirat oder anderer ver-
gleichbarer Leitungs- oder Aufsichtsgremien/Organe 
im Zusammenhang stehen;  

8.2.2.11 aus bewusstem Abweichen von gesetzlichen oder be-
hördlichen Vorschriften, von Anweisungen oder Bedin-
gungen des Auftraggebers oder aus sonstiger bewusster 
Pflichtverletzung;  

8.2.2.12 aus dem Abhandenkommen von Sachen, auch z.B. von 
Geld, Wertpapieren und Wertsachen. 

 
8.3 Je Versicherungsfall gilt die im Versicherungsschein ge-

nannte Versicherungssumme. Die Gesamtleistung für 
alle Versicherungsfälle eines Versicherungsjahres be-
trägt das Doppelte dieser Versicherungssumme. 

 
 

9 Vertraglich übernommene gesetzliche  
Haftpflicht  

9.1 Eingeschlossen ist – abweichend von Ziffer 7.3 AHB – die 
vom Versicherungsnehmer als Mieter, Entleiher, Päch-
ter oder Leasingnehmer durch Vertrag übernommene 
gesetzliche Haftpflicht privatrechtlichen Inhalts des je-
weiligen Vertragspartners (Vermieter, Verleiher, Ver-
pächter, Leasinggeber) in dieser Eigenschaft aus Verstö-
ßen gegen Verkehrssicherungspflichten. 

 
9.2 Mitversichert ist die durch Vertrag übernommene Frei-

stellung öffentlich-rechtlicher Körperschaften von ge-
setzlichen Haftpflichtansprüchen Dritter aus Verstößen 
gegen Verkehrssicherungspflichten. 

 
 

10 Vorsorgeversicherung  

Abweichend von Ziffer 4.2 AHB gelten für die Versiche-
rungssummen der Vorsorgeversicherung die in diesem 

Vertrag vereinbarten Versicherungssummen. Auf die 
besonderen Bestimmungen zum Umweltrisiko wird 
hingewiesen. 

 
 

11 Umweltrisiko 

Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht aus Umwelt-
einwirkungen gemäß den Besondere Bedingungen und 
Risikobeschreibungen für die Versicherung der Haft-
pflicht wegen Schäden durch Umwelteinwirkung im 
Rahmen der Betriebs- und Berufs-Haftpflicht-Versiche-
rung (BBR Umwelthaftpflicht-Basis- und -Regress) und 
den Besondere Bedingungen und Risikobeschreibun-
gen für die Umweltschadensversicherung nach Teil 1 
(BBR Umweltschaden) und den darin genanten Risiko-
begrenzungen. 

Darüber hinausgehender Versicherungsschutz, z.B. für 
umweltgefährliche Anlagen, besteht nur nach besonde-
rer schriftlicher Vereinbarung. 

 
 

12 Kostenübernahme im Strafverfahren 

Ergänzend zu Ziffer 5.3 AHB gilt: 

 
12.1 In einem Strafverfahren wegen eines Ereignisses, das ei-

nen unter den Versicherungsschutz fallenden Haft-
pflichtanspruch zur Folge haben kann, übernimmt der 
Versicherer die Gerichtskosten sowie die gebührenord-
nungsmäßigen – gegebenenfalls auch die mit ihm be-
sonders vereinbarten höheren – Kosten der Rechtsver-
teidigung. 

 
12.2 Es gelten die Obliegenheiten nach Eintritt des Versiche-

rungsfalles gemäß Ziffer 25.3 AHB. 

 
12.3 Ausgeschlossen vom Versicherungsschutz bleiben 

Geldbußen (auch Ordnungsgelder, Zwangsgelder, Geld-
strafen, Geldsanktionen und dergleichen), Strafen und 
Strafvollstreckungskosten. 
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Besondere Bedingungen und Risikobeschreibungen für die Versicherung der Haftpflicht wegen 
Schäden durch Umwelteinwirkung im Rahmen der Betriebs- und Berufs-Haftpflicht-Versicherung 
(BBR Umweltha?pflicht-Basis- und -Regress) 
 
 
– sofern im Versicherungsvertrag vereinbart –  
 
Soweit nachfolgend nicht etwas anderes bestimmt ist, gelten die in dem Versicherungsvertrag ebenfalls vereinbarten Besonderen Bedin-
gungen und Risikobeschreibungen zur Betriebs- und Berufs-Ha9pflichtversicherung auch für diesen Vertragsteil. Sind dort bereits Schäden 
durch Umwelteinwirkung – abweichend von Ziffer 7.10 (b) AHB – eingeschlossen, gelten die nachfolgenden Bestimmungen nicht. 

 

 

1 Gegenstand der Versicherung  

1.1 Versichert ist – abweichend von Ziffer 7.10 (b) AHB – im 
Rahmen und Umfang des Vertrages die gesetzliche 
Haftpflicht privatrechtlichen Inhalts des Versicherungs-
nehmers wegen Personen- und Sachschäden durch 
Umwelteinwirkung, wenn diese Umwelteinwirkung 
nicht von Anlagen oder Tätigkeiten ausgeht oder ausge-
gangen ist, die unter Ziffer 2 fallen. 

 
1.2 Schäden durch Feuer oder Explosion gelten als Schäden 

durch Umwelteinwirkung im Sinne des vorgenannten 
Absatzes. 

 
1.3 Mitversichert sind gem. Ziffer 2.1 AHB Vermögensschä-

den aus der Verletzung von Aneignungsrechten, des 
Rechts am eingerichteten und ausgeübten Gewerbebe-
trieb, wasserrechtlichen Benutzungsrechten oder -be-
fugnissen. Diese werden wie Sachschäden behandelt. 

 
1.4 Versicherungsschutz besteht auch dann, wenn gela-

gerte Stoffe bei ihrer Verwendung im räumlichen und 
gegenständlichen Zusammenhang mit versicherten An-
lagen in Boden, Luft oder Wasser (einschl. Gewässer) ge-
langen, ohne in diese eingebracht oder eingeleitet zu 
sein. 

 
1.5 Der Versicherungsschutz bezieht sich auch auf die Haft-

pflicht wegen Schäden eines Dritten, die dadurch ent-
stehen, dass Stoffe in Abwässer und mit diesen in Ge-
wässer gelangen. 

 
 

2 Risikobegrenzungen  

Nicht versichert ist die Haftpflicht wegen Umweltein-
wirkungen aus  

 
2.1 Anlagen des Versicherungsnehmers, die bestimmt sind, 

gewässerschädliche Stoffe herzustellen, zu verarbeiten, 
zu lagern, abzulagern, zu befördern oder wegzuleiten 
(WHG-Anlagen). 

 
2.2 Anlagen des Versicherungsnehmers gem. Anhang 1 zum 

Umwelthaftungsgesetz (UHG-Anlagen). 

 
2.3 Anlagen des Versicherungsnehmers, die nach dem Um-

weltschutz dienenden Bestimmungen einer Genehmi-
gungs- oder Anzeigepflicht unterliegen (sonstige dekla-
rierungspflichtige Anlagen). 

 
2.4 Abwasseranlagen des Versicherungsnehmers oder dem 

Einbringen oder Einleiten von Stoffen in ein Gewässer 
oder Einwirken auf ein Gewässer derart, dass die physi-
kalische, chemische oder biologische Beschaffenheit 
des Wassers verändert wird, durch den Versicherungs-
nehmer (Abwasseranlagen- und Einwirkungsrisiko). 

2.5 Anlagen des Versicherungsnehmers gem. Anhang 2 
zum Umwelthaftungsgesetz (UHG-Anlagen/Pflichtver-
sicherung). 

 
2.6 Planung, Herstellung, Lieferung, Montage, Demontage, 

Instandhaltung und Wartung von Anlagen gemäß Ziffer 
2.1–2.5 oder Teilen, die ersichtlich für Anlagen gem. Zif-
fer 2.1–2.5 bestimmt sind. 

 
 

3 Erweiterungen des Versicherungsschutzes  

3.1 Mitversichert sind – abweichend von Ziffer 2.1 – folgende 
Anlagen und/oder Risiken:  

 
3.1.1 oberirdischer Heizöltank (auch mehrere zusammen-

hängende Behälter) zur Raumbeheizung bis zu einer Ge-
samtlagermenge von 10.000 Liter, sofern der Versiche-
rungsnehmer Betreiber der Anlage ist;  

 
3.1.2 umweltgefährdende Stoffe in Kleingebinden bis zu 

240 l/kg pro Einzelbehälter und bis zu einer Gesamtla-
germenge von 3.000 l/kg. Ausgeschlossen bleiben je-
doch halogenierte und teilhalogenierte Kohlenwasser-
stoffe;  

 
3.1.3 Betriebsmittel in nicht zulassungs- und nicht versiche-

rungspflichtigen Kraftfahrzeugen oder selbst fahrenden 
Arbeitsmaschinen, sofern diese vom Versicherungs-
schutz im Rahmen der Betriebs- und Berufshaftpflicht 
erfasst sind;  

 
3.1.4 Betriebsmittel in geschlossenen Systemen (z.B. Maschi-

nen);  

 
3.2 Mitversichert sind – abweichend von Ziffer 2.4 – fol-

gende Anlagen: Betreiber oder Inhaber von insgesamt 
bis zu 5 Fett-, Öl- oder Benzinabscheider; 

 
3.3 Mitversichert ist – abweichend von Ziffer 2.6 – die ge-

setzliche Haftpflicht aus Planung, Herstellung, Liefe-
rung, Montage, Demontage, Instandhaltung und War-
tung von Anlagen gem. Ziffer 2.1–2.5 oder Teilen, die 
ersichtlich für Anlagen gem. Ziffer 2.1–2.5 bestimmt 
sind, wenn der Versicherungsnehmer nicht selbst Inha-
ber der Anlagen ist (Umwelthaftpflicht-Regress). 

Abweichend hiervon besteht jedoch Versicherungs-
schutz, wenn nur eine sogenannte „temporäre Inhaber-
eigenschaft“ im Zusammenhang mit der Errichtung 
oder dem Probebetrieb einer Anlage gegeben ist und 
eine Endabnahme durch den Auftraggeber, d.h. dem zu-
künftigen Anlageninhaber, noch nicht erfolgt ist. 

Aufwendungen vor Eintritt des Versicherungsfalls wer-
den unter den in Ziffer 5 genannten Voraussetzungen 
durch den Versicherer ersetzt, sofern Regressansprüche 
des Inhabers der Anlage gegen den Versicherungsneh-
mer bestehen können. 
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3.4 Eingeschlossen ist – abweichend von Ziffer 7.6 AHB – die 

gesetzliche Haftpflicht wegen Schäden an gemieteten, 
gepachteten Gebäuden und/oder Räumlichkeiten – 
nicht jedoch an Grund und Boden – durch Brand 
und/oder Explosion und alle sich daraus ergebenden 
Vermögensschäden. 

 
3.5 Die Bestimmungen der Ziffer 3.1 (3) und 4 AHB – Vorsor-

geversicherung – finden für die Ziffer 2.1–2.6 und 3.1–3.2 
keine Anwendung. Der Versicherungsschutz für neue 
Risiken bedarf insoweit besonderer Vereinbarung. 

Ziffer 3.1 (2) und 3.2 AHB – Erhöhungen und Erweiterun-
gen – finden für die Ziffern 2.1–2.6 und 3.1–3.2 ebenfalls 
keine Anwendung; hiervon unberührt bleiben mengen-
mäßige Veränderungen von Stoffen innerhalb der unter 
Ziffer 3.1–3.2 versicherten Risiken. 

 
 

4 Versicherungsfall  

Versicherungsfall ist – abweichend von Ziffer 1.1 AHB – 
die nachprüfbare erste Feststellung des Personenscha-
dens, Sachschadens oder eines gemäß Ziffer 1.3 mitver-
sicherten Vermögensschadens durch den Geschädig-
ten, einen sonstigen Dritten oder den 
Versicherungsnehmer. Der Versicherungsfall muss 
während der Wirksamkeit der Versicherung eingetreten 
sein. Hierbei kommt es nicht darauf an, ob zu diesem 
Zeitpunkt bereits Ursache oder Umfang des Schadens 
oder die Möglichkeit zur Erhebung von Haftpflichtan-
sprüchen erkennbar war. 

 
 

5 Aufwendungen vor Eintritt des  
Versicherungsfalles  

5.1 Der Versicherer ersetzt, auch ohne dass ein Versiche-
rungsfall eingetreten ist,  

− nach einer Störung des Betriebes oder  
− aufgrund behördlicher Anordnung  

Aufwendungen des Versicherungsnehmers für Maß-
nahmen zur Abwendung oder Minderung eines sonst 
unvermeidbar eintretenden Personen-, Sach- oder ge-
mäß Ziffer 1.3 mitversicherten Vermögensschadens. Die 
Feststellung der Störung des Betriebes oder die behörd-
liche Anordnung müssen in die Wirksamkeit der Versi-
cherung fallen, wobei maßgeblich der frühere Zeitpunkt 
ist. 

 
5.2 Aufwendungen aufgrund behördlicher Anordnungen im 

Sinne der Ziffer 5.1 werden unter den dort genannten 
Voraussetzungen unbeschadet der Tatsache übernom-
men, dass die Maßnahmen durch den Versicherungs-
nehmer oder im Wege der Ersatzvornahme durch die 
Behörde ausgeführt werden. 

 
5.3 Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet,  

 
5.3.1 dem Versicherer die Feststellung einer derartigen Stö-

rung des Betriebes oder eine behördliche Anordnung 
unverzüglich anzuzeigen und alles zu tun, was erforder-
lich ist, die Aufwendungen auf den Umfang zu begren-
zen, der notwendig und objektiv geeignet ist, den Scha-
deneintritt zu verhindern oder den Schadenumfang zu 
mindern und auf Verlangen dem Versicherer fristgemäß 
Widerspruch gegen behördliche Anordnungen einzule-
gen  

oder  

 

5.3.2 sich mit dem Versicherer über die Maßnahmen abzu-
stimmen. 

 
5.4 Verletzt der Versicherungsnehmer eine der in Ziffer 5.3 

genannten Obliegenheiten vorsätzlich, so werden ihm 
im Rahmen des für Aufwendungen gem. Ziffer 5 verein-
barten Gesamtbetrages nur die notwendigen und objek-
tiv geeigneten Aufwendungen ersetzt. 

Verletzt der Versicherungsnehmer eine der in Ziffer 5.3 
genannten Obliegenheiten grob fahrlässig, so ist der 
Versicherer berechtigt, etwaige über die notwendigen 
und objektiv geeigneten Aufwendungen hinausgehende 
Aufwendungen in einem der Schwere des Verschuldens 
des Versicherungsnehmer entsprechenden Verhältnis 
zu kürzen; die Beweislast für das Nichtvorliegen einer 
groben Fahrlässigkeit trägt der Versicherungsnehmer. 

Abweichend von Abs. 1 und 2 bleibt der Versicherer zum 
Ersatz etwaiger über die notwendigen und objektiv ge-
eigneten Aufwendungen hinausgehender Aufwendun-
gen verpflichtet, soweit die Verletzung der Obliegenheit 
nicht für den Umfang der Leistungspflicht des Versiche-
rers ursächlich ist. 

 
5.5 Aufwendungen werden im Rahmen der vereinbarten 

Versicherungssumme und der Jahreshöchstersatzleis-
tung bis zu einem Gesamtbetrag von 10 % der Versiche-
rungssumme gemäß Ziffer 7.1 je Störung des Betriebes 
oder behördlicher Anordnung, pro Versicherungsjahr je-
doch nur einmal, ersetzt. Der Versicherungsnehmer hat 
von den Aufwendungen jedoch 2.000 Euro selbst zu tra-
gen. 

Kommt es trotz Durchführung der Maßnahmen zu ei-
nem Schaden, so werden die von dem Versicherer er-
setzten Aufwendungen auf die für den Versicherungsfall 
maßgebende Versicherungssumme angerechnet, es sei 
denn, dass der Ersatz dieser Aufwendungen im Rahmen 
der Jahreshöchstersatzleistung eines früheren Versi-
cherungsjahres die Ersatzleistung für Versicherungs-
fälle tatsächlich gemindert hat. Im Falle einer solchen 
Anrechnung hat der Versicherungsnehmer von den 
Selbstbeteiligungen gemäß Ziffer 5.5 und Ziffer 7.4 den 
höheren zu tragen. 

 
5.6 Nicht ersatzfähig sind in jedem Falle Aufwendungen  

– auch soweit sie sich mit Aufwendungen im Sinne der 
Ziffer 5.1 decken – zur Erhaltung, Reparatur, Erneue-
rung, Nachrüstung, Sicherung oder Sanierung von Be-
triebseinrichtungen, Grundstücken oder Sachen (auch 
gemietete, gepachtete, geleaste und dgl.) des Versiche-
rungsnehmers; auch für solche, die früher im Eigentum 
oder Besitz des Versicherungsnehmers standen. 

Ersetzt werden jedoch solche Aufwendungen zur Ab-
wendung oder Minderung eines sonst unvermeidbar 
eintretenden versicherten Personen-, Sach- oder ge-
mäß Ziffer 1.3 mitversicherten Vermögensschadens, 
falls Betriebseinrichtungen, Grundstücke oder Sachen 
des Versicherungsnehmers, die von einer Umweltein-
wirkung nicht betroffen sind, beeinträchtigt werden 
müssen. Eintretende Wertverbesserungen sind abzu-
ziehen. 
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6 Nicht versicherte Tatbestände 

Nicht versichert sind  

 
6.1 Ansprüche wegen Schäden, die dadurch entstehen oder 

entstanden sind, dass beim Umgang mit Wasser gefähr-
denden Stoffen diese Stoffe verschüttet werden, abtrop-
fen, ablaufen, verdampfen, verdunsten oder durch ähn-
liche Vorgänge in den Boden oder ein Gewässer 
gelangen. Das gilt nicht, soweit solche Vorgänge auf ei-
ner Störung des Betriebes beruhen. 

 
6.2 Ansprüche wegen Schäden, die durch betriebsbedingt 

unvermeidbare, notwendige oder in Kauf genommene 
Umwelteinwirkungen entstehen. Das gilt nicht, wenn 
der Versicherungsnehmer den Nachweis erbringt, dass 
er nach dem Stand der Technik zum Zeitpunkt der scha-
denursächlichen Umwelteinwirkungen unter den Gege-
benheiten des Einzelfalles die Möglichkeiten derartiger 
Schäden nicht erkennen musste. 

 
6.3 Ansprüche wegen Schäden, die vor Beginn des Versiche-

rungsvertrages eingetreten sind. 

 
6.4 Ansprüche wegen Schäden, für die nach Maßgabe 

früherer Versicherungsverträge Versicherungsschutz 
besteht oder hätte beantragt werden können. 

 
6.5 Ansprüche wegen Schäden, die sich daraus ergeben, 

dass der Versicherungsnehmer nach Beginn des Versi-
cherungsverhältnisses Grundstücke erwirbt oder in Be-
sitz nimmt, die zu diesem Zeitpunkt bereits von einer 
Umwelteinwirkung betroffen waren. 

 
6.6 Ansprüche wegen Schäden aus Eigentum, Besitz oder 

Betrieb von Anlagen oder Einrichtungen zur Endablage-
rung von Abfällen. 

 
6.7 Ansprüche wegen Schäden, die durch vom Versiche-

rungsnehmer hergestellte oder gelieferte Erzeugnisse, 
durch Arbeiten oder sonstige Leistungen nach Ausfüh-
rung der Leistung oder nach Abschluss der Arbeiten ent-
stehen (Produkthaftpflicht). Dies gilt nicht für Versiche-
rungsschutz nach Ziffer 3.3. 

 
6.8 Ansprüche wegen Schäden, die durch vom Versiche-

rungsnehmer erzeugte oder gelieferte Abfälle nach Aus-
lieferung entstehen. 

 
6.9 Ansprüche gegen die Personen (Versicherungsnehmer 

oder jeden Mitversicherten), die den Schaden dadurch 
verursachen, dass sie bewusst von Gesetzen, Verord-
nungen oder an den Versicherungsnehmer gerichteten 
behördlichen Anordnungen oder Verfügungen, die dem 
Umweltschutz dienen, abweichen. 

 
6.10 Ansprüche gegen die Personen (Versicherungsnehmer 

oder jeden Mitversicherten), die den Schaden dadurch 
verursachen, dass sie es bewusst unterlassen, die vom 
Hersteller gegebenen oder nach dem Stand der Technik 
einzuhaltenden Richtlinien oder Gebrauchsanweisun-
gen für Anwendung, regelmäßige Kontrollen, Inspektio-
nen oder Wartungen zu befolgen oder notwendige Repa-
raturen bewusst nicht ausführen. 

 
6.11 Ansprüche wegen Bergschäden (i.S.d. § 114 BBergG), so-

weit es sich handelt um die Beschädigung von Grund-
stücken, deren Bestandteilen und Zubehör. 

 

6.12 Ansprüche wegen Schäden beim Bergbaubetrieb (i.S.d. 
§ 114 BBergG) durch schlagende Wetter, Wasser- und 
Kohlensäureeinbrüche sowie Kohlenstaubexplosionen. 

6.13 Ansprüche wegen Schäden infolge der Veränderung der 
Lagerstätte des Grundwassers oder seines Fließverhal-
tens. 

 
6.14 Ansprüche wegen Schäden, die nachweislich auf 

Kriegsereignissen, anderen feindseligen Handlungen, 
Aufruhr, inneren Unruhen, Generalstreik, illegalem 
Streik oder unmittelbar auf Verfügungen oder Maßnah-
men von hoher Hand beruhen; das gleiche gilt für Schä-
den durch höhere Gewalt, soweit sich elementare Na-
turkräfte ausgewirkt haben. 

 
6.15 Ansprüche wegen Schäden, die der Versicherungsneh-

mer, ein Mitversicherter oder eine von ihnen bestellte 
oder beauftragte Person durch den Gebrauch eines 
Kraftfahrzeuges oder Kraftfahrzeuganhängers verursa-
chen. 

Nicht versichert ist die Haftpflicht wegen Schäden, die 
der Versicherungsnehmer, ein Mitversicherter oder eine 
von ihnen bestellte oder beauftragte Person durch den 
Gebrauch eines Wasserfahrzeuges verursachen oder für 
die sie als Halter oder Besitzer eines Wasserfahrzeuges 
in Anspruch genommen werden. 

Besteht nach diesen Bestimmungen für einen Versi-
cherten (Versicherungsnehmer oder Mitversicherten) 
kein Versicherungsschutz, so gilt das auch für alle ande-
ren Versicherten. 

Eine Tätigkeit der in Abs. 1 und Abs. 2 genannten Perso-
nen an einem Kraftfahrzeug, Kraftfahrzeuganhänger 
und Wasserfahrzeug ist kein Gebrauch i.S. dieser Be-
stimmung, wenn keine dieser Personen Halter oder Be-
sitzer dieses Fahrzeuges ist und wenn das Fahrzeug hier-
bei nicht in Betrieb gesetzt wird. 

Falls im Rahmen und Umfang des Vertrages eine abwei-
chende Regelung getroffen wurde, gilt dieser Aus-
schluss insoweit nicht. 

 
6.16 Ansprüche wegen Schäden, die der Versicherungsneh-

mer, ein Mitversicherter oder eine von ihnen bestellte 
oder beauftragte Person durch den Gebrauch eines 
Luft- oder Raumfahrzeuges verursachen oder für die sie 
als Halter oder Besitzer eines Luft- oder Raumfahrzeu-
ges in Anspruch genommen werden. 

Besteht nach diesen Bestimmungen für einen Versi-
cherten (Versicherungsnehmer oder Mitversicherten) 
kein Versicherungsschutz, so gilt das auch für alle ande-
ren Versicherten. 

Nicht versichert ist die Haftpflicht aus  

− der Planung oder Konstruktion, Herstellung oder Lie-
ferung von Luft- oder Raumfahrzeugen oder Teilen 
für Luft- oder Raumfahrzeuge, soweit die Teile er-
sichtlich für den Bau von Luft- oder Raumfahrzeugen 
oder den Einbau in Luft- oder Raumfahrzeuge be-
stimmt waren,  

− Tätigkeiten (z.B. Montage, Wartung, Inspektion, Über-
holung, Reparatur, Beförderung) an Luft- oder Raum-
fahrzeugen oder deren Teilen,  

und zwar wegen Schäden an Luft- oder Raumfahrzeu-
gen, der mit diesen beförderten Sachen, der Insassen so-
wie wegen sonstiger Schäden durch Luft- oder Raum-
fahrzeuge. 

 
6.17 Ansprüche wegen Schäden aus der Verwendung von 

Klärschlamm, Jauche, Gülle, festem Stalldung, Pflan-
zenschutz- und Düngemitteln. 
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6.18 Rückgriffsansprüche, die unter den Regressverzicht 
nach dem Abkommen der Feuerversicherer bei über-
greifenden Schadenereignissen fallen. 

 
6.19 aus planender, beratender, bau- oder montageleiten-

der, prüfender oder gutachterlicher Tätigkeiten. 

7 Versicherungssummen/Maximierung/ 
Serienschadenklausel/Selbstbeteiligung  

7.1 Die Entschädigungsleistung des Versicherers ist bei je-
dem Versicherungsfall auf die vereinbarten Versiche-
rungssummen begrenzt.  

Sofern nicht etwas anderes vereinbart wurde, sind die 
Entschädigungsleistungen des Versicherers für alle Ver-
sicherungsfälle eines Versicherungsjahres auf das Zwei-
fache der vereinbarten Versicherungssummen be-
grenzt. 

 
7.2 Dies gilt auch dann, wenn sich der Versicherungsschutz 

auf mehrere entschädigungspflichtige Personen er-
streckt.  

 
7.3 Mehrere während der Wirksamkeit der Versicherung 

eintretende Versicherungsfälle durch  

− dieselbe Umwelteinwirkung  
− mehrere unmittelbar auf derselben Ursache beru-

henden Umwelteinwirkungen  
− mehrere unmittelbar auf den gleichen Ursachen beru-

henden Umwelteinwirkungen, wenn zwischen glei-
chen Ursachen ein innerer, insbesondere sachlicher 
und zeitlicher, Zusammenhang besteht  

gelten unabhängig von ihrem tatsächlichen Eintritt als 
ein Versicherungsfall, der im Zeitpunkt des ersten dieser 
Versicherungsfälle als eingetreten gilt. Ziffer 6.3 AHB 
wird gestrichen. 

 
7.4 Der Versicherungsnehmer hat bei jedem Versiche-

rungsfall von der Schadenersatzleistung 500 Euro 
selbst zu tragen. Dies gilt nicht bei Schäden durch Brand 
oder Explosion. 

 
 

8 Nachhaftung  

8.1 Endet das Versicherungsverhältnis wegen des vollstän-
digen oder dauernden Wegfalls des versicherten Risikos 
oder durch Kündigung des Versicherers oder des Versi-
cherungsnehmers, so besteht der Versicherungsschutz 
für solche Personen-, Sach- oder gem. Ziffer 1.3 mitversi-
cherte Vermögensschäden weiter, die während der 
Wirksamkeit der Versicherung eingetreten sind, aber 
zum Zeitpunkt der Beendigung des Versicherungsver-
hältnisses noch nicht festgestellt waren, mit folgender 
Maßgabe:  

 
8.1.1 Der Versicherungsschutz gilt für die Dauer von 3 Jahren 

vom Zeitpunkt der Beendigung des Versicherungsver-
hältnisses an gerechnet. 

 
8.1.2 Der Versicherungsschutz besteht für die gesamte 

Nachhaftungszeit im Rahmen des bei Beendigung 
des Versicherungsverhältnisses geltenden Versiche-
rungsumfanges, und zwar in Höhe des unverbrauch-
ten Teils der Versicherungssumme des Versiche-
rungsjahres, in dem das Versicherungsverhältnis 
endet. 

 
8.2 Die Regelung der Ziffern 8.1, 8.1.1, 8.1.2 gelten für den Fall 

entsprechend, dass während der Laufzeit des Versiche-
rungsverhältnisses ein versichertes Risiko teilweise 

wegfällt, mit der Maßgabe, dass auf den Zeitpunkt des 
Wegfalls des versicherten Risikos abzustellen ist. 

 
 

9 Versicherungsfälle im Ausland  

9.1 Eingeschlossen sind im Umfang von Ziffer 1 dieser Be-
dingungen – abweichend von Ziffer 7.9 AHB – auch im 
Ausland eintretende Versicherungsfälle,  

− die auf eine Umwelteinwirkung im Inland oder eine 
Tätigkeit im Sinne der Ziffer 3 im Inland zurückzufüh-
ren sind. Dies gilt für Tätigkeiten im Sinne der Ziffer 3 
nur, wenn die Anlagen oder Teile nicht ersichtlich für 
das Ausland bestimmt waren;  

− aus Anlass von Geschäftsreisen oder aus der Teil-
nahme an Ausstellungen und Messen. 

 
9.2 Nur aufgrund ausdrücklicher Vereinbarung sind einge-

schlossen im Umfang von Ziffer 1 dieser Bedingungen  
– abweichend von Ziffer 7.9 AHB – auch im Ausland ein-
tretende Versicherungsfälle,  

 
9.2.1 die auf die Planung, Herstellung oder Lieferung von An-

lagen oder Teilen im Sinne von Ziffer 3 zurückzuführen 
sind, wenn die Anlagen oder Teile ersichtlich für das 
Ausland bestimmt waren;  

 
9.2.2 die auf die Montage, Demontage, Instandhaltung oder 

Wartung von Anlagen oder Teilen im Sinne von Ziffer 3 
zurückzuführen sind, wenn diese Tätigkeiten im Aus-
land erfolgen;  

 
9.2.3 die auf die sonstige Montage, Demontage, Instandhal-

tung, Wartung oder sonstigen Tätigkeiten zurückzufüh-
ren sind, wenn diese Tätigkeiten im Ausland erfolgen. 

 
zu Ziffer 9.2:  

Der Versicherungsschutz besteht nur für solche Perso-
nen- und Sachschäden, die Folgen einer plötzlichen und 
unfallartigen Störung des bestimmungsgemäßen Be-
triebes sind. Aufwendungen vor Eintritt des Versiche-
rungsfalles gemäß Ziffer 5 werden nicht ersetzt. 

 
zu Ziffer 9.2.2 und 9.2.3:  

Besonderer Vereinbarung bedarf die Versicherung der 
Haftpflicht für im Ausland gelegene Anlagen oder Be-
triebsstätten, z.B. Produktions- oder Vertriebsniederlas-
sungen, Läger und dgl. 

 
9.3 Ausgeschlossen sind Haftpflichtansprüche  

 
9.3.1 aus Arbeitsunfällen und Berufskrankheiten von Perso-

nen, die vom Versicherungsnehmer im Ausland einge-
stellt oder dort mit der Durchführung von Arbeiten be-
traut worden sind. 

Eingeschlossen bleiben jedoch Haftpflichtansprüche 
gegen den Versicherungsnehmer und gegen die gesetz-
lichen Vertreter des Versicherungsnehmers und solcher 
Personen, die er zur Leitung oder Beaufsichtigung des 
versicherten Betriebes oder eines Teiles desselben an-
gestellt hat, aus Arbeitsunfällen und Berufskrankheiten, 
die den Bestimmungen des Sozialgesetzbuches VII un-
terliegen (siehe Ziffer 7.9 AHB);  

 
9.3.2 auf Entschädigung mit Strafcharakter, insbesondere pu-

nitive oder exemplary damages;  
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9.3.3 nach den Artikeln 1792 ff. und 2270 und den damit im 
Zusammenhang stehenden Regressansprüchen nach 
Art. 1147 des französischen Code Civil  

 
9.4 Aufwendungen des Versicherers für Kosten der gericht-

lichen und außergerichtlichen Abwehr der von einem 
Dritten geltend gemachten Ansprüche, insbesondere 
Anwalts-, Sachverständigen-, Zeugen- und Gerichtskos-
ten, werden – abweichend von Ziffer 6.5 AHB – als Leis-
tungen auf die Versicherungssumme angerechnet. 

 
9.5 Bei Versicherungsfällen in USA/US-Territorien und Ka-

nada oder in den USA/US-Territorien und Kanada gel-
tend gemachten Ansprüchen, gilt:  

Die Selbstbeteiligung des Versicherungsnehmers an je-
dem Schaden beträgt 10 % der Ersatzleistung, mindes-
tens 5.000 Euro, höchstens 50.000 Euro. Kosten gelten 
als Schadensersatzleistungen. 

 
9.6 Die Leistungen des Versicherers erfolgen in Euro. So-

weit der Zahlungsort außerhalb der Staaten, die der Eu-
ropäischen Währungsunion angehören, liegt, gelten die 
Verpflichtungen des Versicherers mit dem Zeitpunkt als 
erfüllt, in dem der Euro-Betrag bei einem in der Europä-
ischen Währungsunion gelegenen Geldinstitut ange-
wiesen ist. 

 
 

10 Inländische Versicherungsfälle, die im Aus-
land geltend gemacht werden  

Für Ansprüche, die im Ausland geltend gemacht wer-
den, gilt:  

 

10.1 Vom Versicherungsschutz ausgeschlossen bleiben An-
sprüche  

 
10.1.1 auf Entschädigung mit Strafcharakter, insbesondere pu-

nitive oder exemplary damages. 

 
10.1.2 nach den Artikeln 1792 ff. und 2270 und den damit im Zu-

sammenhang stehenden Regressansprüchen nach 
Art. 1147 des französischen Code Civil oder gleichartiger 
Bestimmungen anderer Länder. 

 
10.2 Aufwendungen des Versicherers für Kosten der gericht-

lichen und außergerichtlichen Abwehr der von einem 
Dritten geltend gemachten Ansprüche, insbesondere 
Anwalts-, Sachverständigen-, Zeugen- und Gerichtskos-
ten, werden – abweichend von Ziffer 6.5 AHB – als Leis-
tungen auf die Versicherungssumme angerechnet. 

 
10.3 Bei Versicherungsfällen, die in USA/US-Territorien und 

Kanada geltend gemacht werden, gilt:  

Die Selbstbeteiligung des Versicherungsnehmers an je-
dem Schaden beträgt 10 % der Ersatzleistung, mindes-
tens 5.000 Euro, höchstens 50.000 Euro. Kosten gelten 
als Schadensersatzleistungen. 

 
10.4 Die Leistungen des Versicherers erfolgen in Euro. So-

weit der Zahlungsort außerhalb der Staaten, die der Eu-
ropäischen Währungsunion angehören, liegt, gelten die 
Verpflichtungen des Versicherers mit dem Zeitpunkt als 
erfüllt, in dem der Euro-Betrag bei einem in der Europä-
ischen Währungsunion gelegenen Geldinstitut ange-
wiesen ist. 
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Besondere Bedingungen und Risikobeschreibungen für die Umweltschadensversicherung 
(BBR Umweltschaden) 
 
 
– sofern im Versicherungvertrag vereinbart –  
 
Der Versicherungsschutz in der Umweltschadensversicherung besteht ausschließlich im Rahmen der nachfolgenden Bestimmungen. 

 

 

Teil 1: 
Grunddeckung 
 
 

1 Gegenstand der Versicherung  

1.1 Versichert ist die gesetzliche Pflicht öffentlich-rechtli-
chen Inhalts des Versicherungsnehmers gemäß Um-
weltschadensgesetz zur Sanierung von Umweltschä-
den. Umweltschaden ist eine  

− Schädigung von geschützten Arten und natürlichen 
Lebensräumen,  

− Schädigung der Gewässer,  
− Schädigung des Bodens. 

Versicherungsschutz besteht auch dann, wenn der Ver-
sicherungsnehmer von einer Behörde oder einem sons-
tigen Dritten auf Erstattung der Kosten für Sanierungs-
maßnahmen/Pflichten der oben genannten Art in 
Anspruch genommen wird. Dabei kommt es nicht da-
rauf an, ob der Versicherungsnehmer auf öffentlich-
rechtlicher oder privatrechtlicher Grundlage in An-
spruch genommen wird. 

Ausgenommen vom Versicherungsschutz bleiben je-
doch solche gegen den Versicherungsnehmer gerichte-
ten Ansprüche, die auch ohne das Bestehen des Um-
weltschadensgesetzes oder anderer auf der EU-
Umwelthaftungsrichtlinie (2004/35/EG) basierender 
nationaler Umsetzungsgesetze bereits aufgrund gesetz-
licher Haftpflichtbestimmungen privatrechtlichen In-
halts gegen den Versicherungsnehmer geltend ge-
macht werden könnten. Versicherungsschutz für 
derartige Ansprüche kann ausschließlich über eine Be-
triebs- oder Berufs-Haftpflichtversicherung oder eine 
Umwelt-Haftpflichtversicherung vereinbart werden. 

 
1.2 Der Versicherungsschutz erstreckt sich auf folgende Ri-

siken und Tätigkeiten:  

 
1.2.1 Anlagen, Betriebseinrichtungen, Tätigkeiten auf eige-

nen oder fremden Grundstücken, sofern sie nicht unter 
die Ziffer 2.1 bis 2.5 fallen, unabhängig davon, ob diese Ri-
sikobausteine vereinbart wurden oder nicht;  

 
1.2.2 Herstellung oder Lieferung von Erzeugnissen, die nicht 

von Ziffer 1.2.3 umfasst sind, nach Inverkehrbringen;  

 
1.2.3 Planung, Herstellung, Lieferung, Montage, Demontage, 

Instandhaltung und Wartung von Anlagen gemäß Ziffer 
2.1 bis 2.5 oder Teilen, die ersichtlich für derartige Anla-
gen bestimmt sind, wenn der Versicherungsnehmer 
nicht selbst Inhaber der Anlagen ist. 

 
1.3 Mitversichert ist die gleichartige gesetzliche Pflicht  

 
1.3.1 der gesetzlichen Vertreter des Versicherungsnehmers 

und solcher Personen, die er zur Leitung oder Beaufsich-
tigung des versicherten Betriebes oder eines Teiles des-
selben angestellt hat, in dieser Eigenschaft. 

 

1.3.2 sämtlicher übrigen Betriebsangehörigen für Schäden, 
die sie in Ausführung ihrer dienstlichen Verrichtungen 
für den Versicherungsnehmer verursachen. 

 
1.4 Mitversichert ist die gesetzliche Pflicht aus dem Ge-

brauch von folgenden nicht versicherungspflichtigen 
Kfz:  

− Kfz und Anhänger ohne Rücksicht auf eine Höchstge-
schwindigkeit, die nur auf nicht öffentlichen Wegen 
und Plätzen verkehren;  

− Kfz mit nicht mehr als 6 km/h Höchstgeschwindigkeit;  
− Stapler mit nicht mehr als 20 km/h Höchstgeschwin-

digkeit;  
− selbst fahrende Arbeitsmaschinen mit nicht mehr als 

20 km/h Höchstgeschwindigkeit;  
− Anhänger. 

Selbst fahrende Arbeitsmaschinen sind Fahrzeuge, die 
nach ihrer Bauart und ihren besonderen, mit dem Fahr-
zeug fest verbundenen Einrichtungen zur Leistung von 
Arbeit, nicht zur Beförderung von Personen oder Gütern 
bestimmt und geeignet sind und die zu einer vom Bun-
desminister für Verkehr bestimmten Art solcher Fahr-
zeuge gehören. 

Das Fahrzeug darf nur von einem berechtigten Fahrer 
gebraucht werden. Berechtigter Fahrer ist, wer das 
Fahrzeug mit Wissen und Willen des Verfügungsberech-
tigten gebrauchen darf. Der Versicherungsnehmer ist 
verpflichtet, dafür zu sorgen, dass das Fahrzeug nicht 
von einem unberechtigten Fahrer gebraucht wird. Der 
Fahrer des Fahrzeugs darf das Fahrzeug auf öffentlichen 
Wegen oder Plätzen nur mit der erforderlichen Fahrer-
laubnis benutzen. Der Versicherungsnehmer ist ver-
pflichtet, dafür zu sorgen, dass das Fahrzeug nicht von 
einem Fahrer benutzt wird, der nicht die erforderliche 
Fahrerlaubnis hat. 

 
1.5 Abweichend von Ziffer 1.2.1 und 2.1 sowie 2.4 gelten fol-

gende Anlagen mitversichert: 

 
1.5.1 Umweltgefährdende Stoffe in Kleingebinden bis zu 

240 l/kg pro Einzelbehälter und bis zu einer Gesamtla-
germenge von 3.000 l/kg. Ausgeschlossen bleiben je-
doch halogenierte und teilhalogenierte Kohlenwasser-
stoffe; 

 
1.5.2 Betriebsmittel in nicht zulassungs- und nicht versiche-

rungspflichtigen Kraftfahrzeugen oder selbst fahrenden 
Arbeitsmaschinen; 

 
1.5.3 Betriebsmittel in geschlossenen Systemen (z.B. Ma-

schinen); 

 
1.5.4 Inhaber oder Betreiber von insgesamt bis zu 5 Fett-, Öl- 

oder Benzinabscheider; 

 
1.5.5 oberirdischer Heizöltank (auch mehrere zusammen-

hängende Behälter) zur Raumbeheizung bis zu einer Ge-
samtlagermenge von 10.000 Liter, sofern der Versiche-
rungsnehmer Betreiber der Anlage ist; 
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2 Risikobegrenzungen  

Nicht versichert sind Pflichten oder Ansprüche wegen 
Umweltschäden aus  

 
2.1 Anlagen des Versicherungsnehmers, die bestimmt sind, 

gewässerschädliche Stoffe herzustellen, zu verarbeiten, 
zu lagern, abzulagern, zu befördern oder wegzuleiten 
(WHG-Anlagen);  

 
2.2 Anlagen des Versicherungsnehmers gemäß Anhang 1 

zum Umwelthaftungsgesetz (UHG-Anlagen);  

 
2.3 Anlagen des Versicherungsnehmers, die nach dem Um-

weltschutz dienenden Bestimmungen einer Genehmi-
gungs- oder Anzeigepflicht unterliegen (sonstige dekla-
rierungspflichtige Anlagen);  

 
2.4 Abwasseranlagen des Versicherungsnehmers oder Ein-

bringen oder Einleiten von Stoffen in ein Gewässer oder 
Einwirken auf ein Gewässer derart, dass die physikali-
sche, chemische oder biologische Beschaffenheit des 
Wassers verändert wird, durch den Versicherungsneh-
mer (Abwasseranlagen- und Einwirkungsrisiko);  

 
2.5 Anlagen des Versicherungsnehmers gemäß Anhang 2 

zum Umwelthaftungsgesetz (UHG-Anlagen). 

 
 

3 Betriebsstörung  

3.1 Versicherungsschutz besteht ausschließlich für Um-
weltschäden, die unmittelbare Folge einer plötzlichen 
und unfallartigen, während der Wirksamkeit des Versi-
cherungsvertrages eingetretenen Störung des bestim-
mungsgemäßen Betriebes des Versicherungsnehmers 
oder des Dritten sind (Betriebsstörung). 

 
3.2 Auch ohne Vorliegen einer Betriebsstörung besteht im 

Rahmen der Ziffer 1.2.2 Versicherungsschutz für Um-
weltschäden durch hergestellte oder gelieferte Erzeug-
nisse. Das Gleiche gilt im Rahmen der Ziffer 1.2.1 für Um-
weltschäden durch Lagerung, Verwendung oder 
anderen Umgang von oder mit Erzeugnissen Dritter 
i.S.v. Ziffer 1.2.2. Versicherungsschutz besteht in den Fäl-
len der Sätze 1 und 2 ausschließlich dann, wenn der Um-
weltschaden auf einen Konstruktions-, Produktions- 
oder Instruktionsfehler dieser Erzeugnisse zurückzu-
führen ist. Jedoch besteht kein Versicherungsschutz, 
wenn der Fehler im Zeitpunkt des Inverkehrbringens 
der Erzeugnisse nach dem Stand von Wissenschaft und 
Technik nicht hätte erkannt werden können (Entwick-
lungsrisiko). 

 
 

4 Leistungen der Versicherung  

4.1 Der Versicherungsschutz umfasst die Prüfung der ge-
setzlichen Verpflichtung, die Abwehr unberechtigter In-
anspruchnahme und die Freistellung des Versiche-
rungsnehmers von berechtigten Sanierungs- und 
Kostentragungsverpflichtungen gegenüber der Be-
hörde oder einem sonstigen Dritten. 

Berechtigt sind Sanierungs- und Kostentragungsver-
pflichtungen dann, wenn der Versicherungsnehmer auf-
grund Gesetzes, rechtskräftigen Urteils, Anerkenntnis-
ses oder Vergleiches zur Sanierung- und Kostentragung 
verpflichtet ist und der Versicherer hierdurch gebunden 
ist. Anerkenntnisse oder Vergleiche, die vom Versiche-
rungsnehmer ohne Zustimmung des Versicherers 

abgegeben oder geschlossen worden sind, binden die 
nur, soweit der Anspruch auch ohne Anerkenntnis oder 
Vergleich bestanden hätte. 

Ist die Sanierungs- und Kostentragungsverpflichtung 
des Versicherungsnehmers mit bindender Wirkung für 
den Versicherer festgestellt, hat der Versicherer den 
Versicherungsnehmer binnen zwei Wochen vom An-
spruch des Dritten freizustellen. 

 
4.2 Der Versicherer ist bevollmächtigt, alle ihr zur Abwick-

lung des Schadens oder der Abwehr unberechtigter In-
anspruchnahme durch die Behörde oder einen sonsti-
gen Dritten zweckmäßig erscheinenden Erklärungen im 
Namen des Versicherungsnehmers abzugeben. 

Kommt es in einem Versicherungsfall zu einem Verwal-
tungsverfahren oder Rechtsstreit über Sanierungs- oder 
Kostentragungsverpflichtungen gegen den Versiche-
rungsnehmer, ist die er Versicherer zur Verfahrens- und 
Prozessführung bevollmächtigt. Er führt das Verwal-
tungsverfahren oder den Rechtsstreit im Namen des 
Versicherungsnehmers. 

 
4.3 Wird in einem Strafverfahren wegen eines Umwelt-

schadens/Umweltdeliktes, der/das eine unter den Ver-
sicherungsschutz fallende Sanierungs- und Kostentra-
gungsverpflichtung zur Folge haben kann, die 
Bestellung eines Verteidigers für den Versicherungs-
nehmer von dem Versicherer gewünscht oder geneh-
migt, so trägt der Versicherer die gebührenordnungs-
mäßigen oder die mit ihr besonders vereinbarten 
höheren Kosten des Verteidigers. 

 
 

5 Versicherte Kosten  

Versichert sind im Rahmen des in Ziffer 4.1 geregelten 
Leistungsumfangs nachfolgende Kosten einschließlich 
notwendiger Gutachter-, Sachverständigen-, Anwalts-, 
Zeugen-, Verwaltungsverfahrens- und Gerichtskosten  

 
5.1 für die Sanierung von Schäden an geschützten Arten, 

natürlichen Lebensräumen oder Gewässern  

 
5.1.1 die Kosten für die „primäre Sanierung“, d.h. für Sanie-

rungsmaßnahmen, die die geschädigten natürlichen 
Ressourcen und/oder beeinträchtigten Funktionen 
ganz oder annähernd in den Ausgangszustand zurück-
versetzen;  

 
5.1.2 die Kosten für die „ergänzende Sanierung“, d.h. für Sa-

nierungsmaßnahmen in Bezug auf die natürlichen Res-
sourcen und/oder Funktionen, mit denen der Umstand 
ausgeglichen werden soll, dass die primäre Sanierung 
nicht zu einer vollständigen Wiederherstellung der ge-
schädigten natürlichen Ressourcen und/oder Funktio-
nen führt;  

 
5.1.3 die Kosten für die „Ausgleichssanierung“, d.h. für die Tä-

tigkeiten zum Ausgleich zwischenzeitlicher Verluste na-
türlicher Ressourcen und/oder Funktionen, die vom 
Zeitpunkt des Eintretens des Schadens bis zu dem Zeit-
punkt entstehen, in dem die primäre Sanierung ihre Wir-
kung vollständig entfaltet hat. „Zwischenzeitliche Ver-
luste“ sind Verluste, die darauf zurückzuführen sind, 
dass die geschädigten natürlichen Ressourcen 
und/oder Funktionen ihre ökologischen Aufgaben oder 
ihre Funktionen für andere natürliche Ressourcen nicht 
erfüllen können, solange die Maßnahmen der primären 
bzw. der ergänzenden Sanierung ihre Wirkung nicht ent-
faltet haben. 



 

Besondere Bedingungen und Risikobeschreibungen (BBR Umweltschaden) / Stand 01.2020 75 

Die Kosten für die Ausgleichssanierung werden im Rah-
men der vereinbarten Versicherungssumme und der 
Jahreshöchstersatzleistungen bis zu einem Gesamtbe-
trag von 10 % der vereinbarten Versicherungssumme 
ersetzt. 

 
5.2 für die Sanierung von Schädigungen des Bodens: die 

Kosten für die erforderlichen Maßnahmen, die zumin-
dest sicherstellen, dass die betreffenden Schadstoffe 
beseitigt, kontrolliert, eingedämmt oder vermindert 
werden, so dass der geschädigte Boden unter Berück-
sichtigung seiner zum Zeitpunkt der Schädigung gege-
benen gegenwärtigen oder zugelassenen zukünftigen 
Nutzung kein erhebliches Risiko einer Beeinträchtigung 
der menschlichen Gesundheit mehr darstellt. 

 
5.3 Die unter Ziffer 5.1 und Ziffer 5.2 genannten Kosten für 

Umweltschäden, die auf Grundstücken des Versiche-
rungsnehmers gemäß Ziffer 10.1 oder am Grundwasser 
gemäß Ziffer 10.2 eintreten, sind nur nach besonderer 
Vereinbarung versichert. 

 
 

6 Erhöhungen und Erweiterungen  

6.1 Für Risiken der Ziffer 2.1 bis 2.5 besteht kein Versiche-
rungsschutz für Erhöhungen und Erweiterungen. Der 
Versicherungsschutz umfasst aber mengenmäßige Ver-
änderungen von Stoffen innerhalb der unter Ziffer 2.1 bis 
2.5 versicherten Risiken. 

 
6.2 Für Risiken gemäß Ziffer 1.2.1 bis 1.2.3 umfasst der Versi-

cherungsschutz Erhöhungen oder Erweiterungen der 
im Versicherungsschein und seinen Nachträgen ange-
gebenen Risiken. Dies gilt nicht für Risiken aus dem Hal-
ten oder Gebrauch von versicherungspflichtigen Kraft-, 
Luft- oder Wasserfahrzeugen sowie für sonstige Risiken, 
die der Versicherungs- oder Deckungsvorsorgepflicht 
unterliegen. 

 
6.3 Der Versicherungsschutz erstreckt sich auch auf Erhö-

hungen des versicherten Risikos durch Änderung beste-
hender oder Erlass neuer Rechtsvorschriften, soweit es 
sich hierbei um Rechtsvorschriften auf der Grundlage 
der EU-Umwelthaftungsrichtlinie (2004/35/EG) han-
delt und diese nicht Vorschriften zur Versicherungs- 
oder Deckungsvorsorgepflicht zum Gegenstand haben. 
Der Versicherer kann den Vertrag jedoch unter den Vo-
raussetzungen von Ziffer 25 kündigen. 

 
 

7 Neue Risiken  

7.1 Für Risiken gemäß Ziffer 2.1 bis 2.5, die nach Abschluss 
des Versicherungsvertrages neu entstehen, bedarf der 
Versicherungsschutz besonderer Vereinbarung. 

 
7.2 Für Risiken gemäß Ziffer 1.2.1 bis 1.2.3, die nach Ab-

schluss des Vertrages neu entstehen, besteht Versiche-
rungsschutz im Rahmen des Vertrages sofort bis zur 
Höhe gemäß Ziffer 7.2.3. 

 
7.2.1 Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, nach Auffor-

derung des Versicherers jedes neue Risiko innerhalb ei-
nes Monats anzuzeigen. Die Aufforderung kann auch 
mit der Beitragsrechnung erfolgen. Tritt der Versiche-
rungsfall ein, bevor das neue Risiko angezeigt wurde, so 
hat der Versicherungsnehmer zu beweisen, dass das 
neue Risiko erst nach Abschluss der Versicherung und 
zu einem Zeitpunkt hinzugekommen ist, zu dem die An-
zeigefrist noch nicht verstrichen war. 

 
7.2.2 Der Versicherer ist berechtigt, für das neue Risiko einen 

angemessenen Beitrag zu verlangen. Kommt eine Eini-
gung über die Höhe des Beitrags innerhalb einer Frist 
von einem Monat nach Eingang der Anzeige nicht zu-
stande, entfällt der Versicherungsschutz für das neue 
Risiko rückwirkend ab dessen Entstehung. 

 
7.2.3 Der Versicherungsschutz für neue Risiken ist von ihrer 

Entstehung bis zur Einigung i.S. von Ziffer 7.2.2 auf den 
Betrag von 500.000 Euro (der Versicherungssumme) 
begrenzt, sofern nicht im Versicherungsschein gerin-
gere Versicherungssummen festgesetzt sind. 

 
7.2.4 Die Regelung der Versicherung neuer Risiken gemäß 

Ziffer 7.2.1 bis 7.2.3 gilt nicht für Risiken  

(1) aus dem Eigentum, Besitz, Halten oder Führen ei-
nes Kraft-, Luft- oder Wasserfahrzeugs, soweit 
diese Fahrzeuge der Zulassungs-, Führerschein- 
oder Versicherungspflicht unterliegen;  

(2) aus dem Eigentum, Besitz, Betrieb oder Führen von 
Bahnen;  

(3) die der Versicherungs- oder Deckungsvorsorge-
pflicht unterliegen;  

(4) die kürzer als ein Jahr bestehen werden und des-
halb im Rahmen von kurzfristigen Versicherungs-
verträgen zu versichern sind. 

 
 

8 Versicherungsfall  

Versicherungsfall ist die nachprüfbare erste Feststel-
lung des Umweltschadens durch den Versicherungs-
nehmer, die zuständige Behörde oder einen sonstigen 
Dritten. Der Versicherungsfall muss während der Wirk-
samkeit der Versicherung eingetreten sein. Hierbei 
kommt es nicht darauf an, ob zu diesem Zeitpunkt be-
reits Ursache oder Umfang des Schadens oder eine 
Pflicht zur Vornahme von Sanierungsmaßnahmen er-
kennbar war. 

 
 

9 Aufwendungen vor Eintritt des  
Versicherungsfalles  

9.1 Der Versicherer ersetzt, auch ohne dass ein Versiche-
rungsfall eingetreten ist,  

(1) für die Versicherung nach den Risikobausteinen 2.1 
bis 2.5 nach einer Betriebsstörung;  

(2) für die Versicherung nach Risikobaustein 1.2.3 nach 
einer Betriebsstörung bei Dritten;  

(3) für die Versicherung nach Risikobaustein 1.2.2 nach 
einer Betriebsstörung bei Dritten – in den Fällen der 
Ziffer 3.2 auch ohne Vorliegen einer Betriebsstö-
rung nach behördlicher Anordnung;  

(4) für die Versicherung nach Risikobaustein 1.2.1 nach 
einer Betriebsstörung beim Versicherungsnehmer 
oder Dritten – in den Fällen der Ziffer 3.2 auch ohne 
Vorliegen einer Betriebsstörung nach behördlicher 
Anordnung;  

Aufwendungen des Versicherungsnehmers – oder so-
weit versichert des Dritten gemäß (2) bis (4) – für Maß-
nahmen zur Abwendung oder Minderung eines sonst un-
vermeidbar eintretenden Umweltschadens. Die 
Feststellung der Betriebsstörung oder die behördliche 
Anordnung müssen in die Wirksamkeit der Versicherung 
fallen, wobei maßgeblich der frühere Zeitpunkt ist. 
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9.2 Aufwendungen aufgrund von Betriebsstörungen oder 
behördlichen Anordnungen i.S.d. Ziffer 9.1 werden unter 
den dort genannten Voraussetzungen unbeschadet der 
Tatsache übernommen, dass die Maßnahmen durch 
den Versicherungsnehmer oder im Wege der Ersatzvor-
nahme durch die Behörde ausgeführt werden. 

 
9.3 Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet,  

 
9.3.1 dem Versicherer die Feststellung einer derartigen Stö-

rung des Betriebes oder eine behördliche Anordnung 
unverzüglich anzuzeigen und alles zu tun, was erforder-
lich ist, die Aufwendungen auf den Umfang zu begren-
zen, der notwendig und objektiv geeignet ist, den Scha-
deneintritt zu verhindern oder den Schadenumfang zu 
mindern und auf Verlangen des Versicherers fristgemäß 
Widerspruch gegen behördliche Anordnungen einzule-
gen  

oder  

 
9.3.2 sich mit dem Versicherer über die Maßnahmen abzu-

stimmen. 

 
9.4 Verletzt der Versicherungsnehmer eine der in Ziffer 9.3 

genannten Obliegenheiten vorsätzlich, so werden ihm 
im Rahmen des für Aufwendungen gem. Ziffer 9 verein-
barten Gesamtbetrages nur die notwendigen und objek-
tiv geeigneten Aufwendungen ersetzt. 

Verletzt der Versicherungsnehmer eine der in Ziffer 9.3 
genannten Obliegenheiten grob fahrlässig, so ist der 
Versicherer berechtigt, etwaige über die notwendigen 
und objektiv geeigneten Aufwendungen hinausgehende 
Aufwendungen in einem der Schwere des Verschuldens 
des Versicherungsnehmers entsprechenden Verhältnis 
zu kürzen; die Beweislast für das Nichtvorliegen einer 
groben Fahrlässigkeit trägt der Versicherungsnehmer. 

Abweichend von Abs. 1 und 2 bleibt der Versicherer zum 
Ersatz etwaiger über die notwendigen und objektiv ge-
eigneten Aufwendungen hinausgehender Aufwendun-
gen verpflichtet, soweit die Verletzung der Obliegenheit 
nicht für den Umfang der Leistungspflicht des Versiche-
rers ursächlich ist. 

 
9.5 Aufwendungen werden im Rahmen der vereinbarten 

Versicherungssumme und der Jahreshöchstersatzleis-
tung bis zu einem Gesamtbetrag von 10 % der Versiche-
rungssumme je Störung des Betriebes oder behördli-
cher Anordnung, pro Versicherungsjahr jedoch nur 
einmal, ersetzt. Der Versicherungsnehmer hat von den 
Aufwendungen 1.000 Euro selbst zu tragen. 

Kommt es trotz Durchführung der Maßnahme zu einem 
Schaden, so werden die von dem Versicherer ersetzten 
Aufwendungen auf die für den Versicherungsfall maß-
gebenden Versicherungssumme angerechnet, es sei 
denn, dass der Ersatz dieser Aufwendungen im Rahmen 
der Jahreshöchstersatzleistung eines früheren Versi-
cherungsjahres die Ersatzleistung für Versicherungs-
fälle tatsächlich gemindert hat. 

 
9.6 Nicht ersatzfähig sind in jedem Fall Aufwendungen – 

auch soweit sie sich mit Aufwendungen i.S.v. Ziffer 9.1 
decken – zur Erhaltung, Reparatur, Nachrüstung, Siche-
rung oder Sanierung von Betriebseinrichtungen, Grund-
stücken oder Sachen (auch gemietete, gepachtete, ge-
leaste und dgl.) des Versicherungsnehmers; auch für 
solche, die früher im Eigentum oder Besitz des Versiche-
rungsnehmers standen, auch für solche, die der Versi-
cherungsnehmer hergestellt oder geliefert hat. 

Ersetzt werden jedoch solche Aufwendungen zur Ab-
wehr oder Minderung eines sonst unvermeidbar eintre-
tenden versicherten Umweltschadens, falls nicht 

betroffene Betriebseinrichtungen, Grundstücke oder 
Sachen des Versicherungsnehmers beeinträchtigt wer-
den müssen. Eintretende Wertverbesserungen sind ab-
zuziehen. 

 
 

10 Nicht versicherte Tatbestände  

Falls im Versicherungsschein oder seinen Nachträgen 
nicht ausdrücklich etwas anderes bestimmt ist, gilt:  

Nicht versichert sind Pflichten oder Ansprüche wegen 
Schäden, unabhängig davon, ob diese bereits erhebliche 
nachteilige Auswirkungen auf den Erhaltungszustand 
von Arten und natürlichen Lebensräumen oder Gewäs-
ser haben oder eine Gefahr für die menschliche Gesund-
heit darstellen,  

 
10.1 die auf Grundstücken (an Böden oder an Gewässern) des 

Versicherungsnehmers eintreten, die im Eigentum des 
Versicherungsnehmers stehen, standen oder von ihm 
gemietet, geleast, gepachtet, geliehen sind oder durch 
verbotene Eigenmacht erlangt wurden. Dies gilt auch, 
soweit es sich um dort befindliche geschützte Arten 
oder natürliche Lebensräume handelt;  

 
10.2 am Grundwasser;  

 
10.3 infolge der Veränderung der Lagerstätte des Grundwas-

sers oder seines Fließverhaltens;  

 
10.4 die vor Beginn des Versicherungsvertrages eingetreten 

sind;  

 
10.5 die sich daraus ergeben, dass der Versicherungsnehmer 

nach Beginn des Versicherungsverhältnisses Grundstü-
cke erwirbt oder in Besitz nimmt, die zu diesem Zeit-
punkt bereits kontaminiert waren;  

 
10.6 die im Ausland eintreten;  

 
10.7 die dadurch entstehen oder entstanden sind, dass beim 

Umgang mit Stoffen diese Stoffe verschüttet werden, 
abtropfen, ablaufen, verdampfen, verdunsten  

oder durch ähnliche Vorgänge in den Boden, in ein Ge-
wässer oder in die Luft gelangen. Dies gilt nicht, soweit 
solche Vorgänge auf einer Betriebsstörung beruhen;  

 
10.8 die durch betriebsbedingt unvermeidbare, notwendige 

oder in Kauf genommene Einwirkungen auf die Umwelt 
entstehen;  

 
10.9 durch die Herstellung, Lieferung, Verwendung oder 

Freisetzung von Klärschlamm, Jauche, Gülle, festem 
Stalldung, Pflanzenschutz-, Dünge- oder Schädlingsbe-
kämpfungsmitteln, es sei denn, dass diese Stoffe durch 
plötzliche und unfallartige Ereignisse bestimmungs-
widrig und unbeabsichtigt in die Umwelt gelangen, 
diese Stoffe durch Niederschläge plötzlich abge-
schwemmt werden oder in andere Grundstücke abdrif-
ten, die nicht im Besitz des Versicherungsnehmers ste-
hen;  

 
10.10 die auf Asbest, asbesthaltige Substanzen oder Erzeug-

nisse zurückzuführen sind;  

 
10.11 die zurückzuführen sind auf  

(1) gentechnische Arbeiten,  

(2) gentechnisch veränderte Organismen (GVO),  

(3) Erzeugnisse, die  
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− Bestandteile aus GVO enthalten  
− aus oder mit Hilfe von GVO hergestellt wurden;  

 
10.12 infolge Zwischen-, Endablagerung oder anderweitiger 

Entsorgung von Abfällen ohne die dafür erforderliche be-
hördliche Genehmigung, unter fehlerhafter oder unzu-
reichender Deklaration oder an einem Ort, der nicht im 
erforderlichen Umfang dafür behördlich genehmigt ist;  

 
10.13 aus Eigentum, Besitz oder Betrieb von Anlagen oder Ein-

richtungen zur Endablagerung von Abfällen;  

 

10.14 die der Versicherungsnehmer, ein Mitversicherter oder 
eine von ihnen bestellte oder beauftragte Person durch 
den Gebrauch eines Kraftfahrzeuges oder Kraftfahr-
zeuganhängers verursachen. 

Nicht versichert sind Ansprüche wegen Schäden, die der 
Versicherungsnehmer, ein Mitversicherter oder eine 
von ihnen bestellte oder beauftragte Person durch den 
Gebrauch eines Wasserfahrzeuges verursachen oder für 
die sie als Halter oder Besitzer eines Wasserfahrzeuges 
in Anspruch genommen werden. 

Besteht nach diesen Bestimmungen für einen Versi-
cherten (Versicherungsnehmer oder Mitversicherten) 
kein Versicherungsschutz, so gilt das auch für alle ande-
ren Versicherten. 

Eine Tätigkeit der in Abs. 1 und Abs. 2 genannten Perso-
nen an einem Kraftfahrzeug, Kraftfahrzeuganhänger 
und Wasserfahrzeug ist kein Gebrauch i.S. dieser Be-
stimmung, wenn keine dieser Personen Halter oder Be-
sitzer des Fahrzeuges ist und wenn das Fahrzeug hierbei 
nicht in Betrieb gesetzt wird. 

Falls im Rahmen und Umfang dieses Vertrages eine ab-
weichende Regelung getroffen wurde, gilt dieser Aus-
schluss insoweit nicht. 

 
10.15 die der Versicherungsnehmer, ein Mitversicherter oder 

eine von ihnen bestellte oder beauftragte Person durch 
den Gebrauch eines Luft- oder Raumfahrzeuges verur-
sachen oder für die sie als Halter oder Besitzer eines 
Luft- oder Raumfahrzeuges in Anspruch genommen 
werden. 

Besteht nach diesen Bestimmungen für einen Versicher-
ten (Versicherungsnehmer oder Mitversicherten) kein 
Versicherungsschutz, so gilt das auch für alle anderen 
Versicherten. Nicht versichert sind Pflichten oder An-
sprüche wegen Schäden durch Luft- oder Raumfahr-
zeuge aus  

− der Planung oder Konstruktion, Herstellung oder Lie-
ferung von Luft- oder Raumfahrzeugen oder Teilen 
für Luft- oder Raumfahrzeuge, soweit die Teile er-
sichtlich für den Bau von Luft- oder Raumfahrzeugen 
oder den Einbau in Luft- oder Raumfahrzeuge be-
stimmt waren;  

− Tätigkeiten (z.B. Montage, Wartung, Inspektion, Über-
holung, Reparatur, Beförderung) an Luft- oder Raum-
fahrzeugen oder deren Teilen. 

 
10.16 soweit sich diese Pflichten oder Ansprüche gegen die 

Personen (Versicherungsnehmer oder jeden Mitversi-
cherten) richten, die den Schaden dadurch verursachen, 
dass sie bewusst von Gesetzen, Verordnungen oder an 
den Versicherungsnehmer gerichteten behördlichen 
Anordnungen oder Verfügungen, die dem Umwelt-
schutz dienen, abweichen;  

 
10.17 soweit sich diese Pflichten oder Ansprüche gegen die 

Personen (Versicherungsnehmer oder jeden Mitversi-
cherten) richten, die den Schaden dadurch verursachen, 
dass sie es bewusst unterlassen, die vom Hersteller 

gegebenen oder nach dem Stand der Technik einzuhal-
tenden Richtlinien oder Gebrauchsanweisungen für An-
wendung, regelmäßige Kontrollen, Inspektionen oder 
Wartungen zu befolgen oder notwendige Reparaturen 
bewusst nicht ausführen;  

 
10.18 durch Bergbaubetrieb i.S.d. BBergG;  

 
10.19 die nachweislich auf Kriegsereignissen, anderen feind-

seligen Handlungen, Aufruhr, inneren Unruhen, Gene-
ralstreik, illegalem Streik oder unmittelbar auf Verfü-
gungen oder Maßnahmen von hoher Hand beruhen; das 
Gleiche gilt für Schäden durch höhere Gewalt, soweit 
sich elementare Naturkräfte ausgewirkt haben;  

10.20 soweit sich diese Pflichten oder Ansprüche gegen die 
Personen richten, die den Schaden vorsätzlich herbeige-
führt haben;  

 
10.21 soweit sich diese Pflichten oder Ansprüche gegen die 

Personen richten, die den Schaden dadurch verursacht 
haben, dass sie in Kenntnis von deren Mangelhaftigkeit 
oder Schädlichkeit  

− Erzeugnisse in den Verkehr gebracht oder  
− Arbeiten oder sonstige Leistungen erbracht haben;  

 
10.22 soweit diese Pflichten oder Ansprüche auf Grund ver-

traglicher Vereinbarung oder Zusage über die gesetzli-
che Verpflichtung des Versicherungsnehmers hinaus-
gehen;  

 
10.23 die durch Krankheit der dem Versicherungsnehmer ge-

hörenden, von ihm gehaltenen oder veräußerten Tiere 
entstanden sind. Es besteht Versicherungsschutz, wenn 
der Versicherungsnehmer beweist, dass er weder vor-
sätzlich noch grob fahrlässig gehandelt hat;  

 
10.24 durch den Betrieb von Kernenergieanlagen. 

 
10.25 aus planender, beratender, bau- oder montageleiten-

der, prüfender oder gutachterlicher Tätigkeiten 

 
 

11 Versicherungssummen/Maximierung/ 
Serienschadenklausel/Selbstbeteiligung  

11.1 Die Versicherungssumme je Versicherungsfall für 

Schäden gemäß Ziffer 1.1 sowie die Höchstersatzleistung 
für alle Versicherungsfälle eines Versicherungs-jahres 
(Jahreshöchstersatzleistung) richtet sich nach den Anga-
ben im Versicherungsschein. 

 
11.2 Die Entschädigungsleistung des Versicherers ist bei je-

dem Versicherungsfall auf die vereinbarten Versiche-
rungssummen begrenzt, maximal jedoch 5.000.000 
Euro.  

 
11.3 Sofern nicht etwas anderes vereinbart wurde, sind die 

Entschädigungsleistungen des Versicherers für alle Ver-
sicherungsfälle eines Versicherungsjahres auf das Zwei-
fache der vereinbarten Versicherungssummen be-
grenzt. 

Für den Umfang der Leistung des Versicherers bildet die 
angegebene Versicherungssumme die Höchstgrenze bei 
jedem Versicherungsfall. Dies gilt auch dann, wenn sich 
der Versicherungsschutz auf mehrere entschädigungs- 
oder ersatzpflichtige Personen erstreckt. Sämtliche Kos-
ten gemäß Ziffer 5 werden auf die Versicherungssumme 
angerechnet.  
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Mehrere während der Wirksamkeit der Versicherung 
eintretende Versicherungsfälle durch  

− dieselbe Einwirkung auf die Umwelt,  
− mehrere unmittelbar auf derselben Ursache beru-

hende Einwirkungen auf die Umwelt,  
− mehrere unmittelbar auf den gleichen Ursachen be-

ruhende Einwirkungen auf die Umwelt, wenn zwi-
schen den gleichen Ursachen ein innerer, insbeson-
dere sachlicher und zeitlicher Zusammenhang 
besteht, oder  

− die Lieferung von Erzeugnissen mit gleichen Mängeln  

gelten unabhängig von ihrem tatsächlichen Eintritt als 
ein Versicherungsfall, der im Zeitpunkt des ersten dieser 
Versicherungsfälle als eingetreten gilt.  

 
11.4 Der Versicherungsnehmer beteiligt sich je Versiche-

rungsfall an den gemäß Ziffer 5 versicherten Kosten mit 
10 %, mindestens 250 Euro, höchstens 2.500 Euro. Der 
Versicherer ist auch in diesen Fällen zur Prüfung der ge-
setzlichen Verpflichtung und zur Abwehr unberechtig-
ter Inanspruchnahme verpflichtet.  

 
11.5 Falls die von dem Versicherer verlangte Erledigung ei-

nes Anspruchs durch Anerkenntnis, Befriedigung oder 
Vergleich am Verhalten des Versicherungsnehmers 
scheitert, hat der Versicherer für den von der Weigerung 
an entstehenden Mehraufwand an Kosten gemäß Ziffer 
5 und Zinsen nicht aufzukommen.  

 
 

12 Nachhaftung  

12.1 Endet das Versicherungsverhältnis wegen des vollstän-
digen oder dauernden Wegfalls des versicherten Risikos 
oder durch Kündigung der oder des Versicherungsneh-
mers, so besteht der Versicherungsschutz für solche 
Umweltschäden weiter, die während der Wirksamkeit 
der Versicherung eingetreten sind, aber zum Zeitpunkt 
der Beendigung des Versicherungsverhältnisses noch 
nicht festgestellt waren, mit folgender Maßgabe:  

− Der Versicherungsschutz gilt für die Dauer von 3 Jah-
ren vom Zeitpunkt der Beendigung des Versiche-
rungsverhältnisses an gerechnet. 

− Der Versicherungsschutz besteht für die gesamte 
Nachhaftungszeit im Rahmen des bei Beendigung des 
Versicherungsverhältnisses geltenden Versicherungs-
umfanges, und zwar in Höhe des unverbrauchten Teils 
der Versicherungssumme des Versicherungsjahres, in 
dem das Versicherungsverhältnis endet. 

 
12.2 Die Regelung der Ziff.12.1 gilt für den Fall entsprechend, 

dass während der Laufzeit des Versicherungsverhältnis-
ses ein versichertes Risiko teilweise wegfällt, mit der 
Maßgabe, dass auf den Zeitpunkt des Wegfalls des versi-
cherten Risikos abzustellen ist. 

 
 

13 Versicherungsfälle im Ausland  

13.1 Versichert sind abweichend von Ziffer 10.6 im Umfang 
dieses Versicherungsvertrages im Geltungsbereich der 
EU-Umwelthaftungsrichtlinie (2004/35/EG) eintre-
tende Versicherungsfälle,  

− die auf den Betrieb einer im Inland gelegenen Anlage 
oder eine Tätigkeit im Inland i.S.d. Ziffer 2.1 bis 2.5 und 
Ziffer 1.2.1 bis 1.2.3 zurückzuführen sind. Dies gilt für 
Tätigkeiten i.S.d. Ziffer 1.2.2 und 1.2.3 nur, wenn die An-
lagen oder Teile oder Erzeugnisse nicht ersichtlich für 
das Ausland bestimmt waren;  

− aus Anlass von Geschäftsreisen oder aus der Teil-
nahme an Ausstellungen und Messen, wenn Versi-
cherungsschutz gem. Ziffer 1.2.1 vereinbart wurde. 

Versicherungsschutz besteht insoweit abweichend von 
Ziffer 1.1 auch für Pflichten oder Ansprüche gemäß nati-
onalen Umsetzungsgesetzen anderer EU-Mitgliedstaa-
ten, sofern diese Pflichten oder Ansprüche den Umfang 
der o.g. EU-Richtlinie nicht überschreiten. 

 
13.2 Nur aufgrund ausdrücklicher Vereinbarung sind versi-

chert im Umfang dieses Versicherungsvertrages im 
Geltungsbereich der EU-Umweltha9ungsrichtlinie 
(2004/35/EG) eintretende Versicherungsfälle,  

 
13.2.1 die auf die Planung, Herstellung oder Lieferung von An-

lagen oder Teilen i.S.v. Ziffer 1.2.3 oder Erzeugnisse i.S.v. 
Ziffer 1.2.2 zurückzuführen sind, wenn die Anlagen oder 
Teile oder Erzeugnisse ersichtlich für das Ausland be-
stimmt waren;  

 
13.2.2 die auf die Montage, Demontage, Instandhaltung oder 

Wartung von Anlagen oder Teilen i.S.v. Ziffer 1.2.3 zu-
rückzuführen sind, wenn diese Tätigkeiten im Ausland 
erfolgen;  

 

13.2.3 die auf die sonstige Montage, Demontage, Instandhal-
tung, Wartung oder sonstige Tätigkeiten gemäß Ziffer 
1.2.1 zurückzuführen sind, wenn diese Tätigkeiten im 
Ausland erfolgen. 

 
13.3 Besonderer Vereinbarung bedarf die Versicherung für 

im Ausland gelegener Anlagen oder Betriebsstätten, z.B. 
Produktions- oder Vertriebsniederlassungen, Läger und 
dgl. 

 
13.4 Die Leistungen des Versicherers erfolgen in Euro. So-

weit der Zahlungsort außerhalb der Staaten, die der Eu-
ropäischen Währungsunion angehören, liegt, gelten die 
Verpflichtungen des Versicherers mit dem Zeitpunkt als 
erfüllt, in dem der Euro-Betrag bei einem in der Europä-
ischen Währungsunion gelegenen Geldinstitut ange-
wiesen ist. 

 
 

14 Kündigung nach Versicherungsfall  

14.1 Das Versicherungsverhältnis kann gekündigt werden, 
wenn  

− von dem Versicherer eine Zahlung von Sanierungs-
kosten geleistet wurde oder  

− dem Versicherungsnehmer eine Klage über einen un-
ter den Versicherungsschutz fallenden Anspruch auf 
Erstattung der Kosten für Sanierungsmaßnah-
men/Pflichten gerichtlich zugestellt wird. 

Die Kündigung muss dem Vertragspartner in Textform 
spätestens einen Monat nach der Zahlung von Sanie-
rungskosten oder der Zustellung der Klage zugegangen 
sein. 

 
14.2 Kündigt der Versicherungsnehmer, wird seine Kündi-

gung sofort nach ihrem Zugang bei der wirksam. Der 
Versicherungsnehmer kann jedoch bestimmen, dass 
die Kündigung zu einem späteren Zeitpunkt, spätestens 
jedoch zum Ende der laufenden Versicherungsperiode, 
wirksam wird. 

Eine Kündigung des Versicherers wird einen Monat nach 
ihrem Zugang beim Versicherungsnehmer wirksam. 
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15 Kündigung nach Risikoerhöhung aufgrund 
Änderung oder Erlass von Rechtsvorschriften  

Bei Erhöhungen des versicherten Risikos durch Ände-
rung bestehender oder Erlass neuer Rechtsvorschriften 
(s. Ziffer. 6.3) ist der Versicherer berechtigt, das Versi-
cherungsverhältnis unter Einhaltung einer Frist von ei-
nem Monat zu kündigen. Das Kündigungsrecht erlischt, 
wenn es nicht innerhalb eines Monats von dem Zeit-
punkt an ausgeübt wird, in welchem der Versicherer von 
der Erhöhung Kenntnis erlangt hat. 

 
 

16 Obliegenheiten bei unmittelbarer Gefahr ei-
nes Umweltschadens und nach Eintritt  
eines solchen  

16.1 Jeder Versicherungsfall ist dem Versicherer unverzüg-
lich nach Kenntnis durch den Versicherungsnehmer an-
zuzeigen, auch wenn noch keine Sanierungs- oder Kos-
tentragungsansprüche erhoben wurden. 

 
16.2 Dem Versicherungsnehmer obliegt es ferner, dem Ver-

sicherer jeweils unverzüglich und umfassend zu infor-
mieren über:  

− seine ihm gemäß § 4 Umweltschadensgesetz oblie-
gende Information an die zuständige Behörde,  

− behördliches Tätigwerden wegen der Vermeidung 
oder Sanierung eines Umweltschadens gegenüber 
dem Versicherungsnehmer,  

− die Erhebung von Ansprüchen auf Ersatz der einem 
Dritten entstandenen Aufwendungen zur Vermei-
dung, Begrenzung oder Sanierung eines Umweltscha-
dens,  

− den Erlass eines Mahnbescheids,  
− eine gerichtliche Streitverkündung,  
− die Einleitung eines staatsanwaltlichen, behördlichen 

oder gerichtlichen Verfahrens. 

 
16.3 Der Versicherungsnehmer muss nach Möglichkeit für 

die Abwendung und Minderung des Schadens sorgen. 
Weisungen des Versicherers sind zu befolgen, soweit es 
für den Versicherungsnehmer zumutbar ist. Er hat dem 
Versicherer ausführliche und wahrheitsgemäße Scha-
denberichte zu erstatten und ihn bei der Schadener-
mittlung und -regulierung zu unterstützen. Alle Um-
stände, die nach Ansicht des Versicherers für die Be-
arbeitung des Schadens wichtig sind, müssen mitgeteilt 
sowie alle dafür angeforderten Schriftstücke übersandt 
werden. 

 
16.4 Maßnahmen und Pflichten im Zusammenhang mit Um-

weltschäden sind unverzüglich mit dem Versicherer ab-
zustimmen. 

 
16.5 Gegen einen Mahnbescheid oder einen Verwaltungsakt 

im Zusammenhang mit Umweltschäden muss der Ver-
sicherungsnehmer fristgemäß Widerspruch oder die 
sonst erforderlichen Rechtsbehelfe einlegen. Einer Wei-
sung des Versicherers bedarf es nicht. 

 
16.6 Im Widerspruchsverfahren oder einem gerichtlichen 

Verfahren wegen eines Umweltschadens hat der Versi-
cherungsnehmer dem Versicherer die Führung des Ver-
fahrens zu überlassen. Im Falle des gerichtlichen Ver-
fahrens beauftragt der Versicherer einen Rechtsanwalt 
im Namen des Versicherungsnehmers. Der Versiche-
rungsnehmer muss dem Rechtsanwalt Vollmacht sowie 
alle erforderlichen Auskünfte erteilen und die angefor-
derten Unterlagen zur Verfügung stellen. 

 

 

17 Rechtsfolgen bei Verletzung von  
Obliegenheiten  

17.1 Verletzt der Versicherungsnehmer eine Obliegenheit aus 
diesem Vertrag, die er vor Eintritt des Versicherungsfalles 
zu erfüllen hat, kann der Versicherer den Vertrag inner-
halb eines Monats ab Kenntnis von der Obliegenheitsver-
letzung fristlos kündigen. Der Versicherer hat kein Kündi-
gungsrecht, wenn der Versicherungsnehmer nachweist, 
dass die Obliegenheitsverletzung weder auf Vorsatz noch 
auf grober Fahrlässigkeit beruhte. 

 
17.2 Wird eine Obliegenheit aus diesem Vertrag vorsätzlich 

verletzt, verliert der Versicherungsnehmer seinen Versi-
cherungsschutz. Bei grob fahrlässiger Verletzung einer 
Obliegenheit ist der Versicherer berechtigt, seine Leis-
tung in einem der Schwere des Verschuldens des Versi-
cherungsnehmers entsprechenden Verhältnis zu kürzen. 

Der vollständige oder teilweise Wegfall des Versiche-
rungsschutzes hat bei Verletzung einer nach Eintritt des 
Versicherungsfalles bestehenden Auskunfts- oder Auf-
klärungsobliegenheit zur Voraussetzung, dass der Versi-
cherer den Versicherungsnehmer durch gesonderte 
Mitteilung in Textform auf diese Rechtsfolge hingewie-
sen hat. 

Weist der Versicherungsnehmer nach, dass er die Oblie-
genheit nicht grob fahrlässig verletzt hat, bleibt der Ver-
sicherungsschutz bestehen. 

Der Versicherungsschutz bleibt auch bestehen, wenn 
der Versicherungsnehmer nachweist, dass die Verlet-
zung der Obliegenheit weder für den Eintritt oder die 
Feststellung des Versicherungsfalles noch für die Fest-
stellung oder den Umfang der dem Versicherer oblie-
genden Leistung ursächlich war. Das gilt nicht, wenn der 
Versicherungsnehmer die Obliegenheit arglistig verletzt 
hat. 

Die vorstehenden Bestimmungen gelten unabhängig 
davon, ob der Versicherer ein ihr nach Ziffer. 17.1 zu-
stehendes Kündigungsrecht ausübt. 

 
 

18 Mitversicherte Personen  

18.1 Erstreckt sich die Versicherung auch auf Ansprüche ge-
gen andere Personen als den Versicherungsnehmer 
selbst, sind alle für ihn geltenden Bestimmungen auf die 
Versicherten entsprechend anzuwenden. Die Bestim-
mungen der Ziffer. 7 gelten nicht, wenn das neue Risiko 
nur in der Person eines Versicherten entsteht. 

 
18.2 Die Ausübung der Rechte aus dem Versicherungsver-

trag steht ausschließlich dem Versicherungsnehmer zu. 
Er ist neben den Versicherten für die Erfüllung der Ob-
liegenheiten verantwortlich. 

 
 

19 Geltende Bestimmungen aus den  
„Allgemeine Versicherungsbedingungen für 
Haftpflichtversicherung (AHB)“  

Folgende Bestimmungen der AHB gelten auch für die 
Umweltschadensversicherung:  

Ziffer 8, 9, 10, 11, 12, 13, 14, 15, 16, 17, 18, 20, 22, 23, 24, 28, 
29, 30, 31, 32  
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Teil 2: 
Zusatzbaustein 1 
 
 

1 Abweichend von Teil 1 Ziffer 10.1 besteht im 
Rahmen und Umfang dieses Vertrages  
Versicherungsschutz auch für Pflichten oder 
Ansprüche wegen Umweltschäden gemäß 
Umweltschadensgesetz  

− an geschützten Arten oder natürlichen Lebensräu-
men, die sich auf Grundstücken einschließlich Ge-
wässern befinden, die im Eigentum des Versiche-
rungsnehmers stehen, standen oder von ihm 
gemietet, geleast, gepachtet oder geliehen sind oder 
waren. 

− an Boden, der im Eigentum des Versicherungsneh-
mers steht, stand oder von ihm gemietet, geleast, ge-
pachtet oder geliehen ist oder war, soweit von diesem 
Boden Gefahren für die menschliche Gesundheit aus-
gehen. 

Für darüber hinausgehende Pflichten oder Ansprüche 
für Schäden an diesen Böden kann Versicherungs-
schutz im Rahmen und Umfang dieses Vertrages und 
Teil 3 (Zusatzbaustein 2) vereinbart werden. 

− an Gewässern (nicht jedoch Grundwasser), die im Ei-
gentum des Versicherungsnehmers stehen, standen 
oder von ihm gemietet, geleast, gepachtet oder gelie-
hen sind oder waren. 

Soweit es sich hierbei um Grundstücke, Böden oder Ge-
wässer handelt, die vom Versicherungsnehmer gemie-
tet, geleast, gepachtet oder geliehen sind oder waren, 
findet Teil 1 Ziffer 1.1 letzter Absatz dann keine Anwen-
dung, wenn der Versicherungsnehmer von einer Be-
hörde in Anspruch genommen wird. Das gleiche gilt, 
wenn er von einem sonstigen Dritten auf Erstattung der 
diesem auf der Grundlage des Umweltschadensgeset-
zes entstandenen Kosten aufgrund gesetzlicher Haft-
pflichtbestimmungen privatrechtlichen Inhalts in An-
spruch genommen wird. 

Der Versicherungsschutz bezieht sich ausschließlich auf 
die im Versicherungsschein deklarierten Grundstücke. 

Für Grundstücke, die der Versicherungsnehmer nach 
Beginn des Versicherungsverhältnisses erwirbt oder in 
Besitz nimmt, besteht abweichend von Teil 1 Ziffer 6 und 
Ziffer 7 kein Versicherungsschutz. 

 
 

2 Abweichend von Teil 1 Ziffer 10.2 besteht 
Versicherungsschutz auch für Pflichten oder 
Ansprüche wegen Umweltschäden gemäß 
Umweltschadensgesetz am Grundwasser 

 
 

3 Nicht versicherte Tatbestände  

Die in Teil 1 genannten Ausschlüsse finden auch für die-
sen Zusatzbaustein Anwendung. Falls im Versiche-
rungsschein oder seinen Nachträgen nicht ausdrücklich 
etwas anderes bestimmt ist, gilt:  

Nicht versichert sind:  

 
3.1 Kosten aus der Dekontamination von Erdreich infolge 

eines auf Grundstücken, die im Eigentum des Versiche-
rungsnehmers stehen, standen oder von ihm gemietet, 
geleast, gepachtet oder geliehen sind oder waren, einge-
tretenen Brandes, Blitzschlages, einer Explosion, eines 
Anpralls oder Absturzes eines Flugkörpers, seiner Teile 

oder seiner Ladung. Dies umfasst auch die Untersu-
chung oder den Austausch von Erdreich, ebenso den 
Transport von Erdreich in eine Deponie und die Ablage-
rung oder Vernichtung von Erdreich. 

Versicherungsschutz für derartige Kosten kann aus-
schließlich über eine entsprechende Sach-/Feuerversi-
cherung vereinbart werden. 

 
3.2 Pflichten oder Ansprüche wegen Schäden, die von un-

terirdischen Abwasseranlagen ausgehen. 

 
3.3 Pflichten oder Ansprüche wegen Schäden, für die der 

Versicherungsnehmer aus einem anderen Versiche-
rungsvertrag Ersatz beanspruchen kann. 

 
 

4 Versicherungssummen/Maximierung/ 
Selbstbeteiligung  

Die Versicherungssumme und die Jahreshöchstersatz-
leistung betragen im Rahmen der gemäß Teil 1 Ziffer 11 
vereinbarten Versicherungssumme 1.000.000 Euro. 

Der Versicherungsnehmer hat bei jedem Versiche-
rungsfall von den gemäß Teil 1 Ziffer 5 versicherten Kos-
ten 2.000 Euro selbst zu tragen. Der Versicherer ist auch 
in diesen Fällen zur Prüfung der gesetzlichen Verpflich-
tung und zur Abwehr unberechtigter Inanspruchnahme 
verpflichtet. 

 
 
 

Teil 3: 
Zusatzbaustein 2 
 

Falls besonders vereinbart und im Versicherungsschein 
dokumentiert, gilt:  

 
 
1 Abweichend von Teil 1 Ziffer 10.1 und über den Um-

fang von Teil 2 (Zusatzbausteins 1) besteht im Rah-
men und Umfang dieses Vertrages Versicherungs-
schutz für weitergehende Pflichten oder Ansprüche 
zur Sanierung des Bodens wegen schädlicher Boden-
veränderungen gemäß Bundesbodenschutzgesetz, 
wenn der Versicherungsnehmer Eigentümer, Mieter, 
Leasingnehmer, Pächter oder Entleiher des Bodens 
und Verursacher des Schadens ist oder war. 

Versicherungsschutz besteht ausschließlich für solche 
schädlichen Bodenveränderungen, die unmittelbare 
Folge einer plötzlichen und unfallartigen, während der 
Wirksamkeit des Versicherungsvertrages eingetretenen 
Störung des bestimmungsgemäßen Betriebes des Ver-
sicherungsnehmers ist. Teil 1 Ziffer 3.2 findet keine An-
wendung. 

Soweit der Versicherungsnehmer Mieter, Leasingneh-
mer, Pächter oder Entleiher des Bodens ist oder war, fin-
det Teil 1 Ziffer 1.1 letzter Absatz keine Anwendung. 

Der Versicherungsschutz bezieht sich ausschließlich auf 
die im Versicherungsschein deklarierten Grundstücke. 

Für Grundstücke, die der Versicherungsnehmer nach 
Beginn des Versicherungsverhältnisses erwirbt oder in 
Besitz nimmt, besteht abweichend von Teil 1 Ziffer 6 und 
Ziffer 7 kein Versicherungsschutz. 

 
 

2 Versicherte Kosten  

In Ergänzung zu Teil 1 Ziffer 5.2 sind die dort genannten 
Kosten für die Sanierung von Schädigungen des Bodens 
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auch dann mitversichert, soweit von diesem Boden keine 
Gefahren für die menschliche Gesundheit ausgehen. 

Versichert sind diese Kosten jedoch nur, sofern sie der 
Versicherungsnehmer nach einer Betriebsstörung  

− aufgrund behördlicher Anordnung aufwenden musste  

oder 

− diese Kosten nach Abstimmung mit dem Versicherer 
aufgewendet wurden. 

 
 

3 Nicht versicherte Tatbestände  

3.1 Nicht versichert sind Kosten i.S.v. Ziffer. 2, soweit die 
Schädigung des Bodens des Versicherungsnehmers 
Folge einer Betriebsstörung beim Dritten ist. 

 
3.2 Die in Teil 1 und Teil 2 genannten Ausschlüsse finden 

auch für diesen Zusatzbaustein Anwendung. 

 
 

4 Versicherungssummen/Maximierung/ 
Selbstbeteiligung  

Versicherungsschutz besteht im Rahmen der unter 
Teil 2 (Zusatzbaustein 1) vereinbarten Versicherungs-
summe und der dort vereinbarten Selbstbeteiligung. 
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Datenschutzhinweise der Interlloyd Versicherungs-AG 
 

 
Information zur Verwendung Ihrer Daten 

Mit diesen Hinweisen informieren wir Sie über die Verarbeitung Ihrer 
personenbezogenen Daten durch die Interlloyd Versicherungs-AG und 
die Ihnen nach dem Datenschutzrecht zustehenden Rechte. Diese Infor-
mationen gelten auch für die versicherte Person. Wenn die versicherte 
Person nicht zugleich Versicherungsnehmer ist, wird der Versicherungs-
nehmer diese Information der versicherten Person weitergeben. 
 
Wer ist für die Datenverarbeitung verantwortlich und an 
wen kann ich mich wenden?  

Interlloyd Versicherungs-AG 
ARAG-Platz 1 
40472 Düsseldorf 
Telefon: 0211 963 07 
Fax: 0211 963 3033 
E-Mail-Adresse: service@interlloyd.de 
 
Unseren Datenschutzbeauftragten erreichen Sie per Post unter der o.g. 
Adresse mit dem Zusatz – Datenschutzbeauftragter – oder per E-Mail 
unter: Datenschutz@interlloyd.de 
 
Wofür verarbeiten wir Ihre Daten (Zwecke der Verarbeitung) 
und auf Basis welcher Rechtsgrundlagen?  

Wir verarbeiten Ihre personenbezogenen Daten unter Beachtung der EU-
Datenschutz-Grundverordnung (DS-GVO), des Bundesdatenschutzge-
setzes neue Fassung (BDSG), der datenschutzrechtlich relevanten Best-
immungen des Versicherungsvertragsgesetzes (VVG) sowie aller weite-
ren maßgeblichen Gesetze. Zudem verarbeiten wir – soweit für die 
Erbringung unserer Dienstleistung erforderlich – personenbezogene Da-
ten, die wir aus öffentlich zugänglichen Quellen (z.B. Presse, Internet, 
Handels- und Vereinsregister) zulässigerweise gewinnen oder die uns 
von anderen Unternehmen des ARAG Konzerns oder von sonstigen 
Dritten (z.B. Schuldnerverzeichnis, Melderegister) berechtigt über-
mittelt werden. Darüber hinaus hat sich unser Unternehmen auf die 
„Verhaltensregeln für den Umgang mit personenbezogenen Daten durch 
die deutsche Versicherungswirtschaft“ verpflichtet, die die oben genann-
ten Gesetze für die Versicherungswirtschaft präzisieren. Diese können Sie 
im Internet unter: www.interlloyd.de/datenschutz abrufen.  
 
Stellen Sie einen Antrag auf Versicherungsschutz, benötigen wir die von 
Ihnen hierbei gemachten Angaben für den Abschluss des Vertrages und 
zur Einschätzung des von uns zu übernehmenden Risikos. Im Zuge der 
Tarifgestaltung haben wir anhand von mathematisch-statistisch aner-
kannten und bewährten Verfahren Tarifgruppen gebildet. Hierzu wur-
den beispielsweise folgende Informationen herangezogen (Arbeitneh-
merstatus, Geburtsdatum, PLZ). Kommt der Versicherungsvertrag 
zustande, verarbeiten wir diese Daten zur Durchführung des Vertrags-
verhältnisses, z.B. zur Policierung oder Rechnungsstellung. Angaben 
zum Schaden benötigen wir etwa, um prüfen zu können, ob ein Versi-
cherungsfall eingetreten und wie hoch der Schaden ist.  
 
Der Abschluss bzw. die Durchführung des Versicherungs-
vertrages ist ohne die Verarbeitung Ihrer personen-
bezogenen Daten nicht möglich.  

Darüber hinaus benötigen wir Ihre personenbezogenen Daten zur Er-
stellung von versicherungsspezifischen Statistiken, wie z.B. für die Ent-
wicklung neuer Tarife oder zur Erfüllung aufsichtsrechtlicher Vorgaben.  
Die Daten aller mit der Interlloyd Versicherungs-AG bestehenden Ver-
träge nutzen wir für eine Betrachtung der gesamten Kundenbeziehung. 
Beispielsweise zur Beratung hinsichtlich einer Vertragsanpassung, -er-
gänzung, für Kulanzentscheidungen oder für umfassende Auskunftser-
teilungen. Rechtsgrundlage für diese Verarbeitungen personenbezoge-
ner Daten für vorvertragliche und vertragliche Zwecke ist Art. 6 Abs. 1 b) 
DS-GVO. Soweit dafür besondere Kategorien personenbezogener Daten 
(z.B. Ihre Gesundheitsdaten in der Unfallversicherung) erforderlich sind, 
holen wir in der Regel Ihre Einwilligung nach Art. 9 Abs. 2 a) i. V. m. Art. 7 
DS-GVO ein. Erstellen wir Statistiken mit diesen Datenkategorien, er-
folgt dies auf Grundlage von Art. 9 Abs. 2 j) DS-GVO i. V. m. § 27 BDSG. 
 

Ihre Daten verarbeiten wir auch, um berechtigte Interessen von uns 
oder von Dritten zu wahren Art. 6 Abs. 1 f) DS-GVO). Dies kann insbe-
sondere erforderlich sein zur: 
• Risiko und Geschä9ssteuerung 
• Optimierung unserer Geschä9sprozesse 
• Weiterentwicklung von Prozessen, Dienstleistungen und Produkten 
• Werbung für unsere eigenen Versicherungsprodukte und für andere 

Produkte der Unternehmen des ARAG-Konzerns und deren Koopera-
tionspartner sowie für Markt- und Meinungsforschung 

• Verhinderung und Aufklärung von Straftaten, insbesondere nutzen 
wir Datenanalysen zur Erkennung von Hinweisen, die auf Versiche-
rungsmissbrauch hindeuten können  

• Klärung von möglichen Mehrfach- und Nebenversicherungen. Hierzu 
nehmen wir Kontakt mit den uns von Ihnen oder Dritten (z.B. Vorver-
sicherer, Lebenspartner, Kundenbetreuer, etc.) mitgeteilten Versi-
cherern auf 

• Geltendmachung rechtlicher Ansprüche und Verteidigung bei Strei-
tigkeiten 

• Gewährleistung der Haus-, Anlagen- und IT-Sicherheit sowie des IT-
Betriebs  

• Videoüberwachung zur Wahrung des Hausrechts. 
Darüber hinaus verarbeiten wir Ihre personenbezogenen Daten zur 
Erfüllung gesetzlicher Verpflichtungen wie z.B. aufsichtsrechtlicher 
Vorgaben, handels- und steuerrechtlicher AuSewahrungspflichten 
oder unserer Beratungspflicht. Als Rechtsgrundlage für die Verarbei-
tungen dienen in diesem Fall die jeweiligen gesetzlichen Regelungen 
i. V. m. Art. 6 Abs. 1 c) DS-GVO. 
 
Sollten wir Ihre personenbezogenen Daten für einen oben nicht genann-
ten Zweck verarbeiten wollen, werden wir Sie im Rahmen der gesetzli-
chen Bestimmungen darüber u.a. auf www.interlloyd.de/datenschutz zu-
vor informieren. 
 
An welche Kategorien von Empfängern geben wir Ihre Daten 
weiter? 

Rückversicherer:  
Von uns übernommene Risiken versichern wir bei speziellen Versiche-
rungsunternehmen (Rückversicherer). Dafür kann es erforderlich 
sein, Ihre Vertrags- und ggf. Schadendaten an einen Rückversicherer 
zu übermitteln, damit dieser sich ein eigenes Bild über das Risiko oder 
den Versicherungsfall machen kann. Darüber hinaus ist es möglich, 
dass der Rückversicherer unser Unternehmen aufgrund seiner beson-
deren Sachkunde bei der Risiko- oder Leistungsprüfung sowie bei der 
Bewertung von Verfahrensabläufen unterstützt. Wir übermitteln Ihre 
Daten an den Rückversicherer nur soweit dies für die Erfüllung unse-
res Versicherungsvertrages mit Ihnen erforderlich ist bzw. im zur 
Wahrung unserer berechtigten Interessen erforderlichen Umfang. 
 
Beteiligte Gesellscha3en: 
Für die Übernahme von Versicherungsrisiken kann es erforderlich sein, 
dass wir eine oder mehrere weitere Versicherungsgesellschaften (Be-
teiligte Gesellschaften) an Risiken beteiligen müssen. 
Die beteiligten Gesellscha9en nutzen Ihre Vertrags- und Schadenda-
ten dann ebenfalls zur Risikoprüfung- und Bewertung, sowie zur Scha-
denabwicklung. 
 
Vermittler: 
Soweit Sie hinsichtlich Ihrer Versicherungsverträge von einem Ver-
mittler betreut werden, verarbeitet Ihr Vermittler die zum Abschluss 
und zur Durchführung des Vertrages benötigten Antrags-, Vertrags- 
und Schadendaten. Auch übermittelt unser Unternehmen diese Da-
ten an die Sie persönlich betreuenden Vermittler und betreuende Ge-
schä9sstelle, soweit diese die Informationen zu Ihrer Betreuung und 
Beratung in Ihren Versicherungs- und Finanzdienstleistungsangele-
genheiten benötigen. 
 
Datenverarbeitung in der Unternehmensgruppe: 
Spezialisierte Unternehmen bzw. Bereiche unserer Unternehmens-
gruppe nehmen bestimmte Datenverarbeitungsaufgaben für die in 
der Gruppe verbundenen Unternehmen zentral wahr. Soweit ein Ver-
sicherungsvertrag zwischen Ihnen und einem oder mehreren Unter-
nehmen unserer Gruppe besteht, können Ihre Daten etwa zur zentra-
len Verwaltung von Anschri9endaten, für den telefonischen 
Kundenservice, zur Vertrags- und Leistungsbearbeitung, für In- und 
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Exkasso oder zur gemeinsamen Postbearbeitung zentral durch ein 
Unternehmen der Gruppe verarbeitet werden. In unserer Dienstleis-
terliste finden Sie die Unternehmen, die an einer zentralisierten Da-
tenverarbeitung teilnehmen.  
 
Externe Au3ragsverarbeiter und Dienstleister: 
Wir bedienen uns zur Erfüllung unserer vertraglichen und gesetzli-
chen Pflichten sowie zur Wahrnehmung unserer eigenen berechtigen 
Interessen zum Teil externer Au9ragsverarbeiter und Dienstleister. 
Die Microso9 Ireland Operations Limited stellt uns im Rahmen einer 
Au9ragsverarbeitung insbesondere die Microso9produkte Windows, 
Office 365 und Azure zur Verfügung. Hierbei ist eine Datenspeiche-
rung auf Servern in Europa vertraglich vereinbart.  
Eine Auflistung der von uns eingesetzten Auftragnehmer und Dienstleis-
ter, zu denen nicht nur vorübergehende Geschäftsbeziehungen beste-
hen, können Sie der Übersicht im Anhang sowie in der jeweils aktuellen 
Version auf unserer Internetseite unter: www.interlloyd.de/datenschutz 
entnehmen. 
 
Weitere Empfänger: 
Darüber hinaus können wir Ihre personenbezogenen Daten an weitere 
Empfänger übermitteln, wie etwa an Behörden zur Erfüllung gesetzli-
cher Mitteilungspflichten (z.B. Sozialversicherungsträger, Finanzbehör-
den oder Strafverfolgungsbehörden). 
 
Wie lange speichern wir Ihre Daten? 

Wir löschen Ihre personenbezogenen Daten sobald sie für die oben ge-
nannten Zwecke nicht mehr erforderlich sind. Dabei kann es vorkom-
men, dass personenbezogene Daten für die Zeit aufbewahrt werden, in 
der Ansprüche gegen unser Unternehmen geltend gemacht werden 
können (gesetzliche Verjährungsfrist von drei oder bis zu dreißig Jahren). 
Zudem speichern wir Ihre personenbezogenen Daten, soweit wir dazu 
gesetzlich verpflichtet sind. Entsprechende Nachweis- und Aufbewah-
rungspflichten ergeben sich unter anderem aus dem Handelsgesetz-
buch, der Abgabenordnung und dem Geldwäschegesetz. Die Speicher-
fristen betragen danach bis zu zehn Jahren. 
 
Welche Rechte haben Sie? 

Sie können unter der o.g. Adresse Auskun9 über die zu Ihrer Person 
gespeicherten Daten verlangen. Darüber hinaus können Sie unter be-
stimmten Voraussetzungen die Berichtigung oder die Löschung Ihrer 
Daten verlangen. Ihnen kann weiterhin ein Recht auf Einschränkung 
der Verarbeitung Ihrer Daten sowie ein Recht auf Herausgabe der von 
Ihnen bereitgestellten Daten in einem strukturierten, gängigen und 
maschinenlesbaren Format zustehen.  
 
Soweit Sie uns eine Einwilligung nach Art. 6 Abs. 1 a) DS-GVO zur Ver-
arbeitung von personenbezogenen Daten für bestimmte Zwecke er-
teilt haben, ist die Rechtmäßigkeit dieser Verarbeitung auf Basis Ihrer 
Einwilligung gegeben. Eine erteilte Einwilligung kann jederzeit, unter 
der o.g. Anschri9, widerrufen werden. Dies gilt auch für den Widerruf 
von Einwilligungserklärungen, die vor der Geltung der DS-GVO, also 
vor dem 25. Mai 2018, uns gegenüber erteilt worden sind. Der Widerruf 
der Einwilligung berührt nicht die Rechtmäßigkeit der bis zum Wider-
ruf verarbeiteten Daten.  
 
Sie haben die Möglichkeit, sich mit einer Beschwerde an den oben ge-
nannten Datenschutzbeau9ragten oder an eine Datenschutzauf-
sichtsbehörde zu wenden. Die für uns zuständige Datenschutzauf-
sichtsbehörde ist:  
 
Landesbeau9ragte für Datenschutz und Informationsfreiheit Nord-
rhein-Westfalen 
Postfach 200444  
40102 Düsseldorf 
Telefon: 0211 38424-0 
Fax: 0211 38424-10 
E-Mail: poststelle@ldi.nrw.de 
 
Widerspruchsrecht  
Sie haben das Recht, einer Verarbeitung Ihrer personenbezogenen 
Daten zu Zwecken der Direktwerbung zu widersprechen.  
 
Verarbeiten wir Ihre Daten zur Wahrung berechtigter Interessen, 
können Sie dieser Verarbeitung widersprechen, wenn sich aus Ihrer 
besonderen Situation Gründe ergeben, die gegen die Datenverar-
beitung sprechen. 

Wofür wird das Hinweis- und Informationssystem (HIS) der 
Versicherungswirtscha? genutzt?  

Die Versicherungswirtscha9 nutzt das HIS der informa HIS GmbH zur 
Unterstützung der Risikobeurteilung im Antragsfall, zur Sachver-
haltsaualärung bei der Leistungsprüfung sowie bei der Bekämpfung 
von Versicherungsmissbrauch. Dafür ist ein Austausch bestimmter 
personenbezogener Daten mit dem HIS erforderlich. Nähere Informa-
tionen dazu entnehmen Sie bitte der „Information über den Datenaus-
tausch mit der informa HIS GmbH auf Grundlage der Artikel 13 und 14 
DSGVO“ die als separate Anlage beigefügt ist. Sollten wir Ihre Daten 
im Fall von erhöhten Risiken in das HIS einmelden, werden Sie in je-
dem Fall hierüber von uns benachrichtigt.  
 
Wann und warum erfolgt ein Datenaustausch mit Ihrem 
früheren Versicherer?  

Um Ihre Angaben bei Abschluss des Versicherungsvertrages (z.B. zur 
Mitnahme schadenfreier Zeiten in der Gebäudeversicherung bzw. Ihre 
Angaben bei Eintritt des Versicherungsfalls) überprüfen und bei Be-
darf ergänzen zu können, kann im dafür erforderlichen Umfang ein 
Austausch von personenbezogenen Daten mit dem von Ihnen im An-
trag benannten früheren Versicherer erfolgen.  
 
Holen wir Bonitätsauskün?e zu Ihrer Person ein?  

Soweit es zur Wahrung unserer berechtigten Interessen notwendig ist, 
nutzen wir Informationen aus dem Handelsregister, dem Schuldner-
verzeichnis und dem Verzeichnis über private Insolvenzen zur Beur-
teilung Ihres allgemeinen Zahlungsverhaltens. Sie befreien die In-
terlloyd insoweit vom Berufsgeheimnis (Geheimhaltungspflicht nach 
§ 203 Strafgesetzbuch). 
 
Wir übermitteln Ihre Daten (Name, Adresse und ggf. Geburtsdatum) 
zum Zweck der Bonitätsprüfung an die infoscore Consumer Data 
GmbH, Rheinstr. 99, 76532 Baden-Baden. Rechtsgrundlagen dieser 
Übermittlungen ist Artikel 6 Absatz 1 f) der DSGVO. Übermittlungen 
auf der Grundlage dieser Bestimmungen dürfen nur erfolgen, soweit 
dies zur Wahrnehmung berechtigter Interessen unseres Unterneh-
mens oder Dritter erforderlich ist und nicht die Interessen der Grund-
rechte und Grundfreiheiten betroffener Personen, die den Schutz per-
sonenbezogener Daten erfordern, überwiegen.  
 
Übermitteln wir Ihre personenbezogenen Daten in ein 
Drittland? 

Sollten wir personenbezogene Daten an Dienstleister außerhalb des 
Europäischen Wirtschaftsraums (EWR) übermitteln, erfolgt die 
Übermittlung nur, soweit dem Drittland durch die EU-Kommission 
ein angemessenes Datenschutzniveau bestätigt wurde oder andere 
angemessene Datenschutzgarantien (z.B. verbindliche unterneh-
mensinterne Datenschutzvorschri9en, EU-Standardvertragsklau-
seln) vorhanden sind. Detaillierte Information dazu sowie über das Da-
tenschutzniveau bei unseren Dienstleistern können Sie hier: 
www.interlloyd.de/datenschutz abrufen oder unter den oben genann-
ten Kontaktinformationen anfordern. 
 
Finden automatisierte Einzelfallentscheidungen statt?  

Auf Basis Ihrer Angaben zum Risiko, zu denen wir Sie bei Antragstel-
lung befragen, entscheiden wir vollautomatisiert etwa über das Zu-
standekommen des Vertrages, mögliche Risikoausschlüsse oder über 
die Höhe der von Ihnen zu zahlenden Versicherungsprämie.  
 
Aufgrund Ihrer Angaben zum Versicherungsfall, der zu Ihrem Vertrag 
gespeicherten Daten sowie ggf. von Dritten hierzu erhaltenen Infor-
mationen entscheiden wir vollautomatisiert über unsere Leistungs-
pflicht. Die vollautomatisierten Entscheidungen beruhen auf vom Un-
ternehmen vorher festgelegten Regeln zur Gewichtung der 
Informationen. Die Regeln richten sich nach versicherungsmathema-
tischen Kriterien und Kalkulationen. Beispielsweise erfolgt bei der An-
tragsstellung die Berechnung und Bewertung auf Basis Ihrer Angaben 
im Versicherungsantrag. Im Rahmen der Leistungsbearbeitung wer-
den versicherte und nicht versicherte Sachverhalte geprü9.  
 
Soweit wir automatisierte Einzelfallentscheidungen in den vorherig 
beschriebenen Fällen durchführen, haben Sie das Recht auf Erwir-
kung des Eingreifens einer Person seitens des Verantwortlichen, auf 
Darlegung des eigenen Standpunkts und Anfechtung der Entschei-
dung. Dieses Recht besteht nicht, wenn Ihrem Begehren vollumfäng-
lich stattgegeben wurde. 
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Information über den Datenaustausch mit der informa HIS 

GmbH auf Grundlage der Artikel 13 und 14 DSGVO 
 
 
Hiermit möchten wir Sie darüber informieren, dass wir bei Abschluss ei-
nes Versicherungsvertrages oder im Rahmen der Schadenbearbeitung 
Daten zum Versicherungsobjekt (Fahrzeugidentifikationsdaten oder 
Adresse des Gebäudes) sowie Angaben zu Ihrer Person (Name, Vor-
name, Geburtsdatum, Anschrift, frühere Anschriften) an die in-
forma HIS GmbH übermitteln (HIS-Anfrage). Die informa HIS GmbH 
überprüft anhand dieser Daten, ob zu Ihrer Person und/oder zu Ihrem 
Versicherungsobjekt im „Hinweis- und Informationssystem der Versi-
cherungswirtschaft“ (HIS) Informationen gespeichert sind, die auf ein er-
höhtes Risiko oder Unregelmäßigkeiten in einem Versicherungsfall hin-
deuten können. Solche Informationen können nur aufgrund einer 
früheren Meldung eines Versicherungsunternehmens an das HIS vorlie-
gen (HIS-Einmeldung), über die Sie ggf. von dem einmeldenden Versi-
cherungsunternehmen gesondert informiert worden sind. Daten, die 
aufgrund einer HIS-Einmeldung im HIS gespeichert sind, werden von 
der informa HIS GmbH an uns, das anfragende Versicherungsunterneh-
men, übermittelt. 
 
Nähere Informationen zum HIS finden Sie auf folgenden Internetseiten: 
www.informa-his.de 
 
Zwecke der Datenverarbeitung der informa HIS GmbH 
Die informa HIS GmbH betreibt als datenschutzrechtlich Verantwortli-
che das Hinweis- und Informationssystem HIS der Versicherungswirt-
schaft. Sie verarbeitet darin personenbeziehbare Daten, um die Versiche-
rungswirtschaft bei der Bearbeitung von Versicherungsanträgen und -
schäden zu unterstützen. Es handelt sich bei diesen Daten um Angaben 
zu erhöhten Risiken oder um Auffälligkeiten, die auf Unregelmäßigkeiten 
(z. B. Mehrfachabrechnung eines Versicherungsschadens bei verschiede-
nen Versicherungsunternehmen) hindeuten können. 
 
Rechtsgrundlage für die Datenverarbeitung 
Die informa HIS GmbH verarbeitet personenbezogene Daten auf Grund-
lage des Art. 6 Abs. 1 lit. f DSGVO. Dies ist zulässig, soweit die Verarbei-
tung zur Wahrung der berechtigten Interessen des Verantwortlichen 
oder eines Dritten erforderlich ist, sofern nicht die Interessen oder 
Grundrechte und Grundfreiheiten der betroffenen Person, die den 
Schutz personenbezogener Daten erfordern, überwiegen.  

Die informa HIS GmbH selbst trifft keine Entscheidungen über den Ab-
schluss eines Versicherungsvertrages oder über die Regulierung von 
Schäden. Sie stellt den Versicherungsunternehmen lediglich die Infor-
mationen für die diesbezügliche Entscheidungsfindung zur Verfügung.  
 
Herkun3 der Daten der informa HIS GmbH 
Die Daten im HIS stammen ausschließlich von Versicherungsunter-
nehmen, die diese in das HIS einmelden.  
 
Kategorien der personenbezogenen Daten 
Basierend auf der HIS-Anfrage oder der HIS-Einmeldung eines Versiche-
rungsunternehmens werden von der informa HIS GmbH – abhängig von 
der Versicherungsart bzw. -sparte – die Daten der Anfrage oder Einmel-
dung mit den dazu genutzten personenbezogenen Daten (Name, Vor-
name, Geburtsdatum, Anschrift, frühere Anschriften) bzw. Informatio-
nen zum Versicherungsobjekt (z. B. Fahrzeug- bzw. 
Gebäudeinformationen) sowie das anfragende bzw. einmeldende Versi-
cherungsunternehmen gespeichert. Bei einer HIS-Einmeldung durch 
ein Versicherungsunternehmen, über die Sie gegebenenfalls von die-
sem gesondert informiert werden, speichert die informa HIS GmbH er-
höhte Risiken oder Auffälligkeiten, die auf Unregelmäßigkeiten hindeu-
ten können, sofern solche Informationen an das HIS gemeldet wurden. 
In der Versicherungssparte Leben können dies z. B. Informationen zu 
möglichen Erschwernissen (ohne Hinweis auf Gesundheitsdaten) und 
Versicherungssumme/Rentenhöhe sein. Zu Fahrzeugen sind ggf. z. B. 
Totalschäden, fiktive Abrechnungen oder Auffälligkeiten bei einer 
früheren Schadenmeldung gespeichert. Gebäudebezogene Daten sind 
Anzahl und Zeitraum geltend gemachter Gebäudeschäden. 
 
Kategorien von Empfängern der personenbezogenen Daten 
Empfänger sind ausschließlich Versicherungsunternehmen mit Sitz 
in Deutschland sowie im Einzelfall im Rahmen von Ermittlungsverfah-
ren staatliche Ermittlungsbehörden. 

Dauer der Datenspeicherung 
Die informa HIS GmbH speichert Informationen über Personen gem. 
Art. 17 Abs. 1 lit. a) DSGVO nur für eine bestimmte Zeit. 
Angaben über HIS-Anfragen werden taggenau nach zwei Jahren gelöscht. 

 
Für HIS-Einmeldungen gelten folgende Speicherfristen: 
∙ Personenbezogene Daten (Name, Adresse und Geburtsdatum) so-

wie Fahrzeug- und Gebäudedaten werden am Ende des vierten 
Kalenderjahres nach erstmaliger Speicherung gelöscht. Sofern in 
dem genannten Zeitraum eine erneute Einmeldung zu einer Per-
son erfolgt, führt dies zur Verlängerung der Speicherung der per-
sonenbezogenen Daten um weitere vier Jahre. Die maximale Spei-
cherdauer beträgt in diesen Fällen 10 Jahre. 

∙ Daten aus der Versicherungssparte Leben werden bei nicht zu-
stande gekommenen Verträgen am Ende des dritten Jahres nach 
der erstmaligen Speicherung gelöscht. 

 
Betroffenenrechte 
Jede betroffene Person hat das Recht auf Auskunft, auf Berichtigung, auf 
Löschung sowie auf Einschränkung der Verarbeitung. Diese Rechte nach 
Art. 15 bis 18 DSGVO können gegenüber der informa HIS GmbH unter der 
unten genannten Adresse geltend gemacht werden. Darüber hinaus be-
steht die Möglichkeit, sich an die für die für die informa HIS GmbH zustän-
dige Aufsichtsbehörde – Der Hessische Datenschutzbeauftragte, Gustav-
Stresemann-Ring 1, 65189 Wiesbaden – zu wenden. Hinsichtlich der Mel-
dung von Daten an das HIS, ist die für das Versicherungsunternehmen zu-
ständige Datenschutzaufsichtsbehörde zuständig. 
 

Nach Art. 21 Abs. 1 DSGVO kann der Datenverarbeitung aus Gründen, 
die sich aus der besonderen Situation der betroffenen Person ergeben, 
unter der unten genannten Adresse widersprochen werden.  
 
Sofern Sie wissen wollen, welche Daten die informa HIS GmbH zu Ihrer 
Person, zu Ihrem Fahrzeug oder zu Ihrem Gebäude gespeichert hat und 
an wen welche Daten übermittelt worden sind, teilt Ihnen die informa 
HIS GmbH dies gerne mit. Sie können dort unentgeltlich eine sog. 
Selbstauskunft anfordern. Wir bitten Sie, zu berücksichtigen, dass die in-
forma HIS GmbH aus datenschutzrechtlichen Gründen keinerlei telefo-
nische Auskünfte erteilen darf, da eine eindeutige Identifizierung Ihrer 
Person am Telefon nicht möglich ist. Um einen Missbrauch durch Dritte 
zu vermeiden, benötigt die informa HIS GmbH folgende Angaben von 
Ihnen: 

∙ Name (ggf. Geburtsname), Vorname(n), Geburtsdatum 
∙ Aktuelle Anschri9 (Straße, Hausnummer, Postleitzahl und Ort) 

sowie ggf. Voranschri9en der letzten fünf Jahre 
∙ Ggf. FIN des Fahrzeugs. Bei Anfragen zum Fahrzeug ist die Beifü-

gung einer Kopie der Zulassungsbescheinigung I. oder II. zum 
Nachweis der Haltereigenscha9 erforderlich. 

∙ Bei Anfragen zum Gebäude ist die Beifügung des letzten Versiche-
rungsscheins oder eines sonstigen Dokuments erforderlich, das 
das Eigentum belegt (z. B. Kopie des Grundbuchauszugs oder 
Kaufvertrags) 

 
Wenn Sie – auf freiwilliger Basis – eine Kopie Ihres Ausweises (Vorder- 
und Rückseite) beifügen, erleichtern Sie der informa HIS GmbH die Iden-
tifizierung Ihrer Person und vermeiden damit mögliche Rückfragen. Sie 
können die Selbstauskunft auch via Internet unter: www.infoma-
HIS.de/selbstauskunft/ bei der informa HIS GmbH beantragen.  
 
Kontaktdaten des Unternehmens und des Datenschutzbeauftragten 
informa HIS GmbH 
Kreuzberger Ring 68 
65205 Wiesbaden 
Telefon: 0611 880870-0 
Der betriebliche Datenschutzbeauftragte der informa HIS GmbH ist zu-
dem unter der o. a. Anschrift, zu Hd. Abteilung Datenschutz, oder per E-
Mail unter folgender Adresse erreichbar: datenschutz@informa-his.de. 
 
 



 

 85 

Übersicht der Dienstleister des ARAG Konzerns  
 
I. Konzerngesellscha3en, die an gemeinsamen Datenverarbeitungsverfahren der Kundenstammdaten teilnehmen: 

1. ARAG SE 4. Vif GmbH 

2. ARAG Allgemeine Versicherungs-AG 5. Interlloyd Versicherungs-AG 

3. ARAG Krankenversicherungs-AG  
 
II. Dienstleister mit Datenverarbeitung als Hauptgegenstand des Au3rags (Einzelbenennung): 

Au3raggebende Gesellscha3 Dienstleister Zweck der Beau3ragung Gesundheitsdaten 

Konzerngesellscha?en (siehe I.) ARAG IT GmbH 
Betrieb gruppenweiter IT-Anwendungen 
So?wareentwicklung, IT-Sicherheit 

ja 

 ARAG Service Center GmbH Telefonischer Kundendienst, Assistance-Leistungen ja 

 Microso? Ireland Operations Limited 

Insbesondere Bereitstellung der Microso?produkte 
Windows, Office 365 und Azure.  
(Die Datenspeicherung auf Servern in Europa ist vertrag-
lich vereinbart.) 

ja 

 
Paragon Customer Communications 
Weingarten GmbH 

Druck und Versand ja 

außer 1. ARAG SE 
Betreuungs-, Verkaufsförderungs- und Steuerungsaktivitä-
ten in den Vertriebswegen 

ja 

außer 1. ARAG SE Datentransfer mit Vermittlern und Dienstleistern ja 

außer 1. ARAG SE Marktforschung, Marketing, Konzernrevision, Recht ja 

außer 1. ARAG SE Postbearbeitung, inkl. scannen der Eingangspost ja 

außer 3. ARAG SE Risikoprüfung, Abwicklung Rückversicherungsgeschä? ja 

außer 1. ARAG SE 
Zahlungsverkehr (Inkasso) Mahnverfahren außergericht-
lich und gerichtlich 

ja 

außer 4. Flixcheck GmbH Bereitstellung einer digitalen Kommunikationsplattform zum Teil  

außer 4. Rhenus Data Office GmbH Akten- & Datenträgervernichtung ja 

ARAG SE Swiss Post Solutions GmbH Leistungs- und Vertragsbearbeitung nein 

ARAG Allgemeine Versicherungs-AG Actineo GmbH Leistungsbearbeitung ja 

 ARAG SE 
Antrags- und Vertrags-Bearbeitung 
Beschwerdemanagement 

ja 

 ARAG Service Center GmbH Leistungsbearbeitung ja 

 DEKRA Claims Management GmbH Leistungsbearbeitung ja 

 E+S Rückversicherung AG Antrags- und Leistungsbearbeitung ja 

 Europa Versicherung AG Leistungsbearbeitung ja 

 Property€xpert GmbH Leistungsbearbeitung nein 

ARAG Krankenversicherungs-AG ARAG Gesundheits-Services GmbH Leistungsbearbeitung ja 

 ARAG Service Center GmbH Telefonischer Kundendienst ja 

 AWP Service Deutschland GmbH Leistungsbearbeitung ja 

 
compass private pflegeberatung 
GmbH 

Pflege Assistance ja 

 
Gesamtverband der Deutschen  
Versicherungswirtscha? e.V. 

Austausch von Meldesätzen mit Finanzbehörden nein 

 IBM Deutschland GmbH Korrektur und Erfassen von Daten ja 

 IMB Consult GmbH Medizinische Gutachten ja 

 innovas GmbH Pflegesachbearbeitung ja 

 MEDICPROOF GmbH Leistungsbearbeitung ja 

 
PASS IT-Consulting Dipl.-Ing.  
Rienecker GmbH & Co. KG 

Vertragsbearbeitung nein 

 PAV Card GmbH Produktion von Druckstücken nein 

 Swiss Post Solutions GmbH 
Telefonischer Kundendienst , Leistungs- und 
Vertragsbearbeitung 

ja 

 WDS.care GmbH Pflege Assistance ja 

Interlloyd Versicherungs-AG Actineo GmbH Leistungsbearbeitung ja 

 ARAG Allgemeine Versicherungs-AG Dienstleistermanagement ja 
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Au3raggebende Gesellscha3 Dienstleister Zweck der Beau3ragung Gesundheitsdaten 

 ARAG Allgemeine Versicherungs-AG Leistungsbearbeitung ja 

 ARAG Service Center GmbH Leistungsbearbeitung (Schutzbrief) ja 

 DEKRA Claims Management GmbH Leistungsbearbeitung ja 

 E+S Rückversicherung AG Antrags- und Leistungsbearbeitung ja 

 Property€xpert GmbH Leistungsbearbeitung nein 

 
 
III. Kategorien von Dienstleistern, bei denen Datenverarbeitung kein Hauptgegenstand des Au3rages ist: 

Au3raggebende Gesellscha3 Dienstleisterkategorie Zweck der Beau3ragung Gesundheitsdaten 

Alle Konzerngesellscha?en Adressermittler Adressprüfung nein 

 Ärzte Risiko und Leistungsprüfung ja 

 Aktenlager Lagerung von Akten ja 

 Assisteure Assistanceleistungen zum Teil 

 Call-Center In-/Outbound Telefonie zum Teil 

 Datenvernichter Vernichtung von Daten ja 

 Gutachter und Sachverständige 
Risiko-/Leistungsprüfung, Rückstellungs- und Rentabili-
tätsberechnung, Unterstützung bei Schadenregulierung, 
Unterstützung bei Kalkulation 

zum Teil 

 Inkassounternehmen Forderungsmanagement nein 

 IT-Dienstleister Wartung und Entwicklung von IT-Hard- und So?ware zum Teil 

 
Lettershops/Druckereien/ 
Postversender 

Druck/Versand von Post und Emailmassensendungen nein 

 Marketingagenturen/-provider Marketingaktionen nein 

 Marktforschungsunternehmen Marktforschung nein 

 Rechtsanwälte 
Rechtsberatung/-hilfe, Prozessvertretung Forderungsein-
zug, Regressverfahren 

zum Teil 

 
Rückversicherer, 
Rückversicherungsmakler 

Rückversicherung ja 

 Sanierer, Werkstätten Schadensanierung und Reparaturen zum Teil 

 Servicekartenhersteller Herstellung von Kundenkarten nein 

 Wirtscha?sauskun?eien Bonitätsprüfung in der Antrags- und Leistungsbearbeitung nein 

ARAG Allgemeine Versicherungs-AG 
Anbieter für Telediagnostik  
und Teletherapie 

Einschätzung der Erkrankung des Tieres nein 

ARAG Krankenversicherungs-AG Anbieter medizinischer Produkte Hilfsmittelversorgung ja 

 
 
IV. Hinweise: 

Nicht alle hier gelisteten Au?ragnehmer und Dienstleister erhalten automatisch Ihre personenbezogenen Daten. Pro Au?rag wird geprü?, welche personenbezo-
genen Daten tatsächlich zur Au?ragserfüllung notwendig sind und nur diese werden dann im Rahmen des Au?rages an den jeweiligen Au?ragnehmer oder Dienst-
leister weitergeben. 
 
Ein Widerspruch gegen die Übermittlung von Daten im Rahmen von einzelnen Beau?ragungen ist nur dann möglich, wenn eine gesonderte Prüfung ergibt, dass  
Ihr schutzwürdiges Interesse aufgrund einer besonderen persönlichen Situation die berechtigten Interessen des beau?ragenden Unternehmens überwiegt. 
 
Sollten Sie weiteren Informationsbedarf zu dieser Dienstleisterliste, den „Verhaltensregeln für den Umgang mit personenbezogenen Daten durch die deutsche 
Versicherungswirtscha?“ oder sonstigen Datenschutzthemen haben, so finden Sie entsprechende Hinweise unter Rubrik Datenschutz auf der ARAG Webseite 
(http://www.arag.de). Hier finden Sie unter der Überschri? „Dienstleisterliste der ARAG“ immer eine aktuelle Fassung der Dienstleisterliste. 



 

 

Sonderbedingungen – afm - IMMO 

Gültigkeit der Sondervereinbarung 
 
Die Konditionen dieses Sonderkonzeptes gelten nur, solange der Vertrag über die afm assekuranz-
finanz-makler GmbH geführt wird. Bei einem Maklerwechsel ist der jeweilige Einzelvertrag zur nächsten 
Hauptfälligkeit auf den dann verkaufsoffenen Standardtarif des Versicherers umzustellen. Sollte kein 
Wertermittlungsbogen vorliegen, wird die Versicherungssumme wie folgt gebildet: 
 

Wohnfläche in qm multipliziert mit 150 Mark Wert 1914 
 
Eine eventuelle Unterversicherung wird im Versicherungsfall bedingungsgemäß berücksichtigt. 
Das Recht des Versicherungsnehmers, den Vertrag zum Ablauf ordentlich zu kündigen, bleibt von 
dieser Regelung unberührt. 
 

Versehensklausel 
 
Eine versehentliche Anzeigenunterlassung oder versehentlich unrichtige bzw. versehentlich verspätete 
Anzeige macht der Versicherer im Versicherungsfall zum Nachteil des Versicherungsnehmers nicht 
geltend, soweit nicht Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit vorliegen. 
 

Schadenfeststellung mit Wechsel des Versicherers 
 
Wird der Versicherungsnehmer nach dem unmittelbaren Wechsel der Gebäudeversicherung 
(Versicherungsschutz wird ohne zeitliche Unterbrechung durch den vorliegenden Vertrag fortgesetzt) 
zum Versicherer (Nachversicherer) wegen eines Schadenereignisses in Anspruch genommen, dessen 
genauen Eintrittszeitpunkt der Versicherungsnehmer auch durch ein Gutachten nicht bestimmen kann, 
so ist der Versicherer als Nachversicherer ab dem vereinbarten Versicherungsbeginn im Umfang des 
bei uns bestehenden Vertrages für die Entschädigungsleistung eintrittspflichtig.  
Soweit sich im Rahmen der Ermittlungen der Zeitpunkt des Schadeneintritts klar feststellen lässt, ist der 
Versicherer leistungspflichtig, in dessen Vertragslaufzeit der Schadeneintritt fällt. 
 

Nachhaltigkeit und Haustechnik (vereinbart) 
 
Bei Gebäuden mit energieeffizienter Bauweise gilt der Baustein Haustechnik (TB 2013) (ohne Aufzug) 
mit einer Versicherungssumme von 10.000 € pauschal mitversichert. Abweichend von den 
Bestimmungen des Bausteins Haustechnik (TB 2013) gelten fest mit dem Gebäude verbundene 
technische Anlagen zum Betrieb und der Versorgung von Elektrofahrzeugen, sogenannte Wallboxen, 
im Rahmen dieses pauschalen Einschlusses als mitversichert. 
Als energieeffizient werden im Sinne dieser Regelung Gebäude angesehen, die folgende 
Voraussetzungen erfüllen: 
 
1. Energieeffizienzklasse A+ gemäß Energieausweis nach EnVE 2014 / 2016 
2. Neubauten, die mindestens die Anforderungen für ein KfW-Effizienzhaus 40 Plus erfüllen 
 
Die Gebäude dürfen bei Antragsstellung nicht älter als 5 Jahre sein. Die Erfüllung der Voraussetzungen 
ist bei Antragsstellung durch geeignete Unterlagen nachzuweisen (Energieausweis, Nachweis über die 
KfW-Förderung Effizienzhaus 40 Plus Energiegutachten). 
 

Unbemannte Flugkörper 
 
Abweichend von Abschnitt A § 2 Nr. 1 e) leistet der Versicherer Entschädigung auch für Schäden durch 
Anprall oder Absturz eines unbemannten Flugkörpers, seiner Teile oder seiner Ladung. 
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Nässeschäden 
 
1. In Erweiterung von Abschnitt A § 3 Nr. 3 gelten Nässeschäden als versichert, die durch 

Leitungswasser entstehen, welches bestimmungswidrig durch schadhafte Sanitärfugen 
(Wartungsfugen) ausgetreten ist. 

2. Der Versicherungsschutz erstreckt sich ausschließlich auf Sanitärfugen (Wartungsfugen), 
die zur Abdichtung von Duschen oder Badewannen dienen.  

 

Transparente, Reklame- und Werbeeinrichtungen 
 
1. In Erweiterung von Abschnitt A § 5 Nr. 2 c) gelten Transparente, Reklame- und 

Werbeeinrichtungen als Gebäudezubehör. 
2. Die Entschädigung für Sachen gemäß Nr. 1 ist je Versicherungsfall auf 5.000 € begrenzt.  
3. Eine Entschädigung wird nur dann fällig, sofern aus keinem anderen Vertrag Ersatz verlangt 

werden kann. 
 

Vorsorge bei Um-, An- oder Ausbauten 
 
1. Für Um-, An- oder Ausbauten während der Vertragslaufzeit, die die gemeldete Anzahl an 

Einheiten an den nach Abschnitt A § 5 VGB 2016 (01.2016) versicherten Sachen verändern, 
besteht gemäß Abschnitt A § 10 und § 11 VGB 2016 (01.2016) bis zum Schluss der 
laufenden Versicherungsperiode entsprechend Versicherungsschutz.  

a. Der Versicherungsschutz besteht sofort mit dem Beginn der baulichen Maßnahmen  
und endet mit der ersten auf das Ende der Baumaßnahmen folgenden  
Beitragsfälligkeit. 

b. Der Versicherungsnehmer hat dem Versicherer binnen eines Monats die 
Beendigung der baulichen Maßnahmen in Textform anzuzeigen. 

c. Unterlässt der Versicherungsnehmer die rechtzeitige Anzeige oder kommt innerhalb  
Monatsfrist nach Eingang der Anzeige bei dem Versicherer eine Vereinbarung über 
die neuen Konditionen nicht zustande, erlischt die Vorsorgeversicherung  für das 
folgende Versicherungsjahr. 

d. Tritt der Versicherungsfall ein, bevor die Anzeige über die Veränderung der  
baulichen Maßnahmen erfolgt ist, so hat der Versicherungsnehmer zu beweisen,  
dass das neue Risiko erst nach Abschluss der Versicherung und in einem Zeitpunkt 
eingetreten ist, in dem die Anzeigefrist nicht verstrichen war.  

2. Die Bestimmungen über die anzeigepflichtigen Gefahrerhöhungen gemäß Abschnitt  B § 9 
der Allgemeinen Vertragsgrundlagen zur Gebäude- und Glasversicherung (01.2016) 
bleiben unberührt. 

 

Schäden durch wildlebende Tiere 
 
1. In Erweiterung von Abschnitt C Nr. 6 ersetzt der Versicherer auch Schäden an versicherten 

Gebäuden, Gebäudebestandteile und Gebäudezubehör die unmittelbar durch wildlebende 
Tiere entstehen. 

2. Folgeschäden aller Art (z.B. Schäden aufgrund fehlender elektrischer Spannung) fallen 
nicht unter den Versicherungsschutz. 

3. Die Entschädigung ist je Versicherungsfall auf 5.000 € begrenzt.  
. 

Wasserzuleitungs- und Heizungsrohre, die nicht der Versorgung dienen 
 
1. In Erweiterung von Abschnitt C Nr. 12 leistet der Versicherer Entschädigung für außerhalb 

von Gebäuden eintretende frostbedingte und sonstige Bruchschäden an den 
Zuleitungsrohren der Wasserversorgung oder an den Rohren der Warmwasserheizungs -, 
Dampfheizungs-, Klima-, Wärmepumpen-, oder Solarheizungsanlagen, die nicht der 
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Versorgung versicherter Gebäude oder Anlagen dienen, sofern der Versicherungsnehmer 
die Gefahr trägt. 

2. Dies gilt nicht für Rohre, die ausschließlich gewerblichen Zwecken dienen.  
3. Die Entschädigung ist, soweit nicht etwas anderes vereinbart gilt, je Versicherungsfall auf 

10.000 € begrenzt. 
 

Entlüftungsrohre von Abwasserleitungen im und außerhalb des Gebäudes 
 
In Erweiterung von Abschnitt C Nr. 12 BBL ImmoPlus (01.2016) erstreckt sich der Versicherungsschutz 
auch auf Entlüftungsrohre von Abwasserleitungen im Gebäude sowie Entlüftungsrohre von 
Abwasserleitungen, die sich außerhalb des Gebäudes befinden, aber fest mit dem Gebäude verbunden 
sind (keine Regenrohre). 
 

Leckage von stationären Brandschutzanlagen 
 
1. In Erweiterung von Abschnitt C Nr. 12 BBL ImmoPlus (01.2016) gilt:  

Innerhalb versicherter Gebäude sind versichert:  
a. frostbedingte und sonstige Bruchschäden an Rohren von stationär installierten  

Wasserlöschanlagen. 
b. frostbedingte Bruchschäden an Einrichtungen oder Installationen von stationär  

installierten Brandschutzanlagen. 
Außerhalb versicherter Gebäude sind versichert: 

a. frostbedingte und sonstige Bruchschäden an stationär installierten 
Brandschutzanlagen. 

Zu stationären Brandschutzanlagen gehören Sprinkler -, Berieselungs- und 
Pumpenanlagen, sonstige Armaturen und Zuleitungsrohre. 

2. Der Versicherungsschutz erstreckt sich nur auf stationäre Löschanlagen,  die von einem  
Sachverständigen abgenommen sind und regelmäßig durch eine anerkannte Überwachungsstelle  
überprüft werden. Vorhandene Mängel sind unverzüglich zu beseitigen. 

 
 

Ableitungsrohre außerhalb des Gebäudes 
 
1. Abweichend von Abschnitt C Nr. 12 b) gelten Ableitungsrohre, auch ohne Dichtheitsprüfung 

durch eine Fachfirma oder einen Sachverständigen in Anknüpfung an die DIN 1986, 
mitversichert. 
Dies gilt nicht für Rohre, die ausschließlich gewerblichen Zwecken dienen.  

2. Die Höchstentschädigung ist je Versicherungsfall auf 10.000 € für Ableitungsrohre auf dem 
Versicherungsgrundstück und außerhalb des Versicherungsgrundstücks, für die der 
Versicherungsnehmer die Gefahr trägt, begrenzt.  

3. Kein Bruchschaden liegt vor, wenn Dichtungen undicht werden, Rohrstücke ihre Lage 
verändert haben (Muffenversatz) oder wenn Wurzeln in die Rohre hineingewachsen sind, 
selbst wenn dadurch ein Materialschaden am Rohr oder an der Dichtung entstanden ist.  

4. Versicherungsschutz besteht nicht für die Kosten einer vorsorglich durchgeführten oder 
behördlich angeordneten Untersuchung von Rohren ohne konkreten Schadenverdacht. 
Erfolgt eine Untersuchung aufgrund eines konkreten Schadenverdachts werden nur die 
Kosten für die Lokalisierung und Beseitigung eines entdeckten versicherten 
Bruchschadens ersetzt. 
 

Beseitigung von Rohrverstopfungen 
 
1. In Erweiterung von Abschnitt C Nr. 14 sind die notwendigen Kosten für die Beseitigung von 

Verstopfungen von Ableitungsrohren innerhalb versicherter Gebäude sowie auf dem 
Versicherungsgrundstück mitversichert. 
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2. Die Entschädigung ist je Versicherungsfall auf 1.000 € begrenzt, max. 3.000 € je 
Versicherungsjahr. 

3. Es gilt eine Selbstbeteiligung von 150 € je Schadenfall vereinbart.  
 

In fremdem Eigentum stehende Gas-, Elektrizitäts- und Wasserzähler 
 
In Erweiterung von Abschnitt C Nr. 15 sind in fremdem Eigentum stehende Gas-, Elektrizitäts- und 
Wasserzähler mitversichert, sofern aus einem anderen Versicherungsvertrag keine Leistung erbracht 
wird. 
 

Verlust von Arbeitsmaschinen und -geräten durch Einbruchdiebstahl 
 
1. In Erweiterung zu Abschnitt C Nr. 16 BBL ImmoPlus (01.2016) gilt:  

Versichert ist das Abhandenkommen und die Beschädigung von Arbeitsmaschinen und -geräten,  
die der Gebäudeeigentümer oder die Eigentümergemeinschaft zur Gartenpflege und zur Reinigung  
bereitstellt, wenn die Schäden dadurch entstanden sind, dass ein unbefugter Dritter in das Gebäude  
eingebrochen, eingestiegen oder mittels falscher Schlüssel oder anderer Werkzeuge eingedrungen  
ist oder versucht, durch eine dieser Handlungen in das Gebäude einzudringen. 

2. Die Entschädigung ist je Versicherungsfall auf 3.000 € begrenzt. 
 

Wallboxen / E-Ladesäulen / Wärmepumpen 
 
1. In Erweiterung von Abschnitt C Nr. 16 und Nr. 17 gelten fertig montierte eigene Wallboxen, 

E-Ladesäulen und Wärmepumpen mitversichert. 
2. Die Entschädigung ist je Versicherungsfall auf 50.000 € begrenzt.  
 

Schwimmbad (inkl. Abdeckungen) auf dem Versicherungsgrundstück 
 
1. In Erweiterung von Abschnitt C Nr. 17 sind versicherte Schäden an Schwimmbecken (inkl. 

ihrer Abdeckungen) mitversichert, die sich auf dem im Versicherungsschein bezeichneten 
Grundstück befinden. 

2. Sturmschäden an Abdeckungen sind nur versichert, wenn handelsübliche Sicherungen 
gegen Sturm (z. B. Verankerungen) vorhanden sind und diese bei Nichtbenutzung des 
Schwimmbeckens betätigt wurden. 

3. Die Sicherungen sind in einem gebrauchsfähigen Zustand zu halten und Mängel und 
Schäden unverzüglich zu beseitigen. 

4. Mitversichert sind Schäden an Grundstückszubehör (z. B. Umwälzpumpe), das der 
Nutzung oder Instandhaltung des Schwimmbeckens dient.  

 

Fotovoltaikanlagen 
 
1. In Abänderung von Abschnitt C Nr. 18 gelten fertig montierte eigene Fotovoltaikanlagen 

auf dem Dach des versicherten Gebäudes gegen die Gefahren nach Abschnitt A § 1 a) - 
c), auch ohne Nennung im Versicherungsschein, mitversichert.  

2. Die Entschädigung ist je Versicherungsfall auf 50.000 € begrenzt.  
 

Datenrettungskosten im privaten Bereich 
 
1. In Erweiterung zu Abschnitt C Nr. 19 BBL ImmoPlus (01.2016) gilt: 

Versichert sind die infolge eines Versicherungsfalles am Versicherungsort tatsächlich  
entstandenen, notwendigen Kosten für die technische Wiederherstellung – und nicht der 
Wiederbeschaffung – von elektronisch gespeicherten, ausschließlich für die private 
Nutzung bestimmte Daten (maschinenlesbare Informationen) und Programme. 
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2. Voraussetzung ist, dass die Daten und Programme durch eine ersatzpflichtige 
Substanzbeschädigung an dem Datenträger, auf dem sie gespeichert waren, verloren  
gegangen, beschädigt oder nicht mehr verfügbar sind. 

3. Ersetzt werden auch die Kosten einer versuchten technischen Wiederherstellung.  
4. Nicht ersetzt werden derartige Wiederherstellungskosten für  

a. Daten und Programme, zu deren Nutzung der Versicherungsnehmer nicht  berechtigt 
ist (z. B. so genannte Raubkopien); 

b. Programme und Daten, die der Versicherungsnehmer auf einem Rücksicherungs - 
oder Installationsmedium vorhält; 

c. Der Versicherer leistet keine Entschädigung für die Kosten eines neuerlichen  
Lizenzerwerbs. 

5. Die Entschädigung ist je Versicherungsfall auf 3.000 € begrenzt. 
 

Regiekosten 
 
In Erweiterung von Abschnitt C Nr. 19 ersetzt der Versicherer die infolge eines Versicherungsfalles 
notwendigen Kosten für die Koordinierung der Schadenbeseitigung wie folgt: 
 
1. Ab einer Schadenhöhe von 1.500 €, 5 % der Entschädigungssumme, max. 3.000 €. 
2. Der Versicherer ersetzt diese Regiekostenpauschale grundsätzlich nur für Schäden, bei 

deren Behebung kein Gutachter, Architekt oder betriebsfremder Bauleiter eingebunden 
war. 

 

Leckortungskosten 
 
1. In Erweiterung von Abschnitt C Nr. 19 ersetzt der Versicherer, soweit die Gefahr 

Leitungswasser versichert ist, die Kosten für die Ursachensuche bei an versicherten 
Gebäuden festgestellten Nässeschäden, auch dann, wenn sich durch die Untersuchung 
herausstellen sollte, dass kein Schaden gemäß Abschnitt A § 3 und Abschnitt C Nr. 10 – 
14 vorliegt. 

2. Die Entschädigung ist je Versicherungsfall auf 500 € begrenzt. 
 

Kosten im Zusammenhang mit unbemerkten Todesfällen von Mietern 
 
In Erweiterung von Abschnitt C Nr. 19 gilt: 
 
1. Versichert sind Kosten für die Instandsetzung von Wohnraum, sofern dieser durch einen 

unbemerkt gebliebenen Todesfall eines Mieters nicht unmittelbar weitervermietet werden 
kann. 
Dieses können insbesondere sein: 

a. Kosten für aufgebrochene Türen oder Fenster, 
b. Beseitigung des Hausrats 
c. Desinfektion und Renovierung der betroffenen Wohn-/Gewerbeeinheit. 

2. Nicht versichert sind: 
a. ausfallende Mieten, 
b. Aufwendungen für durch Mieter zu dessen Lebzeiten verursachte Schäden am 

Mietobjekt oder für geplante Renovierungen. 
3. Ein Anspruch auf Entschädigung besteht nur in dem Umfang, in dem kein Schadenersatz 

aus anderen Versicherungen, hinterlegten Kautionen oder von den Erben erlangt werden 
kann. 

4. Die Entschädigung ist je Versicherungsfall auf 10.000 € begrenzt.  
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Gebäudeschäden bei Fehlalarm von Rauch- / Gasmeldern 
 
Abweichend von Abschnitt C Nr. 19 gilt: 
 
1. Sofern ein Rauch-/Gasmelder gemäß den anerkannten Regeln der Technik eingebaut 

wurde, gilt: Veranlasst der Alarm eines Rauch-/Gasmelders Polizei oder Feuerwehr, sich 
gewaltsam Zugang zu einer Wohnung zu verschaffen, so sind die Kosten für die 
Beseitigung der Aufbruchschäden auch dann versichert, wenn der Alarm durch eine 
Fehlfunktion des Rauch-/Gasmelders ausgelöst wurde. 

2. Die Entschädigung ist je Versicherungsfall auf 2.000 € begrenzt.  
 

Mehrkosten für den alters-/ behindertengerechten Wiederaufbau 
 
In Erweiterung von Abschnitt C Nr. 19 gilt: 
 
1. Soweit der entschädigungspflichtige Schaden die Höhe von 25.000 € übersteigt, werden 

die Mehrkosten ersetzt, die dadurch entstehen, dass durch einen Versicherungsfall 
zerstörte bzw. beschädigte versicherte Gebäude bzw. Gebäudeteile alters - bzw. 
behindertengerecht wiederaufgebaut werden müssen. 

2. Der alters- bzw. behindertengerechte Wiederaufbau gilt für 
a. den schwellenlosen rollstuhl- bzw. rollatorgerechten Umbau, 
b. die Installation von Handläufen im Treppenhaus und eines Treppenliftes,  
c. den die Selbstständigkeit unterstützenden Umbau des Badezimmers und der 

Küche. 
 

Einbruchdiebstahl in Gemeinschaftsräumen 
 
1. In Erweiterung von Abschnitt C Nr. 19.3 a) gelten die Folgen eines Einbruchdiebstahls in 

Gemeinschaftsräumen als mitversichert. 
2. Der Versicherungsschutz gemäß Nr. 1 bezieht sich ausschließlich auf Schäden an und das 

Abhandenkommen von Waschmaschinen und Münzzählautomaten.  
3. Kein Versicherungsschutz besteht für Bargeld und Wertsachen.  
4. Die Entschädigung ist je Versicherungsfall auf 1.000 € begrenzt.  
5. Eine Entschädigung wird nur dann fällig, sofern aus keinem anderen Vertrag Ersatz verlangt 

werden kann. 
 

Kosten für Gebäudebeschädigungen durch unbefugte Dritte nach Einbruch 
 
1. Abweichend zu Abschnitt C Nr. 19.3 BBL ImmoPlus (01.2016) sind versichert, notwendige 

und angefallene Kosten für die Beseitigung von Schäden an Teilen des versicherten 
Gebäudes wie z. B. Dächern, Decken, Fußböden, Türen (auch Wohnungstüren, sofern aus 
einem anderen Versicherungsvertrag keine Entschädigung erlangt werden kann), Fenstern 
(ausgenommen Schaufensterverglasungen), Rollläden und Schutzgittern, soweit diese dem 
allgemeinen Gebrauch dienen und das Gebäude von mehreren Parteien genutzt  wird, wenn 
die Schäden dadurch entstanden sind, dass ein unbefugter Dritter in Diebstahlsabsicht 

a. in das Gebäude eingebrochen, eingestiegen oder mittels falscher Schlüssel  oder 
anderer Werkzeuge eingedrungen ist; 

b. versucht, durch eine Handlung gemäß a) in ein versichertes Gebäude einzudringen. 
2. Schäden, die der Täter an dem versicherten Gebäude von außen verursacht,  sind nur 

versichert, soweit sie Folge einer Handlung gemäß a) sind.  
 

Mut- und böswillige Beschädigungen (inkl. Graffiti) 
 
1. Abweichend von Abschnitt C Nr. 19.4 a) muss sich das Gebäude nicht auf einem allseitig 
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umfriedeten Grundstück befinden. 
2. Abweichend von Abschnitt C Nr. 19.4 d) beträgt die Höchstentschädigung je 

Versicherungsfall 50.000 €. 
3. Es gilt eine Selbstbeteiligung von 250 € je Schadenfall vereinbart.  
 

Aufwendungen für die Beseitigung umgestürzter und beschädigter Bäume 
 
1. In Erweiterung von Abschnitt C Nr. 19.6 ersetzt der Versicherer die notwendigen Kosten 

für das Entfernen, den Abtransport und die Entsorgung durch Blitzschlag oder Sturm im 
Stamm oder Leittrieb beschädigter oder umgestürzter Bäume sowie abgeknickter Starkä ste 
auf dem Versicherungsgrundstück, soweit eine natürliche Regeneration nicht zu erwarten 
ist. 

2. Bereits abgestorbene Bäume sind von der Versicherung ausgeschlossen.  
3. Die Entschädigung ist je Versicherungsfall auf 10.000 € begrenzt . 
 

Wiederaufforstungskosten für durch Blitz oder Sturm beschädigte oder entwurzelte Bäume 
 
1. In Erweiterung von Abschnitt C Nr. 19.6 ersetzt der Versicherer die notwendigen Kosten 

für die Wiederaufforstung durch Blitzschlag oder Sturm im Stamm oder Leittrieb 
beschädigter oder umgestürzter Bäume auf dem Versicherungsgrundstück, soweit eine 
natürliche Regeneration nicht zu erwarten ist. 

2. Die Wiederaufforstung umfasst das Einpflanzen junger Bäume bis zu 1,50 m Höhe.  
3. Bereits abgestorbene Bäume sind von der Versicherung ausgeschlossen.  
4. Die Entschädigung ist je Versicherungsfall auf 5.000 € begrenzt. 
 

Wiederherstellung der Gartenanlage 
 
1. In Erweiterung von Abschnitt C Nr. 19.6 ersetzt der Versicherer die notwendigen und 

angefallenen Kosten für die Wiederbepflanzung durch Brand, Blitzschlag, Explosion, 
Implosion, Verpuffung, Luftfahrzeuge, Leitungswasser oder Sturm beschädigter oder 
umgestürzter Hecken, Sträucher und Zierpflanzen auf dem Versicherungsgrundstück, 
soweit eine natürliche Regeneration nicht zu erwarten ist.  

2. Bereits abgestorbene Hecken, Sträucher und Zierpflanzen sind von der Versicherung 
ebenso ausgeschlossen wie jegliche Art von Topfbepflanzungen.  

3. Schäden durch Hagel sind nicht mitversichert. 
4. Die Entschädigung ist je Versicherungsfall auf 5.000 € begrenzt. 
 

Mietausfall 
 
Abweichend von Abschnitt C Nr. 22 a) und d) ersetzt der Versicherer in Erweiterung von Abschnitt A § 
9 Nr. 2 a) Mietausfall oder Mietwert bis zu dem Zeitpunkt, in dem die Räume wieder benutzbar sind, 
höchstens jedoch für 36 Monate seit dem Eintritt des Versicherungsfalles. 
 

Transport und Lagerkosten für Hausrat 
 
1. In Abänderung zu Abschnitt C Nr. 25 BBL ImmoPlus (01.2016) gilt: 

Infolge eines ersatzpflichtigen Schadens sind – soweit dafür aus einem anderen  
Versicherungsvertrag keine Entschädigung erlangt werden kann – auch Kosten für Transport und  
Lagerung des Hausrats der Wohnungsnutzer versichert, wenn die Wohnung unbenutzbar wurde  
und dem Wohnungsnutzer auch die Lagerung in einem benutzbaren Teil der Wohnung nicht  
zumutbar ist. 

2. Die Kosten für die Lagerung werden bis zu dem Zeitpunkt ersetzt, in dem die  Wohnung 
wieder benutzbar oder eine Lagerung in einem benutzbaren Teil der  Wohnung wieder 
zumutbar ist, längstens für die Dauer von 12 Monaten. 
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3. Die Entschädigung ist je Versicherungsfall auf 75.000 € begrenzt. 
 

Elementar – Rückstausicherung 
 
Abweichend von Abschnitt D §11 gilt 
 
1. Zur Vermeidung von Überschwemmungs- bzw. Rückstauschäden hat der 

Versicherungsnehmer bei rückstaugefährdeten Räumen baurechtlich (hierzu zählen 
insbesondere auch die Entwässerungs- und Wasserversorgungssatzung der zuständigen 
Gemeinde und die Landesbauordnung) geforderte Rückstausicherungen anzubringen. 

2. Alle Räume, die nicht oberhalb der Rückstauebene liegen, gelten als rückstaugefährdet.  
3. Als Höhe der Rückstauebene wird die Straßen- oder Geländeoberkante über der 

Anschlussstelle der Anschlussleitung an die öffentlichen Abwasseranlagen festgesetzt. Es 
sei denn durch den zuständigen Betreiber des öffentlichen Abwassersystems wurde eine 
andere Höhe festgelegt. 

4. Die Rückstausicherungen sind gemäß Herstellerangaben zu warten und funktionsbereit zu 
halten. 

5. Der Versicherungsnehmer hat Abflussleitungen auf dem Versicherungsgrundstück, für die 
er die Gefahr trägt, freizuhalten. 

6. Verletzt der Versicherungsnehmer eine dieser Obliegenheiten, so ist der Versicherer unter 
den in Abschnitt B § 8 beschriebenen Voraussetzungen zur Kündigung berechtigt oder 
auch ganz oder teilweise leistungsfrei. 

 

Glas – Kosten 
 
Abweichend von Abschnitt E § 4 Nr. 2 ersetzt der Versicherer die infolge eines ersatzpflichtigen 
Schadens notwendigen und angefallenen Kosten gemäß Abschnitt E § 4 Nr. 2 a) bis d) bis 10.000 €. 
 

Vom Gebäude-/Wohnungseigentümer bereitgestellte Sachen 
 
Vom Gebäude-/Wohnungseigentümer in den Wohnungen bereitgestellte Einbaumöbel, -herde, Türen, 

Badewannen, Handwaschbecken und sonstige zur Wohnung gehörenden Gebäudeteile sind auch dann 

versichert, wenn sie von den Mietern vom ursprünglichen Bestimmungsort entfernt und an anderer 

Stelle auf dem jeweiligen Versicherungsgrundstück eingelagert werden. 
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Sachschäden durch Mieter an vermietetem Wohneigentum (sofern vereinbart) 
 
1. Gegenstand der Versicherung 
Die Versicherung bietet dem Vermieter von Wohnräumen im Rahmen des unter §§ 2-10 vereinbarten 
Deckungsumfanges Versicherungsschutz für durch Mieter verursachte Schäden an den unter § 2 
genannten versicherten Sachen. 
 
2. Versicherte Sachen, Versicherungsort 
1. Versichert sind die vom Vermieter eingebrachten Gebäudebestandteile innerhalb der im 

Versicherungsvertrag bezeichneten Wohneinheiten und der mitversicherten Räume, wie 
Keller, Loggien, Balkone, Terrassen sowie Räume in Nebengebäuden einschließlich 
Garagen. 

2. Mitversichert sind auch vom Vermieter eingebaute und mit der Wand fest verbundene 
Einbaumöbel und -küchen sowie nicht fest verklebter Fußbodenbelag, wie z.B. 
Teppichboden oder schwimmend verlegtes Parkett.  

3. Versicherbar sind vorgenannte Sachen nur, sofern sich die zu vermietende Wohnung 
gemäß einem vom Vermieter und Mieter unterzeichneten Übergabeprotokoll bei Einzug in 
einem ordnungsgemäßen Zustand befindet. Dies ist im Versicherungsfall anhand dieses 
von beiden Mietparteien unterzeichneten Übergabeprotokolls nachzuweisen. Die Wohnung 
befindet sich dann in einem ordnungsgemäßen Zustand, wenn diese gemäß 
Übergabeprotokoll 

a. bezugsfertig, 
b. verkehrssicher und 
c. mängelfrei 

ist. 
4. Mängelfrei im Sinne dieser Bedingungen ist eine Wohnung auch dann, wenn die im 

Übergabeprotokoll festgestellten Mängel bei Eintritt des Versicherungsfalles nachweislich 
fachgerecht beseitigt wurden. 

5. Kein Versicherungsschutz besteht für nicht im Übergabeprotokoll bezeichnete Mängel, die 
bereits zum Zeitpunkt des Bezugs objektiv vorhanden waren, wie z.B. versteckte Mängel 
(siehe § 5 Nr. 2). Ohne Existenz eines ordnungsgemäßen Übergabeprotokolls besteht für 
die einzelne Mieteinheit kein Versicherungsschutz. Eine vor dem Versicherungsfall 
erstellte, von beiden Parteien unterzeichnete, Erklärung zur objektiven Mängelfreiheit der 
Wohnung steht dem Übergabeprotokoll jedoch gleich, sofern die Wohnung bereits 
vermietet ist und ein Übergabeprotokoll zum Bezugszeitpunkt nicht erstellt wurde.  

 
3. Versicherte Gefahr und Schäden, Versicherungsfall  
1. Versicherungsschutz besteht für Beschädigung, Zerstörung oder Abhandenkommen der 

versicherten Sachen (Sachschaden) durch folgende Handlungen oder Unterlassungen des 
Mieters: 

a. Mutwilligkeit 
b. Verwahrlosen lassen des Mietobjektes 

2. Darüber hinaus sind Schäden an versicherten Sachen durch den Befall von Ungeziefer, 
Ratten und Mäusen mitversichert, sofern diese durch ein Verhalten nach Nr. 1 verursacht 
wurden. 

3. Im Sinne dieser Bedingungen ist die Mietsache verwahrlost, wenn der Allgemeinzustand 
der Wohnung zu einer unzumutbaren Gefährdung der Gesundheit von Personen oder zu 
einer erheblichen und nachhaltigen Beeinträchtigung der Mietsubstanz selbst oder fremden 
Eigentums führt. 

 
4. Versicherte Kosten 
1. Versichert sind die infolge eines Versicherungsfalles (§ 3) angefallenen Kosten:  

a. für das Aufräumen und den Abbruch versicherter Sachen (§ 2), für das Abfahren 
von Schutt und sonstigen Resten zum nächsten Ablagerungsplatz und für deren 
Ablagerung und Vernichtung. Sonstige Reste im Sinne dieser Bedingungen sind 
neben Resten von versicherten Sachen auch solche, die vom Mieter in dem 
Mietobjekt zurückgelassen wurden einschließlich Müll und Sperrmüll (Aufräumungs - 
und Abbruchkosten); 
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b. für die Reinigung, Desinfizierung, Schädlingsbekämpfung und für weitere behördlich 
angeordnete Dekontaminationsmaßnahmen, die erforderlich sind, um den 
Wohnungszustand wiederherzustellen, der vor Eintritt des Versicherungsfalles 
bestand; 

c. die dadurch entstehen, dass zum Zwecke der Wiederherstellung oder 
Wiederbeschaffung versicherter Sachen (§ 2) andere Sachen bewegt, verändert 
oder geschützt werden müssen (Bewegungs- und Schutzkosten); 

d. die dadurch entstehen, dass sich die zuständige Behörde Zugang zu der Wohnung 
verschaffen muss, z.B. wenn der Mieter verstorben ist oder die Gefahr besteht, dass 
durch den Zustand der Wohnung Krankheiten verbreitet werden oder von dieser 
Gesundheitsgefahren ausgehen können. 

2. Versichert sind notwendig angefallene Kosten für – auch erfolglose – Maßnahmen, die der 
Versicherungsnehmer zur Abwendung eines unmittelbar drohenden versicherten Schadens 
oder Minderung eines Schadens für sachgerecht halten durfte (Schadenabwendungs - und 
Schadenminderungskosten). Hierzu gehören nicht Maßnahmen einer Rechtsverfolgung 
(z.B. Zwangsräumung). 

 
5. Ausschlüsse 
Versicherungsschutz besteht nicht für: 
1. bereits bei Einzug gemäß Übergabeprotokoll festgestellten Mängeln an den versicherten 

Sachen (§ 2) oder – sofern das Mietobjekt bei Einzug unrenoviert war – die Kosten für die 
bereits im Übergabeprotokoll dokumentierten notwendigen Reparaturen oder 
Renovierungen; 

2. die zum Bezugszeitpunkt objektiv vorhandenen Mängel (z.B. versteckte Mängel).  
3. Veränderungen oder Verschlechterungen an den versicherten Sachen (§ 2), die nach dem 

Einzug durch normale Abnutzung oder Verschleiß entstanden sind;  
4. finanzielle Schäden durch: 

a. Mietausfälle und fortlaufende Mietnebenkosten; 
b. Mahn- und Prozesskosten infolge außergerichtlicher und gerichtlicher 

Inanspruchnahme des Mieters aufgrund des Versicherungsfalles;  
5. Aufwendungen für Leistungen der Feuerwehr oder anderer Institutionen, die im öffentlichen 

Interesse zur Hilfeleistung verpflichtet sind, wenn diese Leistungen im öffentlichen 
Interesse erbracht werden. 

 
6. Versicherungssumme / Entschädigungsgrenze 
Die Entschädigung ist je Versicherungsfall begrenzt auf die im Versicherungsschein genannte 
Versicherungssumme. 
 
7. Selbstbeteiligung 
Der Versicherungsnehmer trägt je Versicherungsfall eine Selbstbeteiligung in Höhe von drei Monats-
Kaltmieten. 
 
8. Subsidiarität 
Der Versicherer gewährt dem Versicherungsnehmer insoweit keinen Versicherungsschutz, als der 
Versicherungsnehmer Entschädigung aus einem anderen Versicherungsvertrag des 
Versicherungsnehmers oder des Mieters verlangen kann (z.B. Feuer-, Leitungswasserversicherung). 
 
9. Entschädigungsberechnung 
1. Ersetzt werden im Versicherungsfall bei 

a. zerstörten Sachen der Versicherungswert bei Eintritt des Versicherungsfalles. 
Versicherungswert ist der Wiederbeschaffungswert (/-preis) von Sachen gleicher Art 
und Güte in neuwertigem Zustand (Neuwert); 

b. beschädigten Sachen die notwendigen Reparaturkosten bei Eintritt des 
Versicherungsfalles zuzüglich einer durch die Reparatur nicht auszugleichenden 
Wertminderung, höchstens jedoch der Versicherungswert bei Eintritt des 
Versicherungsfalles. Wird durch den Schaden die Gebrauchsfähigkeit einer Sache 
nicht beeinträchtigt und ist dem Versicherungsnehmer die Nutzung ohne Reparatur 
zumutbar (sogenannte Schönheitsschäden), so ist die Beeinträchtigung durch 

AF 2026 
Stand 10/2025   



 

 

Zahlung des Betrages auszugleichen, der dem Minderwert entspricht.  
2. Restwerte werden in Fällen von Nr. 1 angerechnet. 
3. Die Umsatzsteuer wird nicht ersetzt, wenn der Versicherungsnehmer 

vorsteuerabzugsberechtigt ist; das Gleiche gilt, wenn der Versicherungsnehmer 

Umsatzsteuer tatsächlich nicht zahlt bzw. gezahlt hat.  

Starkregen Plus (sofern vereinbart) 
 
Der Baustein Starkregen Plus kann ausschließlich in Verbindung mit der 
Elementarschadendeckung abgeschlossen werden. 
 
1. In Erweiterung Abschnitt D § 3 (Überschwemmung) entschädigen wir für Schäden an 

versicherten Sachen die 
a. durch eindringendes Niederschlagswasser oder  
b. durch die Überflutung von Balkonen und Dachterrassen 
infolge von Starkregen zerstört oder beschädigt werden oder abhandenkommen. 

2. Starkregen liegt vor, wenn Witterungsniederschläge mit einer Menge von mindestens  
a. 25 Liter pro Quadratmeter in einer Stunde oder  
b. 60 Liter in 6 Stunden  
am Versicherungsort fallen. 

3. Der Versicherungsschutz erstreckt sich nicht  
a. auf die Überflutung von Flachdächern;  
b. Schäden an versicherten Gebäuden die nicht bezugsfertig oder wegen 

Umbauarbeiten für ihren Zweck nicht benutzbar sind; 
c. Eindringen von Starkregen durch nicht ordnungsgemäß geschlossene Türen, 

Fenster oder andere Öffnungen, es sei denn, dass diese Öffnungen durch 
versicherte Gefahren entstanden sind. 

4. Besonderes Kündigungsrecht 
a. Sie und wir können unter Einhaltung einer Frist von drei Monaten Starkregen Plus 

in Textform kündigen.  
b. Kündigen Sie, so können Sie bestimmen, dass Ihre Kündigung erst zum Schluss 

des laufenden Versicherungsjahres wirksam wird.  
c. Kündigen wir, so können Sie den gesamten Vertrag innerhalb von einem Monat 

nach Zugang unserer Erklärung zum gleichen Zeitpunkt kündigen.    
5. Höchstentschädigung 

a. Die Jahreshöchstentschädigung ist auf max. 1.000.000 Euro begrenzt.  
6. Der bedingungsgemäß als entschädigungspflichtig errechnete Betrag wird je 

Versicherungsfall um 1.000 Euro gekürzt. 
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